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Vorwort 
======= 

Mit dem vorliegenden Sozialbericht 1976/77 wurde zunäch~t 

das Ziel verfolgt, die Berichterstattung des Bundesmini 
steriums für soziale Verwaltung zu aktualisieren . Dadurch 

kann nunmehr auf die Erstellung eines getrennten Tät ig
keitsberichtes verzichtet werden . Andererseits wurden die 

Berichtsteile gestrafft und es mußte teilweise auf vor
läufige Daten zurückgegriffen werden . Der Abschnitt über 
die Einkommensentwicklung - ein bisher vernachlässigter 
Bereich der Analyse in Österreich - wurde auf Grund einer 
Untersuchung des Instituts für Höhere Studien vlesentlich 
ausgeweitet. Aus Gründen der übersichtlichkeit wurden ei
ne Zusammenfassung und die sozialpolitische Vorschau dem 
Bericht vorangestellt. Die Beiträge der Interessenvertre

tungen stellen deren t-1einung dar. 

Der Bericht wurde aus Aktualitätsgründen auf das Jahr 19'77 
konzentriert; für 1976 wird, sofern Daten und Fakten nicht 
aus dem vorliegenden Bericht hervorgehen, aus Gründen der 

Vereinfachung auf den Tätigkeitsbericht 1976 verwiesen, ä~r 

vom Parlament bereits voriges Jahr zur Kenntnis genommen 
wurde. 

Ich möchte schließlich diese Gelegenheit benützen , um al 

len Mitarbeitern an dem Bericht, insbesondere auch den
jenigen des Hauptverbandes der österreichischen Sozial 

versicherungsträger, des Statistischen Zentralamtes und 
des Instituts für Höhere Studien, für ihre Mitwirkung zu 

danken. 

Wien, im Juni 1978 Gerhard Weißenberc 
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Zusammenfassung wichtiger Ergebnisse 
= = ===================;======;======= 

Das Leistungseinkommen je unselbständig Beschäftigten1} 

erhöhte sich 1976 um 9,2 % und 1977 um 8,1 %. Real , na ch 
Berücksichtigung der Preissteigerungen , bedeutet di es 

Zuwächse von 1,8 % und 2,5 %, wegen des geringer en Wirt
schaftswachstums weniger als im langjährigen Trend . Netto , 
nach Abzug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen , 
erhöhten sich die Durchschnittseinkommen der Unselbstän
digen in der Gesamtwirtschaft real um 0,8 % und 1 ,4 %. Die 

leichte Zunahme der Netto-Realeinkommenssteigerung im Jahr 
1977 trotz geringerer Nominallohnerhöhungen und wachsen
der Abgabenbelastung erklärt sich aus der stark rückläu
figen Inflationsrate (5,5 % nach 7,3 % im Jahr 1976). 

Die Transfereinkommen erhöhten sich 1977 annähernd parallel 
mit den Leistungseinkommen (10,0 %), nachdem sie 1976 über
durchschnittlich gestiegen waren (13,3 %)2) . Bei überpro
portionaler Zunahme der Abzüge (LOhnsteuer, Sozialversiche

rungsbeiträge) wuchsen die Netto-Masseneinkommen 1976 um 
10,2 % 'und 1977 um 8,9 %, real um 2,6 % und (dank der 
rückläufigen Inflationsrate) um 3,2 %. Entgegen dem lang
jährigen Trend stiegen die verfügbaren persönli chen Ein

kommen der Haushalte insgesamt (inklusive Selbständigen
einkommen) etwas stärker: nominell 10,7 % und 9 ,6 ~ , real 
3,1 % und 3,9 %, was (neben den freiwerdenden langfristig 
gebundenen Spargeldern) eine kräftige Ausweitung des pri 

vaten Konsums erlaubte. 

1) Das Durchschnittseinkommen je Arbeitnehmer betrug pro 
Monat 1976 S 10.727,-- und 1977 S 11.593 ,- -. 

2) Etwa im selben Maße wie die Einkommenstransfers wuchsen 
1976 und 1977 die Ausgaben für soziale Sicherhei t . Der 
Anteil des Sozialaufwands am Brutto-Nationalprodukt er
reichte 19,3 % bzw. 19,7 % (Sozialversicherung allein 
14,1 % bzw. 14,4 %). 

I 
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In den letzten 25 Jahren ist die Lohnquote am Volksein

kommen - wenn man yon zyklischen Schwankungen absieht -
laufend gestiegen . Dies ging jedoch mit einer annähernd 

proportionalen Zunahme des Anteils der Unselbständigen 
,m den Erwerbstätigen einher , sodaß sich die Pro - Kopf

Einkommen der Selbständigen und der Unselbständigen vlei 

tcrhin ziemlich parallel entwickelten . 

Dp s I'Iedi aneinkommen laut Lohnstuf enstati sti k betrug 1977 

S 7 . 891 ,-- (1976 S '7 . 386 ,--), 10 % aller Unselbständigen 

verdienten 1977 weniger als S 2 . 900 ,--, 10 % mehr als 
S 1L~ . 59 5 ,--. Das Einkommen des untersten Dezils betrug 

ein Drittel des 11edi aneinkommens, das Einkommen des obel 

'-'L on Dezils lag um 85 % über diesem und war fünfmal höher 

a ls das de s unt ersten Dezils . Gemessen am Medianeinkommen 

I ncen di e männlichen Angestellten an der Spitze (S 11 . 805 ,-

na ch S 10 . 918 ,-- ) , gefolgt von den männlichen Arbeitern 

(S 8 . 6L1- 5,-- nach S 8 . 150,--) , den "leiblichen Angestellten 
(S 7 . 106 ,-- na ch S 6 . 605 ,-- ) und den vleiblichen Arbei t er n 

(S :' . /1-48 ,-- nach S 5. 023, --). ' 10 % aller weiblichen Arbei 

LeT' ver dienten 1977 laut Lohnstufenstatistik vJeniger als 

;:) ;? 007 , --, bei den männlichen Angestellten betrug der 
Vel'c l e ichm':er t S 5 . 574 ,--; nur 10 % der vJeiblichen Arbei -

l, ~l' ho. tten 1977 ein Lohneinkommen von über S 8 . 1Lj·5, --, 
'10 )~ der !rlii.nnlichen Angestellten aber ein höheres EinkoIlL"'nen 

:: , L~) 2, 28 . 950 ,--. 

IJ i (] G (~s<l1nt zahl all er Pensionen und Renten aus der Unf all 

un d Pensionsversi cherung betrug im Dezember 1977 1,556 . 090 
lHl<J W8.r damit um 18 .11 2 höher als vor Jahresfrist . Die 

l' cJlutive Er höhung des Pensionsstandes war im Jahre 1977 

mi ~ 1 , 2 % gleich hoch wie im Jahre 1976 . 

Da im Berichtsjahr die Zahl der Pensionen relativ nur un

we s entlich stärker Bestiegen ist, als die Zahl der Pen
sionsversicherten , blieb die Relation Pensionsversicherte : 

I 
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Pensi onen nahezu unverändert . Im Jahresdurchschnitt 1976 
entfielen auf je 1 . 000 Pensionsversicherte 510 Pensionen 
und im Jahre 1977 511 Pensionen . Während im Berei ch der 
Unselbständigen die Relotion immer günstiger wird , veI'- ' 
s ch l ech t ert sie sich im Bereich der Selbständi gen stän

dig , und Z\>lar von 760 Pensionen im Jahre 1976 auf 790 
Pensionen auf je 1.000 Pensionsversicherte . Bei rückläu
figen Versichertenständen werden hier von Jahr zu J2hr 
mehr Pensionen im Stande geführt . 

Für das Jahr 1977 wurde der Anpassungsfaktor mit 1, 070 
festgesetzt • Mit 1. Jänner 1977 vmrden die Pensionen und 

Renten um 7,0 % angehoben . Im Zeitraum 1970 bis 1977 vJUI'
den die Pensionen um 93,0 % angehoben . Im gleichen Zeit 
raum stieg der Verbraucherpreisindex für Pensi onisten w n 

64,5 %. Die reale Pensionssteigerung beträgt demnach 

+ 28,5 %-Punkte . 

Die Durchschni ttspension i'ür Arbeiter betrug im Dczembe::.' 

1977 S 3. 021,-- und erhöhte sich gegenüber Dezember 1976 
um 8,1 %. Für Angestellte betrug die durchschnittliche 

Pensi onshöhe S 4 . 543 ,--, was einer 8,0 %igen Erhöhung ge
genüber 1976 entspricht . Die Pensionsbezieher der gew erb
lichen \rJirtschaft und der Bauern erzielten Erhöhungen vo'{j. 

9 , 9 % respektive 20 ,2 % gegenüber dem Vorjahr . 

Betrug die Pensionsanpassung im Jahre 1977 7 5-G , so vmr
den die Richtsätze für Ausgleichszulagen um rund 9 ';~ Cl,n

gehoben . Dies ist eln deutliches Beispiel für eine Maßnah
me im Kampf gegen die Armut. 

In der gesamten Pensionsversicherung wurden im Dezember 

1977 343 . 997 Ausgleichszulagen ausbezahlt, um 1 0 .L~03 \ -le 

niger als im gleichen Monat des Jahres 1976 . Da die Ge
samtzahl der Pensionen anstieg , die Zahl der Ausgleichs

zulagen sich aber verringerte, hat sich der Anteil der 

1 
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Pensionen mit einer Ausgleichszulage von 25,1 % im De
zember 1976 auf 24 ,1 % im Dezember 1977 verringert . 

In der sozialen Krankenversicherung erreichte die Zahl 
der geschützten Personen im Jahre 1977 ein neues Maximum . 
Die Zunahme gegenüber dem Vorj ahr betrug rund 120 . 000 
Personen . Dieser Zugang ist zu einem großen Teil auf die 
Einbeziehung bisher versicherungsfreier Selbständiger der 
gewerblichen Wirtschaft zurückzufü~ren. Im Jahresdurch
schnitt 1977 waren in der sozialen Krankenversicherung 
7 , 413 . 000 Personen leistungsberechtigt; 4,724 . 000 beitrags
zahlende Versicherte und 2 , 689 . 000 mitversicherte Angehöri
ge . Der Anteil der durch die soziale Krankenversicherung 
geschützten Personen an der Gesamtbevölkerung - im Jahres
durchschnitt 1977 betrug die Bevölkerungszahl 7,518 . 000 -
erhöhte sich von 97 , 1 % im Jahre 1976 auf 98,6 % im Jahre 

1977 . 

Das für das Geschäftsjahr 1977 einstweilen nur vorläufig 
vorliegende GebarunEsergebnis der Sozialversicherungs
trhger ergab Gesamteinnahmen von 113,7 Mrd. Schilling 
denen Ausgaben von 111,4 Mrd . Schilling gegenüberstehen . 

Gegenüber dem Jahre 1976 sind die Einnahmen um 10,3 % 
und die Ausgaben um 8 , 9 % gestiegen . Im Jahre 1977 konn
te in der Sozialversicherung insgesamt ein Gebarungs
überschuß in der Höhe von 2 . 237 Mio . Schilling erzielt 
werden . 

Die Gesamteinnahmen in der Pensionsversicherung betrugen 
78 . 886 Mio . Schilling, um 5 . 542 Mio. Schilling oder 7,6 % 
mehr als im Jahre 1976 . Die Ausgaben betrugen 76 .948 Mi o . 
Schilling; sie erhöhten sich gegenüber dem Jahre 1976 
um 5 . 821 Mio . Schilling oder 8,2 %. 

Der Anteil der Versichertenbeiträge an den Gesamteinnah
men betrug im Jahre 1977 64,9 % - in der Pensionsversi che
rung der Selbständigen 23,4 %. 

, 
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Für die betragsmäßig größte Ausgabenposition in der Kran
kenversicherung - ärztliche Hilfe - wurden 1977 7. 785 Mi o . 

Schilling aufgewendet, das ist um 10,9 % mehr als 1976 , für 

die Anstalts(Haus) krankenpflege 7. 514 Mio. Schilling 

(+ 15,6 %) , für Heilmittel und Heilbehelfe 5. 035 rh o . 
Schilling (+ 10,2 %) und für Zahnbehandlung und Zahner
satz 2.639 Mio. Schilling (+ 13,7 %). 

Die Tätigkeiten des Bunde sministeriums für soziale Ver
vlal tung auf dem Gebiet der gesetzlichen Sozialversicherung 

waren im Jahre 1977 in erster Linie durch das Bestreben 
gekennzeichnet, im Anschluß an die 32 . Novelle zum Allge

meinen Sozialversicherungsgesetz und die entsprechenden 

Novellen zu den glei chartigen sozialversicherungsrecht

lichen Vorschrift en (siehe Vorjahresbericht) das System 

der Sozialen Sicherheit nach Maßgabe der vorhandenen Mög

lichkeiten besonders zugunsten der wirtschaftlich rela
tiv s chlechter gestellten Pensionsbezieher weiter auszu

bauen und dieses System gleichzeitig sowohl legistisch 
\.vie auch \"Jirtschaftlich noch besser abzusi chern . 

Die legistische Absicherung erfolgte insbesondere im Be

reiche der Pensionsversicherung der in der gewerbli ch en 
Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen und der Bauern . 

Die finanzielle Lage der Träger der österreichischen 

Sozialversicherung , insbesondere der Krankenversicherung , 
war im Jahre 1977 Gegenstand eingehender Erörterungen , di e 
zum Teil im Rahmen einer vom Bundesministerium für soziale 

Verwaltung einberufenen Enquete unter Mitwirkung der ge 

setzli chen Interessenvertretungen geführt wurden. In le
gi stischer Hinsicht fanden die Bestrebungen zur Sicherung 
der finanziellen Lage der Sozialversicherungsträger ihren 
Niederschlag im Sozialversicherungs-Änd erungsgesetz 1977 . 
Dieses Gesetz beinhaltet Novellen zu einer Reihe von so
zi alversicherungsrechtlichen Vorschriften; es dient einer-

I 
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sei ts - \'lie gesagt - der Stabilisierung der Finanzen der 

in Betracht kommenden Sozialversicherungsträger durch 
T1aßnahmen auf dem Beitragssektor sOvJie durch eine Neu- ' 

f estsetzunc; der Rezeptgebühr , enthält andererseits aber 

auch Maßnahmen zur Entspannung des Bundeshaushaltes und 

eine Lei stungsverbesserung in Form einer "lei teren über 

die normale Pensionsanpassung hinausgehenden Erhöhung der 

Richtsätze für die Ausgleichszulagen. 

Im abgelaufenen Jahr ist die zweite Etappe der Novelle 

zum Kriegsopferversorgnungsgesetz wirksam geword en (Er 

höhunß der Grundrenten für 105.141 Beschädigte und 85 . 422 

Hitwen) . 

Als Maßnahme im Kampf gegen die Armut 1:Jurden die Zusatz

renten für jene Beschädigten erhöht, die ihren Lebensun
terhalt ausschließlich oder überwiegend aus den Bezügen 

nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz und Heeresversor
t:llJlc;sc;eset z be streiten . 

Die bereits im Vorjahr angekündigte Verbesserung der 
Verbrechensopferversorgung wurde durch das Bundesgesetz 

vom 17 . November 1977, BGBl . NI' . 620, verwirklicht . Es 

konnte mit dieser Novelle nicht nur die Beschädigten- und 

Hinterbliebenenversorgung der Opfer schwerer krimineller 

HD.ndlungen verbessert werden, sondern es wurde der An
spruch auf die Leistungen nach dem Verbrechensopfergesetz 

auch jenen Personen eröffnet, die zwar nicht unmittelbar 

durch eine verbrecherische Handlung verletzt wurden , die 
aber z . B. bei der Verfolgung fliehender Täter einen Kör

perschaden bzw . eine Gesundheitsschädigung erlitten haben . 

Erstmalig vJUrde aus den Mitteln des Ausgleichstaxfonds 
nach dem Invaliden- Einstellungsgesetz ein Fahrtkostenzu

s chuß in der Höhe von S 2 . 500 ,-- für jene Behinderten ge

leistet, die dauernd oder überwiegend auf den Gebrauch 

eines Rollstuhles angewiesen sind . 

I 
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Dem Beratungsdienst in sozialen Angelegenheiten kommt 
immer größere Bedeutung zu. Seit 1975 hat sich die Zahl 
der ratsuchenden Behinderten um das Zweieinhalbfache er
höht . 

Neue Aktivitäten wurden im Jahr 1977 dur ch die Erstellung 
eines Rehabilitationskonz epts gesetzt . Das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung erarbeitete ein Konzept zur Einglie
derung Behinderter, in dem zwei Schwerpunkte betont wur
den . Der erste Schwerpunkt soll die Grundvoraussetzung für 
eine wirkungsvolle optimale Rehabilitation bewirken , näm
lich das koordinierte Zusammenwirken aller Rehabilitati
onsträger . Der zweite Schwerpunkt des Konzepts hat die 
Errichtung bzw . den Ausbau geschützter Werkstätten in koor
dinierter Form zum Ziel , da auf diesem Gebiet ein großer 
ungedeckter Bedarf besteht . 

Weiters wurd en die Bemühungen im Kam!')f gegen die Armut 
verstärkt . Im Berichtsjahr wurde unter Federführung des 
Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Rahmen ei

nes interministeriellen Komitees eine Unterlage über 
die bisherige Tätigkeit der Bundesregierung mit einem 
Ausblick auf die künftigen Schwerpunkte erarbeitet , wobei 
es vor allem darauf ankommen vJird, der versteckten , 

und verschämten Armut noch intensiver als 

bisher zu beGegnen und neue Initiativen in der Armuts
forschung zu setzen. 

1976 und 1977 konnte die Vollbeschäftigung in Österreich 
weiterhin gesichert werden , wozu die Arbeitsmarktpolitik 

wiederum ·wesentlich beigetragen hat . 

Für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wurden im Jahre 
1977 insgesamt rund 756,1 Mio . Schilling aufgewendet . 
Für den Sachbereich Mobilitätsförderung wurden 294,9 Mio . 
Schilling aufgewendet, für Arbeitsbeschaffung 209,9 Nio . 

I 
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Schilling, für Lehrausbildung und Berufsvorschulung 78 , 3 
Mi o . Schilling , f ür Ausstattung 70 Mio . Schilling , für 

Behinderte 62 ,6 Mio. Schilling , für Arbeitsmarktinforma

ti on 39 ,4 Mio . Schilling und für Ausländer 1 Mio . Schil
ling . Abgesehen von den Ausgaben bei der Mobilitätsförde

rung , in deren Rahmen die Auffangmaßnahmen im Wege von 

betrieblichen Schulungen ange sichts der Wirtschaftslage 

in vi el geringerem Ausmaß a l s 1976 durchgeführt werden 

mußtEn und abgesehen vom Mitteleinsatz für die Ausst attung 

von Di ens tstel len , lag die Höh e der Ausgaben in allen an

de r en Bereichen über der des Vorjahres . 

111 Versuchstätißkeiten in v/iener und niederösterrei chischen 

AT'bei tsö.mtern wurden 1977 neue 1,.le ge der Arbei tsvermi ttlunG 
durch EDV- Einsatz erprobt . Di e bisherigen versuchstliti~

keiten haben geze igt, daß durch den EDV- Einsatz den Kunden 

eine vorbeI' nie dagewe sene Transparenz des Arbeitsmarktes 

c.;ebotcn vlird . 

'1 2 ,?CJOO l)ersonen \.vuruen 1977 von der Berufsberatung be

treut , darunter 79 . 000 Jugendliche und 13 . 000 Schüler . 

Mit Wirkung vom 1. Juli 1977 vlUrde die Einkommensgrenze 

für die Gevlährung von Individualbeihilfen nach dem Ar
beitsmal'ktförderungsc.;esetz von früher S 7 . 200 ,-- auf 

S 7 . 700 , - - neu festgelegt . 

Für die Beschaffung zusätzlicher Arbeitsgelegenheiten für 
Arbeitslose oder für AI'bei t skräfte , die in nächster Zei t 
in1' olge einer Betriebseinstellune; , - einschränkung oder 

- umstellung von Arbeitslosigkeit betroffen Herden, wurd en 
1977 von der Arbeitsmarktverwaltung 30 Mi o. Schilling auf
ge\>Jendet und damit 4 . 300 Arbeitsplätze in 49 Betrieben 

e;ci'ördert . Textil-, ßekl eidungs-, IIolzverarbei tungs-, 11e

tal lvJarenerzeugungs- und Elektortechnikbetriebe standen 
dabei im Vordergrund . 

I 
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Um die Saisonarbeitslosigkeit in der Bauwirt s chaft und 

Land- und Forstwirtschaft zu mild ern , förd er te die Ar 
beitsmar ktverwaltung 1977 mit 142 ,6 Mi o. Schi ll i ng Un
ternehmen in diesem Sektor, wa s 27 . 564 Arbeitskräften 

direkt zugute kam und in weiterer Fol ge Arbeitsplätze für 
rund 68 . 000 Beschäf t i gte sicherte bzv.J . neu s chuf . 

Mit den zum Ausgleich längerfristiger Beschäfti gungs
schwi eri gkeit en nach dem § 35 Abs . 1 lit . a Arbeit smark t 
fö r der ungsges etz vorgesehenen Beihilfen konnten 1977 in 
35 Betrieben 2. 963 Arbeitsplä tze gesichert bzw . neu ge
s chaffen werden , wobei der größte Anteil auf di e Metall- , 
Bekl eidungs- , Glas- und Holzindustrie entfiel . 

18 . 768 Lehrlinge wur den mit einer Ausbildungsbeih i lf e ge

fördert . Der finanzielle Aufwand dafür betrug 65 Mio . 

Schil l ing . 1976 1tlUrden 18 . 639 Lehrlinge mit einer Au s
b i ldungsbeihil fe gefördert, wofür rund 43 , 3 Mi o . Schil 

ling aufgewendet wurden . 

Für die Lehrstellensuchenden der Jahre 1976/77 un d 1978 
vlird ein Sonderprogramm durchgeführt, \vodurch 1976 1 . 014 
zusätzl i che Lehrst ellen gefördert wurden . Der finanzielle 
Aufvl1and betrug für das erste Lehrjahr 17,9 r1i o . Schi l l i ng . 

Bis November 1977 wurden neuerlich 732 zusätzl i ch e Lehr
stellen gefördert, ferner wurden 228 Lehrstellen im zwei

ten Lehrjahr weiter gefördert . 

Für die Rehabilitation Behinderter wurden 1977 i n sge samt 
, 

rund 62 , 6 Mio . Schi lling verausgabt, davon rund 47 , 1 Mio . 
Schilling für Mobilitätsförderung, rund 8 ,1 Mi o . Schi lling 

fü r Arbeitsbeschaffung und rund 7 , 4 Mio . Schil l ing für 
Lehrlingsausbildung und Berufsvorschulung . 1976 ent f ielen 
von den aufgewendeten 57,5 Mio . Schilling r und 45 ,8 Mio . 
Schilling auf Mobilitätsförderung, rund 5, 3 auf Arb eits

beschaffung und rund 6, 5 Mio . auf Lehrlingsausbildune und 

Beruf svorschulung . 
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Zur Unterstützung des Bundesministeriums für Justiz wurde 
ein Konzept für die berufliche Integration bzw . Reinte
gration sowie Ausbildung Haftentlassener und Strafgefan
gener erstellt . 

Insgesamt erreichten 1977 die für Ausstattungsprojekte ver
wendeten Geldmittel den Umfang von 70 Mio. Schilling: 
Für Bereitstellung und Verbesserung von SChulungsstätten 
wurden 69 Mio . Schilling, für die Schaffung bzw. Ausstat

tung von Kindergartenplätzen wurde 1 Mio. Schilling auf
gewendet. 

Ab' 1.1.1977 wurden das Karenzurlaubsgeld sowie die Frei

crenzen bei der Anrechnung von Einkommen auf die Notstands
hilfe erhöht. 

Durch das Bundesgesetz vom 2 . Juni 1977 über die Sicherung 

von Arbeitnehmeransprüchen im Falle der Insolvenz des Ar
beitgebers wird sichergestellt , daß in Konkurs- und Aus

ßleichsfällen sowie in den Fä~len, in denen ' mangels hin
reichenden Vermögens des Arbeitgebers nicht einmal ein Kon
kurs eröffnet wurde, die den Arbeitnehmern zustehenden, je
doch nicht erfüllten Forderungen (Entgeltansprüche, Abferti
bungen usw.) durch die Gewährung des sogenannten Insolvenz
Ausfallßoldes sofort und in voller Höhe abgedeckt werden. 
Ein betroffener Arbeitnehmer hat lediglich seine Forde
rungen wie bisher im Konkurs- oder Ausgleichsverfahren 
seines Arbeitgebers geltend zu machen und so dann seinen 
Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld beim Arbeitsamt einzu
bringen. Das Arbeitsamt erkennt über den Antrag mit Be
scheid. Die Ansprüche des Arbeitnehmers aus dem Arbeits
verhältnis gehen auf den Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds in 
der Höhe über, in der dem Arbeitnehmer Insolvenz-Ausfall
geld zuerkannt wur~e. 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat im Jahre 

I 
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1977 eine Reihe legistischer Vorhaben auf dem Gebiet des 
Arbeitsrechtes verwirklicht. Die Novelle zum land- und 

forstwir tschaftlichen Berufsausbildungsgeset z erleichtert 
die Voraussetzungen für die Zulassung von Prüfungen und 
für den zweiten Bildungsweg. Die Novelle zum Arbeiter
kammergesetz bringt u.a. eine Neuregelung des Stimmzet
tels für Wahlkarten~ähler. Die Novellen zum Entgeltfort
zahlungsgesetz und \-lohnungsbeihilfengesetz stellen Üb er 
gangsregelungen für 1978 dar. 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat im Jah

re 1977 weitere bedeutsame sozialpolitische Vorhaben 
vorbereitet, die jedoch im Berichtsjahr noch keinen Nie
derschlag in der Gesetzgebung finden konnten . So wurden 
unter anderem der Ent'wurf eines Arbeitsruhegesetzes , No
vellen zum Mutterschutzgesetz, zum Kinder- und Jugendli
chen-Beschäftigungsgesetz und ein Gesetzent\\Turf betref
fend den arbeitsrechtlichen Schutz von freien Mitarb eiter n 

bei Medienunternehmen dem Begutachtungsverfahren unt er zo
gen . 

Der Entwurf des Arbeitsruhegesetzes sieht, ohne einer 
künftigen Entwicklung in Richtung einer größeren Flexibi
lität in der Verteilung der Arbeits- und Ruhezeiten den 
Weg zu versperren, grundsätzlich verlängerte Freizeit am 
Wochenende vor. Mit der Novelle zum Kinder- und Jugendli
chen- Beschäftigungsgesetz sollen notwendig geworden e Er
gänzungen der Schutzbestimmungen vorgenommen werden . Di e 
Novelle zum Mutterschutzgesetz verbessert den Schutz be
rufstätiger Mütter. Der Entwurf des Medienmitarbei terge s et 
zes sollu.a. für die freien Mitarbeiter von Medi enunter
nehmen ein Mindestmaß an arbeitsrechtlichen Schutzvor 
schriften schaffen. 

Dle Arbeitsinspektoren konnten im Berichtsjahr i n 110 . 224 (1976 : 

111.698) Betrieben 111.050 (112.429) Inspektionen durch-

I 
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führen . Dnmit vrurden 72 ,8 % (.75,3 %) der bei den Arbeits

inspektoraten zur Inspektion vorgemerkten Betriebe auf Ein
haltung der zum Schutz der Arbeitnehmer erlassenen gesetz

lichen Vorschriften und behördlichen Verfügungen überprüft . 

Im Jahre 1977 vrurden durch di e Inspektionstätigkeit 

1 , 711 . 163 (1,670 . 340) Arbeitnehmer erfaßt . 

Alu Ende ues Jahres 1977 waren 213 Arbeitsinspektoren t ä

tig , gegenüber 214 Ende 1976 . 

Auf einen Arbeitsinspektor entfielen 897 (899) Amtshand
lungen im Außendienst . 

Zur Durchführung des mit 1 .1. 1973 in Kraft getretenen Ar

beitnehmerschutzgesetzes wurde im Zentral - Arbeitsinspekto

rQ ~ der Entwurf des allgemeinen Teiles einer allgemeinen 

Aroeitnehmerschutzverordnung ausgearbeitet , die die seil.: 

über 25 Jahren in Geltung stehende Allgemeine Dienstnehme '

s chutzverordnung ersetzen soll . 

Am 1 . 1 .1978 traten das Bundesbediensteten-Schutz~esetz ill1d 

die ~llgemeine Bundesbediensteten- Schutzverordnung in 
KriJ.ft . 

Die fa chliche Mitarbeit von Vertretern der Arbeitsinspek

-Lion im Österreichischen Normungsinstitut ergab sich u . a . 

bei der Ausarbeitung von Normen über Krane , Aufzüge , ]'lur

.L' öroerzeuge , Luftreinhaltung und Ergonomie . überdies wurde 

auch bei der Ausarbeitung von elektronischen Sicherheits

vorschriften beim Österreichischen Verband für Elektrotech
nik mi t c;ewirkt . 

Im Jahre 1977 erhielt die Arbeitsinspektion von 115 . 502, 
(110 . 863) Unfällen Kenntnis , von denen 342 (325) einen 
tödlichen Verlauf nahmen . Die Zahl der Unfälle , die in 

den Jahren 1973 bis 1975 eine fallende Tendenz aufwies , 

stiec.; leicht an ; sie VJar im Berichtsjahr um 4 ,18 % (6,0 ~) 
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größer , als im Jahre vorher. Bei den t ödl i chen Unfäl l en 

b et r ug die Zunahme gegenüber 1976 5 , 23 %. Di e Rate der 
tödli chen Unfälle, das ist di e Zahl der t ödlich en Unfälle 

auf je 10 . 000 Unfälle , betrug 29 , 61 (29, 30) . 

Ebenso wie in den vergangenen Jahren standen auch im Be
ri chtsjahr von den einzelnen Wirtschaftsklas sen nach der 

Zahl der Unfälle die Erzeugung und Verarbe itung von 11e
tallen sowie das Bauwesen an erster und zweiter St el le . 

Der Arbeitsinspektion wurden 1 . 172 (936) Arbeitnehmer ge
meldet, die an einer Berufskrankheit im Sinne der sozi al
versicherungsrechtlichen Bestimmungen erkrapkten; wie 1976 

verlief keiner dieser Fälle tödlich . Die Gesamtzahl sti eg , 
nach Gleichbleiben in den letzten Jahren , an . Dies ist auf 
das besonders starke AnHachsen der Meldungen lärmbedine;
ter Hörschäden zurückzuführen . 

Auf dem Gebiet des technischen und arbeitshygienischen 
Arbeitnehmerschutzes wurden bei AmtshandlunGen von Ar
beitsinspektoren in 110 . 224 Betrieben (im Jahre 1976 
111 . 698 Betriebe), insgesamt 149 . 002 (im Jahre 1976 

154 . 609) Mängel beanstandet . 

Im Bereich des VerVlendungsschutz es gab es 19 . 193 (1 (),76 : 

19 . 131) Beanstandungen. 

Im übriGen vJird hinsichtlich 1976 auf den Bericht ·~i"uC!I' 

die T ~itigkei t des Bundesministeriums für soziale Ve l'\!;J.l 
~ung im Jahre 1976 verwiesen . 

I 
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Sozialpolitische Vorschau* 
===================~===== 

Im Mittelpunkt der sozialpolitischen Bemühungen werden 
auch weiterhin der Ausbau der Sozialversicherung und 

der sozialen Einrichtungen überhaupt insbesondere zum 
Schutz der sozial schwachen Bevölkerungsgruppen , die Ver
besserung des Arbeitsrechtes und des Arbeitnehmerschutzes 

und der Beitrag der Arbeitsmarktpolitik zur Sicherung der 
Vollbeschäf tigung stehen . 

So \verden gegenwärt ig im Anschluß an die Anfang des Jah
res 1978 abgehaltene Enquete der Bundesregierung über den 
Kamnf r,o~en die Armut und einschlägige wissenschaftliche 

Untersuchungen in Arbeitskreisen Vorschläge über die 
Schließung sozialer Lücken und die Neugestaltung sozialer 

Dienste auf diesem Gebiet erörtert. 

Im Berei ch der Sozialversicherung wurde in jüngster Zeit 
eines der brennendsten Probleme,nämlich die Sicherung der 

Finanzierung der österreichischen Krankenversicherung , ge
löst. Drei Ausgabenpositionen haben seit Jahren das finan

ziel le Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Aus gaben ge
L~.hr<1et . Es sind dies die Aufwendungen für die Anstal t s 

pflege , für Heilmittel und für ärztliche Hilfe . Die bereits 
lange andauernden Verhandlungen z\tJischen dem Bund und den 
Ländern über die Finanzierung der Krankenanstalten haben 
nunmehr dazu geführt , daß der Abschluß einer Vereinbarung 
über die Schaffung eines Krankenanstaltenfonds vorberei
tet wird . Soweit diese Vereinbarung Belange der Sozialver
sicherung betrifft, werden die Krankenversicherungsträger 

die Mittel, aus der mit dem Sozialversicherungs-Ände

rungsgesetz 1977 verfügten Erhöhung der Höchstbeitrags
grundlage in der K~ankenve'rsicherung (im Jahre 1978 rund 
810 Mio. Schilling) in diesen Fonds einbringen. Dafür ver

pflichten sich die Länder, Erhöhungen der für die Sozial-

*) Redaktionsschl uß 15. Mai. 
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versicherungsträger geltenden Pflegegebührensätze nur 
nach Maßgabe der Beitragseinnahmensteigerung in der Kran

kenversicherung anzuerkennen. Deshalb -sollen die Bestim
mungen der Krankenanstaltengesetze über die Schiedskom~ 
mission für die Dauer der Geltung dieser Vereinbarungen 
nicht anwendbar sein . 

Der Steuerung der Ausgabenentwicklung auf dem Heilmittel
sektor d-ient zunächst die mit dem Sozial versicherungs- Än

derungsgesetz 1977 verfügte Erhöhung der Rezeptgebühr auf' 
S 15, -- pro Verschreibung. Zur Vermeidung von Härtefällen 
soll durch eine neu zu schaffende Richtlinienkompetenz 
des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungs
träger eine einheitliche Praxis der Versicherungsträger 

bei der Befreiung von der Rezeptgebühr herbeigeführt wer-
den . Darüber hinaus ist auch dafür Sorge getragen 
'worden, durch eine Nodifikation bei den Packungsgrößen der 
verordneten Arzneien und Heilmittel den überhöhten Medika
mentenverbrauch einzudämmen. Beide Maßnahmen zusammen sol
len dazu beitragen, den Aufwand der Krankenversicherungs
träger auch auf dem Heilmittelsektor zu vermindern . 

Die Ausgabenentwicklung auf dem Gebiet der ärztlichen Hilfe 
einzubremsen bzw. mit der Einnahmeseite in Einklang zu brin-

gen, ist Aufgabe der diesbezüglichen Verträg~ die 
zwischen den Krankenversicherungsträgern und der Interes
senvertretung der freiberuflich tätigen Ärzteschaft abzu

schließen sind. Die Verträge für 1977 sind bereits dieser 
Politik gefolgt. 

Auf legistischem Gebiet ist in der Krankenversicherung 
eine Hilfestellung im Bereich von Vereinbarungen 

I 
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de s s ogenannten Stellenplane s (Zahl und Niederlassungs

ort der Vertragsärzte) im Rahmen des Gesamtvertrages 
geplant. Im Bereich der Gewer bl ichen Selbständi gen-
Krankenversi cherung wird es i n absehbarer Zei t gesetzl i cher 
Maßnahmen bedürfen , um ei n e au sgegli chene f i nanzielle Ge
barung dieses Versicherungszweige s sicherzustellen . I n der 
bäuerli chen Sozialver sicherung wird die b er ei t s in der 
Pensionsversicherung eingele itete Umstellung des Beitrags
bemessungssystems auch auf die Bauern- Krankenversicher ung 
ausgedehnt werden, um damit ein einheitl ich es System der 
Beme s sung der Beiträge und Leistungen für alle Zweige der 
Sozialversichertmg herbeizuführen . 

In der Unfallversicherung wird eine Ergänzung der Liste 

der Berufskrankheiten vorbereit et sowi e eine Lösung der 
Probleme, die sich dann ergeben, wenn Österreicher im 
Ausland Hilfeleistungen an österreichische Staatsbürger 
erbringen und dabei verunglücken. 

In der Pensionsversicherung ~st beabsi chtigt, den Frauen, 
die sich in den ersten Lebens j ahren eines Kindes der Kin
dererziehung widmen und während di eser Zeit keiner Beschäf
tigung nachgehen, die Schließung der entstehenden Versiche
rungslücken durch eine beitragsmäßi g begünstigte Form der 
Weiterversicher ung zu ermöglichen. 

, 
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Die Ergebnisse der Beratungen des anläßlich einer En-
quete über die Auswirkungen der Reform des Familienrechtes 

auf das Sozialversicherungsrecht eingesetzten Arbeitskrei
ses werden nach ihrem Vorliegen zu weiteren legislativen 
Maßnahmen im Bereich des Sozialversicherungsrechtes führen . 
Im Zusammenhang mit der bevorstehenden Reform des Ehe
s cheidungsrechtes sind Regelungen über die sozi alversi che
r ungsrechtliche Sicherung der gegen ihren Willen geschie
den en Ehefrau .(des Ehegatten) zu treffen . 

Die bereits seit langem andauernden Verhandlungen über 
die Einbeziehung von Gruppen freiberufli ch selbst~ndiger 
Erwerbstätiger in die Pflichtversicherung sind nunmehr so 

weit gediehen , daß sehr bald mit einer gesetzlichen Rege
lung auf diesem Gebiet gerechnet werden kann , die mit 1 . 

Jänner 1979 in Kraft treten soll . Damit vdrd dann auch di e 
letzte größere außerhalb der Sozialversicherung stehende 

Berufsgruppe einem ihren \1üns chen weitestgehend entspre
chenden gesetzlichen Schutzsystem unterstellt sein . 

Die Kompilation und Kodifikation des bestehenden Rechts
stoffes im Bereich der Sozialversicherung der selbständi~ 
Erwerbstätigen ist als Regierungsvorlage dem Parlament 
bereits zugeleitet worden. Auch diese Neuregelung s oll 
mit 1. Jänner 1979 wirksam werden. 

Parallel mit der Vorbereitung dieser Kompilation und Kodifi
kation wurde auch die Dokumentation des Sozialversiche
rungsrechtes mit Hilfe der elektronischen Datenverarbei
tung in Angriff genommen . Sie vJird mit der Einspeicherune 
der entsprechenden Gesetzesmaterialien , der einschlägigen 
Judikatur und Literatur fortgesetzt und wird später auch 
auf den Bereich der Sozialversicherung der Unselbständigen 
ausgedehnt \Jerden . Ziel dieser Dokumentation ist es , den 

interessierten Benützern einen jederzeitigen sofortigen 
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Zugri ff zu den einzelnen Geset zesvorschriften , i hrem j ewei

ligen Hort l aut , i hr er Entstehung , ihren Motiven sowie zu 
der hi ezu ergangenen Rechtsprechung und den sonstigen Ma
teri alien zu erm~ glichen. 

Einem Wunsch, insbesondere aus Kreisen der Bauernschaft} 
entsprechend, wurde eine gesetzliche Regelung über die 
Gewährung eines Mutterschaftsgeldes an Mütter aus dem 
Kreise der Selbständigen in Gewerbe und Landwirtschaft 
zur Er~rterung gestellt. 

Um auf dem Gebiet der Kriegsopferversorgung den sozial
politischen Anforderungen nach dem letzten Stand der For
schung und Entwicklung noch besser als bisher Rechnung 
tragen zu k~nnen, ist für die Gebiete der Heilfürsorge 

und orthopädischen Versorgung eine Überarbeitung der be
stehenden Bestimmungen vorgesehen. 

In Durchführung des vom Bundesministerium für soziale Ver
waltung im Jahr 1977 erstellten Rehabilitationskonzep-
tes sind derzeit intensive Beratungen in einer gemeinsam 
mit den Bunde sl ändern und dem Hauptverband der Sozialver
sicherungsträger errichteten Arbeitsgemeinschaft IIGeschütz
te vlerksti-itten ll im Gange . Sie dienen der Vorbereitung des 
Ausbaues bzw . der Heuerricht ung geschützter ,Werkstätten. 

Umfassende Bedarfserhebungen werden derzeit in den Bundes
l~dern durchgeführt , Mind esterfordernisse für geschützt e 
Workstätten , Richt l inien für i hr RechnungS1tleSen und ihre 
Organisation sowie Grundzüge der Produktion und des Ver
triebs beraten . Auch der Au sbau geschützter Arbeitsplätze 
für Behinderte in den Unternehmungen wird erörtert . 

Im Rahmen des Rehabilitationskonzeptes kommt den bei den 
Landesinvalidenämtern eingerichteten Beratungsdiensten 
größere Bedeutung zu. 

I 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)24 von 332

www.parlament.gv.at



19 

Die in Vorbereitung stehende Novelle zum Invalideneinstel
lungsgesetz 1969 soll erweiterte Möglichkeiten zur Reha

bilitation Behinderter s chaffen . Insbesondere wird die 
Mögli chkeit der Erweiterung des Kreises der begünstigten 
Personen geprüft . Die Erfassung von Arbeitsplätzen, die 

für Behinderte besonders in Betracht kommen , wird intensi
viert werden. Zur Errichtung und zum Ausbau geschützter 

Werkstätten und zur Einrichtung von geschützten Arbeits
plätzen sollen in Zukunft mehr Mittel aus dem Ausgleichs
taxfonds zur Verfüßung gestellt werden. 

Ein besonderes Anliegen wird für die LandesinvalidenäIn
ter die Information der Öffentlichkeit bilden , um zu er
reichen , daß die verbesserten Ansprüche nach den verschie
denen -Gesetzen auch \..,r irksam ausgeschöpft werden können. 

Die Arbeiten an einem neuen, den heutigen Anforderungen 
entsprechenden Jugendwohlfahrtsgesetz i..,rerd en im Einver
nehmen mit dem Bundesministerium für Justi z und Vertre
tern der Bundesländer fort gesetzt . 
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Die Arbeiten an der Kodifikation des Individual
arbeitsrechtes ",erden auch 1978 einen Schwerpunkt in der 
Tätigkeit auf dem Gebiet des Arbeitsrechtes bilden. Die 
Kommission zur KodifilGltion dee Arbe.i tsrechteG hat, ,·de 
im Bericht bereits dargestellt, die Beratungen zum Themen

kreis "Rechtswirkungen des Arbeitsverhältnieses" abgeschlossen 
und mit der Behandlung des Fragenkomplexes Bcendigung des 
Arbeitsverhältnisses fortgesetzt. Nach Abschluß dieses 
Kapitels wird eich die Kommission der BeratunG des allge
meinen Teilcs eines Arbeitsgesetzbuches widmen . 

Auf Grund der bisherigen Beratun[;sergebnisse ,·,erden 
als i'lei tere Schritte einer Teilkodifilwtion ein Enh:urf 
betreffend die Sicherung des Arbeitscntgclts und die Neu
rcgelunG der Schadenshaftung der Arbeitneruner und ein Ent
,',rurf übcr dic mit der Beendigung des .i\.rbeitsverhlil tnisses 
zusanmcnhünGendcn Probleme als Regierungsvorlage dem Parlament 
zugeleitet werden. 

Der Enh,rurf des Entgeltsicherungsgesetzes soll den 
[;csnmten KOIilplex der Entgeltzahlull[;, des Entgeltschutzes bzw 

der EntGeltsicherung, insbesondere die FrGgen der Entcelt
fortzahlung im Kranl;:hei tsfall und aus Gonstigen Gründen 
sowie die SchadenGhaftung der Arbei tneluner einheitlich 
regeln. 

Der Enti·.rurf eines Gesetzes über die Beendigung des 

.i\.rbei tsverhtil tnisses wird eine BereinigunG der sehr unter.
Gchiedliehen Bestir.lmungen über den KUndiguncs- und Ent

lassunGssehutz sOi'de der heutiGen Zeit ancepaßte 
Gründe für die vorzeitige Beendigung des Arbeitsverhlilt-
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nisses br ingen . Mit diesem Gesetz s oll die Vereinheitlichung 
des Abfertigunßsrechtes, insbesonder e aber die Schaffung . 
geset zlicher Abfertigungsansprüche auch für Arbeiter ver
wi rklicht werden. Nach Haßgabe der \'lirtschaftl ichen Gegeben
heiten werden die Bestimmungen über die Abfer tigung für 
Arbe i te r in Etappen in Kraft treten . 

\'le i tere Vorhaben auf dem Ge biete des Arbeitsrechtes 
betreffen Änderungen im Bereich der Arbeitsplatzsicherung 
für ·Präsenz- und Zivildiener, des Hausgehilfen- und Haus
nngestelltengesetzes, des Landarbeitsrechtes und des Arbeits
verfassungsgesetzes . Die Novelle zum Arbeitsplatz-Sicherungs
gesetz "lird in Entsprechung von Entschließungen des National
rates zur \'lehr- und Heeresgebührengesetz- Hovelle einen An
spruch nuf Entgeltfortzahlung für den Zeitrattm der Stellungs
pflicht oder der Einberufung zu \'laffenUbunc;en vorsehen. 

Eine Anhebung der Qualifikation der Hausßehilf en mit 
Rücksicht auf deren geänderte Aufgabenstellunc; durch eine 
entsprechende Berufsausbildung erweist sich als notwendig . 
Dies und eine allfällige Einbeziehune der teilzeitbeschäftigten 
Hausangestellten in den Geltungsbe~eich des Gesetzes sollen 
Inhalt einer No velle zum Hausgehilfen- und Hausnngestel l ten
gesetz sein . 

Eine Novelle zum Mutterschutzgesetz und eine Novelle zum 
Landarbeitsgesetz, die der Anpassung der Rechte der in der 
Land- und Forstwirtschaft Beschäftigten an da s gewerbli-
che Arbeitsrecht, vor allem an die durch die Novelle zum 
Mutterschutzgesetz geschaffenen Verbesserungen, dienen soll, 
stehen ebenso wie ein Gesetzentwurf über freie Mitarbeiter 
bei Medienunternehmen in parlamentarischer Behandlung. Dar
über hinaus wird eine Wiederverlautbarung de s Mutter schutz
gesetzes in Aussicht genommen. Die Bemühungen zur Schaf- . 
fung eines Arbeitsruhegesetzes werden fortgesetzt. 
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Durch eine Novelle zum Arbeitsverfassungsgesetz soll den 
Erfahrungen Rechnung getragen werden, die mit diesem Ge
setz seit seinem Inkrafttreten vor 4 Jahren gemacht wurden. 
Darüber hinaus sollen die von mehreren Seiten erhobenen For
derungen nach Verbesserungen soweit als möglich berücksich
tigt werden. 

Der Bundesregierung werden nach Prüfung der Frage der 
Ratifikation bzw. Verwirklichung der auf der 63. Tagung der 
Internationalen Arbeitskonferenz im Jahre 1977 angenommenen 
Übereinkommen und Empfehlungen entsprechende Berichte vorge
legt werden. 

Die Bestrebungen, -eine Reihe weiterer von der Inter
nationalen Arbeitskonferenz beschlossenen Übereinkommen zu 
ratifizieren, so vor allem die Übereinkommen (Nr. 115) über 
den Schutz der Arbeitnehmer vor ionisierenden Strahlen und 
(Nr. 129) über die Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft 
werden weiter verfolgt werden. 

Die Förd'erung der Chancengleichheit und Gleichbehandlung 
weiblicher Arbeitnehmer bleibt international und national 
eine Zielvorstellung. Deshalb werden auch in Österreich 
Maßnahmen zur Verhinderung von Diskriminierung entsprechend 
dem übereinkommen (Nr. 111) der Internationalen Arbeits
organisation über die Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf geprüft. Die von der internationalen Arbeitsorganisa
tion für die Einschätzung des Fortschrittes bei der Anwendung 
des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung 
der weiblichen Arbeitnehmer den Regierungen der Mitgliedstaaten 
zugeleiteten Richtlinien sollen eine Bewertung des Fortschrit
tes bis 1980 (das ist die Mitte der VN~Dekade der Frau 1976-
1985) ermöglichen. 

Internationalen Empfehlungen entsprechend ist das Bundes
ministerium für soziale Verwaltung an das Internationale 
Institut für Arbeitsstudien bei der Internationalen Arbeits
organisation herangetreten, in Wien ein Forschungssymposium 
zum Thema "Die Frau in den Arbeitsbeziehungen" zu veran
stalten. 

Die Abhaltung dieses Internationalen Symposiums soll die 
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Verbundenheit Österreichs mit den internationalen Be

mühungen zum Ausdruck bringen eWeltaktionsplan und Frauen
dekade der Vereinten Nationen, Beitrag zur Weltkonferenz 
1980 etc.), weiters die Bedeutung Wiens als künftiges 

Amtssitz- und Konferenzzentrum der Vereinten Nationen 
unterstreichen und nicht zuletzt die österreichischen 

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen dazu anregen, 
die berufliche und Einkommenssituation weiblicher Arbeit

nehmer in Österreich weiter zu verbessern. 

Im Jahre 1978 wird der vierte Bericht Österreichs über 
die Durchführung der Europäischen Sozialcharta zu erstel

len sein. 

Das Streben der Betriebe nach Verbesserung der 
?roduktionsbedingungen sowie die Einruhrung neuer 
Prodw{tionsmethoden erfordert zusammen mit der Anwendung 
der arbeitsmedizinischen Erkenntnisse die stete Weiter
entwicklung des Arbeitnehmerschutzes. Die Tätigkeit 
der Arbeitsinspektion in den Betrieben und die Auswertung 
der dabei gewonnenen Erfahrungen sollen der Entwicklung 
im technischen und arbeitshygienischen Bereich und auf 
dem Gebiete des Verwendungsschutzes dienlich gemacht 
werden. Daraus resultieren umfangreiche Anforderungen 
an die Arbeitsinspektion,die einer besonderen Förderung 
in sachlicher und personeller Hinsicht bedarf. 

Das Arbeitsinspektionsgesetz 1974 wird im Hinblick 
auf die 'den Arbeitsinspektoraten allenfalls einzuräumenden 
Befugnisse hinsichtlich des Verwaltungsstrafverfahrens 
einer Novellierung unterzogen werden, bei der auch die 
Errichtung von Arbeitnehmerschutzausschüssen bei den 
Arbeitsinspektoraten statuiert werden soll. 

Für die Weiterentwicklung des Arbeitnehmerschutzes 
stellen sich die damit verbundenen Probleme in gleicher 
Weise dar, wie sie bereits im "Bericht über die soziale 
Lage 1975 aufgezeigt wurden. Hinsichtlich des technischen 
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und arbeitshygienischen Arbeitnehmerschutzes ist der Ent
wurf einer Allgeme~nen Arbeitnehmerschutzverordnung bereits 
im Begutachtungsverfahren bei der Arbeitnehmerschutzkommission, 
die sich unter schwierigs~~~ Bedingungen mit der umfanereichen 
Materie befaßt. Im Zentral-Arbeitsinspektorat wird auch 
am Entwurf einer Verordnung über die Zulassung von Schleif
körpern für erhöhte Umfangsgeschwindigkeit gearbeitet, mit 
der die Modalitäten der Zulassung vereinfacht werden sollen. 

Die Vorarbeiten an einer Allgemeinen Maschinen
Schutzvorrichtungsverordnung sind im Zentral
Arbeitsinspektorat im Gange. Diese Verordnung wird 
sich insbesondere auf die Antriebs- und Kraftüber
tragungselemente von Maschinen beziehen, sodaß mit 
dem Inkrafttreten dieser Allgemeinen Maschinen
Schutzvorrichtungsverordnung es möglich sein wird, 
das von der allgemeinen Konferenz der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation im Juni 1963 ange
nommene Übereinkommen (Nr. 119) über den Maschinen
schutz zu ratifizieren. Mit einer besonderen Maschinen
Schutzvorrichtungsverordnung werden so dann zu einem 
späteren Zeitpunkt die Anforderungen an Maschinen und 
Geräte hinsichtlich der Ausgestaltung ihrer Schutz
vorrichtung~n festgelegt werden, die eine A~sweitung 
des Umfanges in bezug auf die in der Verordnung näher 
zu bezeichnenden Maschinen und Geräte gegenüber der 
derzeit geltenden Regelung bringen wird. 

Um die Wirksamkeit der betriebsärztlichen Dienste 
zu erhöhen bzw. zu verbessern, werden vom Zentral
Arbeitsinspektorat für die Tätigkeit der Betriebsärzte 
entsprechende Richtlinien ausgearbeitet werden. 
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Es ist eine bedauerliche Tatsache, daß die Vor
schriften des Verwendungsschutzes, ,besonders die über 
die Arbeitszeit, die Ruhepausen und Ruhezeiten , über 
die Sonn- und Feiertagsruhe bzw. Ersatzruhe sowohl 
hinsichtlich erwachsener als auch jugendlicher Arbeit
nehmer, in Betrieben des Beherbergungs- und Gast
stättenwesens in wei~ höherem Maße als in Betrieben 
anderer Wirtschaftsklassen übertreten werden . Eine 
der vordringlichsten Aufgaben der Arbeitsinspektion 
für die nächste Zukunft wird es daher sein, im Einver
nehmen mit den Vertretern der Arbeitgeber- und Arbeit
nehmerverbände wirksamere Maßnahmen zu treffen , um auf 

diesem Gebiet zu entsprechenden Verhältnissen zu kommen. 

Seit längerer Zeit bestehen schon Bestrebungen, 
die Beschäftigungsverbote und -beschränkungen für Jugend
liche, die derzeit im Anhang zum Bundesgesetz über die 
Beschäftigung von Kindern .und Jugendlichen geregelt sind , 

den Erfordernissen der neuesten Erkenntnisse der Technik 
und der Medizin zum Schutze Jugendlicher anzupassen. Es 

soll hiebei auch berücksichtigt werden, daß weibliche 
Jugendliche, die bestimmte Berufe auf Grund der b es t ehen
den Beschäftigungsverbote und -beschränkungen bish er nicht 
erlernen konnten, auch zu diesen Berufen Zugang finden 
können. 
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Nach der Ende 1977 vorliegenden Arbeitsmarktprognose für 1978 
des Österr.Instituts für Wirtschaftsforschung und der Arbeits
marktanalyse des -Instituts für empirische Sozialforschung 
ist mit einer konjunkturellen Verschlechterung der österrei
chischen Wirtschaft zu rechnen. Das BNP wird mit einer Wachs
tumsrate von bloß 1,5 % (real) vorhergesagt, was entsprechende 
Auswirkungen auf die Arbeitsmarktnachfrage haben wird. Für die 
Arbeitsmarktentwicklung bedeutet das, laut Wirtschaftsprognose, 
\ 

daß die durchschnittliche Jahresbeschäftigung gleich der des 
Jahres 1977 mit 2,739.000 sein wird. Das würde wegen der 
demographischen Entwicklung - nach wie vor treten mehr Arbeits
kräfte in das Arbeitsalter ein als das Pensionsalter erreichen -
erwarten lassen, daß nur durch -besondere Maßnahmen ein Steigen 
der Inländerarbeitslosigkeit vermieden werden kann. Ein Teil . 
dieser Maßnahmen wird darauf gerichtet sein müssen, gegenwärtig 
von Ausländern besetzte Arbeitsplätze mit Österreichern zu be
setzen. Da auch bei rigoroser Einschränkung der Ausländer
beschäftigung es nicht möglich sein wird, auf diese Weise für 
alle hinzukommenden Österreicher die nötigen Arbeitsplätze be
reitzustellen, werden darüber hinaus zusätzliche Unterbringungs-

-möglichkeitenilir Österreicher geschaffen werden müssen, um den 
Arbeitsmarkt für einen etwa 1 %igen Zuwachs an beschäftigten 
Inländern aufnahmefähig zu machen. 

Entsprechende 
Aktivitäten im Bereich des Arbeitsmarktservice, der Arbeits
marktförderung und der Ausländerbeschäftigung müssen zur Er
reichung dieses Zieles gesetzt werden. Zu diesem Zweck werden 
neben den erstmals in der Rezession des Jahres 1975 eingesetzten 
betrieblichen Fortbi~dungsmaßnahmen zur Nutzung von freien Ar-
beitskraftreserven in den Betrieben, die ausgebaut und weiter
entwickelt werden müssen, folgende Maßnahmen zu setzen sein: 
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1) Mit den Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeit
nehmer s ind Gespräche wegen der freiwil l i gen Meldung offener 
St ell en durch die Betriebe zu führen, wobei die folgenden , 
aber auch alle sonstigen in Betracht kommenden Maßnahmemög
lichkeiten - auch die Möglichkeiten zur Verbesserung des Kon
t aktes zwischen den Betrieben und der Arbeitsmarktverwaltung -
zu erörtern sind, soferne dadurch die Aufnahmebereitschaft der 
Arbeitgeber angeregt · werden kann . Durch den verstärkten 
r egionalen Ausgleich ist für ein rascheres Unterbringen von 
Arbei tsuchenden zu sorgen . (In diesem Zusammenhang sind die 
Bauarbeiterzüge aus Kärnten und Steier mar k nach Wien zu nennen). 

2) Die Schulungsmöglichkeiten für Arbeit suchende müssen verstärkt 
genützt werden. 

Mit den Schulungsein
richtungen wäre entsprechend Fühlung zu nehmen. Wenn keine 
andere Möglichkeit besteht, soll die SChulung zunächst in 
Fernkursen erfolgen. In diesem Fall wäre die raschestmög-
1iche übernahme in Kurse der Schulungseinrichtungen anzu
streben. Sofern jedoch Betriebe, die die Kost en verbilligen 
helfen oder Aussicht auf eine spätere Übernahme in ein 
Dienstverhältnis bieten, als Schulungsträger in Betracht 
kommen, ·soll die Schulung dort durchgeführt werden. Eine 
entsprechende Organisation und Verbilligung der angeführten 
Maßn~hmen müßte angestrebt werden. 

3) Im Zusammenhang mit den Bemühungen im Sinne von Punkt 1 und 2 
sind die Unternehmen der Privatwirtschaft ebenso wie die Be
triebe_und Verwaltungsstellen der Gebietskörperschaften zu 
informieren, daß sie ihren Ersatzbedarf vorzeitig anmelden 
können und die Arbeitsmarktverwaltung bereit ist, bei gleich
zeitiger Weiterbeschäftigung der in Zukunft zu ersetzenden 
Arbeitskräfte, Ersatzkräfte bereit zu stell en und zu schulen. 

4) Schließlich erfordert die prognostizierte Entwicklung des 
Ar.beitsmarktes eine angemessene Politik der Zul assung auslän
discher Arbeitskräfte. Die von Ausländer n f reigemachten Ar
beitsplätze werden auf Grund verstärkter Bemühungen des Arbeits
marktservi.ce so besetzt werden, daß entsprechend der Entwicklung 
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des inländischen Arbeitskräftepotentials und des allgemeinen 
Wirtschaftsfortschritts die z'ur Aufrechterhaltung der Voll
beschäftigung notwendige Zahl von Beschäftigungsmöglichkeiten 
für Österreicher zur Verfügung gehalten werden kann. 

Bei der Realisierung dieses Programms ist zu beachten, daß 
Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt nicht alle Arbeitskräfte 

im gleichen Ausmaß treffen. 

Es ist kein Zweifel, daß die Situation derjenigen,deren 
Position auf dem Arbeitsmarkt schon bisher schwieriger 
gewesen ist, zusätzlich komplizierter wird, wenn die 
erwarteten Entwicklungen eintreten. 

Dort, wo die Möglichkeit dazu besteht, sollen daher die ange
führten Maßnahmen besonders zur Unterbringung und Beschäfti -
gungssicherung folgender Gruppen eingesetzt werden: 

a) die Angehörigen jüngerer Jahrgänge, die mit oder ohne 

abgeschlossene Ausbildung in das Berufsleben eintreten; 

b) die dem im § 16 AMFG umschriebenen Personenkreis angehörenden 
Behinderten im weitesten Sinn des Wortes; 

c) die Frauen, deren berufliche Besserstellung ein allgemeines 
gesellschaftspol itisches Anliegen ist; 

d) die älteren Arbeitnehmer, die nicht nur infolge der all
gemeinen demographischen Entwicklung, sondern insbesondere 
auch bei konjunkturellen Abschwächungen allzu leicht in 
die Lage kommen, ihren Arbeitsplatz zu verlieren bzw. 
schwieriger einen neuen zu finden; 

~) die Bewohner von Gebieten mit ungünstiger Wirtschafts
struktur und einer zu geringen Anzahl von Arbeitsplätzen 
in aussichtsreichen Branchen, deren Situation auf dem 
Arbeitsmarkt durch diese Umstände gefährdet ist. 

Auch ist bei der Entscheidung über die betreffenden Maßnahmen 

darauf Bedacht zu nehmen, daß die getroffene Maßnahme nicht 
nur kurzfristigen Bedürfnissen der oben geRannten Zielsetzung, 

sondern weitestmöglich auch den längerfristigen strukturpoliti- I 
sehen Erfordernissen Rechnung trägt. 
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Da die Überwindung des geschlechtsspezifisch geteilten 
Arbeitsmarktes eine langfristige Aufgabe für alle Beteiligten 
darstellt, werden die konzentrierten Bemühungen der Arbeit
geber- und Arbeitnehmerorganisationen und der Dienste der Ar
beitsmarktverwaltung in allen Regionen des Landes weiter-
hin fortgesetzt werden müssen. Da s Bundesministerium für 
soziale Verwaltung wird die Zielvorstellung durch aktuelle 
Hinweise und Studienergebnisse unterstützen, so etwa über 
Mädchen und Frauen, die nichttraditionelle Ausbildungen be
ginnen oder absolviert haben und Beschäftigungen in "Pio
nierberufen" aufnehmen. 

Die Vordringlichkeit, die den für die Schwerpunktsetzung i m 
Jahre 1978 in Betracht kommenden Maßnahmen zukommt, erfordert , 
daß sich die Arbeitsmarktverwaltung organisatorisch und 
f i nanziell auf diese Tätigkeiten konzentriert. Außer den 

unter Punkt 1 - 4 angeführten Maßnahmen kommt nur dem zur 
Sicherung der Unterbringung von Jugendlichen auf Ausbildungs

plätzen eingerichteten Sonderprogramm und den für den Ausbau 
der Behindertenversorgung vorgesehenen Initiativen · gleiche 
Priorität zu. 

Die Entwicklung des Arbeitsmarktes in den ersten Monaten 
des heurigen Jahres war besser als es die ungünstigen \olirt
schaftsprognosen hätten erwarten lassen. Ende Mai waren 

" um 29 . 470 Österreicher mehr beschäftigt als zur selben Zeit 
des vergangenen Jahres, die Arbeitslosenrate lag mit 1,6 % wei 
terhin im Vollbeschäftigungsbereich. Auch heuer wird es 
wieder möglich sein, die Lehrstellensuchenden auf geeigne-
ten Lehrplätzen unterzubringen. Angesichts einer ungünsti-

gen Weltwirtschaftslage wird es freilich intensiver Bemü
hungen bedürfen, den hohen Beschäftigungsgrad in Österre i c~ 
auch i n Zukunft zu sichern. 
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Vorbemerkung 

Nachdem es im Jahre 1976 weltwirtschaftlich und auch 

in Österreich eine Erholung vom schwersten Wirtschafts

rückschlag der Nachkriegszeit gegeben hatte und man noch 
zu Anfang 1977 meinte, daß ein nachhaltiger Aufschwung 

in Gang kommen werde, zeigte sich in der Folge jedoch 
deutlich eine weitere Wachstumsschwäche der Weltwirt

schaft. Ausser in den USA gab es in den wichtigen Industrie
ländern nur unzureichende Wachstumsimpulse. Die Industrie
produktion magnierte oder war in einer Reihe von Ländern 

sogar rückläufig. Als Folge der Stagnation verschqrften 
sich in den meisten Ländern die Arbeitsmarktprobleme, im 
OECD-Raum gab es 1977 eine Arbeitslosenrate von über 

5 %. 
Diese neuerliche Wachstumsschwäche der Weltwirtschaft 

konnte nicht ohne Auswirkungen auf die österreichische 

Wirtschaft bleiben. Die reale Wachstumsrate der 

österreichischen Wirtschaft, die im Jahr 1976 die 

unerwartete Höhe von 5,2 % erreicht hatte, betrug 

1977 nur mehr 3, 5 %, wobei sie sich während des Jahres 
weiter verminderte. Dennoch lag das reale Wachstum der 

österreichischen Wirtschaft widerum über den Durchschnitt 

der europäischen OECD-Länder. 

Das im internationalen Vergleich Uberdurchschnittliche 

Wachstum der Inlandsnachfrage in Österreich , verbunden 

mit einer deutlichen Verlagerung der Nachfrage nach 
dauerhaften Versuchsgütern und Investitionsgütern zu 

den Importen, führte zu schweren Belastungen der Zahlungs

bilanzen und der Devisenreserven . Die Währungsreserven 
verminderten sich im Lauf des Jahres 1977 um 9,2 Milliarden 
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Schilling . Österreich als kleines aussenhandelsab

h ~i~giges Land mußte daher einen Kurswechsel in 

"Ri chtu.'1.g auf Dioimpfu.'1g des Wachst ums de r Inlands

na2hfr age und der EinfQ~ren sowie Steigerung der 

i:1.t ernat i onalen Konkurrenzr:'"ihig~cei t vornehmen. 

Infolge der Wachstumsschwäche verringerte sich auch 

die Inflationsr ate. Die Preissteigerungen gingen in 

Österreich gemessen am Verbraucherpreisindex von' 

8 , 4 % (1915) und 1,3 % (1916) auf 5,5 % im Jahr 1911 
zur ück . Unter den OECD-Ländern war die Teuerung 1911 
nur in der BRD tL.'1d in der Schweiz geringer als in 

Österreich . In Österreich trugen dazu die v'rechselkurs

polit i k und d{e gesamtwirtschaftlich orientier te 

Lohn- und Pr eispolit ik v/esentlich bei . Der Rückgang 

de:::- r ealen 1,:'lachstumsrate und der Inflationsrat e führte 

3.uch zu geri ngeren fominaleinkommenserhöhungen . 

Trotz \'lachstumsschwäche und Nachfragedämpfung konnte 

die Vollbeschäfti~~ng in Österreich aufrecht erhalten 

vrerden . Die Zahl der Unselbstst ändigen erhöhte sich 

dabei im Jahr esdurchschnitt um 51 . 200 Personen auf 

2 Millionen 131.100 Besch::J. ftigte . Das entspricht einem 

2 %igen 1.'fachstum . Die Zahl der vorgemerkten Ar beitslosen 

'i/ar im Jahresdurchschnitt 1911 mit 51. 200 um 4. 100 ( - 1,4 ~ ) 

~eringer a ls 1916 . Die Arbeitslosenrate betrug 1, 8 %, 
wobei SO'ivohl die Arbeitslosigkeit der rJI"inne r mit 1,4 %, 
als auch die der Frauen mit 2, 5 % geringer war als in 
"i! '_1-. ( 1 a 7"' . TI'" 1 ,... 4 F 2 ,..., ::! ) or J :::I.llr J ,0 . /lanner , 0 jO , rauen , ( I:) • 
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Bevölkerung und Erwerb stätigkeit 

Die Bevölkerung zahl Österreichs be~rug nach den E~geonis

sen der Volks zählung 1971 7 ,456 I"-io . Pe r sonen . Der Ihkro

zensus Juni 1977 erGibt einschli eßlich der Bev ölkerung in 

Anst e,l tshaushal ten 7 , 520 l1io . Einv:ohner . In der n a ch ste 

h enden Übersi cht le r den die vIerte d e s f'I ikrozensus Juni 

19'(7 hinsi chtlicl de r \;lohnbevöl kerung Österreichs nach 

jundesl ändern und dem Geschlech~ aufgesch l üsselt au sEe-

" .. :i es en . Di e \-Johnbevöl kerun[i Öst erreich s be stand im Bericht [;

j3 ~~ au s 3,492 Bio . ozw. 47 % m~nnlichen und 3,932 Mi o . 

IJZ\1 . 53 ~~ 1:f eibl ichen EinvJOhne r n . Auf 1 . 000 männliche Pel'-

enen entfielen demna ch 1. 137 weibliche Personen . 

Wohnbevölkerun~ Österreichs nach Bundesländern und dem Ge schlecht 
(Mik rozensus Juni 1977) 

Wohnbevöl- davon 
Bundesland ke rung männlich weiblich 

Burgenland 266. 300 128.900 137 .400 
Kärnten 523. 900 247 .900 276. 000 
Niederösterreich 1,389. 900 656. 500 733. 400 
Oberösterreich 1,224. 500 594 . 100 630 . 400 
Salzburg 418. 500 201 . 400 217. 100 
Stei ermark 1, 177. 200 561 . 600 615. 600 
liral 565 . 800 276. 100 289. 700 
Vararlberg 290. 000 140. 900 149. 100 
Wien 1,567.900 684 . 500 883. 400 
Ös terreich 7,424 . 000 3,491. 900 3,932. 100 

1) Ohne Bevölkerung in Anstaltshaushalten. 
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Di e Mikro zen susergebnisse i m J ahr e sdurchs chnitt 1977 
über di e Hohnb evöllcerung Österreichs werden in der fol

[,;enden Tabelle nach Bund e s ländern und Wirtschaftsabt ei

l unc;en Geßli (; der t und di e Anteile der Bundesl änder an 

den e i n zeln en Sekt oren au sgewiesen. 

Wohnbevölkerung1 Österreichs nach Bundesländern und Wirtschaftsabteilungen 
(Mikrozensus Juni 1977) 

Wirt s chaft s abteilungen Berufslose 

Primärer Sekundärer Ter tiärer unbekannt Einkommens-
Bundesland Sektor Sektor Sektor (ohne Be- empfänger 

(Pensionisten, triebsan- Rentner usw. ) gabe 

Burgenland 35.700 99.700 62.400 3. 000 65.500 
Kärnten 50. 600 167.100 167.500 9.800 128.900 
Niederösterreich 179. 600 439.900 405.300 15. 700 349. 400 
Oberösterreich 138.500 488. 700 338.900 14. 000 244. 400 
Salzburg 44.100 122.800 163.100 9. 700 78. 800 
Steiermark 152. 200 427.600 304.300 22.500 270. 600 
Tirol 55. 100 161.000 223. 700 13. 200 11 2. 800 
Vorarlberg 16.900 125.800 95.300 4.400 47 .600 
Wien 9. 100 406.500 669. 600 34.400 448. 300 

Österreich 681 . 800 2,439. 100 2,430. 100 126.700 1,746.300 

1) Ohne Bevölkerung in Anstaltshaushalten 

Au s den Erhebunßen de s Mi krozensus Juni 197'l s tehen 
Do. ten üb er die ßeteili r:;ung der Bevöl kerung am Er\: erbs

lob en zur Verfü gunc; . Die fol gen de Auf s t ellung ver Glei cht 

d i e ent sprechenden Errebni sse des J uni 1977 mi t den Da

Len der Vol kszählunß 1971. 

Wohnbevölkerung nach der Teilnahme am Erwerbsleben 

Volkszählung Mikrozensus 
1971 Juni 1977 

in 1000 in % in 1000 in % 

Wohnbevölkerung 7. 456 100,0 7 . ~}0 100,0 

Berufstätige Selbständig Berufstätige 
(BeSChäftigte und mithelfende 
und familienangehörige 656 8,B 566 7,5 
Arbeitslose) Unselbständig 

Berufs.tätige 2.442 32 ,7 2.468 32 ,8 
Zusammen1) 3.098 41 ,5 3.034 40 ,3 

~~ 
t{ Il 
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Volkszählung Mikrozensus 
1971 Juni 1977 

in 1000 in % in 1000 in % 
nicht Pensionisten, Rentner 1. 372 18 ,4 1. 392 18,5 
berufstätige usw •. 2) 

Erhaltene 2. 986 40,1 3. 094 41,2 
Personen 3) 

ZusallU1len 4.358 58,5 4. 486 59,7 

1) Erwerbsquote = Anteil der Berufstätigen an der gesamten Wohnbevolkerung. 
2) Einschließlich von 67.000 Personen ohne Berufs- und Berichtsangaben. 
3) Einschließlich der erhaltenen Personen in Anstaltshaushalten. 
4) Einschließlich der Per sonen in An staltshaushalten. 

Laut Mikrozensus Juni 1977 entfielen a.uf 1000 Berufstäti

ge 1 . 479 nicht berufstätige Personen (1976 entfielen auf 
1000 Berufst litige 1 . 504 nicht berufstätige Personen) . 

Ibch den Ergebnissen der Volkszählung 1971 waren in Öster

re ich insgesamt 3 , 097 . 986 Personen berufstätig und zwer 
1 , 898 . 331 IJlänner und 1 ,1 99 . 655 Frauen . Die nachstehende 
Tsbe lle weist Mikrozensusergebnisse Juni 1977 hinsicht 
li ch der Anzahl der Berufstätigen in den einzelnen Bunäe s
l : ~nd ern aus und schlüssel t sie nach dem Ges chlecht auf . 

Bundesland 

Burgenland 
Kärnten 
Niederosterreich 
Oberosterreich 
Salzburg 
Steiermark 
lirol 
Vor arlberg 
Wien 

Österreich 

Berufstätige1) Österre ichs nach Bundesländern und dem Geschlecht 
(Mikrozensus Juni 1977) 

Berufstätige 
d a von 

männlich weiblich 

109. 800 72.400 37. 400 
194.200 129.100 65. 100 
552.400 342.300 21 0. 100 
518.200 322. 800 195.400 
172. 200 105.900 66. 300 
471.600 296. 500 175.100 
209 .800 140.800 69 . 000 
108. 200 73.700 34 . 500 
697 .400 385. 500 311.900 

3,033.800 1,869.000 1,164 .800 

1) Beschäftigte und Arbeitslose. 

11 
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Die f olgend e Tabelle gibt einen Überblick über die An

~ah l der Beruf s tätigen in den einzelnen Sektoren der 

~.iirt s chaft . 

Berufstätig~)Österreichs nach Bundesländern und Wirtschaftsabteilungen 
(Mikr ozensus Juni 1977) 

Bundesland Primärer Sekundärer Tertiärer 
Sek tor Sektor Sektor 

Burgenland 21 . 600 51 . 800 35.900 
Kärnten 23.900 77. 300 90. 500 
Niederösterrei ch 96. 900 228.000 226. 600 
Oberösterreich 77 . 200 239 . 100 201.000 
Salz burg 21 . 200 57. 300 92.900 
Steie rmark 79. 600 204 .500 185.000 
Ti rol 23 .600 71 . 500 114. 200 
Vorarlberg 6.500 55.900 45.500 
Wien 6. 100 243 . 400 445.900 
Österreich 356. 600 1,228. 800 1,437. 500 

1) Beschäfti gte und Arbei tslose. 

Unbekannt 
(ohne Be-
triebsan-

gabe) 

500 
2. 500 

900 
900 
800 

2. 500 
500 
300 

2.000 

10.900 

VOl l ' cn nnl~ßlich der Volksz~hlung . 1 971 festGestellten 

~ , ü9 'l . 986 Berufst~t i gen Österreichs waren 426 . 478 Per-

~onen (13 , 8 ~) in der Land - und Forstwirtschaft (Prim~rer 

,:'-.;I:to1' ) , 1 , 29'7 . 034· Personen (41,9 ;0) in der Industrie und 

d (~! ~! vc;2~cu'be .i. tend en Gev.Jerbe ( Sekundärer Sekt or) und 1 , 313 . 673 

r~r30nen (42 , 4 %) im Di enstle istungssektor (Tertiärer Sek

t Ol') t~ti b . Von 60 . 801 Personen (1 , 9 %) ",aI' unbekannt , \'1e l 

CJll:I;1 1:Jirt s chüft sbereich s i e angehören . Na ch den l'h kl"O zen

~ ~Ll LC:l'c;ebnisscn Juni 19'/7 ergaben sich insg e samt 3 , 033 . 800 

Berui'r'c:jt ißc , von denen 11 , 8 % dem primären , 40 , 5 % dem 

uekund ~ren und 47 , 4 % dem terti ären Sektor angehören; von 

O , !~ jo blieb die Zu gehörigkeit unbekannt . 

In d(;J' nachstehenden Tabelle werden die Ergebnisse des 

l'Iiln'o zensu s Juni 1977 hinsichtlich der Berufstätigen 

()~:t e l'l'eichs nach der Stellunß im Beruf ge gliedert . 

IJ 
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Berufstätige1) nach der Stellung illl Beruf 
(Mikrozensus Juni 1977) 

B e ruf s t ä t i g e 

Selb- Mithelfende Unselbständige 
Bundesland ständige f ami lien an- Angestellte 

gehörige Beamte Arbei ter 

Burgenland 19. 400 7.900 29. 100 53 . 400 
Kärnten 27 .900 7. 300 77 . 100 B1 .900 
Niederösterreich 81 .800 44.500 215.500 21 0.600 
Oberösterrei ch 71. 500 33 .000 194.300 219. 400 
Salzburg 28.000 9. 500 78.800 55.900 
Steiermark 70 . 800 34 . 200 158. 800 207.800 
lirol 31.400 13. 200 95.900 69.300 
Vorarlberg 12. 600 3. 300 53.100 39. 200 
Wien 61.200 8. 100 412. 900 215. 200 
Österreich 404. 600 161 . 000 1,315. 500 1,152. 700 

1) Beschäftigte und Ar beitslose. 

Nach den endgültigen Ergebnissen der Volksz ählung 1 9 '~/ 1 

waren von den 3,097 . 986 Berufstätigen Österreichs 427 . 919 
Personen (13 ,8 %) selbständi g en ie rbs tätig , 228 . 143 P er'

s onen (7 , 4 %) mithelf ende Familienangeh~rige und 2 , 441 . 9~~ 

Personen (78,8 %) unselbst ändi g ervlerbstä tig . Vi e 

2 , L~41 . 92L~ unselbständig Berufstä tigen set zten si ch a U E, 

1, 099 . 709 Angestellten und Beamten (45 %) , 409 . 83 5 F8.ch 

arbeiter (16 ,8 %) und 932 . 380 sonstigen Arbeitern ( :;8 , 2 /J) 

zusammen . Die Werte des Mikrozensus Juni 1977 er t;8.bGn , 

daß von den 3 ,033 . 800 Berufstäti gen 13, 3 % Sel~stind ~cc , 

./ , :1 % mi thelfende Familienangeh~rige, 43 , 4 % .em Ce s t el b .. 1. 

und Beamte und 38 ,0 % .4.rbeiter v"'8,ren. 

Die beiden folGenden Übersichten scl?-lüsseln die Li L: 'o

zensuswerte Juni 1977 hinsichtli ch jener Personen ~uf , 

die über kein eigenes Einkommen verfügen und als erh 21-

tene Personen anzusehen sind bzw . die berufslose Einkom

mensempfänger , wie Pensionisten , Rentner USVJ . sind . 

11 
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Erhaltene Personen1) 
(Mikrozensus Juni 1977) 

Bundesland Insgesamt männlich weiblich 

Burgenland 107.400 36. 500 70.900 
Kärnten 242.900 78.100 164.800 
Niederösterr eich 567.800 200 .600 367. 200 
Ober österr eich 520. 600 188.800 331 .800 
Salzburg 191.100 68.200 122.900 
Steiermark 515. 000 180.900 334. 100 
firnl 284. 100 99. 700 184. 400 
Vorarlberg 149. 800 52.500 97 .300 
Wien 488.100 160.900 327. 200 

Österreich 3,066.800 1,066. 200 2,000.600 

1) Ohne erhaltene Personen in Anstaltshaushal ten. 

;~ rn Stichtag der Volkszählung 1971 wurden in Österreich 

insC8snmt 2 , 986 . 1 59 Person~n gez~hlt , die überw i egend 

von '):nderen HciUshal tsmi t gl i edern erhal ten vJUrden . Fern er 

':na' clon 1 , 372 . 258 berufslose Ei nkomrnen sempf änge r ermit-

t. ld. t . No. ch dom I'likr ozensu s Jun i 1977 ergaben si ch 3 , 066 . 800 

.~ L·rt:... ll; (; IW Personen und 1 , 391 . 600 beruf s 10 se Ei nkommensonp-

Beruflose Ein kom m e n s em p f ä n ger 1) 
(Mikrozensus Juni 1977) 

Bundesland Insgesamt männli ch weiblich 

Burgenland 49.700 20.100 29. 600 
Kärnten 89. 700 41 . 600 48. 100 
Niederösterreich 280. 900 117.400 163.500 
Oberösterreich 196.900 85. 800 111. 100 
Salzburg 60.300 28.000 32. 300 
Steiermark 200.800 87.800 113. 000 
li rol 77.700 37.300 40.400 
Vor arlberg 35. 200 16.400 18.800 
Wien 400.400 143 . 700 256.700 
Österreich 1,391. 600 578. 100 813 . 500 

1) Pensionisten , Rentner usw. einschließlich de r Per sonen ohne Berufs- und Betriebsangabe. 

" 
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.ARBEITSI1A,R-KT-L·AGE 

Der 19'16 in G'Jng gekommene Aufschwung hat in nahezu allen 

westli~en Industriestaaten hereits im Laufe des Jahre s 

1977 an Kraft verloren. Flir 0sterreich ist besonders be 

deutso.m, daß sich die HoffnUl!gen auf ein ~Jiedereinsetzen 

konjunktureller Auftriebskrtifte in der Bundesrepublik 

Deutschland bisher nicht erfüllt haben. Der vor knapp 

zwei Jahren einsetzende Aufschwung reichte dort nicht aus, 

nie Investitonsneie;ung der Unternehmer zu beleben Ul1d da

mit Multiplikatoren der Inlandsnachfrage in Gang zu setzen . 

Die meisten iibrigen Lnnder "'/es teuropas ki:iml)f ten mit er

heblichen außcn - und binnenwirtschaftlichen UnBl e ichge 

wichten und waren bisher kaum in der Lage; expansive Kon

junkturpolitik zu betreiben . 

Die Merkmale der westeuropäischen Konjunktur charakterisieren 

auch die ~ster~eichische Wirtschaftsentwicklung . Der zu 

Jahresanfang noch verhä ltnismä ßig krtiftice Aufschwung -

1m 1 . Quo.r tal iibert~af das Brutto - :;atiol1a lprodukt jenes 

im gleichen Zeitr~um des Jahres 1976 noch um 5 ,6 Prozent -

wurde iu Jahresverlauf zusehends schwächer und erhielt nur 

zu Jahresende du~ch die Vorziehkäufe infolge Einflihrung der 

erh6hte n Mehrwertsteuer einen kurzfristig wirksamen Impuls. 

Im JahJ'esdurchschnitt erreichte die Zuwachsrate des realen 

ßrutt o- Il ationalproduktes (ohne Land- und Forstwirtschaft) 

4,2 Prozent . lIa upttrticer des Wachstums waren 1977 in erster 

Li.nie der privatE: Konsum , der durch eine etwas höhere \{achs 

tumsI'a. tP. der reale n verflißbaren t~ettoeinkommen stnrker als 

197(' cxpun,! ierte, vor allem aber durch eine krnftige He 

riuktion der S:.!arqu6te der privaten Haushalte auf Grund VOll 

Guthabellauflösungen alimentiert wurde. 

Dje Iuvestit ionstütigkeit blieb nach dem JahlP !~ "ndboorn 1976 
im Friihjahr noch re cht rege. Insbesondere belebte sich die 

Nachfrage nach Bauleistungen erstmals se it 1973 wieder etwas 

kräft iGe r. Die Ausrüstungsinvestitionen vor allem der Indu -
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dustric schwDchten sich im Jahresverlauf spürbar ab 

(sieht mnn von Fahrzeugkäufen v or dem Ende bzw . der 

hecluktion der Sonderabschre il)ilngsmöglichkeit Anfang 

August 1977 ab) . 

Die rezessiv en Anstöße erhiel t die österrei~ische 

Wirtschaft durch die enttäu s chende Entwicklung des 

Außenhandels. Die internationale Nachfrageflaute hat 

zu einer rascheren Heduktion der' Exportzuwächse ge

führt als bir;her anßenommen wurde. N'lmillell lagen die 

AusfuhrvIl 1m 1 . Viel'teljahr noch um 1L~ ~o , im 2 . je 

doch nur noch um 8 % und im Juli um 4 1/2 % iiber dem 

Vorjahl'eswert . Es scheint , daß Österreich in den letzten 

1"1unaten auch Marktanteile q.uf den Auslandsmärkten ver-
slch 

loren hat . Dazu kam, daß/der Sommerreiseverkehr abermals 

~eGenUber 1976 abschwächte . Auf der anderen Seite ver

ringerten sich die Zuwächs e der Importe weit weniger 

rasch . Dazu truG die hohe Konsumneigung und ihre Kon 

z.entraLj on auf vOTvJieGend aus dem Ausland eingeführte 

dauer .. lwfte Konsumg i.i ter und FRhrzeuße wesentl ich be i . 

AIr; FolGe davoIl traten hohe und wachsende Defizite 

in Jpl' Halldelsbilanz. Ruf . 

Diese Nnch.:'l'ncekonstellation bewirkte vor allem in der 

J ndlls tI'ie ein ~; [liiroares t!achlassen des Produktionswnchstums 1m 

Jah r'e~:;vel"l nur . Im Jahl'esdurchsclmj tt nahm die reale VJert 

~)chöpfllIlC; (leI' Industrie um 4 , 5 % zu . Dcme;egen~iber wurde 

cl 'i ese JallI'er;ent\-Ji,cklune; im Gewerbe viel weniger deutli ch 

(LI , 0 ~o) . Dacel';ell zei c;te sich die ßauwirtschaft expansiv 

tltJd kOIlnte ihren neitrafE zum Drutto-Nationalproclukt so-

P;:l1 ' ~)t:il.'keI [il.eiGcl'fj als im AUfschwungs,inhr 1976 (+5 % 
(~f'g(~nijhcI' + ? 'Jb ) . 

Im l;(~l'(;i:il'en SekLor zei(';te sich die relative Abschwö'chung 

nuI' im Vakehr, der mit der Industrieproduktion ene; ver
floc:htcn ist. Die \1ertschöpfune; des Handels ~ :'; chs ange -
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s ich ts des lebha bhaften Konsul '1 s fast eben s o kräftig wie 

1976 (+ 6 %) und auch die libr i gen Bereiche des Dienst

leistungssektors expandierten in den gleichen Größen

ordnungen wie im Jahr zuvor. 

Auch auf dem Arbe itsmarkt zeiGte rich das gleiche Ent

wicklungsmuster, nUr ~bgeschwächt. Im Jänner libertraf 

der Stand der Beschäftigten den des vergangenen Jahres 

um 60 .200 oder 2 , 3 %. Dieser Vorjahresa bs t a nd bl i~ bis 
in den Somme l' hinein prakt i sch unveränd e rt, uno ber;ann erst ab 

Herbst kleiner zu werden. Im Durchschnitt des Jahres 1977 
wurden 2 ,737 .148 Unselb s tändig~ beschäftigt, um 51 . 286 ' I 

oder 1, 0 ~ mehr a l s 1976 . 

Stä nde Veränderung S tände Veränderung 

1975 I 1976 1975 auf 1976 1977 1976 auf 1977 
in Tau s end 

Arbeitskräfte- 2 . 711 , () 2 , 741,1 + 29 , 2 2 .788, 3 + 47,2 
potenti;ll 

Beschijftigt e 2 , 656 , '+ 2 , 685 , 9 + 29 , 5 2 . 737 ,1 + 51,2 
Arbe i t slo se 5r: S "/ " ' 55, 3 + 0 , 2 51, 2 - 4,1 
AI'be i tslo s en-
geld - u . Not- LIO , 2 L~O , 3 standshi l f e - + 0 ,1 38 , 9 - 1 , ',~ 
bezjeher 

Au s Lind er - 185 , 2 173 , 9 - 11, 3 188 , 9 + 15, 0 
beschäf tigun G 

i n Pro zent 

hate deI' 
Ar'be it s losig keit 2 , 0 ? , O - 1, 8 - 0 , 2 

Ullsel bstiin (~ ig Bes chiif ticte 1977 

J D. h l' (0' S dur c h - Verände runijen c ec enUber 
fi chnitt d em orj ahr 

absolut ~ I 

ll1 ;0 

miilln l ich 1, 658 . 258 +25 . 7G1 + 1, G 
we i blich 1, 078 . 890 +25 . 525 + 2,4, 

i. nsgefimnt ~ , 737 .1 Lj. (3 +51. 286 + 1, 9 

1 
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Uns el bstän<lig be sch:if t ie;te InLinder 

Jahre s<'l urch- Veränderungen gegeAUter 
schnitt dem Vorjahr 

absolut in '10 

1 971~ 2 ,438 . 582 + 56 . 660 + 2,4 
19Tj 2 , W?1. 261 + 32 . 679 + 1" 
19'/6 2 , 511. 960 + 40 . 699 + 1, 6 
1C)77 2 , 5 L~8 . 285 + 36 . ,25 + 1,4 

Die ßes chä f tieune; sexpansion führte zu elner weiteren lli .igerung 

d eI' En'/8r-os quo t e • 

Erwerbs~uotenentwicklung 

I Gesamtbe - Berufs- Nichtberufs- Erwerbs-
völkerung tätige tätige quote +) 

in 1.000 
Volkszählung 
1961 7 . 074 3.370 3.704 47,6 
Volkszählung 
1971 7.456 3.098 4.358 41,6 
Mikrozensus 
o 1975 7.529 2.994 4.534 39,7 
Mikrozensus 
o 1976 7. 514 3.001 4.513 39,9 
Mikrozensus 
März 1977 " 7.512 3.012 4.500 40,1 
Juni 1977 7. 520 3.034 4.486 40,3 

t) Die Erwerbsquote ist der Antei l der Berufstätigen an 
der Gesamtbevölkerung 

Verkehrt proportional ' dazu entwickelte sich die Arbeits
losigkeit, welche sich in der ersten Jahreshälfte um rund 

15 % unter dem Stand des Jahres 1976 bewegte. Ab Juli be
gann sie saisonbereini~t langsam ~u steigen und erreichte 
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im September praktisch das Niveau des vorangegangenen 
Jahres. Im Jahresdurchschnitt wurden 71165 Arbeit s
lose gezählt, um 4.092 oder 7,4 % weniger a l s 1976. 
Die Rate der Arbeitslosigkeit bet~ug 1 , 8 %. 

1m 
Arbeitslosigkeit in Österreich/Durchschni tt 1977 

insgesamt 
Veränderungen gegenüber dem 

Vorjahr 
absolut in % 

männlich 23.511 - 3.037 - 11,4 
weiblich 27.654 - 1.055 - 3 , 7 
zusammen 51.165 - 4.092 - 7 , 4 

Lediglich im Angebot an offenen Stellen zei chnete sich die 
Abschwächung der Nachfrage bereits im Frühjahr ab. Während 
im Februar und im März der jeweilige Vorjahresstand um 
rund 7.000 Plätze übertroffen wurde, verringer t e sich der 
Abstand bereits im Sommer} und im Herbst verbli eb das 
Stellenangebot praktisch auf dem Niveau von 19(6 . 

Die staI'ke Arbeit skräftenachfrage des 1. Halb j ahres konnte 
nicht zur Gänze aus dem inländischen Arbeit skräf teange-
bot befriedigt werden. Zu den rund 35 . 000 zusätzlichen in
ländischen Arbeitskräften wurden noch 15 . 000 ausländi sche 
herangezogen, so daß deren Zahl insgesamt 1977 fast 189 . 000 

• 
erreichte. Auch hier zeigt sich freilich der gl e i che Ver
lauf, wie bei den beschriebenen Arbeitsmarktaggregaten. 
Im Halbjahr wurde das Vorjahresniveau um rund 22 .000 Be
schäftigte übertroffen, ab Jahresmitte jedo ch begann auh 
die Ausländerbeschäftigung saisonbereinigt zu s i nken. 

11 
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0 1974 

..l ".' . ~. 

Ausländische Arbeitskräfte 1n Österreich 
1974 bis 1977 

Ausländische Arbeits- Veränderung gegen das 
kräfte insgesamt Vorjahr 

absolut in % 

218.300 - 8.000 - 3,6 
o 1975 185.200 -33.100 - 15,1 
o 1976 173.900 -11.300 - 6,1 

o 197'7 188.900 +15.000 + 8,6 

Q: Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Im Bereich der Selbständigen war der Abgang in der Land-
und Forstwirt 'schaft im Jah'resdurchschnitt 1977 mit 
-18.100 (-6,0 %) bedeutend stärker als erwartet. Dieser 
außerordentlich hohe Rückgang erklärt sich aus speziellen 
sozialrechtlichen Einflüssen, nämlich der Einführung der 
frühzeitigen Alterspension bei langer Versicherungsdauer 
per 1.1.197'7. Diese Novelle zum Bauernpensionsver~icherungs
gesetz fand ihren Niederschlag in einem merklichen An-
stieg der Abmeldungen bei der bäuerlichen Sozialversicherung; 
die Bauernpensionen weisen bis dato nur leicht verstärkte 
Zuwächse auf, was mit einer Verzögerung durch die Bearbei
tung der Anträge zur Frühpension zu erklären sein dürfte. 
Diese prognostisch nicht erfaßbare sozialrechtliche Ent
wicklung brachte für das Jahr 1977 einen um etwa 10.000 
höheren Abgang der Selbständigen in der Land- und Forst
wirtschaft. 

Der Abgang der Selbständigen im nichtlandwirtschaftlichen Be
reich war im 2. Aufschwungjahr 1977 entsprechend den Annahmen 
in der Prognose höher als im 1. Aufschwung.jahr jedoch war 
der Rlickgang mit 5.400 (-2,3 %) noch etwas größer als ur-
sprlinglich erwartet wurde. Die relativ schlechte Konjunktur-
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lage im kommenden Jahr läßt eine Dämpfung der rückläufigen 

Selbstständigenentwicklung erwarten ( - 3.000 oder - 1 , 3 %) -

Entwicklung der Selbständigen 1 ) 

Landwirtschaft Gewerbliche Wirtschaft 2) 

Veränderung Veränderung 
Stand 3) gegen Vorjahr Stand 3) gegen Vorjahr 

absolut in % absolut i n % 

1974 318.900 - 7.600 -2,3 240.700 4) -11.300 4) -4,5 

1975 308.600 - 10.300 -3,2 237.300 - 3 .400 -1,4 
1976 300.300 - 8.300 -2,7 234 . 200 - 3.100 -1,3 
1977* ) 282.200 - 18.100 - 6 ,0 228 . 800 - 5 .400 -2 , 3 

1) Einschließlich der mithelfenden Familienangehörigen. 
2) Industrie, Gewerbe und Di enstleistungen. 
3) Fortschreibung des Österr.Indtituts für Wirtschaftsforschung. 
4) Rückgang einschließlich ca. 5.000 Ummeldungen von Mi thelfen

den zu Unselbständigen. 
* ) Vorläufige Zahlen. 

Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt . 
Di e An- und Abmeldungen zur Krankenversicherung können einen 
Ei ndruck von den Bewegungen auf dem Arbei tsmarkt vermitteln. 
In der Zahl der Anmeldungen sind neben Personen, di e erst
malig' ins Beruf s leben eintraten, auch solche , die ohne Be
trie bswechsel "'." i tweise das Arbeitsverhältnis un-erbrechen 
( z.B. Saisonarbeiter ) , Ummeldungen vom Arbeiter- zum Ange
stelhenverhältnis sowie Stellenwechsler enthalten. 

11 
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An- und Abmeldungen der Gebietskrankenkassen 

1976 1977 Differenz 

Anmeldungen: männlich 791. 651 765.053 - 26.598 

weiblich 494~981 481.188 - 13.793 

zusammen 1 ,286.632 1,246.241 - 40.391 

Abmeldungen: männlich 765 .546 744.081 - 21.465 

weiblich 468 .930 464.623 - 4.307 

zusammen 1,234 . 4 76 1,208.704 - 25.772 

Das Bestreben der Arbeitsmarktverwaltung geht dahin, möglichst 
viele der fluktuierenden Arbeitskräfte im Rahmen ihrer Dienste 
zu betreuen, um die Vermittlung der Arbeitssuchenden in möglichst 
sichere und produktive Bereiche zu ermöglichen. Bei steigenden 
Beschäftigungszahlen ging sowohl die Zahl der Abmeldungen als 
auch die der Anmeldungen zurück. Dies ist wohl auch durch den 
Konjunkturverlauf zu erklären, der viele zu einem vorsichtigeren 

Disponieren bei Arbeitsplatzwechsel veranlaßte. 

1976 1977 
Zugänge an 

Dienstver- vorge- offenen Dienstver- vorge- offenen 
hältnissen merkten Stellen hältnissen merkten Stellen 
(Anmeldun- Arbeits- (Anmeldun- Arbeits-
gen) ... losen gen) • losen 

Wien 367.726 84.585 100.157 366.394 86.672 117.757 
NÖ 178.319 40.280 25.972 169.394 38.673 25.285 
Stmk 157.381 46.774 26.224 154.715 51.065 25.996 
Ktn 82.480 37.318 22.951 92.039 39.678 22.185 
OÖ 160.233 42.087 30.147 157.148 43.518 27.457 
Slbg 128.571 16.344 16.524 97.446 17.580 16.893 
Tirol 125.022 38.244 20.518 123.492 39,514 21.309 
Vlbg 60.003 5.481 10.344 60.180 6.800 10.338 
.Hgld 26.897 10.663 7.242 24.902 12.435 8.845 

Summe 1,286.632 321.776 260.079 1,2l6.241 335.935 276.065 
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Die Entwicklung bei den Zugängen an vorgemerkten Ar
beitslosen und offenen Stellen war im Jahre 1977 
ähnlich der des Jahres 1976. Auffalle~ ist die starke 
Steigerung der offenen Stellen in Wien, die auch auf 
die günstigere Wirtschaftsstruktur in diesem Raum hin
weist. In Niederösterreich verringerte sich die Differenz 
zwischen den Arbeitslosen und den Stellenangeboten, während 
die Steiermark absolut den größten überhang an Arbeitslosen 
gegenüber den offenen Stellen aufweist. Die Relationen in 
den übrigen Bundesländern blieben annähernd gleich. 

Altersgliederung der unselbständig Beschäf-
tigten und der Arbeitslosen 

Ein Vergleich der Zahl der unselbständig Beschäftigten zeigt 
Ende Juli 1977 gegenüber Ende Juli 1976 bereits einen Anstieg 
um rund 52.000 Arbeitskräfte. Allerdings war in der Alters
gruppe der 40- bis 49-jährigen sowie der über 60-jährigen 
eine weitere Abnahme des Beschäftigtenstandes zu verzeichnen. 
Altersgliederung der unselbständig Beschäftigten und der 

Arbeitslosen zu Mitte des Jahres 1976 und 1977 

Unselbständig Beschäftigte *) 

Altersgruppen Ende Juli 1976 Ende Juli 1977 

bis 19 299.752 315.42~ 

20 - 29 684.918 693.628 

30 - 39 590.967 615.055 
40 - 49 460.404 456.192 

50 - 59 352,648 368.204 

60 - 64 42.109 35.252 

65 und mehr 20.503 19.924 
insgesamt 2,451,301 2,503.678 

*) Nach der Grundzählung des Hauptverbandes der Österreichischen 
Sozialversicherungsträger 

I 
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Arbeitskräftepotential 

iAltersgruppen 1976 19717 

[bis 19 302.422 317.956 
~O - 29 693.360 702.028 

30 - 39 597.971 622.012 

~O - 49 466.076 461.322 
50 - 59 358.785 373.941 
60 - 64 42.778 35.725 
64 und mehr 20.703 20 . 078 
insgesamt 2,482.095 2,533 .. 062 

Mit Ausnahme der 40-49-jährigen und der Arbeitskräfte ab 
60 Jahren wiesen alle Altergruppen einen Arbeitskräfte
zuwachs auf . Trifft in der erstgenannten Gruppe der Rück
gang hauptsächlich Frauen, die insbesondere in Hilfs- und 
Anlerntätigkeiten einen schwächeren Status auf dem Arbeits
markt haben, so spielt bei der Gruppe der über 60-jährigen 
die Möglichkeit , in den Ruhestand zu treten, eine holle 
für ihren Anteil am Arbeitskräftepotential. 

Arbeitslose 

Altersgruppen Ende August 1976 Ende August 1977 

bis 19 2.670 2.533 
20 - 29 8.442 8.400 

30 - 39 7.004 6.957 
LW - 49 5.672 5 .. 130 

50 - 59 6 . 137 5 .737 
60 - 64 669 473 

65 und mehr 200 154 
insgesamt 30.794 29.384 
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Arbeitslosenrate *) 

Alters- 1976 1,977 
gruppen 

insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich 

bis 19 0,9 0,4 1,5 0,8 0,4 1,3 
20-29 1,2 0,6 2,0 1,2 0,6 2,0 

30-39 1,2 0,5 2,3 1,1 0,5 2,2 
40-49 1,2 0,7 2,1 1,1 0,6 2,0 

50-59 1,7 1,3 2,2 1,5 1,2 1,9 
60-64 1,6 1,3 2,0 1,3 1,2 1,6 
65 und 1,0 0,7 1,4 0,8 0,5 1,2 

mehr 
insge- 1,2 0,7 2,0 1,2 0,6 1,9 
samt 

*) d.i. der Anteil der vorgemerkten Arbeitslosen am Arbeits
kräftepotential 

Wie die beiden voranstehenden Darstellungen zeigen, ist auch 
1977 die Arbeitslosigkeit in allen Altersgruppen zurückge
gangen. Die niedrigste Rate wiesen erfreulicherweise nach 
wie vor die Jugendlichen auf, woran die Arbeitsmarktver
waltung durch ihre Bemührungen, Schulabgänger auf Lehrstellen 
unterzubringen, entsprechenden Anteil hat. Prozentuell von 
Arbeitslosigkeit am stärksten betroffen war die Altersgruppe 

der 50- bis 59-jährigen. Sie stellte aber auch einen be
trächtlichen Arbeitskräftezuwachs. Das Problem dieser AI
tersgruppe liegt darin, daß sie in einem Zeitpunkt 
ausr.eichen7Rn Arbei tskräfteanECebotes ni..cht. die V;efor€tfSe Mobili t ä t; uzw. e~nen Großte~r der nur Ded~ngt erm ngs- aufwe j 
geeigneten st011t Die Arbeismarktverwaltung versucht 
durch Einsatz i~~eslnstrumentariums den aus Altersgründen nicht 
mehr so mobilen Fersonenkreis gegen unzumutbare Härten auf 
dem Arbeitsmarkt, denen diese Personen aus eigenem Leistunßs
vermögen nicht mehr wirksam begegnen können, besser zu 

schützen. 
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Arbeitsmarktsituat i on nach Sektoren 

Die kräftige Beschäftigungsexpansion des Jahres 1977 
wird nach wie vor durch das Wachstum des Dienstlei
stuogssektors dominiert, das seinen Arbeitskräftebe
stand bereits seit Anfang der siebziger Jahre - weit 
gehend unabhängig von Konjunkturschwankungen - Unver
mindert ausweitet . Das schwächere Beschäftigtenwachs-

tUrn im öffentlichen Dienst wurde durch verstärkte 
Expansion im Handel, im G<ld-Bund .Versicherungswe-

den erelchen 
sen, im Gesundheitswesen sowie iriUnterricht und 
Forschung mehr als kompensiert. Insgesamt wuchs die 
Beschäftigung im tert~ren Sektor rascher als 1976 
und auch im Jahresverlauf lassen sich keine Anzeichen 
einer Stagnation feststellen. 

Allerdings trug 1977 zum ersten Mal seit vier Jahren 
wieder der sekundäre Sektor 'zum Beschäftigungswachs
tum bei. Die relativ günstige Situation der Bauwirt
schaft wirkte sich auf ihren Beschäftigtenstand aus, 
aber auch in der industriell-gewerblichen Produktion 
gab es im Jahresdurchschnitt Beschäftigungszunahmen, 
vor allem im gesamten Bereich der Erzeugung und Ver
arbeitung von Metallen, in der chemischen Produktion 
sowie in der HQlzverarbeitung. Der höhere Stand an Be
schäftigten in der Nahrungsmittelerzeugung dürfte sich 
allerdings auf die nicht-industrielle Fertigung be
schränkt haben. 

deli 
Die Konjunkturentwicklung fand vor allem in / Industrie-
beschäftigung ihren Niederschlag. Zu Jahresbeginn betrug 
der Vorjahresabstand noch 12.800 oder 2,1 %. Bereits 
ab dem 11 . Quartal begann die Industriebeschäftigung 
saisonbereinigt zu fallen und lag im Sommer nur mehr 
um rund 5 . 000 über dem Stand des Jahres 1976. Aus dem 
saisonbereinigten Rückgang der Industriebeschäftigung 
erklärt sich zu einem erheblichen Teil jener der Ge
samtbeschäftigung. 
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Veränderung der unselbständig Beschäftigten im Durch
schnitt 1977 *) 

Wirtschaftszweig absolut in % 

Land- u. Forstwirtschaft - 1.042 - 2,5 
Sachgüterproduktion + 8.709 + 0,9 
Baugewerbe + 4.897 + 1,9 
Energie- u.Wasserversorgung + 219 + 0,7 
Dienstleistungen + 35.460 + 2,5 

Handel + 8.048 + 2,3 
Banken und Versicherungen + 2.816 + 3 , 7 
Wirtschaftsdienste + 2.245 + 4,0 
Verkehr + 619 + 0,4 
Öffentlicher Bereich + 8.137 + 1,7 
Sonstige Dienste + 6.563 + 3,1 
Beherbergungs- u.Gastgewerbe + 7.032 + 7,5 

Zusammen + 48.243 + 1,8 

.) Eigene Berechnung des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung aufgrund von Fortschreibungsdaten der Grund
zählung des Hauptverbandes der Sozialversicherungsträger. 

In einigen wichtigen Wirtschaftszweige.n war die Veränderung 

folgendermaßen : (s iehe Tabell e Se i te 14) 

Die Arbeitsmarktsituation nach Bundesländern 

Das Arbeitskräfteangebot und die Beschäftigung stieg mit 
Ausnahme von Wien und Vorarlberg in allen Bundesländern. 
Am kräftigsten war der prozentuelle Anstieg im Bur gen
land gefolgt von Niederösterreich. Ausgenommen Wi en, 

I 

Steiermark ,Kärnten und Tirol verzeichnen die Bundes -
länder einen Hückgang an Arbeitslosen. Durchwegs zunehmend 
war die Zahl der offenen Stellen/die insgesamt durch den 
hohen Anteil von Wien leicht rückläufig war. Einen allge
meinen überblick über die Arbeitsmarktsituation gibt die 
nachstehende Tabelle (8 ~i t e 1 j ) 

11 
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:"iesentli:::he '/er2.nderu.r..gen der Za.i.:l der unffiLbst~dig Beschäftigten *) 

im Jahresdurchsc~~itt 

','iirt schaft sz\'·:eig 

La.Tld- und Forst';:irtschaft 

Bergbau , Steine und Erden 

::Srz~ugung von Textilien und Textil\'.-aren 

Erzeugung von Bekleidung und Bettwaren 

Bearbeitung von Holz , Holzplattenerzeugung 

Srzeugung von Vlaren aus Gummi und Kunststoffen 

Erzeugung von Eisen und NE - Metaller.. 

Erzeugung von Metallwaren 

Erzeugung von Maschinen (ausgenommen Elektromaschinen) 

Erzeugung von elektrotechnischen Einrichtungen 

Erzeugung von Transportmitteln 

Bauwesen 

Großha."'1del 

Einzelhandel 

Beherbergungs- und Gaststättenvlesen 

Verkehr, Nachrichtenübermi~tlung 
Geld- u . :Kredi tV/esen,Pri vatversicherung, Wirtschaftsdienste 

Persönliche,soziale u. öffentliche Dienste,Haushaltung 

1976 

42 . 209 
27 . 986 
61 • 106 
56 . 237 
18 . 2·17 
26. 143 
66.006 
59.599 

·64.033 
74.996 
80.342 

255.034 
150 . 863 
193 .254 
93. 166 

155.439 
131.882 
679.112 

1977 

41 . 167 
27 . 263 
59 . 620 
56.069 
18 . 805 
26.775 
65.434 
60.654 
65 . 371 
76.518 
82.185 

259.931 
153.218 
198.859 
100.198 
156.058 
136.943 
693.812 

*) Nach Fortschreibungsergebnissen des Bundesministeriums für soziale Verwaltung 

+ 

+ 

+ 

1. 042 
623 

1.476 
218 
488 
6.3 2 
572 

1.055 
+ 1. 338 
+ 1. 522 
+ 1.843 
+ 4.897 
+ 2.350 
+ 5.605 
+ 7.032 
+ 619 
+ 5.061 
+ 14.700 

N 
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~~bei~skrä~~e8n~ebot BescLäftig-te .) Arbeitslose 
Ve::-2.r.cert.:n[ Veränc.erun[ I Veräncerun[ , 

I 

g e~: c . :i b c:' c: e L. §;€[enJber öer.: Eegenüber dem - , 
S::E r: c Vor jc:hr St,'DC V . b I St?r.d Vorj<.;hr or l~ c-.- ~r' ! 

etsOlL.~ ir: ~,_ pb~olut : in ~-i c:osolut ir. % 
I ! 

',.jier: EOO . '1~; ::"::'1 - O , L.- 791 . :10 - ~ . ~18 : - 0, ~I 8 . 8~:; - 1 ~79 - 12 , ::: - ';.. - ".,, ( . '-- ~ 

~, G i J ' -; r'"' .....,:;- ...... +"1 7 . 89( ... Ll ~ I Ll~~ '07 +1 9 . 01~·! .<- 'l: , 71 7 . ~Z:; - 1 . 117 - 12,9 ; .... .., J . '_, C , ~ Ce • c..-

I 
- - -! . .. . ! 

S~r::k j' a~ ~L/i + ::. . ~ 8--; ... 1 , 4 ~8:, . ~24 + 6 . ;59\ .<- 1 , 7! 5 . 917 - 808 - 8 ~ ,/ ./ C • C I , .-' 

htn 17~ . O26 + 1 . oL,L!.. + 1 , 1 16l . :;14 + 1 . 842 1 + 1 , 1 8 . ; ·14 + 
~ + 0 ,0 c. 

00 I u4'" ;:-r: +11.cl!. 2 + Z ,61 L 7 l. 9"8 +11 . ~79 + ~ , 71 7 . ~69 - "/.77 - 4,4 j c . ~cl ~ . ./ .-'/ 

SlbE, i 17~ .297 + :;, . 6C1 + ;t ; - 170 . 669 + 
./ , -'" 5.778 + ; , 5' 2 . c28 - 177 - 6 , ; 

Tirol ; 20Z . 877 + 5 . 00~ + 2 , :'; 1198 . 19~ + 4 . 8;6 ~ c.. 
+ c , ./ 4 . 682 + 169 + ; ,7 

Vlbg 111.145 - 2 .065 - 1,8 1 110.~1; !- 1.982 
I 

- 1 ,8\ 812 - 8 ~ - 9, 3 

Bgld 61 .151 +5 . 647 +10,2 \ L9 '"'"--8 ./ • c../ 1+ 6 . 149 +11 , 6 1.89; - ~02 - 21,0 

Österr . 2,788.;1 ;1 +47.1 94 + 1,7 ; 2 , 7~7 . 14e + ~1 .28E , . + 1 ,9 1 ~ 1.1 65 -4.092 - 7,4 
--- ----'-- -

*) J aI:.r esdurchscLLittswerte aU~frund der mon~tlichen Beschäftigt enstände der 
Sozielversicherunf strä[ er 

*l 

offene Stellen 
Veränc er'un€:; 
genüber dem 

Stand Vor jaI:.r 
abs olut . (; l.r. ,,, 

5.695 + 1. 277 - 17 , c 
5 . ~07 + ~01 + L,C 

2.9~5 + 1;6 + L a ' , / 

2.277 29 + 1,; I + 
I 

5 .009 + 4-97 +11-, 0 

2.060 - 44 - 2 ,1 

-;z, - - " 4- C~:::. +':; , E / _'::'; 0 + /'-' 

1.452 - 167 - 10,; 

1.165 + ;8~ +49,4 

32 .1 ; ·6 + 2.770 + 9,4 
- -

N 
':::.:.;> 
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EINKOMMENSVERTEILUNG 

1. Die Entwicklung der Durchschnittseinkommen 

Das Einkommenswachstum hat sich in den beiden letzten Jah-

ren konjunkturbedingt verlangsamt. Obwohl sich gleichzeitig 

die Inflationsrate fühlbar verringerte, nahmen auch die Real

einkommen schwächer zu als zuvor, da sich der Konjunkturauf

schwung nach der Rezession 1975 nur als kurzlebig erwies und 

bald wieder einem gedämpften Wirtschaftswachstum Platz machte. 

1.1. Tariflöhne 

Das Tariflohnniveau erhöhte sich in der Gesamtwirtschaft 

1976 um 10,1 % und 1977 um 8,2 %, ohne öffentlichen Dienst 

um 10,0 % und 8,8 % (übersicht 1). Die ausgeprägte Abnahme 

des LOhnanstiegs im öffentlichen Dienst erklärt sich aus dem 

Auslaufen des langfristigen Gehaltsabkommens; aber auch in 

allen anderen Wirtschaftsbereichen hatten die Zuwachsraten 

der Tariflöhne rückläufige Tendenz. Im Jahresdurchschnitt 

1977 reichten die Mindestlohnerhöhungen von 5,9 % im öffent

lichen Dienst bis 10,5 % im Baugewerbe. In der Privatwirt

schaft lagen die Zuwachsraten sehr nahe beeinander (in einem 

Bereich von etwa 2 Prozentpunkten, womit die Streuung ge

ringer war als 1976). Sowohl 1976 als auch 1977 erhöhten sich 

die Mindestlöhne der Arbeiter überwiegend (Ausnahmen: Gewerbe, 
Fremdenverkehr) etwas mehr als die der Angestellten; dies 

entspricht dem langfristigen Trend (der Unterschied ist aller

dings nicht sehr groß: er beträgt seit Einführung des Tarif

lohnindex im Jahr 1966 8 1/2 Indexpunkte oder 3 %). Betrach~ 

tet man die Beschäftigten insgesamt, war im letzten Jahrzehnt 

die Erhöhung der Tariflöhne in der Land- und Forstwirtschaft 

bei weitem am stärksten; zwischen den übrigen Wirtschafts

zweigen war die Streuung der Tariflohnerhöhungen relativ ge

ring (etwa 15 Indexpunkte bzw. knapp 6 %~ 

die Schemagehälter 

11 
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im öffentlichen Dienst stiegen langfristig parallel mit 

jenen in der Ppivatwirtschaft. 

Eine Aufgliederung nach der Qualifikation zeigt für die 

Jahre 1976/77 ents~rechend dem langjährigen Trend überdurch

schnittliche Tariflohrierhöhungen für die Hilfsarbeiter und 

unterdurchschnittliche für die angelernten Arbeiter (Über

sicht 2 gibt zum Unterschied von Übersicht 1 die Tarif

lOhnentwicklung auf Stundenbasis, einschließlich Arbeits

zeitverkürzung an). Auch die Mindestlöhne der Facharbeiter 

stiegen insgesamt leicht überdurchschnittlich; betrachtet 

man jedoch die einzelnen Wirtschaftszweige, wird deutlich, 

daß dies vor allem auf die Entwicklung in der Industrie zu

rückzuführen ist, wo die Tariflöhne der Facharbeiter am 
stärksten zunahmen; i n den meisten übrigen Bereichen (am 

ausgeprägtesten in der Land- und Forstwirtschaft) erhöhten 

sich die Tariflöhne der Facharbeiter weniger als jene der 

angelernten Arbeiter und der Hilfsarbeiter. Der Nivellie

rungstrend war (gemessen an der Relation zwischen Fach

arbeiterlöhnen und Hilfsarbeiterlöhnen) mit 16 Indexpunkten 

bzw. gut 5 % im Zeitraum 1966/77 im Handel am deutlich

sten. 

Die Lohnrunde erreichte 1976 und 1977 jeweils im ersten 

Halbjahr ihren Höhepunkt (übersicht 3), in diesen Zeitraum 

fallen auch die Tariflohnerhöhungen der traditionell im 

Jahresrhythmus abschließenden Bereiche (Handel, Bauwirt

schaft). Im zweiten Halbjahr kam es jeweils nur zu Kollek

tivvertragsabschlüssen kleinerer Arbeitnehmergruppen. Im 

öffentlichen Dienst blieben die Schemagehälter nach der 

Anhebung Mitte 1976 und einer Nachtragszahlung Anfang 1977 

wegen des auslaufenden Gehaltsabkommens unverändert und 

wurden erst Anfang 1978 wieder erhöht. 1976 waren die Ab

schlüsse noch überwiegend zweistellig, 1977 lagen sie mit 

wenigen Ausnahmen bereits unter 10 %, im zweiten Halbjahr 

nahmen die Zuwachsraten mit der sinkenden Inflationsrate 

" 
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und der Verschlechterung der konjunkturellen Lage deutlich ab. 

Ein ähnliches Bild ergibt sich, wenn man die Tariflohner

höhungen zur Ausschaltung der unterschiedlichen Laufzeiten 

der KOllekti"vverträge auf Jahresraten umrechnet: Sieht man 

von der Bauwirtschaft und der Textil- und Bekleidungsindu

strie ab, lagen die Abschlüsse auf Jahresbasis 1976/77 meist 

in der Größenordnung von 8 bis 9 %, tendierten aber im 

zweiten Halbjahr 1977 dann zur 6 %-Marke. 

Verfolgt man die Tariflohnbewegungen anhand von Jahresdurch

schnittsdaten oder auch anhand der einzelnen Abschlüsse, so 

erhält man wegen der unterschiedli~hen Laufzeiten und deren 

Änderung im Zeitablauf häufig ein irreführendes Bild. 

Der Rückgang der Zu

wachsraten der Mindestlöhne in den letzten Jahren wurde da

durch gemildert, daß sich die Laufzeit der Kollektivverträge, 

die Anfang der siebziger Jahre meist noch 1 1/2 Jahre betra

gen hatte, tendenziell der Jahresgrenze näherte (im Handel, 

der Bauwirtschaft und im öffentlichen Dienst war schon län

gere Zeit der Jahresrhythmus vorherrschend). In den sechziger 

Jahren schwankten die Laufzeiten der Kollektivverträge mit 

der Konjunkturlage : sie wurden bei einer Verschlechterung 

der konjunkturellen Situation meist länger und nahmen dann 

im KonjunkturaufSChwung wieder ab. Mit steigenden Infla

tionsraten wurden in den siebziger Jahren diese Schwankungen 
jedoch von einer generellen Tendenz zu immer kürzeren Lauf-

zeiten überdeckt, die sich erst 1978 mit der rückläufigen 

Inflation und verschlechterten Konjunkturlage wieder um

kehren könnte. Umgerechnet auf Jahresbasis erreichten die 

Tariflohnerhöhungen im KonjunkturrÜCkSChlag vor etwa 10 Jah

ren mit etwa 5 bis 6 % einen Tiefpunkt, stiegen dann bis 

1973/74 auf 13 bis 14%, ermäßigten sich im Gefolge der Re

zession 1975 in den letzten beiden Jahren auf 8 bis 9 % und 

nähern sich nun wieder dem Niveau von Ende der sechziger 
Jahrei) . 

1) Die darüber hinausgehenden Mindestlohnerhöhungen in der " 
Bauwirtschaft erklären sich daraus, daß" in diesem Bereich 
ein Zweijahresvertrag gültig ist, der noch unter günstige-
ren wirtschaftlichen Verhältnissen abgeschlossen wurde. 
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1.2. Effektivverdienste 

Wie die Tariflöhne stiegen auch die Effektivverdienste 1976/77 
schwächer als in den vorhergehenden Jahren (siehe Übersicht 4). 
Das Leistungseinkommen je unselbständig Beschäftigten1 ) erhöhte 

sich 1976 um 9,2 % und 1977 um 8,1 %. Real, nach Berücksichti
gung der Preissteigerungen, bedeutet dies Zuwächse von 1,8 % 
und 2,5 %, wegen des g~ringen Wirtschaftswachstums weniger als 
im langjährigen Trend. Netto, nach Ab-

zug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen, erhöhten 

sich die Durchschnittseinkommen der Unselbständigen in der 

Gesamtwirtschaft real um 0,8 % und 1,4 %. Die leichte Zunahme 

der Netto-Realeinkommenssteigerung im Jahr 1977 trotz gerin

gerer Nominallohnerhöhungen und wachsender Abgabenbelastung 

erklärt sich aus der stark rückläufigen Inflationsrate (5,5 % 

nach 7,3 % im Jahr 1976). 

In der Industrie stiegen die Effektivverdienstel) 1976 gleich 

stark wie in der Gesamtwirtschaft (9,2 %), 1977 dagegen deut
lich mehr (8,9 %), da die schwache Gehaltssteigerung im öf

fentlichen Dienst den gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt 

drückte. Netto real nahmen die Monatsverdienste je Industrie

beschäftigten 1976 um 0,7 % und 1977 um 1,8 % zu. Die Son

derzahlungen wurdeL 1977 im Gegensatz zum Vorjahr wieder 

überproportional ausgeweitet, da sich die günstige konjunk

turelle Lage des Jahres 1976 offensichtlich erst verzögert 

auswirkte. 

~) 

2) 

Das Durchschnittseinkommen je Arbeitnehmer betrug pro 
Monat 1976 10.727 Sund 1977 11.593 S. 

Die Brutto-Monatsverdienste je Industriebeschäftigten 
betrugen 1976 11.119 Sund 1977 12.099 S. 

n 
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Die Monatsverdienste der Angestellteni) erhöhten 

sich 1977 (im Gegensatz zur Entwicklung bei den Tariflöhnen) 

mit 9,5 % um 1 Prozentpunkt stärker als die der Arbeiter. 

Die Arbeitszeit, die 1976 vorübergehend zugenommen hatte, 

ging 1977 bereits konjunkturbedingt wieder zurück; dadurch 

er~öhten sich die Effektivverdienste der I~dustriearbeiter2) -

trotz beschleunigt zunehmender Stundenverdienste (8,9 % nach 

8,3 %) - 1977 weniger als im Vorjahr (8,5 % nach 9,1 %). In 

der Bauwirtschaft war ähnliches zu beobachten: die Stunden

verdienste der Bauarbeiter, deren Anstieg 1976 noch sehr 

gedrückt war (6,8 %), nahmen 1977 beschleunigt zu (8,5 %), 

dennoch hat sich der Zuwachs der Monatsverdienste der Be

schäftigten in der Bauwirtschaft von 10,6 % 1976 auf 9,6 % 
1977 abgeschwächt (er war damit jedoch immer noch deutlich 

höher als in der Industrie und in der Gesamtwirtschaft). 

1.3. Lohndrift 

Die Lohndrift wurde nach der 

Rezession 1975 wie zuletzt nach der Konjunkturflaute 1967 

negativ, d.h. entgegen dem langjährigen Trend erhöhten sich 

die Effektivverdienste weniger als die Mindestlöhne. 1976 be

trug die Lohndrift in der Gesamtwirtschaft -0,8 % und in der 

Industrie -0,5 %. 1977 war sie sowohl in der Gesamtwirtschaft 
als auch in der Industrie praktisch null (die Effektivver-

dienste erhöhten sich proportional mit den Tariflöhnen). 

Die Netto-Lohndrift (nach Ausschaltung von Arbeitszeit

schwankungen und Sonderzahlungen) in der Industrie blieb 

allerdings auch 1977 noch leicht negativ (-0,3 % nach -0,9 % 

im Jahr 1976). Besonders stark negativ war die Lohndrift 

1976/77 in der Bauwirtschaft (-5,6 % und -2,2 %), wo offen

sichtlich unter den gegebenen Arbeitsmarktbedingungen die 

Mindestlohnvereinbarungen nicht in Effektivverdienststei

gerungen umgesetzt werden konnten. 

1) Brutto-Monatsverdienst 1976 15.001 S, 1977 16.420 S. 

2) Brutto-Monatsverdienst 1976 9.553 S, 1977 10.355 S. 

" 
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Langfristig ist die Lohndrift deutlich positiv: 

seit 1966 stiegen die Effektivverdienste in der 

Gesamtwirtschaft um 10,1 % und in der Industrie um 14,5 % 

stärker als die Mindestlöhne. Ein großer Teil der Brutt o

Lohndrift entstand durch Ausweitungen von Sonderzahlungen: 

die Netto-Lohndrift in der Industrie betrug im Zeitraum 

1966/77 nur 4,5 %. 

1.4. Verfügbare Einkommen 

Die Lohn- und Gehaltssumme in der Gesamtwirtschaft (Lei

stungseinkommen) erhöhte sich 1977 mit 10,2 % trotz stär

kerer Ausweitung der Beschäftigung etwas weniger als im 

Vorjahr (10,5 %); die raschere Einkommensexpansion in der 

Privatwirtschaft wurde durch die langsamere Zunahme des 

Personalaufwands im öffentlichen Dienst kompensiert (Über

sichtS). Die Transfereinkommen erhöhten sich 1977 annähernd 

parallel mit den Leistungseinkommen (10,0 %),nachdem sie 1976 

überdurchschnittlich gestiegen waren (13,3 %)1). Bei über

proportionaler Zunahme der Abzüge (Lohnsteuer, Sozialver
sicherungsbeiträge) wuchsen die Netto-Masseneinkommen 1976 

um 10,2 % und 1977 um 8,9 %, real um 2,6 % und (dank der rück

läufigen Inflationsrate) um 3,2 %. Entgegen dem langjährigen 

Trend stiegen die verfügbaren persönlichen Einkommen der 

Haushalte insgesamt (inklusive Selbständigeneinkommen) et-

was stärker: nominell 10,7 % und 9,6 %, real 3,1 % und 3,9 %, 

was (neben den freiwerdenden langfristig gebundenen Spar

geldern) eine kräftige Ausweitung des privaten Konsums er

laubte. 

1) 
Etwa im selben Maße wie die Einkommenstransfers wuchsen 
1976 und 1977 die Ausgaben für soziale Sicherheit. Der An
teil des Sozialaufwands am Brutto-Nationalprodukt er
reichte 19,3 % bzw. 19,7 % (Sozialversicherung allein 
14,1 % bzw. 14,4 %). 

11 
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2. Die funktionelle Einkommensverteilung 

Die Verteilung des Volkseinkommens auf Löhne und Gehälter 

einerseits und Gewinneinkommen andererseits hat sich in der 

ersten Hälfte dieses Jahrhunderts kaum geändert. In den 

letzten 25 Jahren ist die Lohnquote am Volkseinkommen-

wenn man von zyklischen Schwankungen absieht - laufend ge~ 

stiegen (Übersicht G und ~). Dies ging jedoch mit einer an

nähernd proportionalen Zunahme des Anteils der Unselbständigen 
an den Erwerbstätigen einher, sodaß sich die Pro-Kopf-Einkommen 

der Selbständigen und der Unselbständigen weiterhin ziemlich 

parallel entwickelten. 

Die LOhnquote erhöhte sich nach e1ner relativ stetigen Ent

wicklung in den fünfziger Jahren in der Mitte der sechziger 

Jahre und dann nochmals in der Mitte der siebziger Jahre 

sprunghaft. Sie stieg von 59,1 % im 

Jahr 1955 auf 73,5 % im Jahr 1975, ging dann 1976 . leicht 

auf 72,5 % zurück und nahm 1977 wieder auf 73,6 % zu. Gleich

zeitig erhöhte sich der Anteil der unselbständig Beschäf

tigten an den Erwerbstätigen von 66,9 % im Jahr 1955 auf 

84,1 % im Jahr 1977 (Übersicht l~. Die Veränderung der Er

werbstätigenstruktur erklärt den langfristigen Aufwärts

trend der Lohnquote. Die diesen Trend überlagernden kurz- und 

mittelfristigen Schwankungen haben andere Gründe. 

Kurzfristig unterliegt die Lohnquote (Gewinnquote) konjunk

turellen Schwankungen. Im Konjunkturaufschwung sinkt (steigt) 

die LOhnquote (Gewinnquote), da die Preise rascher auf die 

veränderten wirtschaftlichen Bedingungen reagieren können 

als die tarifvertrag lieh gebundenen Löhne. Im Konjunkturab

schwung steigt (sinkt) die Lohnquote (Gewinnquote), da es 

wieder einige Zeit dauert, bis sich die Löhne den geänder-

n 
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ten Arbeitsmarktverhältnissen anpassen, während die Preise 

bereits durch die verschlechterten Nachfragebedingungen ge

drückt werden. Dementsprechend ging die Lohnquote im Jahr 

1960, in den Jahren 1969/70 und im Jahr 1976 zurück und hat 

sich 1967 und 1975 jeweils stark erhöht. 

Neben diesen kurzfristigen Schwankungen lassen sich mittel

fristige Wellen der Lohnquote (Gewinnquote) beobachten. Diese 

stehen im Zusammenhang mit den Investitionszyklen: der 

Investitionswelle 1954/61 folgte eine Periode schwacher In

vestitionstätigkeit bis zum Ende der sechziger Jahre, der 

Investitionsboom 1970/72 war von einer mäßigeren Investi

tionstätigkeit in den letzten Jahren gefolgt. In Zeiten 

starker Investitionstätigkeit war die Lohnquote immer ge

drückt, umgekehrt nahm sie bei stagnierenden Investitio

nen verstärkt zu. 

11 
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3. Die personelle Einkommensverteilung 

Umfassende Aussagen über die Verteilung aller Haushalts

einkommen in österreich sind nicht möglich, da die ver

fügbaren Statistiken im allgemeinen auf das Individual

einkommen abstellen und außerdem nicht integrierbar sind, 

sodaß immer nur Teilaspekte der Einkommensverteilung be

leuchtet werden können. Lediglich für die höchsten Einkom-

men ,im Jahr 1970 wurde ein Versuch gemacht, die Lohn- und Ein

kommensteuerstatistik auf Haushaltsebene zu integriereni); 

dabei ergab sich, daß 1 % aller Haushalte einen Anteil am per-
2) sönlichen Brutto-Einkommen von 7,3 % hatten. 

Im weiteren wird die personelle Einkommensverteilung unter

sucht, indem die verfügbaren Statistiken (Einkommensteuer

statistik, LOhnsteuerstatistik, Lohnstufenstatistik) ge

trennt ausgewertet werden. Als Referenzzeitpunkte dienten 

jeweils die Jahre, für die eine Lohnsteuerstatistik vorliegt 

(die letzte stammt aus dem Jahr 1973); rezente Dat,en können 

nur der Lohnstufenstatist ik entnommen werden. 

3.1. Einkommensteuerstatistik 

Die Einkommensteuerstatistik erfaßt nicht nur die Einkommen 

der Selbständig~n. Der Anteil der Einkünfte aus unselbstän-

1) G. Chaloupek, Die Verteilung der persönlichen Einkommen 
in österreich. Die hohen Einkommen, Wirtschaft und Ge
sellschaft 1/77. 

2) Die unbefriedigende Datenlage am Gebiet der Einkommensver-
teilung hat den Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen 
veranlaßt, "Empfehlungen zur Verbesserung der Statistiken 
der Einkommensverteilung" herauszugeben, die mittlerweile 
in ' einer Arbeitsgruppe des ' Österreichischen Statistischen 

Zentralamtes auf ihre Realisierbarkeit geprüft werden. 

n 
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diger Arbeit beträgt etwa ein Vierteli); da diese Einkünfte 

gleichmäßiger verteilt sind als die übrigen erfaßten Ein

kommen, dürfte die Einkommensteuerstatistik die Ungleich

heit der Selbständigeneinkommen unterschätzen. In die gleiche 

Richtung wirkt der Umstand, daß die niedrigen Einkommen viel

fach nicht erfaßt werden (in der Land- und Forstwirtschaft 

scheint nur etwa ein Viertel aller Fälle in der Einkommen

steuerstatistik auf), weil sie nicht der Besteuerung unter

liegen. Bei der Interpretation der Daten ist weiters zu be

achten, daß die Einkommensteuerstatistik nur das zu ver

steuernde Einkommen erfaßt; der Gesamtbetrag der Einkünfte 

ist bereits durch den Ausgleich mit Verlusten und sonstige 

Absetzbeträge verringert. Der Vergleich im Zeitablauf wird 

dadurch beeinträchtigt, daß 1973 von der Haushalts- zur In

dividualbesteuerung übergegangen wurde. 

Ordnet man die Einkommen nach ihrer Höhe, ergibt sich, daß 

1973 die obersten 1 % (das oberste Perzentil) der Einkommen

steuerpflichtigen 19,3 % der Gesamteinkünfte verdienten, die 

obersten 10 % (das oberste Dezil) 50,8 %. Das Durchschnitts

einkommen des obersten Perzentils war um 21,5 mal höher als 

das Durchschnittseinkommen laut Einkommensteuerstatistik 1973 

insgesamt. 

Die von der Einkommensteuerstatistik erfaßten Spitzenein

kommen (1,6 % der steuerpflichtigen Individuen veranlagten 

mehr als 1 Million SChilling) setzten sich 1973 folgender

maßen zusammen: Gewerbebetrieb 77,2 %, selbständige Arbeit 

11 %, Kapitalvermögen, Vermietung und Sonstige Einkünfte 5,8 %, 

nichtselbständige Arbeit 5 % sowie Land- und Forstwirt-

schaft 1 %. 

1) Er stieg von 17,9 % 1964 auf 26,3 % 1972 und sank nach 
der Steuersystemänderung 1973 wieder auf 21,4 %. 

11 
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Die Verteilung der einkommensteuerpflichtigen Einkommen 

wurde mit einer einzigen Unterbrechung ~wischen 1964 und 

1967} seit den fünfziger Jahren immer ungleicher (siehe Über

sicht q ). 

3.2. Lohnsteuerstatistik 

Die Verteilung der Einkommen der Unselbständigen (einschließ

lich Pensionisten), wie sie die Lohnsteuerstatistik ausweist, 

ist viel gleichmäßiger als jene der Selbständigeneinkommen. 

Im Jahr 1973, dem letzten Jahr, für das eine Lohnsteuersta

tistik vorliegt, entfielen auf die obersten 1 % (das oberste 

Perzentil) 4,9 %, die obersten 10 % (das oberste Dezil) 

24,9 % der Lohneinkommen; das Durchschnittseinkommen im 

obersten Perzentil war jedoch immerhin fünfmal so hoch 

wie das Durchschnittseinkommen insgesamt. Das Medianein

kommen (das ist das Einkommen, das jene Person bezieht, 

die gerade in der Mitte der Einkommenshierarchie liegt) 

der Lohnsteuerstatistik 1973 betrug 77.267 Schilling (das 

entspricht einem Monatseinkommen von 5.519 S) und damit 

etwa die Hälfte des obersten und das Dreifache des unter

sten Dezileinkommens. 

Im Zeitraum 1953/73 hat eine leichte Entnivellierung der 

lOhnsteuerpflichtigen Einkommen stattgefunden (siehe Über

sicht ~O). Sämtliche prozentuellen Anteilswerte am Gesamt
einkommen vom 2. bis zum 6. Dezil lagen 1953 über den Werten 

der folgenden Jahre, während die Anteile des 9. und 10. Dezils 

klar darunter lagen. Der Anteil des obersten Dezils nahm vor 

allem zwischen 1953 und 1957 stark zu, ging dann bis 1967 

wieder leicht zurück, um bis 1973 wieder anzusteigen. 

Verglichen mit der Einkommensteuerstatistik sind die Ent
nivellierungstendenzen aber nicht sehr ausgeprägt. 

11 
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In einem weiteren Schritt wurden die Einkommen der Pen-

sionisten und der nichtganzjährig Beschäftigten aus der Lohn

steuerstatistik eliminiert, 

Der Median der Erwerbstätigen insgesam~ erhöhte sich 

dadurch auf 86.816 Schilling (das entspricht einem Monatsein

kommen von 6.201 S). Der relative Abstand der Einkommen der 

obersten und untersten Dezile vom Medianeinkommen wird merk-

) / 1A"se&&,~ändiQ 
lieh geringer (siehe dazu Übersicht ~1 . Bei den Erwerbs- Ö 

tätigen insgesamt war das Lohneinkommen des obersten Dezils 

um 85,8 % höher als das Medianeinkommen, bei den Angestell

ten betrug dieser Abstand 104,3 %, bei den Beamten 80,7 % 

und bei den Arbeitern 57 %. Bei den Arbeitern lag anderer
seits das Einkommen des untersten Dezils am tiefsten unter 
dem Medianeinkommen: es erreichte bloß 34,1 % gegenüber 

50,2 % bei den Angestellten und 67,9 % bei den Beamten (Er

werbstätige insgesamt 42,8 %). Die Dezilspanne, innerhalb 
der 80 % der Lohneinkommen liegen, war daher bei Arbeitern 

relativ größer als bei den Angestellten und bei den Beamten 

bei weitem am geringsten. Der Abstand der obersten Einkom

men vom mittleren Einkommen war bei Männern und Frauen an

nähernd gleich groß, bei Frauen lagen allerdings die unter

sten Einkommen tiefer unter dem Medianeinkommen (dieser er

reichte nur zwei Drittel des Einkommens der Männer, wobei 

die Diskrepanz durch die Beamten gemildert wird, bei denen 

kaum geschlechtsspezifische Einkommensunterschiede bestehen). 

Untersucht man die Entwicklung im Zeitablauf, 

zeigt sich, daß über den ganzen Zeitraum 1953/73 

die höheren Einkommen stärker zunahmen: der Einkommenszuwachs 

wird vom untersten bis zum obersten Dezi l kontinuierlich 

größer1 ). Diese Tendenz zu einer etwas ~ngleicheren Vertei

lung geht vor allem auf die Periode 1953/57 zurück, in gerin

gerem Maße auch auf die Periode 1970/73. 

1) Dasselbe Bild ergibt sich - wenn auch abgeschwächt - für 
den Zeitraum 1964/73, sodaß die beschriebenen langfristi
gen Tendenzen nicht nur auf die statistisch weniger gut 
fundierten Erhebungen der fünfziger Jahre gestUtzt werden 
müssen. 
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3.3. Lohnstufenstatistik 

Die Lohnstufenstatistik des Hauptverbands der Sozialver

sicherungsträger erfaßt alle unselbständig Erwerbstätigen 

mit Ausnahme der pragmatisierten Beamten der Gebietskörper

schaften , (d.h. nur etwa ein Drittel der öffentlichen Bedien

steten). Sie hat im Vergleich zur Lohnsteuerstatistik zwei 

große Vorteile: einerseits ihre Aktualität, andererseits 

den hohen und stabilen Repräsentationsgrad. Arbeiter werden 

fast zur Gänze von der Lohnstufenstatistik erfaßt; insge

samt ist der Erfassungsgrad trotz systematischer Ausklam

merung eines Teils der öffentlichen Bediensteten höher als 

bei der Lohnsteue~statistik. 

Ein gravierender Mangel der Lohnstufenstatistik liegt aller

dings darin, daß sie die Einkommen nur bis zur jeweiligen 

Höchstbeitragsgrundlage erfaßt und daß in den ausgewiesenen 

Einkommensklassen kein Gesamteinkommen angegeben wird. Um 

die bei der Analyse der personellen Verteilung gebräuchlichen 

Ungleichheitsmaße berechnen zu können, mußten daher Behelfs

lösungen gesucht werden. 

Die Auswertung der Lohnstufenstatistik (Übersichten 12- 14) 
zeigt langfristig eine ähnliche Tendenz wie die der Lohnsteuer
statistik, im einzelnen aber doch etwas abweichende Ergebnis
se. Die Entnivellierungstendenz in den 50er Jahren wird jeden
falls durch die Lohnstufenstatistik erhärtet. 

Eine Aufspaltung nach Geschlecht und 

sozialer Stellung ergibt im Zeitablauf ziemliche parallele 

Tendenzen, mit Ausnahme der weiblichen Arbeiter, bei denen 

die Einkommensverteilung seit den fünfziger Jahren eher 

gleicher geworden ist. Die Ungleichheit der Einkommen ist 

bei den männlichen Angestellten eindeutig am größten. Be

züglich der übrigen Gruppen kommen die einzelnen statisti

schen Kennzahlen zu unterschiedlichen Rangfolgen. 

Das Medianeinkommen laut Lohnstufenstatistik betrug 1977 

7.891 S (1976 7.386 S), 10 % aller Unselbständigen verdien

ten 1977 weniger als 2.900 S, 10 % mehr als 14.595 S (siehe 

Übersicht 14 ). Das Einkommen des untersten Dezils betrug 

ein Drittel des Medianeinkommens,das Einkommen des obersten 

Dezils lag um 85 % über diesem und war fünfmal höher als 11 
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das des untersten Dezils, Gemessen am 

Medianeinkommen lagen die männlichenAngestellten an der Spitze 

(11.805 S nach 10.918 S), gefolgt von den männlichen Arbei

tern (8.645 S nach 8.150 S), den weiblichen Angestellten 

(7.106 S nach 6.605 · S) und den weiblichen Arbeitern (5.448 S 

nach 5.023 S). 10 % aller weiblichen Arbeiter verdient en 

1977 laut Lohnstufenstatistik weniger als 2.007 S, be~ d en 

männ1ichen Angestellten betrug der Vergleichswert 5.574 S; 

nur 10 % der weiblichen Arbeiter hatten 1977 ein Lohneinkom

men von über 8.145 S, 10 % der männlichen Angestellten aber 

ein höheres Einkommen als 28 . 950 S. Während die Abweichungen 

vom jeweiligen Medianeinkommen (das allerdings für die männ

lichen Angestellten mehr als doppelt so hoch ist wie für die 

weiblichen Arbeiter) nach unten relativ wenig streuen, lie

gen die hohen Einkommen der männlichen Angestellten auch 

weiter über dem mittleren Einkommen dieser Arbeitnehmergruppe 

als die hohen Einkommen der übrigen Unselbständigen. 
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4. Die industrielle Lohnstruktur 

Für die Verteilung der Einkommen der unselbständig Beschäf

tigLen in der Industrie liegt relativ umfangreiches Daten

material vor, wenn auch erst seit den sechziger Jahren. Seit 

diesem Zeitpunkt ist die industrielle Lohnstruktur durch 

eine bemerkenswerte Konstanz gekennzeichnet (siehe über

sicht ~5). Die Relation zwischen Maximum- und Minimumlohn 

für Industriearbeiter hält sich in der Nähe von 2, die Dezil

anteile am Gesamteinkommen bleiben ziemlich unverändert und 

auch verschiedene Streuungsmaße zeigen nur geringfügige 

Schwankungen. Das gilt sowohl für den Stundenlohn im enge

ren Sinn als auch für das Stundenverdienst einschließlich 

etwaiger Akkord- und Prämienlöhne. Bei den Kollektivver

tragslöhnen ist die Spanne zwischen Maximum- und Minimurn

lohn überraschenderweise etwas größer und hat leicht stei

gende Tendenz. Bezieht man jedoch nicht nur die Extremwerte, 

sondern etwa die untersten 10 % der Lohnempfänger .in die 

Berechnung ein, zeigt sich ein leicht nivellierender Effekt 

der gewerkschaftlichen Lohnpolitik (4ie Werte für 1962 sind 

allerdings wegen des mangelhaften Repräsentationsgrads mit 

Vorsicht zu interpretieren). 

Im September 1977 betrug der durchschnittliche Stundenver

dienst oe Industriearbeiter 49,03 S (44,93 S im Vorjahr) 

und reichte von 36,59 S in der Qualifikationsgruppe IIHilfs

arbeiter leicht ll bis 57,42 S in der Qualifikationsgruppe 

"FacharbeiterlI. Die überzahlung über den KOllektivvertrags

lohn betrug im Durchschnitt 41,2 % (inklusive Akkord- und 

Prämienlöhne, beim Stundenlohn im engeren Sinn machte die 

Oberzahlung im Durchschnitt 31,3 % ausl.Die überzahlung 

steigt im allgemeinen mit der Qualifikation: sie war in 

der Gruppe IIHilfsarbeiter leicht ll mit 25,7 % am geringsten 

und nahm dann bis 51,2 % in der Gruppe "Besonders quali

fizierte angelernte Arbeiter" zu, war aber bei den Fach-

JI 
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arbeitern mit 39,1 % geringer. Eine ähnliche Erscheinung 

ist bei den Industrieangestellten zu beobachten: hier stieg 

1977 die Oberzahlung über das Kollektivvertragsgehalt von 

15,8 % in der Verwendungsgruppe I bis 31,9 % in der Ver

wendungsgruppe V, um qann in der Verwendungsgruppe VI wie

der leicht auf 30,6 % abzufallen (die durchschnittliche 

Oberzahlung erreichte 1977 bei den Industrieangestellten 

27 %). Das durchschnittliche Monatsgehalt je Industriean

gestellten betrug im Mai 1977 13.148 S (März 1976 11.835 S); 

die Einkommensunterschiede sind bei den Angestellten viel 

ausgeprägter als bei den Arbeitern: das Durchschnittsgehalt 

in der Verwendungsgruppe I betrug 1977 5.907 S, das Durch

schnittsgehalt in der Verwendungsgruppe VI 29~073 S. 

11 
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Tariflohnindex 19661 ) 

Arbeiter Angestellte 
1976 1977 1977 1976 1977 1977 

% gegen Index % gegen Index 
das Vorjahr 1966=100 das Vorjahr 1966=100 

Gewerbe 10,7 9,5 270,1 10,2 8,8 275,1 

Baugewerbe 12,1 10,6 276,5 11,2 10,1 276,6 

Industrie 9,8 9,1 265,0 9,3 8,0 255,5 

Handel 9,1 8,2 257,1 8,6 8,2 256,2 

Verkehr 11,2 8,5 . 250,9 10,5 2 ) 6,22) 255,8 2 ) 

Fremdenverkehr 10,1 9,4 270,5 13,2 8,8 278,3 

Geld-, Kredit- und 8,8 8,0 260,9 
Versicherungswesen 

I Land- und Forst- 10,0 8,7 288,8 9,7 8,2 274,7 
wirtschaft 

öffentlicher Dienst 10,4 3 ) 5,9 3 ) 264,7 3 ) 

Insgesamt 10,2 9,2 268,4 9,9 2 ) 7,0 2 ) 262,0 2 ) 

ohne öffentl. 10,2· 9,2 268,4 9,6 2 ) 7,9 2 ) 260,0 2 ) 
Dienst 

---------

1) Ohne Arbeitszeitverkürzung (Monatsbasis) 

2) Angestellte und Bedienstete 
3) B . 

ed~enstete 

Qu.: ÖStZ, eigene Berechnungen 

'~»I!II ••• 

Übersicht 1 

Beschäftigte 
1976 1977 1977 

% gegen Index 
das Vorjahr 1966=100 

10,6 9,4- 270,8 

12,0 10,5 276,5 

9,7 8,8 263,0 

8,8 8,2 256,5 

10,6 6,5 255,2 

10,6 9,3 271,6 

8,8 8,0 260,9 

10,0 8,7 287,0 

10,4 5,9 264,7 

10,1 8,2 265,6 

10,0 8,8 265,8 

..c:-
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Tariflohnindex 19661 ) 

Facharbeiter Angelernter Arbeiter 

19 7 6 1977 1977 1976 1977 1977 
% gegen Index % gegen Index 

das Vorjahr 1966=100 das Vorjahr 1966=100 

Gewerbe 10,6 9,4 303,6 10 ,6 9,4 301,3 

Indus trie 9 , 5 8,9 302,2 9,9 9,1 294,7 

Handel 8 ,2 8,1 28 5 ,1 10 , 4 8,1 286,2 

Verkehr 1 0 ,4 8 , 0 28 2, 5 11,5 8,6 282,5 

Fremdenverkehr 10 , 0 9,2 301, 4 10,2 9,5 305,2 

Land- und Fors t-
wirtschaf t 9, 8 8 ,6 32 1 ,4 10 , 2 8,4 328,4 

Insgesamt 10,0 9,1 303,5 10,2 9 ,1 296,2 

1) Inklusive Arbeitszeitverkürzung <Stundenbasis) 

Qu.: ÖStZ, eigene Berechnungen 

Übersicht 2 

Hilfsarbeiter Arbeiter 

1976 1977 1 9 77 1977 
% gegen Ind ex Index 

das Vorjahr 19 66=100 1966=100 

11,3 12,0 31 1 ,9 303,5 

10,2 9,3 297 , 8 297,8 

9,2 8,6 30 6, 7 289,3 

10,6 8,1 298,3 283,4 

10 , 3 9,0 309, 7 304,3 

10,3 8 ,9 331, 5 326,3 

10,5 9,3 307,7 301 ,8 

~ 
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42 

KOllektivvertragsabschlüsse wichtiger 
Arbei tn'ehmergruppen 1976/77 

Übersicht 3 

Erhöhung der KOllektivvertrags-
löhne und -gehälter 

in % 

Arbeiter Angestellte Bedienstete Jahresrate 

Jänner 1976 

Handel 9 9 
Handel 8 1/2 8 1/2 
Geld-,Kredit- und 
Versicherungswesen 8 8 

Februar 1976 

Bauge,werbe 10 9 
Chemische Industrie 10 8 
Eisen- u.Metallind. 10 9 
Bäcker 8 1/2 8 1/2 
Industrie 9 1/2 7 1/2 
März 1976 

Eisen- u.Metallgewerbe 10 8 1/2 
Gewerbe1 ) 11 1/2 9 
Sozialversicherungstr. 8 1/2 8 

AEril 1976 

Öst '. Bundesforste 8 1/2 8 1/2 
Papierindustrie 8 1/2 8 
Stein- u.keram.Industrie 13 13 
Mai 1976 

Bauneben- u.Bauhilfsgew. 12 12 
Baugewerbe 12 12 
Juni 1976 

Holzverarb. Industrie 12 12 
Holzverarb. Gewerbe 12 12 
Sägeindustrie 11 1/2 11 1/2 
Juli 1976 

ÖBB 9 8 
Bund 8 1/2 8 1/2 
Länder 8 1/2 8 1/2 
Gemei'hden 9 9 

1) 
ohne Vorarlberg 

11 
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4ß 
Übersicht 3 

August 1976 
Fortset zung 

Zuckerindustrie 9 1/2 8 
Brauereien 8 1/2 8 1/2 

Oktober 1976 

Textill) 12 11 
Fleischindustrie 11 1/2 9 
Schuhmacher 10' 7 1/2 

November 1976 

Fleischer 10' 1/2 7 1/2 
Textil, Vorarlberg 11 12 
Geld-, Kredit- und 
Versicherungswesen 10' 1/ 2 9 

Jänner 1977 

Papierverarb. Industr ie 9 1/2 7 1/2 
Schuhindustrie 7 1/2 6 1/2 
Bekleidungsindustrie 11 10' 
Milchindustrie 13 8 1/2 
Handel 8 8 8 
Banken und Sparkassen 8 8 
Bund 1 1/2 3 

Februar 1977 

Brotind. und -gewerbe 8 8 

März 1977 

Chemische Industrie 9 8 1/2 
Eisen- und MetalIind. 9 1/2 8 3/4 

A]2ril 1977 

Baugewerbe 9 10' 
Bauneben- u.-Hilfsgew. 9 9 3/4 
Friseure 11 1/2 9 
Stein- u.keram.Ind. 9 1/ 2 9 1/2 
Papierindustrie 8 8 
Baugewerbe 8 1 /2 9 1 / 2 
I ndustrieangestellte 9 1 / 2 8 

Mai 1977 

Eisen- u.Metallgewerbe 9 1 / 2 8 
Holzverarb.Industrie 9 9 3/4 
Gast,Schank- u.Beherber-
gungsbetriebe 9 1/ 2 9 1/2 
Gewerbeangestelltei) 9 7 1/2 

August 1977 

Brauereien 7 1/2 7 1/ 2 

November 1977 

Versicherungen 6 1/2 6 1/2 

Dezember 1977 

Tabakindustrie 6 5 1/2 

1) 
ohne Vora rlberg 

Qu.: ÖStZ, eigene Berechnung en 
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übersicht Lt 

Effektivverdienste 

1976 1977 1977 

Veränderung gegen Index 1966=100 
das Vorjahr in % 

GESAMTWIRTSCHAFT 

Leistungseinkommen 
je Beschäftigten 

brutto 9,2 8,1 292,5 
netto1 ) 8,2 6,9 280,3 
brutto, real1 ) 1,8 2,5 158,0 
netto, real 0,8 1,4 151,4 

INDUSTRIE 

Monatsverdienste 

brutto, je Beschäftigten 9,2 8,9 301,2 
brutto, je Arbeiter 9,1 8,5 294,6 
brutto, je Angestellten 9,1 9,5 281,1 
netto, je Beschäftigten 8,1 7,4 288,5 
netto, real 0,7 1,8 155,8 
brutto, je Beschäftigten 
ohne Sonderzahlungen 9,7 8,8 289,8 
Stundenverdienste 

brutto, je Arbeiter 8,3 8,9 322,9 
ohne Sonderzahlungen 8,9 8,7 311,3 
BAUWIRTSCHAFT 

Monatsverdienste 

brutto, je Beschäftigten 10,6 9,6 
Stundenverdienste 

brutto, je Arbeiter 6,8 8,5 
-

1) S h"t c a zung 

Qu.: öStZ, WIPO, eigene Berechnungen 

, 
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übersicht 5 

Verfügbares Einkommen 

1976 1977 1977 

Veränderung gegen Index 1966=100 

das Vorjahr in % 

Private Lohn- und 
Gehaltssumme 10,4 11,4 328,7 

Öffentliche Lohn-
und Gehaltssumme 10,8 6,2 353,3 

Leistungseinkommen 10,5 10,2 334,0 

Transfereinkommen 13,3 10,0 336,·7 

Brutto-Masseneinkommen 11,2 10,1 334,6 

Abzüge 16,9 16,3 422,8 

Netto-Masseneinkommen 10,2 8,9 320,7 

Netto-Masseneinkommen, 
real 2,6 3,2 173,2 

Verfügbares Einkommen 10,7 9,6 295,8 

Verfügbares Einkommen, 
real 3,1 3,9 159,8 

Qu.: ÖStZ, WIrO 

n 
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Übersicht 6 

Verteilung des Volkseinkommens 

in Millionen Schilling 

Löhne und Einkommen Unverteilte öffentliche Zinsen Volks -
Gehälter aus Gewinne Einkommen für die einkommen 

Besitz und der Kapital- . aus Staatsschuld 
Unternehmung gesellschaften Besitz und 

Jahr Unternehmung 

1955 48.995 27.598 6.750 -20 -441 82.882 

1960 74.076 39.110 12.785 968 - 1.329 125.610 

1966 130.281 58.389 14.352 953 -2.221 201.754 

1970 178.552 77.683 24.553 1.907 -4.052 278.643 

1971 205.446 82.628 23.633 1.399 -4.395 308.711 eh 
1972 232.793 91.405 28.696 1.157 -4.786 349.265 

1973 272.142 99.192 30.056 533 -5.346 396.577 

1974 314.572 151.730 290 -6.440 460.153 

1975 355.150 136.510 - 300 -8.000 483.361 

1976 391.375 159.700 800 -12.000 539.952 

1977 431.295 169.900 500 -15.500 586.165 

Qu.: ÖStZ, WIrO 
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Übersicht 1-

Lohnquoten 

in Prozent 

Jahr Lohnquote Anteil der Bereinigte Hypothetische 
Unselbständigen 1) 2) 

an den Lohnquote Lohnquote 

Erwerbstätigen 

1955 59,1 66,9 59,1 59,1 

1960 59,0 70,9 55,7 62,2 

1966 64,6 75,3 57,4 66,5 

1970 64,1 77,4 55,4 68,3 

1971 66,5 78,8 56,5 69,6 

1972 66,7 80,1 55,7 70,7 

1973 68,6 81,7 56,2 72,2 

1974 68,4 82,5 55,5 72,9 

1975 73,5 92,8 59,4 73,2 

1976 72,5 83,2 58,2 73,6 

1977 73,6 84,1 58,5 74,3 

1) Bereinigt um Änderungen in der Beschäftigtenstruktur 
(Basis 1955) 

2) Bereinigt um Änderungen in den Einkommensrelationen 
(Basis 1955) 

Qu.: ÖStZ, WIFO, eigene Berechnungen 
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Einkunftsarten 

Land- und Forstwirtschaft 

Selbständige Arbeit 

Gewerbebetrieb 

Nichtselbständige Arbeit 

Kapitalvermögen 

Verteilung der Einkommen nach Einkunftsarten 1973 
(Einkommensteuerstatistik) 

Prozent Schilling 

Etnkünfte 
nach 

/ (Ausgleich 

Übersicht 8 

Fälle mit Durchschnittliches Einkommen 
Verlusten) pro Fall 

9,1 2,1 23.954 

7,7 13,1 175.150 

32,0 56,1 181.514 

25 ,5 21,4 86.644 

5,4 2,1 40.734 

Vermietung und Verpachtung 1 5 ,3 3,4 23.320 

Sonstige Einkünfte 5,0 1,8 36.979 

Qu.: öStZ 

~ 
~ 
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übersicht . ~ 

Dezilanteile am einkommensteuer-

pflichtigen Einkommen 1953/73 

<Einkommensteuerstatistik> 

1953 1957 1964 1967 1970 1972 1973 

unterstes Dezil 2,3 1,7 1,5 1,4 1,2 1,2 1,3 

2. Dezil 3,1 2,9 2,4 2,4 2,1 2,0 2,1 

3. Dezil 3,5 3,4 3,1 3,2 . 2,8 2,7 2,8 
4. Dezil 4,3 4,0 3,7 3,8 3,5 3,3 3,5 

5 . Dezil 5,2 4,7 4,5 4,6 4,3 4,0 4,4 

6. Dezil 6,0 5,8 5,4 5,6 5,2 5,1 5,5 
7 . Dezil 7,4 7,1 6,9 7,1 6,6 6,2 6,6 

8. Dezil 9,4 9,3 9,2 9,5 9,0 9,1 9,3 

9. Dezil 13,3 13,5 14,0 14,6 13,8 14,0 13,7 

oberstes Dezil 45,5 47,6 49,3 47,8 51,5 52,4 50,8 

oberstes Perzentil 19,6 20,7 18,3 18,6 22,6 20,0 19,3 

Gini-Koeffizient .524 .552 .578 .568 .602 .615 .596 

Atkinson-Koeffizient .588 .650 .732 .666 .683 .708 .666 
(e:=2) 

Qu.: öStZ, eigene Berechnungen 

_I 
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Dezilanteile am lohnsteuer

pflichtigen Einkommen 1953/73 

(Lohnsteuerstatistik) 

1953 1957 1964 1967 

unterstes Dezil 1,7 1,8 1,6 1, 7 

2 . Dezil 4,2 3,9 3,9 4,1 
3 . Dezil 6,1 5,9 5,9 6,0 
4. Dezil 7,8 7,5 7,4 7,4 

5. Dezil 9,1 8,4 8,5 8,6 
6. Dezil 10,1 9,4 9,7 9,7 
7 . Dezil 11,2 11,0 11,5 11,0 
8. Dezil 12,5 12,5 12,1 12,5 
9 . Dezil 14,6 14,9 15,0 14,8 
oberstes Dezil 22,7 24,7 24,4 24,2 

oberstes Perzentil 4,6 5,1 4,5 4,9 

Gini-Koeffizient .313 .336 .329 
Atkinson- Koeffizient .453 
(E=2) 

.434 .427 

Qu . : ÖStZ, eigene Berechnungen 

Übersicht 10 

1970 /1973 
i 

I 
1,8 I 1,5 

3,6 I 3,6 

5,9 5,6 

7,3 , 7',1 

8,5 8,5 

9,7 9,6 

11,0 11,1 

12,6 12,8 

15,0 15,3 

24,6 24,9 

4,9 4,9 

.339 .349 

.410 .456 
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Dezil 

Männer 

Arbeiter 

Angestellte 

Beamte 

Männer insgesamt 

Frauen 

Arbeiter 

Angestellte 

Beamte 

Frauen insgesamt 

Erwerbstäti~e 

Arbeiter 

Angestellte 

Beamte 

Erwerbstätige insg. 

Die Verteilung der Einkommen aus unselbständiger Arbeit 1973 

(Lohnsteuerstatistik, ganzjährige Einkommen in % des Medians) 

1 2 3 4 5 6 7 

36,6 70,2 82,4 91,5 100 108,8 119,6 

56,8 69,3 79,5 89,4 100 113,2 129,9 

68,8 77,1 84,1 91,1 100 109,6 124,8 

56,0 72,7 82,5 91,2 100 110,8 122,7 

! 

39,4 60,6 77,8 90,0 100 109,2 118,2 

52,9 68,8 80,7 90,5 100 110,7 123,1 

64,4 73,5 81,4 90,2 100 110,1 123,8 

45,3 6.5,9 79,3 90,1 100 111,1 125,1 

34,1 59,1 76,2 88,6 100 111,9 124~5 

50,2 65,8 77,3 88,3 100 114,1 131,6 

67,9 76,5 83,7 91,0 100 109,7 124,7 

42,8 64,4 77,4 88,8 100 111,9 127,1 

Qu.: ÖS~z, eigene Berechnungen 

Obersicht 11 

8 9 

131,3 153,1 

153,7 195,7 

144,5 183,8 

142,7 183,2 

128,5 143,8 

140,8 169,9 

137,6 169,2 

145,7 183,1 

138,5 157,0 

155,3 204,3 

142,9 180,7 

147,4 185,8 

c:.n ... 
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Übersicht ,1:2 

Unterstes 

2. Dezil 

3. Dezil 

4. Dezil 

5. Dezil 

6 . Dezil 

7 . Dezil 

8 . Dezil 

9 . Dezil 

Oberstes 

Die Verteilung der Einkommen aus 

unselbständiger Arbeit 1953/77: 

Dezilanteile (Lohnstufenstatistik) 

1953 1957 1964 1967 1970 1973 1974 

Dezil 2,2 1,8 1,8 ' 2,1 2,1 2,2 2,2 

5,0 4,ij 4,5 4,9 4,9 4,7 4,6 

6,8 6,4 6,6 6,7 6,7 6,5 6,5 
\ 

8,6 7,9 7,7 7,8 7,9 7,7 7,8 

9,7 9,2 8,9 8,8 8,9 8,8 8,9 

10,5 10,1 9,9 9,8 10,0 9,9 10,0 

11,3 11,4 11,2 11,0 11,2 11,2 11,3 

12,5 12,9 12,8 12,5 12,7 12,8 12,9 

14,2 15,1 15,1 14,6 14,9 15,1 15,1 

Dezil 19,1 20,9 21,4 21,8 20,9 21,1 20,6 

1975 1976 

2,2 2,2 

4,5 4,5 

6,4 6,4 

7,7 7,6 

8,8 8,7 

9,9 9,9 

11,2 11,2 

12,8 12,8 

15,1 15,1 

21,5 21,6 

Qu.: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungs

träger, 

eigene Berechnungen 

1977 

2,2 

4,5 

6,3 

7,5 

8,6 

9,6 

10,9 

12,5 

14,9 

22,8 
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T" 

• 

Dezile 1953/57 

1 3,4 

2 29,5 

3 21,5 

4 23,5 

5 26,8 

6 30,8 

7 35,4 

8 39,5 

9 42,9 

Einkommenszuwächse der unselbständig Beschäftigten 

nach Dezilen 1953/77 

(Lohnstufenstatistik) 

1957/64 1964/67 1967/70 1970/73 1973/77 1953/73 

Veränderung in Prozent 

55,9 59,1 21,3 40,0 51,0 335,6 

67,4 36,3 25,7 33,7 48,3 396,4 

60,7 34,1 26,4 36,4 48,5 351,2 

56,4 32,9 26,6 37,6 48,2 347,4 

57,0 31,5 26,6 38,7 48,5 359,6 

58,3 30,7 26,8 39,5 48,7 378,8 

59,5 29,4 27,4 39,8 49,2 397,8 

60,0 28,2 27,8 40,7 49,8 415,1 

62,1 28,1 28,2 41,5 52,7 438,6 

Übers ich t -13 

1953/77 

557,6 

636,0 

570,0 

563,2 

582,6 

611,8 

642,6 

671,6 
722,3 

Qu.: Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger, eigene Berechnungen 

e.n 
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Die Verteilung der Einkommen aus unselbstandiger Arbeit 

(Lohnstufenstatistik, Stichtage Juli/Aug~st, in Schilling) 

Dezile 

1 2 3 4 5 6 7 8 

Erwerbstätige 
1976 2668 4433 5621 6511 7386 8334 9471 10946 
1977 2900 4865 6050 6957 7891 8897 10084 11689 
1977 Median=100 37 62 77 88 100 113 128 148 

Angestel l te, mannI . 
1976 5171 7099 8451 9702 10918 12290 14330 18098 
1977 5574 7555 9054 10412 11805 13380 15573 19157 
1977 Median =100 47 64 77 88 100 113 132 167 

Arbeiter, männlich 
1976 27 97 5644 66 83 74 44 81 50 8888 9736 107 99 
1 977 3044 608 5 710 8 789 7 86 4 5 ' 94 21 10 319 11473 
19 77 Median= 100 36 70 8 2 91 100 109 119 .133 

Angestellte, weibl. 
1976 2674 4063 5079 5918 6605 7376 8 261 94 7 5 
1977 2929 4471 5507 6374 7106 7983 8934 1016 8 
1977 Median=100 41 63 77 90 100 112 126 143 

Arbeiter, weiblich 
1976 1813 2971 3820 4464 5023 5529 6007 6602 
1977 2007 3256 4224 4910 5448 5966 64 79 7093 
1977 Median=100 37 60 78 90 100 110 119 130 

Übersicht -14 

9 

13438 
14595 

185 

26302 
28950 

245 

12387 
13253 

1 53 

11360 
12222 

172 

7506 
8145 

150 

Qu.: Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger, eigene Berechnungen 

e.n 
~ 
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Übersicht ,;ft; 

Industrielle Lohnstruktur 62/74 

Istlohn KOllektivvertragslohn 

1962 1965 1974 74/62 1962 1965 1974 74/62 

Arbeiter-
Stundenlohn 

Arithmet. Mittel (S) 10,75 13,76 32,73 3,04 8,83 11,07 24,37 2,76 
Median (S) 10,47 13,69 32,07 3,06 8,30 10,50 23,21 .2,80 
Minimumlohn (S) 7,09 9,04 19,73 2,78 6,31 7,32 15,26 2,42 
Maxim~mlohn (S)l) 14,39 17,63 42,22 2,93 2 ) 12,43 15,87 35,57 .2,86 2 ) 
relatlve Spanne 2,03 1,95 2,14 1,99 1,97 2,17 2,33 2,19 
Dezilanteile: 

Unterstes Dezil 7,33 7,38 7,22 4,24 6,92 7,57 
Oberstes Dezil 12,61 12,47 12,63 13,73 13,58 13,65 

Variationskoeffizient 18,23 17,15 17,52 16,87 17,47 18,17 

Arbeiter-
Stundenverdienst 

Arithmet. Mittel (S) 11,73 14,68 34,25 2,92 8,67 10,80 23,57 2,72 
Median (S) 11,78 14,88 33,96 2,88 8,30 10,00 22,00 2,65 
Minimumlohn (S) 7,28 9,28 19,73 2,71 6,34 7,35 15,26 2,41 
Maxim~mlohn (S)l) 15,57 20,32 44,22 2,84 2 ) 12,37 15,81 35,28 2,85 2 ) 
relatlve Spanne 2,14 2,19 2,24 2,11 1,95 2,15 2,31 2,22 
Dezilanteile: 

Unterstes Dezil 7,18 7,38 7,27 4,79 7,22 7,76 
Oberstes Dezil 12,74 12,31 12,50 13,26 13,29 13,46 

Variationskoeffizient 17,95 16,18 17,17 13,34 16,50 17,41 

1) Maximumlohn/Minimumlohn 

2) Arithmetisches Mittel 1962/1974 

Qu.: Bundeskammer der Gewerblichen Wirtschaft, Sektion Industrie 

c:.n 
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Abbildung 1 

LOHNENTWICKLUNG IN DER GESAMTWIRTSCHAFT 

% gegen das Vorjahr 
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Abbildung 2 

EFFEKTIVVERDIENSTE IN DER GESAMTWIRTSCHAFT 

% gegen das Vorjahr 

-BRUTTO 
----- NETTO 

15 ---- NETTO REAL 

1~ 

13 

12 

11 

10 

9 

6 

7 

6 
" ......... ,.-

5 

~ '" '" , 
'" 3 
. 
'" , ... 

2 

1 

o 
66 69 

• I 
• .' , 

I 
• 

....... .1 

70 

I . 

,. . \ 
I ., . \ 

I . 

71 

\ 
• 
\ 

\ I 

, I 
\r 

72 

. 
1\ 

I \ 

I 

73 

. 
\ I 

\" 

, 
\ 

\ I . . 
\ I .' . 

I 

7~ 

I 
• 

4 ,. 
I l 

I I 
I \ 

.', 
I ' 

I \ 

I , 

75 

• 
\ 

\ 
• 

. , . 

\ , 

\ ... 
76 

. , . . 
\ 

77 

tI 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 93 von 332

www.parlament.gv.at



57 

Entwicklung der öeterreichischen Sozialversicherung 

im Jahre 1977 

Entwicklung der VersichertenGtände 

In der sozialen K r a n k e n ver s ich e run g er

reichte die Zahl der geschützten Personen im Jahre 1977 ein neues 

Maximum. Die Zunahme gegenüber dem Vorjahr betrug rund 120.000 Per

sonen. Dieser Zugang ist zu einem großen Teil auf die Einbeziehung 

bisher versicherungsfreier Selbständiger der gewerblichen Wirtschaft 

zurückzuführen. Im Jahresdurchschnitt 1977 waren in der sozialen 

Krankenversicherung 7,413.000 Personen leistungsberechtigt; 

4,724.000 beitragszahlende Versicherte und 2,689.000 mitversicherte 

Angehörige. Der Anteil der durch die soziale Krankenversicherung 

geschützten Personen an der Gesamtbevölkerung - im Jahresdurchschnitt 

1977 betrug die Bevölkerungszahl 7,518.000 - erhöhte sich von 97'1 % 
im Jahre 1976 auf 98 ' 6 % im Jahre 1977. 

Die Tabelle 1 zeigt die Entwicklung der österreichischen Be

völkerung und die Zahl der geschützten Personen seit dem Jahre 1967. 

Die Veränderungen bei den einzelnen Versichertenkategorien 

weichen im Berichtsjahr in zwei Bereichen von der bisher üblichen 

Entwicklung ab. Die Zahl der Selbständig Erwerbstätigen stieg 

gegenüber dem Jahre 1976 um 32.525 auf einen Stand von 319.994 an 

und die Zahl der Arbeiter erhöhte sich durch die günstige Lage 

auf dem Arbeitsmarkt um 21.531 auf fast 1,4 Millionen. Von den 

übrigen Versichertenkategorien weisen - wie schon in den Vorjallren 

die Angestellten, die Beamten und die Gruppe der Pensions- und 

Rentenempfänger Zugänge auf. Die Za~l de~ freiwillig Versicherten, 

der Arbeitslosen und Kriegshinterbliebenen verringerte sich llin

gegen. 
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In der U n f all ver sie her u n g betrug die Zahl 

der unfallversicherten Personen 4,965.362. Die Zahl der unfallver

sicherten Unselbständigen betrug 2,610.426 und die Zahl der unfall

versicherten Selbständigen betrug 935.906. Durch die 32. Novelle 

zum ASVG wurden auch 1,359.030 Schüler und Studenten in den Unfall

versicherungsschutz einbezogen. 

Im Jahre 1911 erfolgt eine grundlegende Änderung in der Er

fassung der unfall versicherten Selbständigen in der Land- und Forst

wirtschaft. Die Basis für die Erfassung der Zahl der unfallver

sicherten Mithelfenden in der Land- und Forstwirtschaft bildet nicht 

mehr die ~likrozensuserhebung des Statistischen Zentralamtes, sondern 

die von der Sozialversicherungsanstalt der Bauern statistisch er

faßte Zahl der Betriebsführer. Durch diese ÄnderQ~g ist ein Vergleich 

mit den Vorjahren für den Bereich der Selbständigen in der Land- und 

Forstwirtschaft nicht mehr möglich. 

In der P e n s ion s ver sie her u n g waren im 

Jahre 1911 2,781.126 Personen versichert; 2,402.646 in der Pensions

versicherung der Unselbständigen und 318.480 in der Pensionsver

sicherung der Selbständigen. Während im Bereich der Unselbständlgen 

die Zahl der Pensionsversicherten um 40.126 zunahm, verringerte sich 

die Zahl der Pensionsversicherten im Bereich der Selbständigen um 9.794. 

Entwicklun~ der Pensionen und Renten 

Die Gesamtzahl aller Pensionen und Renten aus der Unfall- und 

Pensionsversicherung betrug im Dezember 1911 1,556.090 und war d~mit 

um 18.112 höher als vor Jahresfrist. Die relative Erhöhung des Pensiona

standes war im Jahre 1917 mit 1,2 % gleich hoch wie im Jahre 1976. 

In den einzelnen Bereichen wurde folgende Anzahl von Pensionen 

und Renten ausbezahlt: 
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Pensionsversicherung der Unselbständigen: 1,127.912 

Pensionsversicherung der Selbständigen: 302.169 

Unf~llversicherung: 126.009 

Da im Berichtsjahr die Zahl der Pensionen relativ nur un

wesentlich stärker gestiegen ist, als die Zahl der Pensionsver

sicherten, blieb die Relation Pensionsversicherte: Pensionen 

nahezu unverändert. Im Jahresdurchschnitt 1976 entfielen auf je 

1.000 Pensionsversicherte 510 Pensionen und im Jahre 1977 

511 Pensionen. Während im Bereich der Unselbständigen die Relation 

immer günstiger wird, verschlechtert sie sich im Bereich der 

Selbständigen ständig, und zwar von 760 Pensionen im Jahre 1976 

auf 790 Pensionen auf je 1.000 Pensionsversicherte. Bei rück

läufigen Versichertens tänden werden hier von Jahr zu Jahr mehr 

Pensionen im Stande geführt. (Tabelle 2) 

Seit Jänner 1977 können von den Pensionsversicherten unter 

bestimmten Voraussetzungen Anträge auf nachträglichen Einkauf 

von Versicherungsmonaten gestellt werden. Im Jahre 1977 wurden 

12.464 solche Anträge eingebracht (2.468 von Männern und 9.996 

von Frauen). 5.334 Anträge wurden von den Pensionsversicherungs

trägern bereits' <im Berichtsjahr bescheidmäBig anerkannt. 1.968 An

träge mußten abgelehnt oder abgetreten werden bzw. kam es überhaupt 

zu einem Verfahrensabbruch. Bei 5.162 Anträgen erfolgt die Er

ledigung im Jahre 1978. 

Pensionsanpassung und Pensionshöhe 

Für das Jahr 1977 wurde der Anpassungsfaktor mit 1,070 

festgesetzt. Mit 1. Jänner 1977 wurden die Pensionen und Ren

ten demlach um 7,0 ~ angehoben. Die folgende Übersicht zeigt 

die Entwicklung der Anpassungsfaktoren seit dem Jahre 1970. 

Im Zeitraum 1970 bis 1977 wurden die Pensionen um 93,0 % an

gehoben. Im gleichen Zeitraum stieg der Verbraucherpreisindex 

für Pensionisten um 64,5 %. Die reale Pensionssteigerung be

trägt demnach + 17,4 %. 

n 
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6D 

JAHR PENS IONBANPAS SUNG IN % 

1970 + 5'4 
1971 + 7'1 
1972 + 7'4 
1913 + 9'0 
1914 + 10'4 

1.7.1974 + 3'0 
1975 + 10'2 

1.7.1975 + 3'0 
1976 + 11'5 
1977 + 7'0 

Die tatsächliche Steigerung der Durchschnittspensionen und 

-renten gegenüber dem Vorjahr 1ag bei den meisten Versicherungs

trägern über dem Wert des Anpassungsfaktors. Dies ist darauf zu

rückzuführen, daß nicht nur die jährliche Anpassung, sondern auch 

die Fluktuation im Pensionsstand den Durchschnittswert beeinflußt. 

D~e wegfallenden Pensionen und Renten sind im allgemeinen betrags

mäßig niedriger als die neu anfallenden. Pensionen. Aber auch eine 

Änderung in der Zusammensetzung des Pensionsstockes beeinflußt den 

Gesamtdurchschnitt. 

Die tatsächliche Erhöhung der Durchschnittspension und -rente 

im Vergleichszeitraum Dezember 1977 zu Dezember 1976 bei den ein

zelnen Pensionsversicherungsträgern kann der folgenden Aufstellung 

entnommen werden. 
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DURCHscmUTTS- ERHÖHUNG 
VERSICHERUNGSTRÄGER PENSION(RENTE) GEGENÜBER DEZEMBER 1976 DEZEMBER 1977 

S S S 

!'VA d. Arbeiter 3.021 227 8 '1 
VA d.öst.Eisenbahnen 2.685 239 9'8 
PVA d. Angestellten 4.543 337 8' 0 
VA d.öst.Bergbaues 4.096 194 5'0 
SVA d . gew.Wirtschaft 3.177 285 9'9 
SVA d. Bauern 2.119 356 20'2 
VA d. öst. Notariates 12.180 2.665 28 ' 0 

Eine vergleichende Darstellung der Durchschnittspensionen, die 

sich nur auf den Bereich der Alterspension beschränkt, gibt ein den 

tatsächlichen Verhältnissen besser entsprechendes Bi l d . Stellt doch 

für den überwiegenden Teil der aus dem Erwerbsleben ausgeschiedenen 

Personen die Alterspension die einzige finanzielle Sicherung ihres 

Lebensstandards dar. In der folgenden Aufstellung wird daher die Ent

wicklung der durchschnittlichen Alterspension in den letzten fünf 

Jahren - getrennt nach Versicherungsträgern - angegeben. 

Durchschnittliche Altersnension 

(in Schilling) 

VERSICHERUNGSTRÄGER · ]) E ZEMBER 

1973 1974 1975 197~ 

PVA d.Arbeiter 2.3,84 2.716 3.082 3.442 
VA d . öst . Eisenb. 2.516 2.906 3.348 '3.780 
PVA d .Angest. 3.706 4.204 4.737 5.296 
VA d . öst.Bergb. 4.353 4.993 5.675 6.353 
SVA d . gew.Wirtsch. 2.214 2.593 3.015 3.446 
SVA d.Bauern 1.188 1.418 1.674 1.926 

SIJ.'EIGEllUUG 
I 

1973-1977 
1!l77 IN % 

3.701 + 55'2 
4.110 + 63'4 
5.689 + 53'5 
6.850 + 57'4 
3.794 + 71'4 
2.357 + 98 ' 4 

11 
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Wie aus obiger Tabelle ersichtlich ist, stiegen vor allem 

die Alterspensionen bei der Sozialversicherungsanstalt der ge

werblichen Wirtschaft und bei der Sozialversicherungsanstalt der 

Bauern überproportional. Bei der Soziaiversicherungsanstalt der 

Bauern macht sich vor allem die Umwandlung der bäuerlichen Zu

ßchußrenten in Übergangspensionen bemerkbar. 

Ausgleichszulagen 

Erreicht das Gesamteinkommen nicht die Höhe des Richtsatzes, 

so hat der Pensionsberechtigte einen Anspruch auf eine Ausgleichs

zulage zur Pension, und zwar in der Höhe der Differenz zwischen Ge

samteinkommen und Richtsatz. Für 1977 standen die einzelnen Richt

sätze in folgender Höhe in Geltung: 

Für Pensionsberechtigte aus 
eigener Pensionsversicherung, 
wenn sie mit dem Ehegatten 
(Ehegattin) in gemeinsamen 

ab 1. Jänner 1977 
Schilling 

Haushalt leben .••.•••.•.•••••••••••••••••• 

Alleinstehende ............................ 
Für Pensions berechtigte auf 

4.090 

2.860 

Witwen- (Witwer)pensionen •••• ••••• •••••••• 2.860 

Für Pensionsberechtigte auf 
Waisenpensionen : 
bis zur Vollendung des 24. 
Lebensjahres ••••••••••••••• , •••••••••••••• 1.068 
falls beide Elternteile ver-
storben sind ••••• 0 ••••••••••• • •••••••••••• 1.604 
nach Vollendung des 24. Le-
benajahres •••••••••••••••••••••••••••••••• 1.897 
falls beide Elternteile verstorben 
sind ................ ~ ..................... . 2.860 

Betrug die Pensionsanpassung im Jahre 1977 7to~, so wurden 

die Richtsätze für Ausgleichszulagen um rund 9 % angehoben. Dies 

ist ein deutliches Beispiel für die Maßnahme im Kampf gegen die 

Armut. 

In der gesamten Pensionsversicherung wurden im Dezember 1977 

343.997 Ausgleichszulagen ausbezahlt, um 10.403 weniger als im 

11 
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gleichen Monat des Jahres 1976. Da die Gesamtzahl der Pensionen 

anstieg, die Zahl der Ausgleichszulagen sich aber verringerte, 

hat sich d~r Anteil der Pensionen mit einer Ausgleichszulage von 

25,1 % im Dezember 1976 auf 24,1 % im Dezember 1977 verringert. 

Die durchschnittliche Ausgleichszulage je Empfänger be

trug im 

Dezember 1970 
Dezember 1976 
Dezember 1977 

• ••••••••• 

• ••••••••• 

• ••••••••• 

S 432 ,56 
S 905,16 
S 989,66 

Die durchschnittliche Ausgleichszulage je Empfänger er

höhte sich demnach im Zeitraum Dezember 1970 - Dezember 1977 
um S 557,10 bz,ot. um 128,8 % und von Dezember 1976 auf 

Dezember 1977 um 9'3 %. 

Seit dem Jahre 1974 liegt eine getrennte statistische Er

fassung der Bezieher von Ausgleichszulagen zu Direktpensionen 

nach Alleinstehenden und Verheirateten vor. Im genannten Zeit

raum war folgende Entwicklung festzustellen : 

Alleinstehende Verheiratete 

Dez. 1974 132.005 90.879 
Zahl der Dez'. 1975 130.339 86.717 
AZ-Bezieher Dez. 1976 126.915 79~912 

Dez. 1977 122.549 76.694 

Dez. 1974 747,11 797,75 
Schilling Dez. 1975 854,59 914,92 
je AZ-Fall Dez. 1976 948,28 1.022,48 

Dez. 1977 1.032,65 1.126,25 

~ ~ -. I' 
:; ,I 
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Gebarung 

Das für das Geschäftsjahr 1977 einstweilen nur vorläufig 

vorliegend,') Gebarungsergebnis der Sozial versicherungsträger er

gab Geoamteinnahmen von 113,7 Milliarden Schilling denen Ausgaben 

von 111,4 Milliarden Schilling gegenüberstehen. Gegenüber dem 

Jahre 1976 sind die Einnahmen um 10,3 % und die Ausgaben um 8,9 % 
gestiegen. Im Jahre 1977 konnte in der Sozialversicherung insge

samt ein GebarungsüberschuB in der Höhe von 2.237 Millionen Schil

ling erzielt werden. 

Beträge in Millionen Schilling 

BEZEICHNUNG 1976 19771) VERANDERUNG 
IN % 

Einnahmen 103.005 113.653 + 10' 3 
Ausgaben 102.276 111.416 + 8'9 

Saldo + 729 + 2.237 --
1) Vorläufige Erfolgsrechnung 

Einen Vergleich der Gesamteinnahmen der Sozialversicherungs

träger mit dem Bruttonationalprodukt und mit dem Bundesbudget zeigt 

die Tabelle 7. 

K r a n k e n ver B ich e run g 

Die Gesamteinnahmen in diesem Versicherungsbereich erreichten 

im Jahre 1977 die Höhe von fast 30 Milliarden Schilling. Die pro

zentuelle Steigerung der Gesamteinnahmen gegenüber dem Jahre 1976 
beträgt 16,6 %. Die Ausgabon erhöhten sich von 27.028 Millionen im 

Jahre 1976 auf 29.950 Millionen Schilling im Jahre 1977, also um 

10,8 %. 
Trotz der hohen Steigerung der Einnahmen ~mrde ein Gebarungs-

11 
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abgang in der Höhe von 42 Millionen Schilling erzielt. 

Beträge in Millionen Schilling 

BEZEICHNUnG 1916 19111 ) STEIGERUNG 
I N % 

Einnahmen 25.643 29.908 + 16'6 

Ausgabon 21.028 29.950 + 10'8 

Saldo - 1.385 - 42 --

1) Vorläufige Gebarungsergebnisse 

Betrachtet man die Ausgabenseite, so is t bei den wichtigsten 

Lei s tungsarten folgende Entwicklung zu beobacht en: 

Für die betragsmäßig größte Ausgabenposition 

"ä r z t 1 ich e H i I f eil haben die Krankenversicherungs

träger im Jahre 1911 1.185 Millionen Schilling aufgewendet, das 

s i nd um 167 Millionen Schilling mehr als im Jahre 1916. Die 

re l a tive Steigerung betrug bei dieser Leistungsposition + 10,9 %. 

Der Gesamtaufwand für Ans tal t s (H aus k r a n k e n)

p f 1 e ge betrug im Jahre 1971 7.514 Millionen Schilling. 

Gegeniiber dem Jahre 1976 betrug die Steigerung 1.016 Hillionen 

Schi lling bzw. 15,6 %. Das überproportionale Ansteigen der Auf

wendungen für Anstaltspflege war eine der Hauptursachen für den 

Gebarungsabgang in der Krankenversicherung. 

Die drittgrößte Leistungsposition ist der Aufwand für 

H eil mit tel und H eil b ehe 1 f e. Im Jahre 1977 

haben die Krankenversicherungsträger 5.035 Mil lionen Schilling 

f ür Heilmittel und Heilbehelfe ausgegeben. Die Aufwandssteigerung 

gegenüber 1976 betrug bei dieser Leistungsposi tion 466 Hillionen 

Schilling oder 10,2 %. 

Der Aufwand für Z ahn b e h a n d 1 u n g und 

Z ahn e r s atz hetrug 2.639 Millionen Schilling. Die 

n 
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Aufwandssteigerung gegenüber 1976 betrug 319 Millionen Schilling 

bzw. 13,7 %. 

Die Gebarung~ergebni8se in der Krankenversicherung, ge

gliedert nach einzelnen Leistungspositionen für die Jahre 1976 
und 1977 zeigen die Tabellen 8 und 9. 

U n f all ver s ich e run g 

Die Unfallversicherung hat das Jahr 1977 mit einem Ge

barungsüberschuß abgeschlossen. Gesamteinnahmen in der Höhe von 

4.859 }lillionen Schilling standen Gesamtausgaben in der Höhe 

von 4.518 Millionen Schilling gegenüber. 

Der Gebarungsüberschuß betrug somit 341 Millionen Schilling. 

Die günetige Einnahmenentwicklung ist vor allem auf die 

Einführung eines einheitlichen Beitragssatzes für Arbeiter und 

Angestellte in der Höhe von 1,4 v.H. zurückzuführen. 

Beträge in Millionen Schilling 
I 

19771) 
STEIGERUNG J 

GEGE~1ffiER VORJAHR BEZEICHNUNG 1976 
IN % 

Einnahmen 4.017 4.859 + 21'0 
Ausgaben 4.122 4.518 + 9'6 

Saldo - 105 + 341 --

1) Vorläufige Gebarungsergebnisse 

Von den Gesamtausgaben entfällt rund die Hälfte auf Ren

tenzahlungen und etwa 1/4 auf Unfallheilbehandlung, nie Ge

barungaergebnisse in der Unfallversicherung in den Jahren 1976 
und 1977 zeigt die Tabelle 10. 

I 
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P e n s ion B ver sie her u n g 

Die Gesamteinnahmen in der Pensionsversi cherung betrugen 

18. 886 Millionen Schilling, um 5.542 Millionen Schilling oder 

,1, 6 % mehr als im Jahre 1916. Die Ausgaben be trugen 76.948 Mil

lionen Schilling; sie erhöhten sich gegenüber dem Jahre 1976 um 

5.821 Millionen Schilling oder 8,2 %. Das Rechnungsjahr 1976 wur

de mit einem Mehrertrag in der Höhe von 1.938 Millionen 'Schilling, 

das sind 2,5 % der Gesamteinnahmen, abgeschlossen. 

Beträge in Millionen Schilling 

BEZEICHNUUG 1976 I 19771 ) DIFF'ERENZ 
I N % 

Einnahmen 73.344 78.886 + 71 6 
Ausgaben 71.121 76.948 + 8 1 2 

Saldo + 2.217 + 1. 938 --

1) Vorläufiges Gebarungsergebnis 

Der Anteil der Versichertenbeiträge an den Gesamteinnahmen 

be t rug im Jahre 1917 64,9 % - in der Pensionsversicherung der Un

selbständigen 72,9 % und in der Pensionsversicherung der Selbstän

digen 23,4 %. 

In der Pensionsversicherung werden die erforderlichen Geld

mi t tel nicht nur durch Versichertenbeiträge allein, sondern auch 

dur ch öffentliche Mittel, das sind Bundesbeiträge sowie Ersätze 

f ür von den Pensionsversicherungsträgern geleistete Ausgleichs

zul a gen und Wohnungsbeihilfen, aufgebracht. Die absolute und die 

r elative Höhe des Bundesbeitrages variiert bei den einzelnen 

Pensionsversicherungsträgern sehr stark, da di e Beitragsleistung 

des Bundes sowohl vom Ausmaß der eingezahlten Versichertenbei

t r äge als auch von der Höhe des Leistungsaufwandes abhängig ist. 

Die derzeitige Regelung für die Verteilung de s Bundesbeitrag 

\1 
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sieht bekanntlich vor, daß 101,5 ~ der Ausgaben gedeckt sein 

müssen; jedem Pensionsversicherungsträger stehen daher die für 

die Leistungserbringung benötigten Mittel zur Verfügung. 

Betrachtet man die Bereiche der Pensionsversicherung der 

Unselbständigen und der Selbständigen getrennt, so ist er

sichtlich, daß für den Bereich der Pensionsversicherung der 

Selbständigen bedeutend höhere Bundesbeiträge im Vergleich zum 

Pensionsaufkommen notwendig sind . Während im Bereich der Pen

sionsversicherung der Unselbständigen 20,3 % der Gesamtein

nahmen Bundesbeiträge sind, sind in der Pensionsversicherung 

der Selbständigen 60,0 % der Gesamteinnahmen Bundesbeiträge. 

Stellt man den Bundesbeitrag dem Pensionsaufwand gegen

über, dann ergibt sich im Jahre 1977 bei den einzelnen Ver

sicherungsträgern nachstehendes Ergebnis: 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern 

Versicherungsanstalt des österreichischen 
Bergbaues 

Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft 

Versicherungsanstalt der 
österreichischen Eisenbahnen 

Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter 

Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten 

89,6 % 

82,9 % 

19,6 % 

42,2 % 

37,5 % 

Die Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates 

hat als einziger Pensionsversicherungsträger keinen Anspruch auf 

einen Bunde8beitrag. 

Pensionsversicherung der Unselbständigen 

Bundesbeitrag 

Ersätze für Ausgleichszulagen 

In 1.000 S 

1~428,120 

2" 892, 250 

n 
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Pensionsversicherung der Selbständigen 

Bundesbeitrag einschließlich tlberweisung 
aus dem Aufkommen an Gewerbebteuer und 
einschließlich Abgabe von Land- und 
Forstw. Betrieben 

Ersätze fü~ Ausgleichszulagen 

Ersätze für Wohnungsbeihilfen 

1,,651,054 

2" 048, 838 

94 

Die Gebarungsergebnisse in der Pensionsversicherung, ge

gliedert nach einzelnen Leistungspositionen, für die Jahre 1976 

und 1971 zeigt die Tabelle 11. 

11 
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Geschützte Personen in der sozialen Krankenversicherung 

BEVÖLKE2UUG 1) . GESCHÜTZTE PERSONEN 
IN JAHRIS-

JAlffi DURCHSC~mITT ztJSANJ.1EN VERSICHERTE 

AUf'" 1000 PERSONEN GERUNDST 

1967 7, 323.fXX) 6, 643.fXX) 4, 249.fXX) 

1968 7,350.000 G,703.000 4 , 308. (XX) 

1969 7,373.000 6,742 .000 4,344.000 

1970 7, 391 .000 6, 782.fXX) 4,375.000 

1971 7,456 .000 6,857.000 4,435.000 

1972 7, 495.fXX) 6,946.000 4,423.000 

1973 7,525.000 7,164.000 4,521.000 

1974 7,533.000 7,259.000 4,589.000 

1975 7, 520.fXX) 7,284.000 4,6oo.0CX) 

1976 7,513.fXX) 7,293.000 4,624.000 

1977 7,518.000 7,413.fXX) 4,724.fXX) 

1) Quelle: Österreichischcs Statistisches Zentralamt 

8. Närz 1978 
JU/h'b 

ANGEHÖRIGE 

2,394.000 

2,395.000 

2,398.000 

2,407.000 

2,422.000 

2,523.000 

2,643.000 

2,670.000 

2,684.000 

2,669.000 

2,689.000 

Tabelle 1 

ANTEIL D~ 

GESCHÜTZTEN 
P2..!{SONEN 

A.l1 DER 
BEVÖL1CE,.-qU~lG 

IN 7b 

90'7 

91 '2 

91 '4 

91'8 

92'0 

92'7 

95'2 

96'4 

96'9 

97'1 

98'6 
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Pensions versicherte : Pensions bezieher 

Jahresdurchschnitte 1973 - 1977 

t-------------------------------r---------~~~~:~==~~~~---------------.--.-AUF JE 1000 PillITSIONSVERSICHEE'I'E 
VERSICHERUHGSZh1EIG 

(VERSICHEHUNGSTRÄGER ) 
ENTFALLEN PENSIONS13:;.:E.;.;;.ZI=EH=' _E_'R_,...--____ _ 1-- --.,=.:::.:..= 

1973 1974 1975 1976 1977 
------------------------~-------4-------~-----~~------_r-------1 

Pensionsversicherung 
ins g e sam t 488 492 504 510 511 

==~-=-============--==·-===========-==··~========-*-=-=======~-========1~-===~==-~~._=-=-=.~==-= 

Pensionsversicherung 
der Unselbständigen 457 457 467 470 467 

---------------------.------- ------- f-------- ---- --r --- --

Pensionsversi)~1erungse..nstal t 
der Arbeiter 1 

VersicheTIL~gsanstal t 

der österr. Eisenbarillen 

Pensionsversicr.e~gsanstalt 

der .Angestell ten 

Versicherungsanstalt 
des österr. Bergbaues 

546 

657 I 
287 

1.561 

557 

646 I 

280 

1. 573 

I 

584 

612 I 
278 

1. 603 

I 
I 

591 586 

608 605 

280 282 

1. 668 1 .757 

-------+----+----+----j---,--:--_ .. -
pcnsionsversic~~rung 655 1i 

der Selbständ i gen 690 727 
______ _ ._. __ _ _ ~ __ • ____ . ______ __ ~------_- _____ 0 - __ _ . __ _ _ 

Sozialversicherungsanstalt 
der gewerblichen \'lirtschaft 

Sozialversicherungsanstalt 
der Bauern 

·Versichel.mgsanstalt 
des österr . Notariates 

610 652 

694 723 

540 545 

1) Einschließlich der ehemaligen Land- und For stvr . 5'VA . 

685 

547 

760 790 

-----_.-- - _._._-- .-. -

715 733 

799 840 

565 582 
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72 PkEiiJ1!l.jE.,t:. ~U'chs.Cll!!.i.lt.E2''.!l ~ionon2) Tabelle 3 
in. der_fe:!,,, j o.rl?_~.!:?J.sE2..r~J!,iß_AcLU1\:.'l:.1E.:~.i\!l!1.i~ 

r-------r---.-------~-----·---------_r_----------------- ----.. ---.'--
VJ.:!lSI clu,:nuJ;Cs

THÄCl::lt FElGIOliSART 

ZAHL D::R pZ:--/:JrO!i!::N Pf'JlSIOIISAUJ.'1IA1:D IN I (XX) S DUllCI I.':;Cilll I'l'1' I II [) 
1----- - .-~~7-_::_::---·+-·---::- .. -.. - -· - - · ._=_·~:__--·+-___::_~·- - - "-.. . - "--" 
r-'--- D ,10; UU:!..!l..,E. R_ , _ _ ____ lUL~f: ~!.B E,lt r_-D E.1. _t:_~ _l!l::, . .!!. __ 

1'577 I 1976 i 1915 1'571 : 1916 I 1975 1917 i 1976 i 1975 .. - - -----l-----.--.-----.--.-----y , I I i 't - --

l'enaiollcn ill!J(;"s!lt1t 1,1 27.912 11,11).997 : ',10?706 3,,(7), 'ß5 i 3,,)41,~ ! 3H 1In,713 3.,:.361 3.173 ! 2.820 

Allo TräCCl' der 
l'cMionsvel'
cichol'w1(: der 
Un"clb::.t:illdj~:cn 

Penoioll'-'
ver::.ichcl"c.n,;s
(ln~Uilt der 
Arbeiter 

- .. ------ --- ------~-- -- ---------r----- ---l- - - --- .. · -~.- ·-- --T- --·----r-------- t-- ----r--·· ' - -f--- - --.. 

Perwionell weL~1l geID .... rbeitst. 236.1S~ !,: 237 . 477 ',' 239.278 ~90,139 i,' 731 ,002 1 659,226 3.345 I 'i.OO21 ?755 
r • r j I 

Alt.ers!xmsienen '4'15.831 j 468.086 i 458.)9(1 2 .. 079,175 i 1 .. 895,530 i 1,,656,606 4.370 : 4.050 : 3.612 

duvon ecm.§§ ?53, 276 ASVG 424.924 ! 416.423 ! 407.175 1 .. 779,481 ! I H 610,932 : 1,,403,365 4.138 : 3.869 1 3. 447 
. I i t 1 i 

• §§ 253n, 27611 },.,'"VG 3.524 : 3.057 I 2.002 13,473 : 10,925 I 9,049 3.623; 3. 574 ; 3.229 

• §§ 253b, 276b ASVG 47.383 I 48.606 j 48.621 ,206, 221 j 273,673 I 244,192 6.041 1 5. 6)0 i ).0;>2 

Knnppochnftssold 2.457 I 1.030 1
1 

944 ' 1 :206 1 327 300 491 I 317 ! 310 
I .' i ! I 

354.226 i 350.754 ,' 346.496 '945;004 ! 859,368 754,706 2.6GB : 2.450 ! 2.17~ 
i i ! . 

59.214 l 58.650 l 57.470 59,911 i 54,577 i 47,ß55 [1.012 i 931 : 033 " , t . '".:'"-~~~.:.~-==-=.-=--=-=---=-._- -=---::::=.=....-!---==---=r=--=r= i = :::'r.- -_ .~ -n.::::- ZT""" 1- ·~~1· .:B"".e.::a..--=.:: : 

~n.!!~o~~!l_~~~G.:~~!.. ______ -1~.!.9Jl+-l~~2~t-I~:J~- lr~~9~,211-l-?!!.~,~.J-~'!.~~,i~?-- l·.'?~_L ~·l~, ":' , ~· ~21_ 
i ! " ; I ! 

Invaliditüts~nsionen 186.811 i 188.560 ] 190:477 : 5S~,Y03 >14,037 I 492,039 3. 134 ! 2.035 ! 2.583 

Alterspt!llsiolJen 315,,911 ~ 31 ~ ,,-~63 i 311. 566 i 1,,169 .2~3 1,,002, 227 : 960,309 3.701 : 3 . ,!.-.~2 3"OO? 

Vi tllen~l\!Jionen 

\!niocllpcnsionen 

davon CelJ.§ 253 A.'NG 283.467 2OO.156 ! 276.498 I ,998,709 912,102 ! 804 ,052 3. 523 3.256 ? ,9JD 

• ,,§ 253,. ASVG 2.571 2.330 j 2.152 8;900 7,547 1 6,309 • 3.465 3. 239 ' 2.932 

• "§ 253b J..SVG 29.rm 31.':J17 ! 32.916 1 161,626 162,578 1 149,948 ! 5.410 i 5.CC4 , 4. 5:'5 

Witller.pcnsioncn 242.892 240.438 j 237.~09 I 594,260 539,557 ! ~-7~,81 61 2 , ';~7 2.2,;,; , 2.COO 

'Jaiser.pcnsionen 46.379 i .~6.166 i ~5.334 I 43,665 ; 39,932 : 35,200 i 9';1 , 867, 778 
- - .----+-- - ' : I : . --'- --. - ~- --- ---. --

.!'!~!.o~~_i.:.~e:.~~:..______ 15.S~5 ~ 15.879 ! 15.933 : ';2 , 54-~ : 38,635 ! 34,423 I 2. 585 : 2.445 ' 2.1 .:' 1 

Jnvaliditätspcrsionen 

Vel'sich!!r.m;;s- Al tersJ>Cosior.L'n 
a~3talt der d3von gcQ.§ 253 .~VG 

öswrrcichi::chcn I ;' . • § 253a ASVG 
Eisenb.:lP,Mn 

• § 253b ASVG 

\li t>."enpcnsion~n 

t/nisenpcnsionen 

--~~5~- :·--~.~-~--4~-•• -4676~71, ---7~;~1- ·· ~~;;~--:.~6~-1:1 -2~~;~~~~-'-;;/~-
4.636 4.571 i 19,056 ; 17,276 ; 14,'.156 4.110 3.79J 3.31.9 

4.152 4.097 I 4.020 16,134 , 14,635 12,7TI . 3.3S6 3.572 3.179 

9 

475 

8.093 

550 

I 

6 i 4 27 19 I 
! I 

468 

8.131 

569 , 

443 

8.162 I 
626 

2,895 

15,400 

530 

2,622 
I 

14,138 ; 

487 i 

13 

2,166 

12,636 

464 

6.095 

1.9'J3 

; 3.128 ! 

5.602 

t 1.739 : 
! 

964 : 656 
i 

3.158 

4. 339 

741 

! t i i 

.~~~~~~ .~..:~_~~ ________ 2~_=!..2~ ..;- ~.!.~~ + -~1. :.?2"- ,]!!.~~?6.2J ~.!~.!.62~.)!'.~~,1.1?~-~?4l~ .5.:..~6... ~ l0~? _ 
I 38.576 i 38.013 i 37!654 157,789 i 144,576 1 127,966 4.090 i 3.603 i 3.390 

Pennion,,
versicherunco
MO tnlt der 
Angcstell t ell 

Berufsunfähigkeitspcnsienen 

Alterspcll3ionen 

dnvon gc~.§ 253 ASVG 

" • § 253a ASVG 

• • § 253b ASVG 

l/ittlenpcruJion( n 

l/aiscnpclmionen 

148.864 i 142.743 136.176 846,896 l 755,943 i 645,065 5.689 i 5.296 i ~.737 
131.943 : 126.~9 ! 121.465 728,098 1 651,067 ' 557,065 5.518 5.129 ; 4. 586 

626 I 417 i 337 2,601 I 1,686 I'.' 1,212 4.156 I. 4.043 :- . ')98 ,I ! 
16.295 i 15.377 ! 14.374 116,197 1 103,190 i 86,0013 7.131 I 6.711 ! 6.039 

91.113 i 9O.051 ! 80.753 295,546 i 269,333 j 235,135 3.24-, i 2.991 I 2.[49 

10.573 I 10.176 r 9..647 13,329 ! 11,~4 10,059 1.261 : 1.164 1:~3 
r----------+-------------------r------~!, -- ! i i i ! 

~~~~!:'2.E"~0~~!______ 30.948 I 29.541 I 29.837 _..!.~.!,.'7_~L-t..!?J~ . .L.!~.!.(;2~ 4.096 : ).902 ' 3.474 

Versicheruncn
annlalt des 
Ö~ torre1chinchcn 
IJcrebnueB 

Pensionen wct;en se:n.Arbcit!lf. 

davon )(nappoehc.ftspens. 

• KnAppschaftavollpcns • 

Knnpp~chllftsQlterBpcnslonen 

~~von eCIJ.§ 276 ASVG 

• • ~ 276a ASVG 

• • § 276b JS'IG 

Knn PP.~Ch...rtB901d 

Vi twonpcn:liollon 

------l ------r----- i i ---T---j------
8.231 ! 8.269 i 8.469 39,389 i 36,255 I 32,854 4.786 i 4.304 i 3.879 

2.160 I 2.152 1 2.196 5,430 I 4,955 I 4,407 . 2.514 ! 2.302 1 2.043 

6.071 6!117 6!273 33,959 1 31,300 I 28,367 5.594 i 5.117 i 4.522 

6.420 6.309 6.389 43,900 1 40,084 36,256 6.050 , 6.353 I 5.675 

5.362 5.221 5.192 36,540 I 33,128 29,471 6.815 I 6. }45 I' 5.676 

318 )04 309 1,937 1,673 1,515 6.092 I 5.504 4.902 

740 784 800 5,503 5,283 5,270 7.1,361 

2.457 1.0~ ·!}14' 1,206 327 300 491 

12.128 12.1 34

1 

12.172 39,799 36,340 32,199 3.282 ! 

1.712 1.799 1.063 2,3117 1 2,2G4 ?,014 1.394 I 

6.738 5.935 

317 318 

?.995 2.645 

1.;>50 1 1.09'1 

2) f; j,,!.chl lcßlich nllul' Zuln(;cn (I>illlO ~·U/'lilicllbdlllHc). 
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VEflS1ClI8HUNGS
mÄC:.:R 

Sozinl
versichur~UlC'S

ruwt:.1 t der 
{;&lI.:Jrblichcn 
\; il'l3d,.!!ft 

73 
~_~ohc _d~ DUU:0dUli.!..t_9.l~.!!:1.L~.Il('n2 ) 

.11~ 1'_ PellS 1.01~] :Q.1.E)1.<'!:! 1!:llL~cr ~c):.!).::.1;. 'uv\1flCn 

'rabelle 1\ 

Enrcrb3wlfähi {;i.:ci tSlX'nsionen 16.499 16. 263 15.81 7 51 , 349 46, 099 41,263 3.1 12 , 2 . ~i : 2. 609 

Alters~nsioncn 

davon (;01:1. §§ "12 , 75 GsrvG 

n § 72u GSl'VG 

§ 193/1 c.sPVG 

lIitllcnpenaio:lun 

de.von gel:1. §§ 77 . 78 GSPVG 

§ 193/2 C.sP'/G 

,Iaisenpensio:len 

§ 79 G3PVG 

§ 193/2 c;.:;P'IG 

G7.998 

60. 515 

~.035 

4.448 

40.025 

30.569 

9. 456 

5.839 

5.555 

234 

67.353 

59 . 150 

2. 977 

5. 226 

39.511 

29.196 

10. 315 

66 .047 

58.041 

1.933 

6.073 

38.590 

27 . 416 

11.100 

257 , 900 

231, 632 

'13,467 

12,801 

99, ;;01 

77.975 

21 !326 

232,1 09 

206 , 451 

12,1 57 

13, 501 

89 ,CXXl 

ro ,O}1 

20 ,977 

199,137 

178 , 273 

6,S37 

14,027 

77, 070 

56 ,650 

20 .420 

! i 
- 70 .• i 6 . 
) . J'T , 3. 44 ; 3.015 

3.828 , 3 .490 ; 3. 072 

4. 437 ; 4. QC4 i 3. :;3'/ 

2. [,96 : ?:"34 , 2. ;'10 

2.<tl 2. ?53 : 1 . 9Y1 

2 . ~.05 1 2.3)0 : 2.C·:(· 

2 . 2~5 2. 0;t, i l . u2G 

5.836 5. 670, 5,579 5.014 4,306 9:;) ; 059 , 7':>9 

5.548 5. 332 I 4, C91 4,412 3,TI4 (ü:) i 79') ' 701 

200 I 200 I 688! 602 i 532 2.421 i 2.031 1 : :'47 

_____ . ___ -t-n_o_herversidlCl"J.."l(:s?"n3ionen -, __ .. __ 1_4~_2L. ___ '_6_.L_~ __ 2.1 ____ 8_ 1_ ~.;_ :.()3 ~_~~~. 
I ' I ; j I 

So"j,,1-
"c,l'1:icbrw\:s
l\!l~b J.t d~r 

lhu" rn 

Pension"n ins;;(!z=t I 171.457 167.3",7 ' 166 . 234 : 363,355 : 29) ,094 254, 163 ' <'.119 ' 1. 75;; 1.5;;9 -------.--. -----------------,----.------ ----1·--·----: .. -·---· .. ·-· ·-- --.. - 'r--" --.. -----.. --.. 
ErvcrLs ... :u'& . .'u':;:<eits?"c.3ioncn 35.367 32 .326 29.343 00,912 65,44 5 ?1, 265 I, 2 . ~8ß. 2. ,)25' 1'. 747 

davon g1:.'l!l . § 69 il-P'IG 24.976 21.276 17. 506 61, 430 49 , 291 35.792 I 2. 4€O ; 2. ;;17 2 . G~5 

§ 151a B-i',G 10.391 11.050 11.337 19,402 16,154 15,473 1, . ~'(5 , 1. 0:-ö2 , 1 . ;~7 

Alters?~nsion"n 83.065 e2.2ii9 84 .552 195,79·: 158 , .~69 141,632 , 2.357 ' 1.925, 1. 67!, 

davon gcm. § 68 3-!'>'G 

§ (i!3a B-l'VG 

§ 151 a B-P'/G 

Vi t1fenpensionen 

de.von eao. §§ 73, 74 B-PVG 

• § 151a B-l'VG 

\Inisen~n!:iollcn 

d?von &em. § 75 B-P'IG 

§ 151n B-FVG 

I 
35 .649 33 . 401 30. 543 97 ,024 84 ,554 69 ,473 I 

3.035 

44 . 381 

42.303 

7. 245 

35.058 

10.720 

5.114 

5.606 

48.067 

41.767 

5.836 

35.931 

10.904 

4.839 

6.145 

54.034 

41.417 

4.374 

37.043 

10.889 

4.1'/8 

6.711 

10, 345 

83, 425 

76, 9f{7 

14, 356 

62!631 

9,655 

3 ,375 

73 , m ':> 

62 ,715 

10,639 

52 ,076 

8,457 

2,927 

6, 2CO ; 5,530 
i 

72 ,1 54 

53 ,0/,6 

6 ,987 

';6 ,959 

7, 313 

2, 238 

5,025 

2.72? 2. 534 

3 . ~09 i 

1. 992 · 1. 511 

1. &20 ! 1. 502 ' 

1. 981 

1. 7fJ7 

901 

660 : 

1.120 

1. 323 : 

1 . ~·9 ' 

770 

605 i 
900 : 

2 . 2~ I 
1 7,,":; I 
1 :::3 
1. 'j'j'f I 
1.

262
1 

672 

71,9 

____ +-Il_öhc_rv_c __ rs-i-C-},C.runc--~-pe-n-s~-· 0_n_0I_1-11-_ _ _ 2--' _ ___ 2-+ ___ 3--1 ___ 7J _ _ ~ .,.-___ 7-1 _ __ . ___ , __ " __ _ 

I ! i j : 

3.707 ~ ;.i .Wo 

Ver,d.ch" ,"UnC3 -

llr. 'Ji',lt d,;o 
ö:Jl(: ! !"o i crischen 
lioiHrl U t~s 

Al ters!Y.'ruJiOl:en 

Witllenpc:n9ion0n 

2 

91 

210 

332_1 ~4 .1~.25 .. L_~,..!.~L~_-".!.5.Q'L .. ~?.:.!..('~ __ ~ .. ?~?.~..:r.:'-!.<:i'l 

----~ 1
1
--- ~- - "93,: I ',42936 ,1 ,,222G, 1 6 . 314 i '4. ?78~ 1 3 . , 'J() 

Si 84" 21 . 0)9 . 17. JJ10 . q . )?~ 

I ! 

211 I' 210 2,029 1, ~3 1,274 9. 659; 7 . 31 1 . G.oe.i) 

35 28 127 91 66 3.743! 2. 606 i 2.34(' 
------------~-------------------~-----~---- --------~-----~---
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I 
, 

S U E j: E '1 :s::>.:c=::s- 1 
BEZ!:ICEN'JNG I 'r'""'" ~r. __ .1S. \:...,., . 

~:.::~ i ~_4.=10. 
1 1 2 I .. --4-___ 

, 
i • ~~ cer ?en~io~en 1,052 .1 09 

De:e::'cer I Zcl..l Ger At:.:;e:c!.~~zu.1e.~:\ , 319. 213 
1957 AusGleic:~,~le.~~ L~ ~ ~cs Pe~3~o~s3tp~ees 

I 30'3 

! !:"~::;:-.3C~ci !tlic!:.9 Fehe ce= AusG'le1c!l3Z".l.UlbCn 3 ~9')) 
- -- . _-

I ~~ ce= P~~3ic~~~ 1,OG2. 391 
Deze::ber I Zi-.l :!.,::- l:..t.::~leic~.3Z'.lhger. )07 . 1()o~ 

1 S::a .~:.:..s.:lsic:-..s=·.4:.agen i:l % eies Pensionssta:'lc.eo 28 " , 
i D'J.!"c~cl"_-.! t tli=~.e Eo:-.e der J..usgleicr..sZ'..uilt;eo 3;>5'79 

I ~~ ce::- Pen~i~~e~ 1,i1 0 . 609 
Dc::e=.":ler zP_~ der A~~~leicr~~agen I 305 . E48 

1959 I A:.;'3;;::'e ic~Z'.:lilll"'n b ;. des P:msion3stc.ndes 

I 
27'5 

j Durcr.!:c:".Ili ttEcno E"dhe der k.LSglcicr..sZ\.:legcn 393 '().~ 

I 
ZaI~ cer Pe~sicnen I 1 ,1 32.~9 • 

De::e=:.e::- I W2 ::'c!' k.lsSlcic:~zulage!l 302.944 
1970 .D.'~gle!.cr.sr...tll!.~~ !.:1 % des PcnsiO:-~3te.r.c.es 26'7 

1 D'J.!"~Osc=:~ttlicte ~che de::- AusU1eichz::ulnger. 432'56 
• -----
1 Zahl cer Pensionen 1,295 . 220 

Deze=ber I W.l c.er L'.:!:Cloic~Z'.llagcD 370.630 
1971 I .1~:~Clcicb.3 z·.J.lcce:l :.....'"'! % dcs PC1"'..siO!'l.33ts.:c.do8 I 28'6 , ~~c~.!:c~_~it~lic~o ffohe der AUDelcichszulnGon 517'5~ 

I I ----
Za:~ der Pe~ioncn 1 1,325.700 

Deze=ber 

I 
Za:~ der A~sleicr~zulsgen 

I 
383.478 

1972 .b.·.:.sble:'c~~z".llaC'e~ i-"1 % des Pensionsstandes 28'9 
~~c~~c~~ttliche Eöhn de::- AUgeleiCb~:ulagen 5~2 '93 

I 
- - ._-

, ~~~ der Pensionen 1,31,3.500 
Deze=c,er I Za..'U c.er A·.t::i:1eichszulngen 379. 989 

1973 i ~i:leich3zulegen L~ % des Pension5standes 28'3 

! ~~ctsc~~ttlic~e Zcr~ der Ausbleichszulegen 617'35 
----- - - ~ 

1 I Zer~ dr;r Pensic~en 1,367.738 
DeZE:obe::- Za:~ der A~~cleic~~zulp.gen I 372.70-, 

197";' 

i 
Ac:..:;gleich::z'J.la,;;cn in % dilS Pen:::ionsstar.dcs 

1 

27'2 
~~ch~c~M~ttlicr.e Kdho do~ Ausbleicr~r~ßOn 707''';'0 

--
• • I ""c ,,, "'"<i,,," ~".'" I Dcz=ber 

I 
Za:~ der ~~s~leichzzulabCn 367.";'13 

1975 A~sleichszuln:cn in ~ des Pcr~ior.estande9 2("3 
~..:.rCh3d'.Oi ttliche Fdhe der J..usU1cichszulaecn _~~~ __ I 
~~ der Pcn~ioncn 1,412.321 

Deze=be::- Za..0l d~r Au~e~eichsz~gen 354.400 
1976 LusGleic~~zulai:en in % des Pensionsstandes 25'1 

~..:.rc~~c~~ttllche Eche der h~saleicr~zu1ngon 90:; '16 
----

I Z.:l.:"~l c.er Per:sior.en I 1,429.744 
Deze:::':ler Ze:~ der A~gleichs~~bCn 

I 
31,3.997 

1977 Äusgl~icr~zuln5en in % des Ponsion~st~~dos 2a~ '1 i 
I ~~c~~c:~~ttlic~e F.che der A~bleic~~~acn 1 939'66 I 

---- -

:
::::: 1) I:bchlic31icl. der ew:::tlliecn Le:ld- =d Forst-• • SVA. -

,,::;;:S. ~::;. ;:>I:J", YVA n""" I VA D"'" 0"1' I ?1'1 1)'"" ; VA DES ÖST 
u:':s-~~:.!::nGE:' l l ' ;> ~I'-;':') I -'~""7'-"':' I_o..J··T:"·:" 1 "'G~':~"~~"! ~~-'T~" .ß.'Our'"'=' .5-. 'tlT!iß A,;~ ... ... 1l:....~~-., !l.:w."1.. , .... • 4:\,i. . ~",:)!", "",-, ..L,-. : 'O""'; -.I..Tr.'\. ...- .:..J 

r-=-~;.~~~- -j: 69~.; i ~~6.75~ 21~\67 I :~6? 
209 . 395 r 24' . • '.1;' I 3 . C1.1 1/ . /25 6. ,,9 .. 

2[1 '1 I! 3~ ' Ij 2J'4 6'3 20'9 
2Y9'69 , 30;'25 I 233'74 259 '23 307'63 ----. -----r--:: - I .. 

9<12. hr;9 ij 715 .540 15.1,27 221.027 30.065 
257. 366 1' 1 231.6'35 2.557 17.152 5.972 

26'2 i 32'1, 16 ' 6 7'8 19'5 
326"6;! 330 '16, 276'69 276'86 333 '72 ---- ~' -------~I-----·----~------~ 

1,007.092 il' 7)2.361 i 15. 592 226.503 
16.677 

30.536 
5.823 

25'4 I; 31'6 16'0 7'3 19'0 
256 . 155 I 231' 1

m
62'493 

. ___ 3~~~66_1--:~!~11 299'44 . 297'77 356'65 

1,025.001 11 7'.4.7eO 15.527 235.226 3O.~ 
25<. 060 : 230. 9(,7 2.414 15.372 5.307 

24'8 il 31 '0_ I _~5'5 6'5 17 '5 
_______ ~~~'~8 __ i, 39-':'~~1'99 331'20 394'14 

1,040 . 668 t--:;;;I: 752.760· 15.579 
257.264 I 235.030 2.428 

21,'7 : 31 '2 15'6 
~76'66.1 462'16 390'16 

1,056.573 761.008 
255.737 .233.911 

24'2 30'7 
5OG'71 514 ' 10 ---_. - - - -

15.663 
2. 303 
14'7 

416'14 

242.169 
11,.8;1 

6'1 
408'77 

249.057 
14.779 

5'9 
441 '48 

30.160 
4.~7 

16'4 
461 ' .~o 

3O.~5 
4.744 
15'8 

497'1,0 

1,067.061 767.410 15.621 254.077 29.953 
252.123 230.977 2.249 1.~.281 4.616 

23'6 30'1 14'~ 5'6 15'4 
56.1'66 57() '77 -!60'27 492':h ~_~'';1 

1------ .-- _ . 

1 , 083.6~8 776.01,3 15.683 261 . 987 29.935 
24-~.813 22:.134 2. 212 13.977

t
4,,;.!0 

22'6 28'9 I 11, '1 5 '3 1~"8 
(,.',5'76 652'15 I 527'31 566'21 632'-~ 

~~2.766 701,.786 I' 15.933 272.2;; 29.837 
239.016 218.C51 2.169 13 .. 7"'....:. ~.232 

21'7 27'9 13'7 5'0 1';'2 
737'70 HI'86 I 597'75 650'12 I 728'55 

1,11 5. 9')7 
220.294 

20 ' 5 
819'50 

1,127.912 
223.<>77 

1')'8 
696'';7 

789. 595 
20') . 710 

26'6 
1327'73 

791 . 993 
21X.523 

2:;'0 
~'56 

15.876 
2.1 13 
13'3 

653'(l~ 

15.845 
2.107 

280.983 
1 ).455 

4'8 
720'03 

269.1 26 
13 . 215 

4'6 
801'51 

29.541 
4.016 
13'6 

610'09 

30.948 
3.532 
12 '4 

892 '88 

Tp.o~ll", 5 
r sVJ... D~------

I 
C::::'-Z:;5LK,s. I S'jA !ZR 

I 

'~""-_"'I"T"'I I l), .. .,........ .... ~_-.l. .... : _.;- • .o....:a. .... ~-_. 

o 

94.699 
49. 518 
52'6 

547'44 

99. 732 
49 .738 
49'9 

570'84 

10 

103.517 
49.493 

.~ 47'8 - : 
601'88 - : 

--- ' 

107.066 - . 
46. ß34 i -

45 '7 1 -
656'98 I -

109.442 145.1 10 
48.642 64.724 
44'4- 44'6 

771 '55 489'17 

113.611 155.516 I 
48.971 78.770 I 

43 '1 50'7 
803'54 51,0'66 

117.206 159.313 
47.934 79.932 
40'9 50'2 

as.;. '48 622'72 

122. 003 162.057 
';7.352 80.539 
38'8 ';9'7 

981'62 733'';2 

126.146 166. 23'; 
';6.71'; 81. ES3 
)7'0 ';9'1 

1.1 01'22 863'25 

128 .977 167 .~7 

45.063 50.~3 

34'9 47'9 
1. 201 '95 903'45 

13:>.375 171.1,57 
t,3.C6S 

I 
77. 232 

33'0 ~510 

1.276'55 1.099'51 

-J 
~ 

III-124 der B
eilagen X

IV
. G

P - B
ericht - 01 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
111 von 332

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



75 
Die , reihe de.!.Jlul"ch~:!!!,) tbrcnten 

2
) 

.!!LlEr.J!!.'.f!l1l v " r 32.c\erung 

'l'abdle 6 

r--------.----------------,-----------------,-------.-----------.-------.-------
VEl~IC!D,:;m:;cs

THÄCr:R IUJlTENART 
DUHCILJ::iIlU1Vl' III S 

----.-:-. -::--=~~:~-::--=--::----- -- ' --" ' ... _-_. _----.- ... 
- ____ ~~~l:L!) B R DEZ J'.: _lilUl R D ~, Z 1,; 11 B Jo; H 

~ .----------~--------------.---+ 
Im i 1976 1975 1971 i 1976 f 1975 -19:;7-rl9-{G-~-197;; 

,' ! I I -----r--i---

Alle Triif:('r 
dur lJnf all-
Vf: r UiC}1Cn.me 

I i i 
f-R!~t~~!!~~.::.~!'.'~ .. ___ _ ___ _ J~~~_ !.. ..!~_=_~2. ._L ~~!.7~ 157,326 l 143,297 : 127,107 1. 749 i 1.14) ; 1.019 

Vorselu' leurenten 98. 393 ! 97.526 i 96.959 -~I~~2~~-T~o~~;;I--~~~2- · - ·;~·;~T~.~~T-~~:-
Witwcnrenten 16."5<; i 16 An9 I 16 365 31 6 ! 28700 I i ; 

" : • 'IV j ' ,5. 2 I ' I' 25 ,575 1 . 9:>7 I 1.745 i 1. )63 
Waisenrenten 10. 899 : 11.144 ! 11.295 14,334 I 13,276 ! 11 , 918 I.315 ! 1.1 91 ' 1.05') 

Eltern(Gench\-ris t cdr"nten 162' 166 I 169 " 202 ! 191 I 172 1. 245 ! 1.1 51 ! 1. 023 
====-==---==. ~-=--=-=.,=-==--=:=~=.= ,~"""=.=-: .-.==~: -"~=F ' i" -+ . n - - .. +=== 

.!l~~~_~~e.:..s~...! ________ -~2_=_~!...J_~.!...2~_+_0_=_~~ _ _ !.2.i!...~_i-l~~~6~-L -I.~..!.~2.- .!.~3.o_ ~_~~_L~:,..2.~~. 

AllGemeine 
Unfnll-
y~rs j chcrul1~

an~lalt 

~"zial

vcrs i chcrur~

l\Jls tall der 
fuuern 

Versichel'U.'1,::s
ans tEllt dur 
ös t errci chi echen 
Eisenbahnen 

Vers ichorullGs
anstalt 
öffentlich 
llcdicn.ntctcr 

Alle Vcrsohrtem'entcn 62.478 1 61.939 ! 61.720 87,391 i 79,069 I 69,933 1.399 ; 1.277 1.134 

Tcilrenten bis 49 v.H. 54.707 I 54.115 I 53.8133 58,638 i 52,709 I 46,721 1.072 : 974 867 

~ Teilrent cn 50 - 99 v.H. 6.748 :,: 6.833 I 6.865 21,339 I 19,768 '.1 17,552 3.162 : 2.833 2.557 

'tI Vollren t en 100 v . lI. 1.023 991 ' 972 7,414 I 6,592 ' 5,710 7.247 ; 6. 6')2 5 .874 

Alle Vitllem'cnten 

g Vi t.cm'enten 20 v.lI. d. D::. 

.ä Wi t wenrenten 40 v . lI. d.lJG. 

\1aisenr"n ten 

EI tern(Ces cl .... i ste r )renten 

! ! ,I ' 
11.718 : 11.677 ! 11.598 25,547 I 23,200 i 20,614 2.1 OO ! 1.9<37 · 1.777 

5.630 5.557 5.460 8,851 : 7 , 961 ! 6,960 1.572 1.433 1. 275 

6.083 
1 

7.660 i 

155 

8 .011 

158 

8.084 

161 

6.120 6.13/3 16,696 : 15,239 i 13,654 2.742 2.490 2.225 

11,852 ,1 10, 910 : 9,700 1.500 1.352 1.2\0 

197 , 186 ! 168 1.269 1.178 I .~ 6 

1 I ! . ! ; i 
Renten lns ;;esrur. t 36.552 . 36. 301 ' 36.052 : 19, 518 ; 18,182 ' 16,105 i 542 ; 501 ' 447 - ... -- -- - - - - - -------- -- -----7---- -- 7" - -----I----· -~------T------r- -- j----- -;-- .~.:-

Alle Versohrtenrenten 30.969 30.662 30.365 i 15,743 , 14, 399 12,744 5GS 470 420 

Teilrent en bis 49 v. ? . 27. 874 27 .573 27.261 11,481 10, 524 9,275 412, 382 3~0 1 Teilre" tcn 50 - 99 v.H. 2.806 2.791 ! 2.802 

Vollrenten 100 v.i!. 

Alle !'Iih:cnrenten 

g lIit\;cnrenton 20 v. r:. d . BG . 
> .ä \Iitllcll!'~ nten 40 v. i!. c. . a~. 

lIaisenl'enten 

EI tern(Ges chlrister )l'enten 

Alle Versehrtcnren tcn 

5 
Teilrcnten bis 49 v. H. 

~ Teilren t en 50 - 99 v.H. 

Voll r enten 100 v.H. 

Alle Wi twenrenten 

~ 'dihlOnrenten 20 v. ll . d.D::. 

-ä \/ittlenrcotpn 40 v.ll. d.D::. 

Vaisenrenten 

Eltern(acschuister)renten 

Alle VCl'sohrtenrcnton 

Toilrenten bis 49 v.H. 

~ Tcilrentcn 50 - 99 v. H. 

.a Yollrcnten 100 v.H. 

Allo Witl'1cnrentcn 

~ Wit\renrcntcn 20 v.ll. d.D::. 

.:i Wit\lcurcntcn 40 v.H. d.D::. 

WQinenrcnton 

Eltorn(Ccochwlotcr)rcntcn 

289 

3.273 

1,217 

2.056 

2.306 
i 

4 , 

298 : 
3.241 

1.205 

2.036 

2.396 
; 

5 ; 

302 

3.206 

1.170 

2.036 

2.476 

5 I 

3,539 

723 

2,720 

792 

1,928 

1,353 i 

2 ! 

3,233 

642 

2,494 

716 

1,778 

1,287 

2 ...!. 

2,Bff7 

2,201 

613 

1,500 

1,158 

2 

1.251 

2.503 

831 , 
651 ' 

938 ; 

586 

518 : 

1.1 53 

2. 154 

770 

594 

e-13 

537 

465 i 

1.030 

1.925 

687 

524 

700 

463 

417 

! 1 i : 

5.226 5.298 5.340 
------t------~---~--

__ ~~~~L:.. _~!..2.12. __ _ 2~.2.~ _ ._'-=~~ __ 1_=_~1._ .1.'.~.9?. 

3.561 

2. 886 

500 

95 

3.598 3.630 

2.922 

606 

102 

1 i ; 

5,558 i 5,243 i 4,743 1.561 1.457 1. 307 

1.221 

440 

781 

441 

3 ; 

2.905 

598 
j 

95 I 

! 
1.250 

i 
453 

797 

447 

3 

1.262 

451 

811 

445 

3 

i 
1,828 

·638 I ! 

2,544 t 

~15 i 
1,929 i 

614 i , 
3 i 

2,896 

1,761 

586 ; 
! 2,417 
i 

594 : 

1,823 , 
. ! 

S86 
i 

3 I 

2,595 

1,589 

559 

2,187 

528 

1,659 

520 

2 

i I ! 
2.020 1.938 i 1.833 3,802 i 3,501 3,005 ------,------,------------, ------1------
1.385 I 1.327 i 1.244 2,536 i 2,339 i 1,972 

i ! I i 
1.245 ' 1.198 : 1.129 1,790 ' 1,692 I 

121 ! 113 I 100 579 I 512 ! 

19 i 16 I 15 167 I: 135 I 

:~ I ~:~ I : ~~~ ,. :: ,I 

100 1 92 I ffI 314 284 
I z: I 290 I ~ 5: I 493 

1,451 

402 

119 

573 

326 

247 

460 

1.071 l 
3.152 ~ 

997 

2. 9-\5 

6. I 6.! 
i 

1.934 

1.311 

800 

2. 622 

5. 477 

1.733 

1.172 

6.720 

2.003 

1. 398 

2.469 

1.393 

2.283 : 2. 045 

1.312 

8<)4 ! 

1.1 67 

003 956 : 
---1------~----~ 

i ; 
1.882 . 1.807 I. C40 --_._-------_._-

: I 
i I 

1.831 ! 1.'163 
i 

1.437 ! l.t,I3 

4.786 : 

8.795 ; 
I 2.190 ; , 

1.799 i 

4.532 

8.459 

2.082 

1.680 

I.SOG 

1. 205 

4.023 

7.969 

1. 915 

1.537 

2.035 

1.586 

2) Ein.nchl1cßlich aller ZullL(lCn (OltIlO Fwn.1licnboihllfe). 
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76 Tabelle 7 

Mittel der Sozialver sicherung i m Vergleich zum 

Bruttonationalprodukt und Bundosbudget 

BRUTTONA'l'ION"AL .. BUNDES- 1
) MITTEL DER SOZIALVERSICHERUNG 

JAHR PRODUKT BUDGET I IN PROZF.NT VON 
IN }lILL. S 

MILLIONEN SCHII,LIUG SPALTE 2 SPALTE 
1 2 3 4 I 5 I 6 

1961 283 .1 61 80.149 33 . 889 12'0 42 ' 3 
1968 302 .762 86. 174 37.417 12'4 43'4 
1969 331 . 128 93.194 "41.098 12 ' 4 44 ' 1 
1970 371 . 236 101.584 44.891 12' 1 44 ' 2 
1971 412 . 101 112 . 567 51.508 12'5 45 ' 8 
1912 469 . 405 127 . 889 57 . 728 12'3 45' 1 
1973 533 . 274 141. 151 66.196 12'4 46'9 
1974 613 .460 167 . 133 17 . 281 12'6 46 ' 2 
1975 654 . 420 196 . 697 88.600 13 ' 5 45 '0 
1976 728 . 120 221.900 103.,005 14 ' 1 46' 4 
19711 D 190 . 500 240.167 113.653 14' 4 41'2 

1 ) "Vorläufige Znhlen 
1.) Aus~Qben des -:B ut'\ CJI\?sh Cll u.sho.l-te!. 

3 

I 
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77 Tabelle 8 

Gebarungsergebnisse in der Krankenversicherung 

1976 und 1977 

Beträge in 1.000 S 

BEZEICHNUNG 

Ge samte innahmen 

Beiträge fUr Versicherte 

Beiträge des Bundes 

Sonstige Einnahmen 

Gesamtausgaben 

Ärztliche Uilfe 

Heilmittel 

Heilbehelfe 

Zahnbehandlung, Zahnersatz 

Anstal t spflege, llauskran
kenpflege 

Krankenunterstützung 

Mutterachaftsleistungen 

Gesundheitsförderung, 
Krankheitsverhütung 

Jugendl.u.Gesundenunter
suchung 

Bestattungskostenbeitrag 

Fahrtapesen und Transport
kosten 

Allgemeiner Verwaltungs
aufwand 

Sonstige ~usgaben 

Zuweisung an Rücklagen 

Saldo 

1976 

2~ 643,474 
22,,652,402 

385,326 
2,,605,746 

27"028,088 
7.017,845 
4,,088,334 

480,427 
2,,320,653 
6"497,589 

1,,374,196 
1.118,472 

410,855 

78,165 

418,527 
349,823 

1,1'71,113 

1,,065,312 
436,777 

~ 1,,384,614 

1) Vorläufige Gebarungsergebnisse 

29,. 907,751 
26" 306,973 

525,907 
3,1'74,871 

29 .. 949,509 
7,,784,689 
4,,490,427 

544,726 
2,p39,191 

7" 51 3,892 

1,,576,667 
1,,523,378 

417,529 

90,328 

460,176 
385,431 

832,6.60 
521,452 

- 41,758 

VERANDERUNG I 

IN % 

+ 16'6 
+ 16' 1 
+ 36'5 
+ 18'0 

+ 10'8 
+ 10'9 
+ 9'8 
+ 13'4 
+ 13' 7 
+ 15'6 

+ 14'7 
+ 7'4 
+ 1'6 

+ 15'6 

+ 10'0 

+ 10'2 

+ 9' 1 

- 21'8 
+ 19'4 
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78 T<lbclle 9 

.Tänner- Dezember 1977 
Angaben in 1 000 S 

, ._--_._-
JmANKEN- DAVON NACH DEi'! 

BEZEICllN1JNG VERS I CHERUHG 
__ ZUSAHHEN ASVG B-KUVG GSKVG B-KVG 

-- --- ---

E i nnnhmen insgesamt 29,,907,751 ,22,,543,402 4,,001,462 1,,722,040 1,, 640 ,847 
=--=--===--=..--~:.:..=.:.:--:-=-:-- - - - .:'==== ,=='-= 

I3eiträ~e fUr Versicherte 26" 306,973 20,,173,129 3,,583 ,314 1" 608,563 941,467 

Beiträge des Bundes 525,907 - - - 525 , 907 

Uohnungsbcihilfenbei träge 10,804 10,804 - - --
Sons t ige Einnahmen 3,,064 ,067 I 2,,359,469 417, 648 113,477 173, 1: 73 

Auflösung von Rücklag0n - -- -- -- --
I, i ---

Au sgab en i nsgesamt L 29 .. 949, 509 22,,627 ,742 3,,898, 4j 1 .. 938, 596 1,,484 , 699 
F-' -- I 

- ---=~- = p=-=-'-===-

ii-rz tliche Eilfe 7,,784, 689 

I 
5,, 654,553 . 1" 204, 272 609, 620 316,244 

lIeiltu tte l 4,,490, 427 3,, 256 ,11 9 636,053 285,800 312 ,455 , 

79, 695 1 
I 

Heilbehelfe 544, 726 402 ,879 I 36,240 25, 912 

Zahnbehandlung, Zahnersatz i 2,,639, 191 1,,927,715 435, 988 190,400 85,08.'3 

I .Änstal t s (lluuslo:an.ken ) pflege 7,,513 ,892 5,, 598,305 867,270 571,000 I 477,317 
I 

Krankenunterstützung 1" 576, 667 1,, 559,766 - 16,901 -
J.1utters chmt s l ei s tunecn 1,,523,378 1,,423 ,942 63,278 7,517 28, 641 

Gesundhcits f örderunr.; . 
417,529 219,878 157,190 15,162 25 , 299 Krankheitsverhütung 

Jugendl. (Cesunden )untcrsuchung 90, 328 77,614 5, 592 I 974 6,1 48 

I3esta t tung31ws ten bc i t r ag 460, 176 344,296 40, 651 32,330 42 ,899 

Fahrtspes en tUld Transportkosten 385,431 309,943 31 , 997 17,860 25 , 631 

Allgemeiner Vermll tunesaufvrand 1,,168,963 843,056 155, 968 84 ,016 85, 923 

Sonstige Ausgaben 832,660 683,409 88,716 40,008 20, 527 

ZmTeisung Dn Ri..ickl aGnn 521,452 326 ,267 131,803 30,768 32, 614 

- 8.1 ,340 + 102, 989 ~--~ - 216,556 + 156 ,149 
--_ .. .... __ .. _. - '-.- .-_ .. " 

Isa 1 d 0 I ~ 41,758 
,-_._-_.---- --- ... - ._-- - _ .. _-- _ ... _-~---_._--
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79 

Geharungsereebnisse der Unfallversicherunr, 

1976 und 1977 

Beträge in 1.000 S 

BEZEICHt.'UNG 

Gesamteinnahmen 

Beiträge für Versicherte 

Bundesbeitrag gern. § 72 ASVG 

Sonstige EinnaP~en 

Gesamtausgaben 

Ren tenauf"land 

Unfallheilbehandlung 

KV der Rentner 

Sonstige Leistungen 

Zustellgebühren 

Venml tungsauf"Tand 

Sonstige Ausgaben 

Zu,,,eisung an Rücklagen 

Saldo 

1) Vorläufige Gebarungser gebnisse 

8. l-llirz 1978 
Ju/Kb 

1976 19771) 

4,,017 ,350 4,,859,429 

3,,672~273 4" 446,833 

107,349 139,000 

237,728 273,596 

4" 121,678 4.518,025 

2,,113,722 2" 314,237 

1,,044,419 1,,1 88,249 

387 309 

209,092 231,146 

9,937 9,619 

360,766 404,865 

383,155 367,114 

200 2,486 

- 104,328 + 341,404 

Tabelle 10 

V.c:RÄlillERUNG 
IN % 

+ 21'0 

+ 21 '1 

+ 29'5 

+ 15 '1 

+ 9'6 

+ 9'5 

+ 13'8 

- 20'2 

+ 10'5 

- 3'2 

+ 12'2 

- 4'2 

+1.143'0 

-

n 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)116 von 332

www.parlament.gv.at



80 

Gebarungsergebnisse in der Pension~verDicherung 

1976 und 1977 

Beträge in 1.000 S 

BEZEICHNUNG 1976 

Gesamteinnahmen 73.344,224 

Beiträge für Versicherte 44,,949,991 

Bundesbeitrag 18" 170,570 

Ersätze für Ausgleichszulagen 4,,658,396 

Sonstige Einnahmen 

Aui'lösunc; von Rücklagen 

Gesamt ausgaben 

Pensi onsauf\'1and 

Ausgleichszulagen 

Gesundhei tsvorsorge und 
Rehabilitation 

Beiträge zur KV der 
Pensionisten 

Sons tige Leis t ungen 

Zus tellge bühren 

Allgeme iner V enral tungs-
auf\'land 

Sonstige Ausgaben 

ZUvleisung an Rücklagen 

Saldo 

1) Vorläufige Ergebnisse 

9. Niirz 1 978 
Ju/Kb 

3.1 09,060 

4,456,207 

71,,126,556 

55" 325 , 819 

4,,658,396 

777,187 

4,,063,677 

1,,014,235 

108, 572 

2.129,434 

2,,891,154 

158,082 

+2.217 ,668 

19771 ) 

78.885,757 

51,,228,637 

21,,079,174 

4" 941 ,088 

1,,636 ,858 

-

76,,948,004 

61" 357,473 

4" 941,088 

910,235 

4.622,395 

1,,051,868 

105,783 

2,,364,458 

1,,547,756 

46,948 

+1,,937,753 

Tabelle 11 

VE.~\NDERUNG 

+ 7'6 

+ 14'0 

+ 16'0 

+ 6' 1 

- 47'4 

- 100'0 

+ 8'2 

+ 10'9 

+ 6'1 

+ 17'1 

+ 13'7 

+ 3'7 

- 2'6 

+ 11' 0 

- 46'5 

- 70'3 

-
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tur das J ohr 1971 
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ft ticunlodlor 

11 Donuvita 

" i:.oU ,,-cS 

.. J'J..ndberc 

tI X;~l#onborJ 

.. l'oo..,r-.J' 

VA cl . (;n t • 13Cl·CbC'J.1.CIl 

VA tl. UGt. Fi3Cd)~,}U1on 

2. 2r~.93-J 

911.222 

702.D73 

913.1,25 

630.54·:3 

047t~GO. 1 42 

6;-6,052.!)Y.) 

2"".;3. 0')9.342 

217,4(}) . OJO 

276 ,4'J4. 933 

196,104.679 

12.105 . 5,751.0/->9 , 

25.435 10,271.772 

143.1 ):) 55,Z!l.034 ' 

11.~54 ' 5,326.89'3 

111.339 ' 52,439.517 

" .376 12,361.025 : 

17.013 ' 7 ,910.7r:!3 

113. 1345 43,909.;;03 ' 

16.7:3J 6.158.661 ' 

i 
i 

271.977 120,594.610 

122.552 41,039.547 

303.172 

:X17.70') 

'0. 426 

174. 191 

81 . 255 

Fn .2)6 

96.016 

')(.75') 

015 

1.315 

013 

5.716 

1.093 

5.924 

994 : 

1}.400 , 

10.095 

:;19'71 

313 ' ~a 

31 '1' 93 

Z)~'13 

~)t" 

}02'70 

,U'01 

4'9'22 

475'17 

40)'84 

":;72' 131 

461'04 
471·44 

' :)3'96 
464 ' :0 
429'61 

:566'96 

443'4ö 

~. C;~1147 

7 . ':1~~r''fi 

7.m1'2' 

7.73'3 ' 21 

G.552 '1 5 

9. 102 '91 

6.'107'01 

7. 477 '11 

6.195'84 

8.9~4'2' 

\ 2' C) 

13'5 

1;j'o 

12'0 

9'1 

10' 9 

19'0 

14' 9 

19'3 

20'8 

14'2 

19'5 

17'0 

16'1 

16'9 

12'1 

-----.---------------------------------------------------------------------------------
,) I. t. ful'liUlm' U / H. 
2) , 2-1·:on:1t :,1- ,.u.::."C~mchn1 tt. n 
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SOZIALHILFE UND JUGENDWOHLFAHRTSPFLEGE 

Seit 1973 wurde das Fürsorgerecht durch neue Sozialhilfe

gesetze der Länder abgelöst . Im Berichtsjahr 1976 standen 

für die einzelnen Bunde sländer folgende Gesetze in Kraft : 

Burgenland Landesgesetzblatt NI' . 7/1974 
J\:ärnt en Landesgesetzblatt Ur . 40/1974 
Niederösterreich Landesgesetzblatt Hr . 78/1974 
Oberösterrei ch Landesgesetzblatt NI' . 66/1973 
Salzburg Landesgesetzblatt NI' . 19/197Lj· 
Tirol Landesgeset zblatt NI' . 105/1973 
Vorarlberg Landesgesetzblatt NI' . 11/1973 
1,rJien Landesgesetzblatt NI' . 11/1973 

In der Steiermark galten im Berichtsjahr 1976 vJei terhin F\l r 

sorgegesetz e . 

Der Leistungsauf\rland im Bereich Sozi alhilfe/Fürsore;e (So

zialhilf e und Blindenbeihilfe) betrug im Jahre 1976 3.522 
rh o . Schilling . 

Die nachstehen den Tabell en geben einen Überbli ck über die
sen Auf'\vand. 

Zahl der · Dauerunterstützungen i n der Sozialhilfe/Fürsorge 

1970 1974 1976 

Haupt- und Alleinunterstützte 22.490 19.414 20.652 
IoIitunterstützte 6.380 8.463 10.459 
Dauerunterstützte Pflegekinder 10.164 10.927 11.263 
Dauerunterstützte insgesmat 39.034 38.804 42.374 

Jahresbruttoaufwand fÜr Dauerunterstützungen 

Aufwand fÜr Haupt-, Allein- und Mit 
unterstützte 

Aufwand fÜr dauerunterstützte 
Pflegekinder 

1970 
1974 
1976 

in S 1.000 

277 .93121) 
378.280 
512.494 

.) i n S 

9.627 
13.570 
16.473 

in S 1.000 

107.428 
159.,94 
207.760 

•• ) in S 

10.569 
14.587 
18.446 

1) Außerdem richtsatzmäßige Mietzinsbeihilfen und Wohnbeihilfen in Wien fÜr 6.911 ~alle mit 
einem Aufwand von S 21,313.000 • 

• ) Pro Dauerunterstütztem •• ) Pro Pflegekind 11 
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Statistik der Behindertenhilfe 

Leistungen der Behindertenhilfe ergehen an jene Personen, 
denen aus dem Grunde der Körperbehinderung nicht auf Grund 
anderer Vorschrif·ten (z.B. Allgemeines Sozial versicherungs
gesetz, Kriegsopferversorgungsgesetz) ein Anspruch zu
steht. Hiezu zählen Körperbehinderungen, die auf aqgebo
rene Fehler, Krankheiten oder solche Unfälle zurückgehen, 
die nicht den Charakter von Arbeitsunfällen haben. Neben 
der Gewährung des Pflegegeldes kennen die Behindertenge
setze verschiedene Maßnahmen der Eingliederungshilfe, deren 
Zweck es ist, den Behinderten in die Gesellschaft und das 
Erwerbsleben einzugliedern oder seine Stellung in der Ge
sellschaft und im Erwerbsleben zu erleichtern und zu festi
gen. 

Geschützte Arbeitsplätze sind solche Arbeitsstellen, die 
aus Landesmitteln mit bestimmten Arbeitsgeräten eingerich
tet wurden oder für die besondere Bedingungen geschaffen 
wurden, durch die der Behinderte zu einer ausreichenden 
Arbeitsleistung in die Lage versetzt wird. Zum Teil wird 
dem Träger des geschützten Arbeitsplatzes der Unterschied 
zwischen dem Wert der tatsächlichen Arbeitsleistung und 
dem kollektivvertraglichen Arbeitsplatzentgelt vergütet. 
- Betriebe, in denen sich ausschließlich geschützte Ar
beitsplätze befinden, gelten als geschützte Werkstätten. 

" 
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B • hin d • r t e n h 1 I f • 

Art der Leistung 

Heilbehandlung 
(Wedizinische Wiederherstellung) 

Orthopädische Versorgung (Körperersatz
stücke, orthopädische Behelfe und an
dere Hilfsmittel ) 

Hilfe zur Erziehung und Schulbildung 

Hilfe zur beruflichen Eingliederung 

Hilfe zur sozialen Eingliederung 
(Eingliederung in die Gesellschaft) 

Persönliche Hilfe 

Hilfe zu~ Lebensunterhalt 

Geschützte Arbeitsplatze in geschützten 
Werkstatten 

Geschützte Arbeitsplätze außerhalb 
geschützter Werkstätten 

Beschäftigungstherapie/Arbeitstherapie 

Rei sekostenersatz 

Sonstige Leistungen 

INSGESAMT 

Prlegegelcl 
( Pflegehilfe ) 

Kindertagesheime 

Anzahl der falle 

2.191 

1.425 

4.746 

1.378 

222 

2.547 

154 

430 

1.214 

1.781 

957 

473 

17.518 

11.984 

J ahresbruttoauf'Wand 
in S 1.000 

25.162 

5.304 

185.624 

49.835 

1.762 

1.317 

480 

14.433 

40.192 

59.539 

2.605 

14.499 

400.752 

Die folgende Tabelle weist für das Arbeitsjahr 1976/77 die 
Zahl der Anstalten des Kindertagesheimwesens aus. Es erfolg
te eine Aufschlüsselung nach den geführten Formen des Kin
dertagesheimwesens (Säuglingskrippe, Kleinkinderkrippe, All
gemeiner Kindergarten, Hort). 

n 
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Z a h 1 der Ans tal t e n des Kin der h e i • • e sen s n ach 

B und e s 1 ä n der n 

(Arbeitsj ehr 1976/1977) 

Säuglings- Kleinkinder-
Allgemeine 

krippen krippen 
Kinder- Horte Sulllllle 

gärten 

Burgenland 152 2 154 
!(arnten 3 131 15 149 
Niederästerreich 1 4 699 29 733 
Oberästerreich 4 9 539 43 595 
Salzburg 3 169 17 189 
Steiermark 2 7 394 27 430 
Tirol 1 3 248 12 264 
Vorerlberg 135 135 
Wien 22 128 567 277 994 

Österrei ch 30 157 3.034 422 3.643 

Gesetzliche Amtsvormundschaft 

Die gesetzliche Amtsvormundschaft der Bezirksverwaltungs
behörden erstreckt sich nach § 17 JWG auf alle unehelichen 
Kinder österreichischer Staatsbürgerschaft, soweit nicht 
deren Mutter zum Vormund bestellt ist, sowie auf staaten
lose uneheliche Kinder, wenn die Mutter zur Zeit der Ent
bindun~ ihren Aufenthalt in Österreich hat. Bestellte 
Amtsvormundschaften werden den Bezirksverwaltungsbehörden 
vom Vormundschaftsgericht mit ihrer Zustimmung in Fällen 
übertragen, auf die sich die gesetzliche Vormundschaft 
nicht erstreckt. Gemäß § 22 JWG kann das Vormundschafts
gericht die Bezirksverwaltungsbehörde mit ihrer Zustimmung 
auch zum Kurator eines Minderjährigen oder zum Mitvormund 
bestellen (Bestellte Amtskuratel).Die wichtigste Gruppe 
bilden jene Fälle, in denen die Bezirksverwaltungsbehö.r
den zwecks Durchsetzung der Unterhaltsansprüche Minder
jähriger gegen ihren ehelichen Vater zum Kurator bestellt 
werden (Unt~rhaltskuratel).Neu er faßt wurden 1976 die 
Sachwalterschaften nach § 198 ABGB. Dabei handelt es sich 
um eine Vormundschaft, die, bei entsprechender Eignung, 
der Mutter des ehelichen Kindes anvertraut wird. 
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Die nachstehende übersicht enthält eine Gegenüberstel-
lung der von den Bezirksverwaltungsbehörden zu führenden 
Vormundschaften und Kuratelen in den Jahren 1970 bis 1976. 
Die Zahl der gesetzl i chen Amtsvormundschaften zeigt in 
diesen Jahren - entsprechend dem Rückgang der Zahl der 
unehelich Geborenen - fallende Tendenz, jene der Fälle 
von Unterhaltskurata hat bis zum Jahr 1975 wegen der an
steigenden Zahl der Ehescheidungen zugenommen. Zum Rückgang 
der gesetzlichen Amtsvormundschaften hat auch die seit 
1971 bestehende Möglichkeit beigetragen, an Stelle der 
Bezirksverwaltungsbehörde die Mutter zum Vormund unehe
licher Kinder zu bestellen. Her beträchtliche Rückgang 
der gesetzliChen und bestellten Amtsvormundschaften von 
1972 auf 1973 beruht allerdings vorwiegend auf der Her
absetzung der Voll jährigkeit von 21 auf 19 Jahren durch 
das Bundesgesetz Nr. 108/1973. 

Ambv(,rmundschaft und Amtskuratel 

Su nd am 31. Dezcmb'r 

Gesetzliche I Bestellte: Bestellte: 
davon 

Jahr Unte:rhalts-
Amtsvormundschaft~n Amtskuratd kura tel 

I 

1970 171.693 6.702 18.448 16.-196 

1971 166.897 6 .287 20.105 18.219 

1972 158.506 6.233 21.979 19.775 

J 973 137.556 5.644 22.6Q4. 20.674 

1974 132.419 5.604 25.463 23.543 

1975 125.231 5.468 28.517 26.575 

1976 119.311 5.288 27.629 25.279 

Erziehungsmaßnanmen des Jugendwohlfahrtsgesetzes 

Die Erziehungsmaßnahmen des Jugendwohlfahrtsgesetzes wer
den von den Bezirksverwaltungsbehörden durchgeführt. So-

11 
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weit sie nicht in freiwilligem Zusammenwirken mit den 
Erziehungsberechtigten durchgeführt werden können, bedürfen 
sie einer Anordnung durch das Vormundschaftsgericht. 

Die Erziehungshilfe wird auf Antrag der Erziehungsbe
rechtigten oder von Amts wegen einem Minderjährigen un
ter 18 Jahren gewährt, dem es an der nötigen Erziehung 
fehlt, ohne daß die Voraussetzungen für die Erziehungs
aufsicht oder die Fürsorgeerziehung vorliegen. Sie umfaßt 
alle Maßnahmen, die dem Ziel einer verantwortungsvollen 
und sachgemäßen Erziehung dienen, wie Erziehungsberatung, 
anderweitige Unterbringung, Einweisung in einen Kindergar
ten, einen Hort, eine Tagesheimstätte, ein Jugendheim oder 
Erholungsheim. 

Die Erziehungshilfe kann nur im Einvernehmen mit den Er
ziehungsberechtigten gewährt werden. Wenn die Erziehungs
berechtigten ihre Erziehungsgewalt mißbrauchen oder die 
damit verbundenen Pflichten nicht erfüllen, kann sie als 
Gerichtliche Erziehungshilfe vom Vormundschaftsgericht 
auch gegen den Willen der Erziehungsberechtigten angeord
net ·werden. 

Die Erziehungsaufsicht besteht in der Überwachung und An
leitung eines Minderjährigen bei Belassung in seiner bis
herigen Umgebung. Sie wird vom Vormundschaftsgericht auf 
Antrag oder von Amts wegen angeordnet, wenn sie zur Be
seitigung körperlicher, geistiger, seelischer oder sitt
licher Verwahrlosung eines Minderjährigen notwendig ist. 

Die Fürsorgeerziehung schließlich besteht in der Unter
bringung des Minderjährigen in einer geeigneten Familie 
oder einem Fürsorgeerziehungsheim. Sie wird vom Vormund
schaftsgericht auf Antrag oder von Amts wegen angeordnet, 
wenn dies zur Beseitigung geistiger, seelischer oder sitt
licher Verwahrlosung eines Minderjährigen notwendig und 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)124 von 332

www.parlament.gv.at



88 

die Entfernung des Minderjährigen aus seiner bisherigen 
Umgebung erforderlich ist. 

Die folgende Übersicht zeigt für die Jahre 1970 bis 1976 
die Anzahl der Fälle, in denen Erziehungsmaßnahmen nach 
dem Jugendwohlfahrtsgesetz Anwendung gefunden haben. Die 
von 1972 auf 1973 festzustellenden Tendenzänderungen er
klären sich zum Teil aus der Herabsetzung der Volljährig
keit und der damit verbundenen Entlassung von Personen 
aus den Erziehungsmaßnahmen. Dies ist insbesondere bei 
der Erziehungshilfe und der Gerichtlichen Erziehungshilfe 
der Fall. Auf den weiteren Rückgang bei der Erziehungsauf
sicht und der Fürsorgeerziehung hat die Herabsetzung der 
Volljährigkeit entgegen kaum Auswirkungen, we il von die
sen Maßnahmen schon in den letzten Jahren nur wenige Per
sonen zwischen 19 und 21 Jahren betroffen waren. 

Erziehungsmaßr.ahmen des Jugendwohlfahrtsgesetzes 

Stanu am 31. Dezemoel 

1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 

Erziehungs- m_ 14.557 15 .271 15 .854 15.259 15 .326 15_119 15.193 
hilk w _ 10.191 10.534 11.217 10.637 10.H5 10.624 10.94 1 

z. 24.748 25.805 27.071 25 .896 26.071 25 .H3 26.1H 

G::ricntliche m. 3.742 3.822 3.845 3.666 3.571 3.408 3.337 
Erziehungs- w. 3.239 3.290 3.318 3.190 3.161 3.088 3.058 
hilfe z. 6.981 7.112 7.163 6.856 6.732 6.496 6. 395 

Erziehungs- m. 1.279 1.145 991 844 767 696 607 
aufsicht w. 664 614 577 473 439 392 343 

z. 1. 943 1. 759 1.568 1.317 1.206 1.088 950 

Fürsorge- rn . 2.321 2.113 1.997 1.818 1.720 1.541 1.342 
erziehung 1) w . 1.596 1.488 1.406 1.337 1.232 1.142 1.055 

z. 3.917 3.601 3.403 3_155 2.952 2.683 2.397 

m. = männlich, w . = weiblich, z. = zusammen 
1) Ab 1970 einschlie(~lich der vorläufigen Fürsorgeerziehung gemäß § 31 jWG . 

n 
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Wohnungsbestand und Wohnbautätigkeit 
=============== = ==================== 

Vom Österreichischen Statistischen Zentralamt wurden im 
Heft 476 der Beiträge zur österreichischen Statistik 

die Wohnungsdaten 1976/77 veröffentlicht ; die folgenden 
Ausführungen ba sieren auf Angaben dieser Publi kat i on . 

Wohnungs be stand 

Der im Rahmen der "Erwei terten Wohnung s erhebung 11 für 

März 1977 ermittelte Bestand an bewohnten Wohnungen geht 
aus nachstehender übersicht hervor; zu Vergl eichszwecken 

!", er den Daten aus der Häuser- und Wohnungs zählung 1971 
herangezogen: 

Bundesland 

Burgenland 
Kärnten 
Niederösterreich 
Oberösterreich 
Salzburg 
Steiermark 
Tirol 
Vorarlberg 
Wien 

Österreich 

vlohnunfljsausstattung 

B e W 0 h n t e W 0 h nun gen 

Häuser- und Wohnungs
zählung 1971 

76. 000 
148.000 
4~ . 000 
359. 000 
119.000 
346.000 
146.000 

72. 000 
71 2. 000 

2,432. 000 

Mikrozensus 
März 1977 

79. 000 
165. 000 
476. 000 
392.000 
138.000 
372.000 
171 .000 
86.000 

729 . 000 

2,609. 000 

Im März 1977 \'I'aren 73 % aller bewohnten Wohnungen mit 
einer Badegelegenheit ausgestattet , 9 % verfügten über 
Abort und Wasserentnahme · und 18 % hatten nur Wasserent
nahme oder kei ne Installation . rlehr al s vier Fünftel der 
Wohnungen in Salzburg (85 %) , in Vorarlberg (83 %) und in 

Tirol (81 %) sind mit einer Badegelegenh eit ausgestattet . 

11 
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.2inen hohen Anteil an gut ausgestatteten \-lohnungen wel

s en Duch Ober6sterreich (78 %) sowie Kärnten (76 %) auf . 

DDS Burgenland, wo ' 74 % der Wohnungen 'über eine Badegele

genheit verfügen, liegt erstmals über dem 6sterreichi 
s ehen Dur chschnitt (73 %) , während die Steiermnrk (71 %), 
Hieder6sterreich (68 %) und Wien (66 %) nach "üe vor da
r llnter liegen . 

Die Anteile der v/ohnungen mit Abort und \t/asserentnahme be 

vlegen si ch zwischen 6 % (Salzburg) und 13 % (Vorarl berr; ) ; 
im Burgenland ist dieser Wohnungs typ mit 3 % nur mehr e;e 

r ine vertreten . 

Schlecht ausgestattete Wohnungen (nur v/assel' oder keine 
Installation) haben im Osten österreichs di e h6chsten An

te ile; in Wien verfügen noch 24 % der bewohnten Itfohnungen 

nur übe r einen Wasseranschluß oder haben keine Ins~ all a

Lion , im Burgenland sind es 23 % und in Nieder6sterreich 
sOi'li e in der Steiermark je 21 %. Die übrigen Buridesl önder' 

lieGen deutli ch unter dem 6sterreichischen Durchschni tt 

(18 %); in Vo r arlberg sind nur mehr 2 % dor Wohnunc en 

s chlecht ausgestattet . 

!Lc.?hnunc;sp.;r6ße 

In Österreich hatte im Mtirz 1977 mehr als ein Viertel 
(~~ 'l %) aller be\'Johnt en Wohnungen eine Nutzfliiche von 90 
unu mohr Quadra tmetern . Vorarlborg und Tirol, wo hohe 

Ant ei le an cut nusgestatteten Wohnungen vorhanden sind, 
ver f üGen mit 46 bzw . 40 % auch über relativ viele Groß

\',rohnungen. Über dem Durchschnitt (27 %) liegen die An

teile no ch im Burgenland (37 %), in Kärnten ( 34 %) , in 
Ober6sterreich und Salzburg (je 32 %) und in Nieder6ster
r e i ch ( 30 %) . Die Steiermark erreicht mit 27 Großwohnun

c;en C!u f 100 den 6sterreichi sehen Durchschnitt, während' 
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Wien mit 12 von 100 weit darunter liegt . Die Reihung der 

Bundesländer nach dem Anteil der Wohnungen mit ""l eniger 

als 60 Quadratmetern zeigt hingegen Wien mit 58 % an der 
Spitze und Vorarlberg mit 20 % am Ende der Skal a . 

\.Johnungsaufwand 

Der durchschnittliche monatliche Wohnungsaufwand betrug 
1976 S 81 2 ,-- und im Februar 1977 S 863, - -, der Auf Hand 
pro Quadratmeter Nutzfläche 1976 S 13, 80 und im Febr unr 

1977 S 14 , 60 . 

Di e Wohnbaut li t i gkeit i m Jahre 1976 

Gesamtergebni s se 

}'ür das Berichtsjahr 1976 wurden in Österreich ins gesa_:,t 
4Lt . 586 \:lohnungen als fertiggestellt gemeldet . Im Ve r gl e i.ch 

zum Vorjahr war ein Rückgang der \.Johnbauleistung um 8 ~b 

zu verzei chnen, der durch das Absinken der Zahl der f er
ti ggestellten Wohnungen in fast allen gr5ßeren Bundesl an

dern he r vorgerufen wurde. 

Be zogen auf die dur chschnittliche Einwohnerzahl von 1976 
l,'furde eine vJohnbauquote von 5,9 ferti ggestell ten JJohnun

gen auf 1 . 000 Einwohner errechnet . 

Bei Betrachtung der St ruktur der im J ahre 1976 f er t i gc.; e
s t ellten \oJohnungen zeigt sich, daß der Anteil der 'viohnun 
gen in Ein- und Zweifamilienhäusern mit 40 5b im Ver gle i ch 
Zllill Vorjahr unverändert blieb, jener der Wohnungen in IIi..i u

sern mit "3 und mehr Hohnl+llgen nur eine geringfügi r.; e Ver
ünderung aufwies (1975: 54 %, 1976: 53 %) . 

Die durchschnittliche Nutzflä che der fertiggestellten Woh-

11 
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nungen betrug 1976 88 m2 ; somit ist ein weiteres Anstei
gen der Wohnungsgröße im Verglei ch zum Vorj ahr (86 m2) zu 
verzeichnen . 

99 % o.lle r Neubauwohnungen sind mit Bad oder Dusche au s

gestattet, 77 % der vlohnungen. werden durch Zentral- oder 
:B'ernheizund mit Wärme versorgt . 

11 
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T n T I G K E I T 

des 

Bundestlinisteriums für soziale Verwaltung 
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Kampf gegen die Armut 
===================== 

Im Berichtsjahr wurde unter Federführung des Bundes

ministeriums für soziale Verwaltung im Rahmen eines in

terministeriellen Komi tees ZUS31'lIIlen mit Vertretern der 

Bundesländer und vJissenschaftlern eine Unterlage über 

die bisherige Tütigkeit im Kampf gec;en die Armut mit 

einem Ausblick auf die künftigen Sch\"lerpunkte erar'beitet. 

ObvJOhl die Richtsütze fÜT' die Ausgleichszulagen von "1971 

bis Dezember 1976 st~rket erh~ht wurden als die PensioneIl 

und obvlOhl der &'11t.:endungsbereich und die Anspruchsvora.us

f:>etzung für Dauerbefürsorgtenleistungen von den L~indern 

uesentlich ervlei tert \'JUrden, nahm die Gesamtzahl der in 

der RegierungserklärunG "1971 als 8.J'TI bezeichneten Hensche!1 

~!on 1971 bis Dezember 19'16 von 450.000 um ca. 20.000 ab. 

Die Zahl der Arbeitslosenc;eld- und Notstandshilfebezieher 

verminderte sich von 1971 bis 1977 von 41.134 auf 38.86U. 

D2sl.,atsächliche Ausmaß der Arr!lut dürfte sich noch sti~r-

ker verringert haben, als die obgenannten Zahlen auszu

drücken verm~gen, da die Ausgleichszula5enrichtsiü~e eben-

so \·;ie der Durchschnittsbetrag des ArbeiT:;sloscngelde~ iu 

Gegensatz zu 1971 nu..'1 über der oberen Armutssrenze liec;cn. 

Die Umvlandlung der Freibeträge in Absetzbetriitje und schließ

lich die EinführunG einhei tlicher Beihilfen für jede~; Kj_:1d 

in der Familienf~rderunc erm~glichte Ca. 300.000 ir~eren 

Fa~ilien mit 600.000 Kindern, die zuvor die Steuerbeglin

stic;ungen nicht [n.l!:'3sch~pfen konnten, nun gleich hohe Pu.

rn.ilienförderunc;sbe:i.. träge zu erhalten. Die starken Erhöhun

gen der Geburtenbeihilien, die Verbesserungen beim K3-
renzurlaubsgeld, die seit 1974 gegebene M~glichkeit de~ 

Inanspruchnahme der Sondernotstandshilfe, das 1976 einge

führte Unterh81tsvorschußc;esetz und die Umvandlung der 

Eilll:ommenssteu8:c't)(;günstiCLUlt; bei der HauE;stundccründtmc; 

IU 
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c,us Anlaß der ersten :Eheschließung in direkte G,eldlei

stungen sind gerade' für die ärmeren Bevölkerungskreise 

eine besondere ~ilfe. 

" Von eminenter Bedeutung, speziell zur Dur,chbrechung des' 

Arm.utskr,eises, sind die aus dem Familienlastenausgleich 
. , :. . 

fin,anziertcn bildu,ngspolitischen r-Iaßnahmen: freie Schul-

fahrten, unentgeltliche Schulbüche;, Verhesseru~gen der 

Schüier~', Heim- und Studienbeihilfen. 

Auf dem ir{ohnungssektor kann vor allem auf die Verbesse

l'lUlC de,c.vlohnungsverhal tnisseiil terer I"Ienschen seit 1'970 

hinc:e\ücsen ,werden. ,1977 verfügten 445.000 bZ1:J., '+3 5G der 

alleinstl?henden nenschen über ,60 über Hohnungen mit Bnde

gelegenhei.t, \I];,lhrend, es 1970 erst 27 %' \·:aren. Der Prozent-
" 

:3utz der \Johnungen ohne Abort oder ~lnsseranschluß ,die voü 
,'. . 

mehr als einem ~il teren Menschen bei'JOhnt \'lerden, verrin-

, 'c;orte ~:üch in c1ie~en Jahren von 36'/0 auf 22 % •. Die An

:.;pI·u(;h~yoraus:::,etzuni:;en für vJohnbei11i1 f en ,Eigenmi tt ;;1c:c'-
" ~)"=J.tzd81'1ehen 1.md l'-üetzin>?beihili'en HUT'den vel:obesscrt, [:;0-

daß, ~'3ich ,die dafür zum Großteil aus B1.mdesm.i tteln auscse

schütteten Ihtt.el vervielfa,chten. 

, ' 

vJeiter[) waren: flir die einköminensschvJ~icheren Bevölkerungs-

crüPI>en die Befreiung von der Fernsprechgrundgebühr sm·Jie 

von der' Hundfunk- und J?ernsehrundfunkgebühr besondEJI's 

l'licbtiC;. Die Anzahl der Be'freiungen von der Fernsprech

grun<lbebilhrstiegvon rund 3.000' irri J' ahI'e 1970 auf C2. 
, , 

102.000 im Jahre 1977. Eine stetige Weitc~ent~lcklun[ von 
, , 

Sozia.ltarifen, d.h. von FahrpreisermößicuIle;en und l"rei-

,fahrten fUr Kleinkinder, Familien mit mindestens zwei 
, , 

Klnd~rn, bil teren I'Ie~lschen und Behindertem truGen zu einer 

]~nt1astunf, im Ha.ushal t sbudc;et von gerade einko:rnmensschvJii::" 

~hercn Personen bei~ 

, , 

Mit de~32. ASVG-Novelle Hurde einewesehtliche Verbcsse-

,rune; der Stelluhc; der Behinderten erreicht. Auf stEuer- . 

IU 
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lichem Gebiet wurden die Freibeträße von Behinderten von 

1973 bis 1975 um ca. 50 ~~ angehoben. Mi. t den Mitteln des 
im Zusammenhang mit dem Invaliden- Einstellungsgesetz 

gebildeten Ausgleichstaxfonds konnten 30 Mio. Schilling 

für Zwecke der Behinoertenfürsorge zur Verfügung gestellt 

werden. 

Das im Jahr 1972 geschaffene und am 1.1.1978 novellierte 

Gesetz über die Ge\'lührung von Hilfeleistungen an Verbre

chensopfer füllte eine wichtige Lücke bei der Unterstüt

zung einer akut armut sgef2;thrdeten Personengruppe • 

In vom Bundesministerium für soziale Veril'lal tung in Auf-

trag gegebenen Forschungsarbeiten \'JUrde die Erkenntnis 

bestärkt, daß die I3ekümpfunc; der Armut nur dann \'!irklich 

erfolgreich ist, I:Jcnn die Sicht' der Betroffenen mit be

rücksichtigt \·:e1'den kann. Bereits existierende Hilfen 

(Sozialdienste , Sozialleistungen) wer'den von einer betr;c~chl .. ;

lichen Zahl von Arr.mt Betroffenen nicht in Anspruch Genotl

men. I"Iaßgeblich dafür sind u.a. die lIverstecktelr, l:ve~C'

schreckte" und"verschümte ll Armut, InformationsprobIene, 

Isolation, eine gev,risse Irnmobili tät der Hilfsdienste und 

eine zu geringe Koordination zwischen den Wohlfahrtstr~

gern. Diese Ergebnisse 1;mrden im Jänner 1978 im Rahmen 

einer Enquete der BundesreGierung der Öffentlichkeit vor

c;estellt. Im Anschluß daran "JUrden Arbeitskreise . bet::~ef

fend Sozialleistungen, Sozialdienste und Regional~ und 

Arbeit smarktprobleme zugunsten der G .. rmeren Bevölkeruns 

eingerichtet. D8s·:!3undesministerimD für soziale Vel~'ijnltunc 

setzt sich damit das Ziel, daß von \lissenschaftlern, So~;i(~l

arbeitern, Vertretern von öffentlichen und privaten vlohl

fahrtseinrichtungen und sozialpolitisch Interessierten ais 

zum SOIIllner 1979 ein Katalog von Verbesserungsvorschl~i .. gen 

im Sinne einer optimalen Armut sb ekü .. rnp l'ung , erstellt werden \ovird. 
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Rehabilitation 

Zur Rehabilitation behinderter Menschen hat das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung ein Kon

zept zur Eingliederung Behinderter (Rehabilitati

onskonzept) erarbeitet, das sich im Anschluß an 

die seit 1. Jänner 1977 in Kraft befindlichen Re
habilitationsbestimmungen im Bereich der Sozial
versicherungvor allem auf die berufliche Rehabili

tation konzentriert; dieses Konzept hat zwei Schwer
punkte. 

Der erste Schwerpunkt soll die Grundvoraussetzung 

für eine wirkungsvolle optimale Rehabilitation be
'v'lirken, nämlich das koordinierte Zusammenwirken al

ler Rehabilitationsträger. Dies ist für die Be
hinderten von eminenter Bedeutung, da die Situation 
in Österreich durch eine weitgehende Zersplitterung 

von Kompetenzen, Aktivitäten und Leistungen im Be

reich der Rehabilitation gekennzeichnet ist. 

Der zweite Schv!erpunkt des Konzeptes hat die Errich

tung bzw. den Ausbau geschützter Werkstätten in ko
ordinierter Form zum Ziel, da auf diesem Gebiet ein 

großer ungedeckter Bedarf besteht. Dadurch soll Be
hinderten, die nicht oder noch nicht genug Leistung 
erbringen können, aber dennoch imstande sind, Arbeit 
zu leisten, die Möglichkeit gegeben werden, eine ge
sicherte Beschäftigung in geschützten \verkstätten 
aufzunehmen. Grundsätzlich soll jedoch auch für die 
13eschäi'tigten in solchen Werkstätten die Unterbrin

gung uuf dem offenen Arbeitsmarkt oberstes Ziel 
SOln. 

Dns Bundesministerium für soziale Verwaltung wird 
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daher bestrebt sein, nach Maßgabe der Budget- und 
Arbei t~mal:rktlage besonders die Errichtung von· ge
·schützten Werkstättenplätzen zu fördern, da in 
diesem Bereich ein großer ungedeckter Bedarf besteht. 

An der Realisierung des Konzeptes wird intensiv ge
arbeitet. 

., 
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Gründung eines arbeitswissenschaftlichen Instituts 
...... ____ a ........ 

Die derzeitige Zersplitterung der arbeitswisse4-

schaft lichen Forschung macht eine Koordination in 

diesem Forschungsbereich notwendig. Weiters sollte 

die arbeitswissenschaftliche Forschung verstärkt 

auf die Humanisierung der Arbeitswelt ausgerichtet 

~/erden. Es bestehen auch Kommunikationsdefizite 

zwischen den verschied~nen Disziplinen angehBrenden 

Wissenschaften sowie zwischen diesen und den Prak-

tikern auf diesem Gebiet. Schließlich gibt es in 

Österreich noch Lücken in diesem Forschungsbereich. 

Aus diesen Gründen soll ein außeruniversitäres ar-

beitswissenschaftliches Institut geschaffen werden, 

das vorerst eine qualifizierte Koordination gewähr

leisten, eine Dokumentation der einschlägigen For-

schung des In- und Auslandes aufbauen und Projekte 

begutachten sollte. Weiters soll durch dieses Insti-

tut eine qualifizierte Praxisorientierung der For

schung erreicht werden. 

Ein Grundsatzbeschluß der Bundesminister für Wissen-

schaft und Forschung, Gesundheit und Umweltschutz 

und soziale Verwaltung zur Gründung dieses Instituts' 

erfolgte im Berichtsjahr. 

111 
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In organisatorischer Hinsicht wird eine Institution mit 

Rechtspersönlichkeit angestrebt, deren leitendem Grundsatz
organ die Bundesministerien für Wissenschaft und Forschung, 
Gesundhei t und Um'tleltschutz und soziale Ver\'/altung, die 
Organisationen der Wirtschaftspartner (Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft, Vereinigung.Österreichischer In
dustrieller, Österreichischer Arbeiterkammertae; und Öster
reichiseher Ge\"ierkschaftsbund), der Hauptverband der 80-

zialversicherungsträger und die Allgemeine Dnfallversiche
rungsanstalt angehören sollen. 

In 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 137 von 332

www.parlament.gv.at



FRA U .E N FRA GEN 

Die Frauenbesohäftigung hat im Jahr 1977 
weiterhin zugenommen. Im Jahresdurchschnitt "laren 1,078.890 
Frauen als Arbeitnel1merinnen beschäftigt, das sind um 250525 
bz\'l 2, 4 ~~ mehr als 1976. Sowohl der absolute ,·rie relative 
Zuwachs in der Frauenbeschäftigung war somit im Vergleich zu 
den beiden Vorjahren höher (Zuwacho von 1974 auf 1975 12.593 
bzw 1,2 %; von 1975 auf 1976 21.515 bzw 2 ~~). Die Beschäftigung 
von männlichen Arbeitsl~äften nal1ffi 1977 um 25.766 oder 1,5 % 
gegenüber 1976 zu. 

DieZunalune der FrauenbeschäftigunC iI:l Tertiärsel\:tor 
und die rclntive Abnahme im Sekundärsektor (Sachgüterproduktion) 
setzte sich nach den Grundzählungen des Hnuptvcrbandes der 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)138 von 332

www.parlament.gv.at



österreichischen Sozialversicherungsträger auch 1977 weiter 
fort. Im einzelnen ergibt sich folgendes Bild: 

In der Sachgüterproduktionnahmdie Beschäftigung nach 
de.n er:wähnten Statistiken der Sozialverischerungsträger im 

Vergleich Ende Juli 1976· zu Ende Juli 1977 insgesamt von 
1,171.662 auf 1,196.318 Arbeitnehmer, das ist um 2,1 % zu. 
(Der Vergleich Ende Juli 1975 zu Ende Juli 1976 zeigte eine 
Abnahme tUll 0,7 %). Hatte im Jahre davor der Rüolcgang der 
Beschäftigung im sekundären \'lirtschaftssektür die Frauen 
relativ stärker betroffen als die Hänner, so profitierten 
von der Zunahme der Beschäftigung 1976 auf 1977 analog zu 
diesem Trend die I1änner stärker als die Frauen. Die Zunahme 
betrug bei den Hännern 2,2 % (von 833.379 auf 852.021 Be
schäftigte), bei den Frauen nur 1,7 % (von 338.283 auf 
344.297). Durch diese Ent\'licklung verringerte sich der Anteil 
der Frauen an den Beschäftigten im sekundären vlirtschaftsselctor 
weiter auf 28,7 % (1974: 28,9 %, 1975: 28,8 %). Die traditionell 
starke Unterrepräsentierung der Frauen in der Sachgüterproduk
tion wurde somit noch verstärkt. 

Im Gegensatz dazu wirkte sich im Berichtsjahr die Ent
wicldung im tertiären \'/irtschaftssektor günstig für die Frauen
beschäftigung aus. Die erwilllnt en Grundzählungen des Hauptver
bandes der österreichischen Sozialversicherungstrüger zeigen, 
daß insgesamt die Anzahl der Arbei tne}uner im Dienstleistungs
sektor von Ende Juli 1976 bis Ende Juli 1977 von 1,425.752 
auf 1,460~232 oder um 2,4 ~~ gestiegen ist. Bei den weiblichen 
Arbeitnehmern ist in diesem \'lirtschaftssektor eine stärkere 
Zunalune zu verzeichnen als bei den männlichen, n1imlich um 3,1 %, 
das ist von 692.433 auf 714.371, gegenüber 1,6 % bei den männ
lichen Arbeitnehmern, das ist von 733.519 auf 745.861. Durch 
diese Entwicklung erhöhte sich der Frauenanteil im Dienst
leistungssektor von 48,5 auf 48,9 ~.Die steigende Frauenbe
schäftigung im Dienstleistungsselctor kompensierte das relative 
Absinkcn der Frauenbeschäftigung imProduktionsscktor. Der 
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Anteil der \-leiblichen Arbei tslcräfte am Gesamtbeschäftigten
stand stieg daher von 39,2%.im Jahr 1976 auf 39,4 % im Jahr 
1977. Einen Überblick über die Entwicklung der Frauenbe
schäftigung in den letzten 27 Jahren vermittelt dle nach-
folgende Tabelle. 

Unselbständig Beschäftigte im Jahresdurchschnitt nach dem 
Geschlecht, 1950 - 1977 
Jahr zusanunen männlich. "/eiblich \'lciblich in % 

1950 1,941.257 1,306.298 634.959 32,7 
1960 2,281.915 1,465.888 816.027 35,8 
1965 2,381.467 1,500.233 831.234 37,0 
1970 2,389.195 1,506.874- 882.321 36,9 
1976 2,685.862 1,632.492 1,053.365 39,2 
1977 . 2,737.148 1,658.250 1,078.890 39,4 

Auch international vergleichende Daten zeigen, daß die 
meisten neuenArbei tsplätze im sich \'!ei ter ausdehnenden 
tertiären Sektor geschaffen ~mrden. Das erklärt auch zum 
Teil, \·rarum der Beschäftiguni;szu\'l3chs in mehreren Industrie
ländern bei weiblichen Arbeitnehmern höher "\Var als bei männlichen. 
Trotz der \'/el t'veiten und auch in Rezessionsphasen noch zu
nelunenden Beschäftigung von Frauen verbessert sich ihre beruf
liche und Einkommenssituation nur sehr langsam. Dies ist auch 
in jenen Ländern zu beobachten, in denen es formalrechtlich 
keine Dislr~iminie1."Ungen im Arbeitsrecht oder in kollektivver
traglichcn Regelungen sondern gesetzliche Naßnahmen zur Be
seitigung von Diskriminierungen nach dem Geschlecht oder be
sondere Förderungsprogramme für benachteiligte Frauen gibt .• 
Dieser Ent\'/icl:1ung entsprechend hat das Bundesministerimn für 
soziale Verwaltung mit der Überprüfung von Gesetzen, Verord-· 
nungen und Kollel~tivvertrügen im Sinne des Internationalen 
Jahres der Frau und in Entsprechung der internationalen Über
einkommen N"r 100 über die· Gleichheit des Entgelts männlicher 
und \'leiblicher Arbeitskräfte für gleieh\'Tertige Arbeit, EGBI 
Ur 39/1954 und Nr 111 über die Dislcriminierung in Beschäftigung 
und Beruf, BGBIHr 111/1973, begonnen. Die aufgezeigten 

111 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)140 von 332

www.parlament.gv.at



11 
Differenzierungen nach dem Geschlecht im Arbeitsrecht, in 
Kollektivverträgen, Durchführungsbestimmungen uä werden sodann 
an die zuständigen Gremien und Institutionen mit dem Ersuchen 
um Beseitigung diskriminatorischer Bestimmungen und Praktiken 
\-Iei tergelei tet. 

Einen weiteren Ansatzpunkt zur Verbesserung der Stellung 
der Frau stellt die Überprüfung der Aus\'lirkungen der Familien
rechtsreform in Österreich auf das Arbeits-, Sozialversicherungs-, 
Arbeitslosenversicherungs-, Versorgungs- und Pensionsrecht dar. 
Im Anschluß an eine Enquete hat der Bundesminister für soziale 
V er \'18 I tung Arbeitskreise einges etzt, die schwerpunktmäßig 
die genannten Rechtsmaterien behandeln \'wrden. 

Der arbeitsmarktpolitische Sch\',erpunkt der Aktivitäten 
lag im Berichtsjahr in der Über,-lindung der geschlechtsspezifischen 
Teilung des Arbeitsmarktes, die eine der Hauptursachen für das 
Lohngefälle z\·lischen Frauen und Hännern darstellt • Bit 
konzertierten Aufklärungsarbeiten \'lird versucht, den tradi
tionellen Berufsvorstellungen der Htidchen entgegenzu''lirken 
und der Jugend, deren Eltern, Lehrern sowie den Arbeitgebern 
eine weitere streuung von Beruf'swahl- und Ausbildungsmöglich
keiten für Frauen aufzuzeigen. 

Zur Förderung des fHr Frauen bedeutsamen Problembe\-rußt
seins in ,,,ei ten Kreisen der Bevöllcerung ,·:urde im Berichtsjahr 
die Zusmnmenarbeit mit den Institutionen der Erwachsenenbildung 
Österreichs \'leiter ausgebaut, so et'-Ia durch gemeinsame Veran
staltung von Seminaren mit dem Bundesinstitut für Erwachsenen
bildung st. \'lolfgang u.ä. oder durch den steigenden Einsatz von 
Kurzfilmen. Um die Effektivität des Ku,rzfilms "Die Frau als 
Partner" zu erhöhen, \'lUrden den Insti tuioncn der Erwachsenen
bildung vom Bundesministerium für soziale Ver''1tll tung die 
SeminnranleitunG "Frau und Mann - Gleichwertige Partner"· zur 
VerfUßUng gestellt. Die große Nachfrage n8ch diesem Leitfaden 
läßt er\·rarten, daß. ein Hul tiplikatoreffekt hinsichtlich partner
schaftlicher Einstellungen von Frauen und Hännern in Beruf und 
Familie erreicht werden wird. 
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In der seit 1972 von der Fr.auenabteilung redigierten 

Schriftenreihe zur sozialen und beruflichen ::.:tellung der Frau 

wurde als Heft 6/1976 die kommunikationswissenschaftliche 
Studie von Hans I-Iein.z Fabris und Herta Kreuzhuber "Das Inter
nationale Jahr der Frau 1975 und die Darstellung von Frnup.n

themen in den österreichischen r1assenmedien"herausgegeben .. 
Die Informatiol1s- und Öffentlichkeitsarbeit zwn Internationalen 
Jahr der Frau und die im Jahr 1975 \'leit diskutierte Familien
rechtsreform haben ein starkes Echo in den Nedien gefunden, 
sodaß im Laufe dieses Jahres rund 7.000 ZeitunGsausschnitte 
aus österreichischen Druckmedien zu den Themen "Internationales 

Jahr der Frau 1975", "Berufliche und. soziale Stellung der Frau", 
"Diskriminierung" und "Emanzipation (Gleichberechtigung)" ge
G<.urunel t und analysiert werden konnten. 

Dem internationalen Informations- und Erfalrrungsaustausch 
dienten auch zwei internationale Veranstaltungen. In den 
Empfehlungen des Europäischen Seminars der Vereinten Nationen 
"Die VeränderunGen der Rollen von Hann und Frc:nl in der r:1odernen 
Gesellcchaft: Aufgaben, Rechte und Verant\'lortlichkei ten" 
(April 1977 in Groningen, Niederlande) vrurde nicht nur auf die 

für die Veränderungen der Rollen von nann und Frau not\'lGndige 
kohärente Sozial- und Wirtschaftspolitik hingewiesen, sondern 
auch auf die Not .... lGndigkei t der Enhlic1::lung eines europäischen 
Regionalplanes. 

Das von der Internationalen ArbeitsorganisD.tion mit Unter

stützunG der Belgischen RegierunG organisierte SYr.1posiurn für 
Leiterinnen von Frauenabteilungen befaßte sich mit HitteIn und 
HeGen zur Verbesserung des Vlirkungsgrades und der Leistungsfähig
keit von Büros oder Kommissionen, die für dic Förderung der 
\'I'eiblichen Arbeitnehmer verantwortlich sind .. 

Die seit 1966 eingerichtete Frauenabteilung im Bundes
minister ium für soziale Ver\'ral tung und der seit Inkrafttreten 

dCG 1\.rbei tS1i1<lrl:tförderungsgesetzes bestehende Ausschuß für 
arbeitsmnrktpolitische AnGelegenheiten der Frauen entsprechen 
den internntionalen Forderungen nach Art, Zusmilr.1enset~;;1.mg, 

Kompetenzen und Budgets so",ie Aktionsfeldern solcher Gremien. 

111 
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Die durchdieoc Einrichtuneen . get·l.ährleistete Kontinuität 
von Beratungen trägt mit dazu bei, daß es im Bundesministerium 
für soziale Verwal tung und in der Arbei tsmarktver\'/al tung l::lare 
vom Beirat für Arbeitsmarktpolitik einstimmig beschlossene 
Richtlinien gibt, die den. Anspruch auf Arbeit für die Frauen 
ebenso wie für die Männer sicherstellen und eine entscheidende 
Besoerstellun"g der Fraucn im Arbeitsleben zum Zielhnben. 
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SOZIALVERSICHERUNG 

Levistische f'laßnahmen: 

In Kraft getreten sind die folgenden, im Bericht liber 

die Tätigkeit des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung im Jahr 1976 ausführlich dargestellten 
Rechtsvorschriften: 

o 

K undmacl.ml1C vom 29. September 1976, BGB 1. Nr • 602, 
l~"lier die Ermittlung der Richtzahl für das Kalender

ti nLr 1977 

V~rordnunG vorn 4.November 1976, BGB1.Nr.615, mit der 
der .Anpassungsfaktor für das Jahr 1977 festgesetzt vmrde 

VerordnunG vorn 23.November 1976, BGB1.Nr.658, liber die 
li'eststellune; des Ausmaßes der veränderlichen Werte und 
einiger' Je ster Beträc;e aus dem Alle;emeinen Sozialver
~ü(;heruncsgesetz, dem Ge'lrJerblichen Selbständigen-Pen
siOnr.:iVcI·uicherungsgesetz, dem Bauern-Pensionsversicherungs
gosetz, dem Bauern-Krankenversicherungsgesetz, dem Ge
~erblichGn Selbständigen-Krankenversicherungsgesetz und 
dem BeamLen-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz fUr 

das Kalenderjahr 1977 

Bundesgesetz vom 13.Dezember 1976, BGB1.Nr.704, mit 
deru das AllGemeine Sozialversicherunr;sgesetz geändert 
wurde (j2.Novelle zum ASVG, in Kraft getreten mit 1. 

J ~inner 1977) 

Bundesgesetz vom 13.Dezember 1976, BGB1.Nr.?05, mit dem 
das Gewerbliche Se 1 bs t ändi gen-Peris ionsver si eh erung sge set i 11 
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15 
geändert wurde C24.Nav:eJ:le zum GSPVG, in Kraft 

getreten am 1.Jänner 1977). 

Bundesgesetz vom 13.Dezeruber 1976, BGBl.Nr.706, 
mit dem das Gewerbliche Selbständigen -Krankenver-
sicherungsgesetz geänder.t wurde (5. Novelle zum GSKVG 

1971, in Kraft getreten mit 1.Jänner 1977) 

Bundesgesetz vom 13.Dezember 1976, BGBl.Nr.707, 
mit dem das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs
gesetz geändert wurde C6.Novelle zum B-KUVG, in Kraft 
getreten mit 1.Järmer 1977) 

Bundesgesetz vom 13.Dezember 1976, BGBl.Nr.708, 
mit dem das Notarversicherungsgesetz 1972 geändert 
wurde C2.Novelle zum rNG lS72, in Kraft getreten~ 
I.Jänner 1977) 

Bundesgesetz vom 13.Dezember 1976, BGB1.Kr.709, 
mit dem das Bauern-Fensionsversicherungsgesetz ge
ändert vmrde C 5 .Nove lle zum TI-PVG, in Kraft getreten 

mit 1.Jänner 1977) 

Bundesgesetz vom 13.Dezember 1976, BGB1.Nr.710, 
mit dem das Bauern-Krankenversicherungsgesetz ge
ändert wurde CS.Novelle zum B-KVG, in Kraft getreten 

mit 1.Jänner 1977) 

beschlossen,bzw. verlautbart: 

Verordnung vom 8.Feber 1977,BGBl.Nr.94, mit der die 
Verordnung vom 23.November 1976, BGBl.Nr.658, über 
die Feststellung des Ausmaßes der veränderlichen Werte 
und einiger fester Beträge aus dem Allgemeinen Sozial
versicherungsgeset:2., dem Gewerblichen Selbständigen
PensionsversicheI~ngsgesetz, dem Bauern-Pensions-
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versicherungsgesetz, dem Bauern-Kranken
versicherungsgesetz , dem Gewe·,rblichen 

Selbständigen-Krankenversicherungsgesetz 

1971 und dem Bearnten-Kranken-'und Unfall

versicherungse;esetz für das Kalenderjahr 

1977 gerindert wurd.e ••.••.••.•••••••••••••. 

Kundmachung vom 25.0ktober 1977, BGBl. 
Nr.533, über die Ermittlung der Richt-
zahl für das Kalenderjahr 1978 ••••..••••.• 

Verordnune; vom 8.November 1977, BGBL 
Nr.560, mit der der Anpassungsfaktor 
fUr das Jahr 1978 festgesetzt wurde' ....••• 

Bundesgesetz vom 17.November 1977,BGBl. 
Nr.G19, mit dem das Gewerbliche Selbstän
digen-Pensionsversi.cherungsgesetz gei:indert 

wurde (25.NovelJc zum GSPVG, in Kraft ge-

treten mit 1.Ji:inner 1978) ................. . 

VerordnunG vom 12.Dezember 1977,BGBl. 

Nr.G79, mit der die Grundsätze iUr d~e 
DurchfübrunG des Stichprobenverfahrens 
zur· Trennung der Erfolgsrechnung nac11 

Versichertenc;ruppen gemäß § 44Lj. A b~:;.!+ 

l1.SVG feste;esetzt wurden (in Kro.ft ge

treten an! 1.Jänner 19'78) ••.•.•.••..•....... 

Bundeq:;esetz vom 13.Dezember 1977,BGBT. 
Nr.G48, rui·t dem sozia1versicherungs
rechtliche Bestimmungen geände~t wurden 

Hf 
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. (Sozial versicherungs-j~nderungsge setz 
1977, in Kraft getreten am 1.Jänner 
1978) ..... ~ ..... . _ .................. . _ ...... . 

Bundesgesetz vom 14.Dezember 1977, 
BGB1.Nr.658, mit dem das Bauern
Pensionsversicherungsgesetz e;sändert 
wurde (6.Novelle zum B-PVG, in Kraft 
getreten am 1.Jänner 1978) ................ . 

Verordnung vom 16.Dezember 1977, BGB1. 
Nr.8/1978 tiber die Feststellung des 
Ausmaßes der veränderlichen Werte und 
einiger fester Eeträge aus dem Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetz, dem 
Gewerblichen Selbst~ndigen-Pensionsver
sicherungsgesetz, dem Bauern-Pensionsver
sicherungsgesetz, dern Bauern -Krankenver
sicherungsgesetz, dem Gewerblichen 8elb
ständigen-Krankenversicberungsgesetz und dem 
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsge
setz flir das Kalenderjahr 1978 .~ •••••••••••. 

Weitere besondere Tätigkeiten 

Internationale Tätigkeit .••••.•.•.•.•..•.•. 

Ausblick auf weiter Tätigkeiten 

a) Innerstaatlicher Rechtsbereich ••••••••••• 
b) Zwischenstaatliche Sozialversicherung .... 

Entwicklung der wicbtigsten 
veränderlichen vJerte und BetrfiCe ........... . 
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Einleitender Uberblick 

Die Tätigkeiten des Bundesmin{steriums für 
soziale Verwaltung auf dem Gebiete der gesetzlichen 
Sozialversicherung waren im Jahre 1977 in erster 
Linie durch das Bestreben gekennzeichnet, im Anschluß 
an die 32.Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche
rungsgesetz und die entsprechenden Novellen zu den 
gleichartigen sozialversicherungsrechtlichen Vor
schriften (siehe Vorjahresbericht) das System der 
Sozialen Sicherheit nach Maßgabe der vorhandenen 
Möglichkeiten besonders zugunsten der wirtschaftiich 
relativ schlechter gestellten Pensionsbezieher weiter 
auszubauen und dieses System gleichzeitig sowohl 
legistisch wie auch wirtschaftlich noch besser abzu
sichern. 

Die legistische Absicherung erfolgte insbesondere 
im Bereiche der Pensionsversicherung der in der 
gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen 
und der Bauern. Die folgende Darstellung der einzel
nen Rechtsvorschriften enthält nähere Angaben darü~ 
ber sowie über die Einbeziebung einer weiteren Per
sonengruppe, nämlich der geschäftsführenden Gesell
schafter einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
in die gesetzliche Pensionsversicherung. 

Die finanzielle Lage der Träger deJ' öster
reichischen Sozialversicherung, insbesondere der 
Krankenversicherung, war im Jahre 1977 Gegenstand 
eingehender Erörterungen, die zum Teil im Rahmen 
einer vom Bundesminister für soziale Verwaltung 

111 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)148 von 332

www.parlament.gv.at



19 

einberufenen Enquete unter Mitwirkung der gesetz
lichen Interessenvertretungen geführt wurden. 
In legistischer Hinsicht fanden die Bestrebungen 
zur Sicherung der finanziellen Lage der Sozial

versicherungsträger ihren Niederschlag im Sozial
versicherungs-Änderungsgesetz 1977. Dieses Ge
setz beinhaltet Novellen zu einer Reihe von 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften; 
es dient einerseits - wie gesagt - der Stabili
sierung der Finanzen der in Betra"cht kommenden 
Sozialversicherungsträger durch die im folgenden 
näher beschriebenen Maßnahmen auf dem Beitrags
sektor sowie durch eine Neufestsetzung der Re
zeptgeblihr, enthält andererseits aber auch Maß
nahmen zur Entspannung des Bundeshaushaltes und 
eine Leistungsverbesserung in Form einer" weiteren 
liber die normale Fensionsanpassung hinausgehenden 
Erhöhung der Richtsätze für die Ausgleichszulagen. 

Als bedeutsamere Rechtsvorschriften auf de~ 
Gebiete der gesetzlichen Sozialversicherung im 
Jahre 1977 liegen somit in chronoligischer Reibung 
die folgenden vor: 

Die Verordnung VOI!l e..Feber.1977,BGB1.Nr.9L.j·, 

mit der die Verordnung vom 23.November 1976,BGB1. 
Nr.658, über die Feststellung des Ausmaßes der ver
änderlichen vlente und einiger fester Beträge aus dem 
Allgemeinen Sozial versicherungsgesetz , dem Ge1tlerb
lichen Selbstständigen-Pensionsversicherungsgesetz 
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dem Bauer'n-Pensionsvers,i.cherungsgesetz, dem Bauern
Krankenversicberungsgesetz, dem Gewerblichen Selb
st~~ndigen-Krankenversichel'ungsgesetz 1971 und dem 
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz für 

das Kalenderjahr 1977 ge~ndert wurde. 

Diese Verordnung träGt den durch die 32.No
volle zum ASVG, die 24.Novelle zum GSFVG, die 

~).Nove11e zum B-PVG, die 9.Novelle zum B-KVG, 

die 5.Novelle zum GSKVG 1971 und die 6.Novelle 
Zl1flJ B-KUVG herbeigeführten Änderune;en der Rechts
lage zum 1.J~nner 1977 durch eine Neufeststellußg 
des Ausmaßes der veränderlichen Werte und einiger 
fester beträge für den Anwendungsbereich der ge
nannten sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 
Hechnung. 

Die Kundmachung vom 25.0ktober 19'77, BGB1.N~!'.53;:, 

Uber die Ermittlung der Richtzahl für das Kalender

jahr 1978. 

Die auf Grund des ~ 108a ASVG ermittelte Richt
zahl für das Kalenderjahr 1978 beträft 1,069~ 

Die Verordnung vorn 8.November 1977, BGBl.Nr.5GO, 

mit der der Anpassungsfaktor für dau Jahr 1978 fest
Lesetzt \lI,Iird. Durch diese Verordnung vmrde der An
passungsfaktor für die Anpassung der in den §~ 108a 
und l08h des ASVG angeführten Renten und Tensionen 

fUr das Jahr 1978 mit 1,069 festgesetzt. 
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Das Bundesgesetz vom l7.November 1977,BGB1.Nr.61S, 

mit dem das Gewerbliche Selbstäniligen-Pensionsversicherun5s
gesetz geändert wurde (25.Novelle zum GSFVG). 

Dieses Gesetz trägt mit der Einbeziehune der 
geschäftsführenden Gesellschafter einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung in die Fensionsversicherung 
einem Anliegen der gesetzlichen Interessenvertretung 
Rechnung. Darüber hinaus enthält es verschiedene Ver
besserungen technischer Natur, die sich im Zuge der 
Durchführung der 24.Novelle zum GSPVG als zwec1anäßig .. 
erwiesen haben, sowie Richtig~tellungen von Unstimmig-
keiten redaktioneller Art. 

Die Verordnung vom 12.Dezember 1977, BGB1.Nr.679, 

mit der die Grundsätze für die Durchführung des Stich
probenverfahI'er~!3 zur Trennung der Erfolgsrechnung nacb 
Versichertengruppen gemäß § 444 Abs.4 ASVG festgesetzt 

werden. 

Die Versicherungsträger und der Hauptverband der 
österreichischen Sozialversicherungsträger haben für 
jedes Geschäftsjahr einen Rechnungsabschluß, der jeden
falls aus einer Erfolgsrechnung und einer Schlußbilanz 
zum Ende des Jahres bestehen muß, einen Geschäftsbe
richt und statistische Nachweisungen zu verfassen und 

,dem Bundesministerium für soziale Verwaltung vorzulegen. 
Die eingangs erwähnte Verordnung dient einer näheren 
Festlegung der bei der Verfassung dieser Unterlagen 

einzuhaltenden Vorgangsweise. 
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Das Bundesgesetz vom 13.Dezember 1977,BGBl.Nr.648, 

'mi t.dem sozial versicherungsrechtliche Bestimmungen ge

ändert wurden (Sozialversicherungs-.Änderungsgesetz 

19(7). 

Dieses ~esetz entspricht in formaler Hinsicht 

ins~ferne" einemGe~ot der Zweckmäßigkeit, als es 

eine Reihe von l''Iaßnahmen zusammenfaßt , die nicht 

nur im Am'lEmdungsbereicb des Allgemeinen Sozialver

sieberuhgs~3esetzes, sondern auch in jenem der Sonder

versicheruhgen und der ArbeitslosenversicheI~nc wirk-

SEim werden.. 

In~altlich sieht das Gesetz aüf der b~itrags-
, , 

reehtlicheu Seite ftir den Anwendungsbereich des 

,AL1.cemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit \hrkunc; 
'i . 

vom 1.Je.nner197ß eine Erhöhung der Höchstbeitrags-

L:;rund la2:e in: der Kro.:ilkenversi cherunG von bisher' z ltJei 

Dl'itt(~l:n ö.uf (lreiViertel der HC5chsl;bei tragsgI'undlase 

in' derFE:;nsionsversicherung und die Einftihrung eines 
, , . 

Zus8't~,~böi trages für in der Pensionsversicherung 

pflichtversicherte Personen vor. Dieser Zusatzbei

trac tlieBt in einem beim Hauptverband der östei

rcic:lüscben Sozialversichenmgsträc;cr neu errichtetcn 

,[\.1.1SbleichsfondEi derPensionsversicherungsträser, Cl' 

betrüct '2 v.H. der allgemeinen Beitrac;sgrundla[e und 

ist zu~b,5 v~H. vorn Versicher~en und zu 1,5 v.E. von 

c]esßen Dip,rwtceber~u , entrichten. Eine lnderc:nc der 

Beitr[j,j;~j'~)2üze ißt auc.;l) in der F'ensionsversicLerung dcI' 

SelbDt~ndicen vorgesehen. Ab deml.J~nner 1978 haben 
, , , 

IJ f'lic'htversichel'tenacl1' dem Gewerblichen SeI b:;ctindicen-
, 

P (:'1J (,' ]0 on 'C' 'V-P 'Y' Q J' ('"' e' ")"11 I) P' <" ,'e, <' p. t·,., J n ~~ v H 
I .... ) _ ,,--)., . .:.. ,....... _ • J j .L .. , (~, .,) L) 1;.:.. D _' ; .(.' .. ,;) , ... ) •. l • nnd m_~.cl; dem 

})DUGr:o-rtmsionsvcrsicheruYlcsgesetzlO v.H. der Bei traGG

c;ruIlc: 1:'(;8 als Bei,tl'ag zu leisten. Für den Bereich der 
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,i: ~. '. '. 
bäuerlichen Krankenversicherung enthält das Gesetz 

eine betragliche Neuf'estsetzung der Beiträge und für 

delf gesamten Bereich der gesetzlichen Krankenver'sicherüng 

ein~ Erhöt:ung der,Rezeptgebühr von 6Sauf 15 s. 

Auf der Le~stungsseite sieht das Gesetz als 

vJei tere ~laLnaLmeim Zuge de:r BekäIllpi'ung von Arlliu t 
. in österreich eine'neuerliche ErhöhunE der Ricbt

~ätz~ fU~'die A~sgleic~szulagen ~or, die über den 

HaLmen der norrneJ,en' Pensionsanrassung lün8usg:el-:.t. 

Im ZUSG1]ll~!eYll~\8m" mi.t c3erNe\Jregelun[ der Beteilii~\J,r;c . ~,'- } 

der sozialen K::=-f;nkenversicherunf; an der .finanzier'Jnr; der 

Krankenanstal tGrl r:at cel:' Gesetz[eber scLlief..·licL bJ)(),' 

nocbfilr 6~ne, BereitstelluD[ zus~tzlicher Kittel iUr 
diesen ZI!J8ck ölJr'ch öie linIE.ge eirJes Sondervermö[cnE~ 'tJ(ji', 

. . . 

lt" <";;)'1e·": C' hc:. fO'I1 '2 ("1'C',"; K Y"::P-· 1." ", 'n~T<or~ l" c"!" e y., '[' ( . ..., tJ"':-; (}'e'" ',rn"'-', 'e C' n T': ,.,. u .... ·u ' ..L "/~1,,-......... \.~ ,_ . ......-..1 ... ~ ••. ,.' ..... ...;. ~.\".'J- \v .~-' J . .L,-'. ~L..- ,C-C..,l..J.. .\..~Lc... •• J~~ .... ,-,l •• 

. Zur At,fbrincunt; diese~::; Sondel:'VerI~Ö[enS he.ben die lZr8.nl<€n

versicheru;lßstr~i.[er, f-li.r jedes Geschäftsjabr einen lestin:;::tC!l 
•. '.. . "i,...-"' •• :. 

Tell lh:r'er'l:.oI'trH[8 D,n Bei l;l:'ügen zur Krankenversic.herunG zur 

'li'ber 'einen 'inter~eü ~::_usgleic.b z"jischen den Krarl}:enver.-
'1' . '.' , , . " T' . t ' ~ - "t SJ,c.le:cullßsl:;rag;ernncu:L f;lnG1T: vom .flauI) veroanQ oer' 08'-\;:(,-

, .,-.0:'. -.L' c'n·'i c"c·, .. , er;' "c: 0 '7. '.L' ;'''\.1' 'r~' ',', c:: l' er e T"" 1': C.J' st'y,'a' ''''(;., r' c '~1~.L -i~; 't, ""1';' .. 'r'.. l"lGU .......... ~.J..~ J... .......... __ "-'.t..-J ~.:\'-"~1o..J _J. _i.A. .... .L[., . t.: ~ \..A u;..,.\. ... .L ..L..VJ \..::. 

festzusetz~nden Schlüssel eine eleicMn~fige BelastuDG 

der .. einzelnen 'l':i:'r;,ger nach l'iaEcabe iLrer I'lehreiLD8flli;{:I: 

aus der be:ccits er\,;~3.~lDten ITe'ufeE;tsetzunc der E<Sd:str)ei

-tracsgl'undls.ce in der Krankenversicherung C8Vlührlei stet. 
Die GesamtsÜm~:ne der tbeI'\'ie:i,sungen in ö&.s SoncerVGi'Y;iÖCCn 

\'Jird f\::'rjed8sCe's(;h~ii'tEjCihr ),,?~; v.I',. der SUm'1'le der Er

tr~ge an Beiträgen zur Krankcnversicterunc betrac~n. 
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Das Bundesgesetz vom 14.Dezember 1977,BGB1.Nr.658, 

mit dem das Bauern-Pensionsversicherungsgesetz geändert 

wird e6.Novelle zum B-PVG). 

Dieses Gesetz stellt im wesentlichen eine Abrundun3 

der mit der 5.Novelle zum B-PVG, BGB1.Nr.709/l976, ~e
schaffenen Rechtslage dar. Es enthält eine exakte Defi

nition des für diesen Rechtnbereich bedeutsamen Ver

sicherungsvJertes des lande fOl'st)wirbschaftlichen Be
triebt~.s sovJie. eine genaue Festlegung der bei der Er-

rü ttlunc; der Bemessungsgrundlagen aus den Bei trags

G'I'undlo.gen einzuhaltenden Vorgangsweise. Schließlich 
enthält es auch eine genauere Regelung der BcstimIl1uncen 

über die VJartezeit und die Durchführung des Jahresaus

gleicbcs sO\lllie die Beseitigung einicer textlicher Un

stimmigkeiten. 

Die VerordnuDPi vom 16.Dezember 1977,BGB1.Nr.8/ 1 97E, 

iiber die Feststellung des Ausmaßes der veränderlichen 
Werte und einiger fester Beträge aus dem Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz, dem Gewerblichen Selbständigcn

Pensionsversicberungsgesetz, dem Bauern-Pensionsversi.cherul1gs
gesetz, dem Bauern-Krankenversicherungsgesetz, dem Ge
\rJerblichen Selbständigen-Krankenversicheruiltjsgesetz und deL1 
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz. für das 

Kalenderjahr 1978. 

Durch diese Verol'dnung; wurden die veränderlicLten 

Werte und einiEe feste Betr~ge in den genannten Gesetzen 

fUr das Kalenderjahr 1978 neu festgestellt. 
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Internationale Tätigkeit 

Die Bemühungen, im Interesse der im Ausland be
schäftigten und beschäftigt gewesenenösterreichischen 
Staatsbürger bilaterale Abkommen im Bereiche der 
Sozialen Sicherheit abzuschließen bzw. bestehende 
Abkommen der Rechtsentwicklung in den Vertragsstaaten 
anzupassen, konnten auch im Jahre 1977 erfolgreich 
fortgesetzt werden. Ebe~so war es erforderlich, die 
im Hinblick auf die Beschäftigung ausländischer Ar
beitskräfte in Österreich abgeschlossenen Abkommen 
über Soziale Sicherheit in Anpassung an die Rechts
entwicklung entsprechend zu modifizieren. 

Im einzelnen waren auf dem Gebiete der inter
nationalen Sozialen Sicherheit im Jahre 1977 folgende 
Aktivitäten zu verzeichnen: 

a) Am 1.2.1977 ist das Zusatzabkommen vom 16.9.1975 
zum österreichisch-britischen Abkommen über Soziale 
Sicherhei t sOl,vie die Zusatzvereinbarung vom 14.1.1976 
zur Durchführungsvereinbarung zu diesem Abkommen in 
Kraft getreten (BGBl.Nr.133 und 134/1977). Durch das 
erwähnte Zusatzabkommen wurde das Stammabkommen an 
die Rechtsentwicklung der letzten Jahre angepaßt und 
insbesonders die Einführung der britischen Invalidi
tätspension anstelle des Krankengeldfortbezuges be
rücksichtigt. 

b) Im Februar 1977 wurden Ressortverhandlungen 
betreffend eine neue Durchführungsvereinbarung zum 

österreichisch-türkischen Abkommen über Soziale Sicher
heit durchgeführt und-am 24.2.1977 mit der Unter-

IU 
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zeichnung eiuer solchen Vereipbarung abgeschlossen. Die 

neue Dll.rchführungsvere~nbarung ist am 1.4.1977 in Kraft 

getreten (:BGB1.Nr.239/19?7). 

c) Im Februar und im Dezember' 1977 wurden auch 

Expertenbe sprechungen bZ,"l. Regierungsverhandlune;en be-

'. trefi'endein Zwei t.es Zusatzabkommen zum österreichiseh

türkiscbe'n A bkomrnen über Soziale Sicherheit abgehalten. 

:B'ü:c 1978 sind vJei tere diesbezügliche Regierungsverhandlungen 

in Aussicht genommen. . 

··d) Im Februar/ l'Iärz 1977 fand die letzte Fhase 

der Hcgierungsverhandlungenbetreffend ein vier

seitigesübereinkommen a.vischen österreich, der BR • 

. Deutschland ,der Sclnveiz und Liecbtenstein über 

30zial~ Sicherheit· statt. Dieses übereinkommen stellt 

eLl. Dacbabkormnenzu den bestehenden bilateralen A b

korlil'1cn dQj~; es regelt insbesondere die Pensionsan

sprüche von PE;rsoncn, . die eine Versiclierunc;sk8.1'riere 

in mehr als zwei der beteiligten Staaten aufweisen. 

Das uboreinkommen \·mrde am 9.12.1977 unterzeichnet. 

Es bedarf nuruuehr. der Ratifizierung durch die Ver
·tT' ""eh"j ie "pn"~ "') ) cl. '.:.;. "" .... _ ,; l~ _. l .. (j.1. ..• 

' .. ;." .. ') l·· ... J··.'J ] "/ lori? l' C"!:; .-'la c T"Ur(Jp~~l"C'C'-e .f, ')"1;'crr'J"Cl1 ~ - . " • " ." ./ (. ,""' u. c .:,..... . : C" '--' lJ' J:'_ I 1. '.1.1l·. . 

'c:bcr Soziale Sicherheit (EGEl.NI'. L~2b/19?7), im Vel'

}:,~jJtnis, t~i..:l IiL1Xcmbu{'g und :;:"UI' r.L;üt'kei., f:-joll'lie ab. ·9. ).lY;7 
aucL im V8I~~ltniG zu deri Niedcrlsnden in Kraft Ce

t~eten. Dieses Vertraßswerk libertr~ct die üblicben 

bilü:Leralen RegelunGen "l.iber Soz.iale Sicherheit in de.n 
. . 

illulti lateraleIl Bereich. Es steht allen I': itc:liedstöa ten 

r..1l)f) Eur,opuJ'tJtes zur Hatifizierunc; offen. 

f)' Im IV;:ii'~j und im November 197'7 wur'den Experten

lle~lpl'ec~n:mc:en zur Vorbereitung allfälliger Regierun[s-

HI 
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verhandlungen betre ffend ein ö sterreichi sct.-ostdeu tSC1LS S 

Abkommen über Soziale Sicherheit durchgeführt. Mit der 

:B'ortsetzung dieser Besprechun[;en ist im Jahre 1972-
zu rechnen. 

g) Am LJ·.4.1977 1:JUrde ein österreichisch-belgisches 
Abkommen liber Soziale Sicherheit unterzeichnet. Das 

Abkommen enthält Hegelungen im Bereiche der Kranken-, 

Un1'all-, Fensions- und in'bei tslosenversicherung 

sowie der Familienbeihilfe~. Es bedarf noch der 

Ratifizierung durch die beiden Vertra~sstaaten. 

h) Im April 1977 vJUrden auch Regierungsver-
handlungen betreffend ein .Zusatzabkommen zum österreichisch
spanischen Abkoamen über Soziale Sicherheit durchgeflitrt. 

Die Verhandlung sollen 1976 for~geset~werden. 

") A Ir·' ~on7 . " Z t ll' . ]. .'"l.!ll O.~.l.J! 1/'lJrue eln ,usa ·z,a Hommen ZUIT' 

österreichisch-liechtensteinischen Abkorr~en im. Bereiche 
der Sozialen Sicberhei t Ll .. Lr'i a1;. 9.(".:..1CJ77eine Z\-18i te Zu

satzvereinb::lI'ung zur Durchführungsvereinbarung zu diesem 
Abkommen unterzeichnet. Das Zusatzabkorrurien und die /,:1,; ei te 

ZusatzvereiDbarun~ sind inzwischen am 1.1.1978 in Kraft 
getreten (BGBl.Nr.39 und 40/1978). 

j) Im Juni 1977 Hurden Expertenbesprechungen betrei':Ccnc~ 

ein Zusatzabkommen zum österreichisch-niedel'ländischen 
Abkommen liber SoziEüe Sicherheit durchge führt. Die 

Besprechungen sollen 1978 fortgeset~werden. 

k) Ebenfalls illi Juni 1977 fanden Ressortver

handlune;en betreffend eine Durchfiihrun~svereinbarung 

zu dem beabsichtigten Bsterreichisch-griechischen Ab

kommen liber Soziale Sicherheit statt. Diese VerhandlunGen 
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sollen im Jahre 1978 abgeschlossen werden. 

1) Am 7.8.1977 ist das Abkommen zwischen der 
Republik Österreich und dem Hochkommissär der Ver
einten Nationen für die Flüchtlinge betreffend die 
Sozial~ Sicherheit der Angestellten beim Amt des 
Vertreters in Österreich dieses Hochkommissärs in 

Kraft Getreten (BGB1.Nr.355/1977). Das Abkommen regelt 
im wesentlichen die pensionsversicherungsrechtlichen 
Belange der betroffenen Angestellten. 

m) Im September 1977 wurden Ressortverhand-
lungen betreffend eine Zusatzvereinbarung zur Durch
führungsvereinbarung zum österreichisch-spanischen 
Abkommen über Soziale Sicherheit durchgeführt. Die Ver

Land1un~en sollen 1978 fortgesetzt werden. 

n) Am 30.11.1977 1,rlUrde e;i..n Zweites Zusatzabkommen 
zum österreichisch-schvveizerischen A bkonunen über Soziale 
Sicherheit unterzeichnet. Dieses Zusatzabkommen bedarf 
noch der Ratifizierung durch die beiden Vertragsstaaten. 

0) Am 1.12.1977 wurde eine Durchführungsverein
barung zum österreichisch-belgischen Abkommen über 
Soziale Sicherhei t unterzeichnet. Die Vereinbarung wird. 
zugleich mit dem Abkommen - voraussichtlich im 
Jahre 1978 - in Kraft treten. 

p) Im Dezember 1977 wurden Expertenbe-sprechungen 
betreffend ein Drittes Zusatzabkommen zum österreichisch
deutschen Abkommen über Soziale Sicherheit durchgeführt. 

Diese Besprechungen sollen im Jahre 1978 abgeschlossen 
werden. 

111 
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29 
q) Ebenfalls im Dezember 1977 fanden Ressortver

handlungen betreffend eine Durchführungsvereinbarung zu 
dem am 9.12.1977 unterzeichneten vierseitigen überein
kommen zwischen Österreich, der ER. Deutschland, der 
Schweiz und Liechtenstein über Soziale Sicherheit statt. 
Die Verhandlungen sollen im Jahre 1978 abgeschlossen 
werden. 

Für 1978 ist auf dem Gebiete der internationalen 
Sozialen Sicherheit folgendes zu erwarten bzw. inzi-,ischen 
bereits eingetret~n: 

1) Am 1.1.1978 das Inkraf'ttreten des am 16.5.1977 
unterzeichneten Zusatzabkommens zur: österreichi 8ch
liechtensteinischen Abkommen lITl Eereiche der Sozialen 
Sicherheit und der arr 9.6.1977 unterzeichneten Zweiten 
Zusatzvereinbarung zur Durchführungsvereinbarung zu 
diesem Abkommen (BGB1.Nr.39 und 40/1976), 

2) das Inkrafttreten des am 4.4.1977 unterzeichneten 
österreichisch-belgischen Abkommens über Soziale Sicher
heit sowie der Durchführungsvereinbarung zu disern Ab
kOIIillJ.en. 

3) das Inkrafttreten des am 30.11.1977 unter'
zeichneten Zweiten Zusatzabkommens zum österreichisch
schweizerischen Abkommen über Soziale S.icherrJ.ei t; 

4) das Inkrafttreten 6.es am 9.12.1.977 unter
zeichneten viersei tigen Übereinkommens z\"lischen Öster
reich, BR.Deutschland, der Scbweiz und Li~chtenstein 
über Soziale Sicherheit sowie die Unterzeichnung und 
das Inkrafttreteneiner Durchfu hrunGsvereinbarunc; zu 
diesem übereinkommen; 

5) die Unterzeichnung eines neUen öste:['reicbisc1~
bri tischen Abkommens ü.ber Soziale Sichel:hei t, 111 
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6) die Unterzeichnung eines österreichisch-griechischen 
Abkommens über Soziale Sicherheit und einer Durchführungs

vereinbarung zu diesem Abkom~e~ nach Durchführung ab

schließender Regierungs- bzw. Ressortverhandlungen; 

7) die Durchführung von Ressortverhandlurigeri be

treffend eine Durchführungsvereinbarung zu dem vor der 

Unterzeicbnung stehenden neuen österreichisch-britischen 
Abkommen über Soziale Sicherheit. 

ab 
1.1. 
1977 

Hi chl;~; ')h1 und Anpasun[:sfaktor ••.• 1, 070 

1-1 1 V" t 'b 't ;;,oncl,"v lC:.C ~JOC JST; el r8GS-

1,115 

in der Krankenversicherung •••• 9900 3 S400 S 
J.l1 Q(]r Uni';c.i.l1 versiGherung ........ . 15000;~ 13200 S 

in der }=-ensionsversicl1erung .•••• • 15000 S 13200 S 

}?ce:nu:i.omovcrsidJerung nach dem ABVG: 

iiili'losenzusch\lß: Eöchstbetrac •••• 2133 S 

Mindestbetrag ••• 1317 S 

KinJerzusct.uß:~indestbetrag •••••• 144 S 
Rutensbestin~ungcn: 

unterer Grcnzbetrag •••..•.••.••••••• Lj-2Lj·9 

oberer Grenzbetrag ••..•••••••••••••• 7307 
lreibetrag pro Kind .•••••••••••••••• 1094 

Freibetrag bei Zuerkennung 

ner Alterspension ••••••.•••••••••••• 2278 

S 

S 
c.' 0 

s 

2061 r· 
U 

1031 S 

135 s 

?j07 1 -,.I ~ S 

6829 Q .... 
1022 Ci 

0 

2129 b 

fI' 
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ARBEITSI-lARKTVERWALTUNG UND -POLITIK 

Lefistische haßnehmen 

e) In Kraft getreten: 

Verordnung vom .2. Jänner 1977, mit der die 
Lohnklassentabelle im Arbeitslosenversicherungs
gesetz 1958 ergänzt wird, BGBl.Nr. 29/1977 " 
(in Kraft getreten am 1.Jänner 1977) ••.........•. ·•••• 

" Kunamachung der Bun6esregierung vom 
14.November 1977 tiber 6ie 0iederverlaut
berunE des Arbeitslosenversicherungsge-
setzes 1958, BGBl.Nr.609/1977 ••...••••••.••••..••...•• 

Bundesgesetz vom ?Juni 1977 tiber 6ie 
Sicherung von ArbeitnehmerEnsprtichen im 
FElle der Insolv~nz des Arbeitgebers 
(Insolvenz-1nt[eltsicherungsgesetz - IESG), 
BGBl.lü". ~24/1977(in Kraft [etreteD am 
1. Jännel-· 1.978) ......................... " ••••••••••••••• 

b) In Vorbereitung: 

Entwurf eines Arbei tsmarktver"wal tun[fonds-
E.:esetzes ••••• •••.. e •••• ••• ••••••••••••• .•••••••..•• ". 

Wichtife Erlässe 

Erleß vom 1. Juni 1977, Zl. 34.40?/~-III/2/1977, 
Neufestsetzung der 1inkommensgrenze fUr die Ge
währung von IncivicuElbeihilfen •.............•......•• 

Erleß vom 22. Juli 1977, Zl. ~1.00~/8-III/L/1977, 
Sicherung der Unterbringung von Jugendlichen in 
LE:prstellen •............ "' .....•.. " .•. ~ ................... . 

Erlaß vorn 17. l,ovember 1976, Zl. 37. ~10/8-III/~/1976, 
Bevorschussung von Leistungen aus der Pensions
versicherunG Fem. § 2~ Al VG 19;,8 •......•.......•...•.• 

Erleß vorn 17.November 1976,Zl.37.003/23-III/3/1976, 
Erhöhung der Kerenzurleubsgeldbei träge und der ]'rei
frenzen bei der Anrechnun[von Einkommen auf die 
~otstandhilfe ••..•.. f, ~ .' •••• '" ••••••• .- ........ " ••••••••••• 

111 
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Sachcebiete 

Flanunesgrundlagen der Arbeitsmarktpolitik •..••..... , 

Ausgaben ftir arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
der Arbeitsmarktverwaltung •.••..........•...•...•.... 

Koordination arbeitsmerktpolitischer Entscheidungen •• 

'llendeLZ der ArbeitsmaI'ktpolitik ••.•.••.........•.•••• 

Arbeitsmerktinformation ••.•...•..•............••...•• 

I"lobili tätsfördernde l'1aßnchmen •................•..•••• 

Förderung der beruflichen l'1obilität •.........•....•.• 

Föreerung der geographischen Nobilität ....•.••...•... 

.AI'beitsbescllef·fun~· .......... ' .. _,e ~., ................... . 

Ausbildung in einem L~hrberuf •............... ~ ...... . 

Be hin der t e • • . • • ~ .. . • .. .... ........,. ~ • ;, .. . • . . .. • . .) ~ . • . • • 

l~usstatturlE; ....... 0 ........ _, •• ~ ..... Il 6 

AusländerbeschäftigurtE··············· ............... . 

Leistuncen bei Arbeitsloaigkeit und hutterschsft ••• 

Sicherunf von Arbeitnehmeransprlichen im Falle 
C e1' Insolvenz des Arbeitgebers •....•.............•••• 

OrEanisation und Personal •. _ •.....................••. 

Fin2nzgebarung der Arbeitsmerktverwaltung •........•.• 

Tabellen zur Bud[etentwicklung 1973 - 1977 .......... . 

Richts~tze fli~ die Bemessung der Ausgleichszulage: 
Vergleichs\,!crt 

ab 
1.1. 
1977 

Alleinstehende •.•••.••••••••••••••• 2860 S 

Ehepaure •.••.••••.•••.•..•••••.•••• 4090 S 

'trhüscn bis ZUIij 2LI-.Lebensjahr •••••••• 1068 S 

Doppelvmisen bis zum 2L1·.Lebcnsjahr •• 160'+ S 

Waisen ab dem 2~. Lebensjahr •••••••• 1897 S 

Doppelwaisen ab dem 24.Lebensjahr ••• 2860 B 

:(,ußchla2: für jedes Kind •.••••••••••• 307 S 

ab 
1.1. 
1976 

2625 

·3755 
980 

1472 

1'7'+1 

2625 
282 

S 

s 
S 
c' u 

c 

111 
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Planungsgrundlagen der Arbeitsmarktpolitik 
=====;::=:;:=============::;,==================== 

Die Arbeitsmarktvorschau, auf deren Ergebnissen das arbeits
marktpolitische Schwerpunktprogramm beruht, wird jeweils für 
ein Jahr erstellt. Die Aussagen der Arbeitsmarktvorschau für 1977 
gingen von der Annahme einer Verlangsamung des internationalen 

Konjunkturaufschwunges aus, sodaß die Planungen der Arbeits
marktverwaltung 1977 darauf gerichtet waren, Hilfestellung bei 
der Unterbringung des zusätzlichen Angebots an inländischen 
Arbeitskräften zu leisten. Gleichzeitig wurden auch Vorkehrungen 
getroffen, um im Falle eines ungünstigeren Verlaufs des Arbeits
marktgeschehens unverzüglich wirksame Maßnahmen treffen zu 

können. 

Entsprechend den übergeordneten Zielen der Arbeitsmarktverwaltung, 
die Einkommenssicherung für den Einzelnen, die freie Wahl der 
Arbeit (des Berufes), die überlegte Wahl der Arbeit (des Berufs) 
und eine produktive Beschäftigung der einzelnen Arbeitskräfte 

zu verwirklichen, wurden die Aktivitäten der Arbeitsmarktver
waltung auf folgende Schwerpunktbereicl?-e des Arbeitsmarktgeschehens 

konzentriert: 

1. Aufrechterhaltung der Vollbeschäftigung durch Sicherung von 
Beschäftigungsmöglichkeiten für die zunehmende inländische 

Erwerbsbevölkerung bzw. die größere Zahl der unselbständig 
Beschäftigten sowie die Unterbringung der größeren Zahl der 

neu in den Arbeitsmarkt eintretenden Jugendlichen. 

2. Möglichst optimale Anpassung des Arbeitsangebotes an die Nach
frage im Bereich der Berufsqualifikation sowie im Bereich der 

r egional~n ,{erteilung. 

3. a) Verbesserung der Eingliederung sowie der beruflichen 
Situation von Frauen am Arbeitsmarkt. 

b) Verbesserung der beruflichen Resozialisierung von Be
hinderten und die Verbesserung der ergonomischen Bedingungen. 
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c) Verbesserung der Situation älterer Arbeitsloser bzw. von 

Arbeitslosig~eit bedrohter Menschen. 

Diese Schwerpunkte bestimmten 1977 die Aktivitäten der Arbeits

marktverwaltung und die Struktur des Ausgabenrahmens. 

Ausgaben für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in der Arbeits

marktverwaltung 
============================================================= 

Für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wurden im Jahre 1977 
insgesamt rd. 756,1 Mio.S aufgewendet. Die Ausgabenplanung 

erfolgte in Form eines nprogrammbudgetsn,·in dem eine Auf

gliederung de_s Ausgabenrahmensnach bestimmten arbei tsmarkt

politisch relevanten Sachbereichen vorgenommen wurde. Mit 

dieser Art der Ausgabenplanung kann der Einsatz der Mittel 

zielgerichtet erfolgen, wobei die Überschaubarkeitdes Budgets 

ermöglicht und die Realisierung des ihm zugrundeliegenden 

arbeitsmarktpolitischen Schwerpunktprogramms erleichtert wird. 

Dem entsprechend gestalteten sich auch die Ausgaben in den 

einzelnen Bereichen der Arbeitsmarktpolitik, wie die folgende 

Tabelle im Vergleich zu den letzten Jahren zeigt. 

Hauptprogramm 1973 1974 1975 1976 1977 

Arbeitsmarkt-
information 

27,9 37,4 39,7 34,0 39,4 

Mobilitätsförderung 167,4 269,6 286,2 337,0 294,9 
Arbeitsbeschaffung 151,6 148,9 183,6 160,0 209,9 
Lehrausbildung und 
Berufsvorschulung 

58,3 67,3 72,0 68, 1 78,3 

Behinderte *) 16,7 30,5 57,5 62,6 
Ausländer *) 1 ,4 1 ,7 0,8 1 ,0 
Ausstattung 120, 1 210,1 205,7 88; 1 70,0 

*) getrennte Verrechnung erfolgt erst ab 1974 

'" 
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Daß die Ausgaben bei der lVIobilitätsförderung zurückgingen, ist 

darauf zurückzuführen, daß Auffangmaßnahmen im Wege von be
trieblichen Schulungen angesichts der Wirtschaftslage in viel 
geringerem Umfang durchgeführt werden mußten als noch im Vorjahr. 
Auch der lVIitteleinsatz für die Ausstattung von Dienststellen der 
Arbeitsmarktverwaltung und Einrichtungen der Schulungsträger war 
im Hinblick auf das Ziel, eher bauliche und einrichtungsmäßige 
Verbesserungen als Neuerrichtungen durchzuführen, geringer. In 
allen anderen Bereichen lag die Höhe der Ausgaben über der des 
Vorjahres. 

Koordination arbeitsmarktpolitischer Entscheidungen 
=================================================== 

(!L,iFG) 
Durch das Arbeitsmarktförderungsgesetz,./ BGBl.Nr. 31/1969, wird 
der Arbeitsmarktverwaltung die Aufgabe übertragen, im Sinne einer 

aktiven Arbeitsmarktpolitik die volle, fre~gewählte und pro
duktive Beschäftigung zu erreichen und zu bewahren. Zur Beratung 
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung bei der zu ver

folgenden Arbeitsmarktpolitik ist der Beirat für Arbeitsmarkt
politik eingerichtet, in dem alle arbeitsmarktpolitischen Fragen 
von größerer Bedeutung erörtert werden. In diesem Beirat, der 
seine Funktion auch in Form von Ausschüssen ausübt, sind die 
maßgeblichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und Arbeit
nehmer sowie eine Reihe von Ministerien vertreten. 

Derzeit bestehen 5 Ausschüsse mit folgenden Tätigkeitsbereichen: 

1. Wahrnehmung einer Reihe dem Beirat übertragenen Aufgaben wie 
Abgabe von Empfehlungen bei der Erstellung von Richtlinien 
zur Behandlung von Einzelfällen u.dgl.(Geschäftsführender 

Ausschuß); 

2. Fragen der Arbeitsmarktbebbachtung und Arbeitsmarktforschung; 

3. Fragen der Arbeitsmarktausbildung ; 

4. Arbeitsmarktpolitische Angelegenheiten der Frauen; 

IU 
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5. Vorbereitung der Anhörung des Beirates in Angelegenheiten 
der Einrichtungen zur Arbeitsvermittlung außerhalb der 
Arbeitsmarktverwaltung. 

Beim Bundesministerium für soziale Verwaltung besteht ferner 
ein Ausländerausschuß als selbständiger Ausschuß des Beirates 
für Arbeitsmarktpolitik. Der Ausländerausschuß ist in allen 

Angelegenheiten der Ausländerbeschäftigung von grundsätzlicher 
Bedeutung, mit Ausnahme der Kontingentfestsetzung, die aufgrund 
von Anträgen der kollektivvertragsfähigen Berufsvereinigungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer erfolgt, anzuhören. In diesem 
Ausländerausschuß sind alle maßgebenden Interessenvertretungen 

der Arbeitgeber und Arbeitnehmer entsprechend vertreten. 

Durch die Koordinierung und Abstimmung zwischen den verschiedenen 
interessierten Stellen konnten die Kontakte auf regionaler und 
lokaler Ebene gepflegt und vertieft werden, wodurch für die 
notwendigen und vielfach weitreichenden arbeitsmarktpolitischen 
Entscheidungen ein möglichst breiter Konsens erreicht und die 
Verwirklichung durch die Unterstützung aller interessierten 
Stellen erleichtert wurde. 

Tendenzen der Arbeitsmarktpolitik 
================================= 

dem 
Es entspricht/vorwiegend strukturellen Charakter der Arbeits-
marktpolitik, ihre Zielsetzungen mit fortschreitender Entwicklung 
ihrer Instrumente immer mehr schwerpunktartig auf bestimmte 
Personengruppen zu konzentrieren. Es müssen Personengruppen er
faßt werden, deren jewei::5 gemeinsame Merkmale Ausdruck ihrer 
besonderen Schwierigkeit sind, adä,quaten Zugang zum Arbeitsmarkt 
zu finden oder auf diesem eine den gesamtwirtschaftlichen ebenso 
wie den persönlichen Bedürfnissen entsprechende Position zu er
reichen oder zu behaupten. Das bedeutet nun nicht, daß die 
Leistungen nicht für jene in Betracht kommen, die nicht einer 
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derartigen Gruppe angehören; besondere organisatorische, tech

nische und finanzielle Vorkehrungen werden aber vor allem für 

die Lösung der Probleme der vorgenannten Arbeitskräfte zu 
treffen sein. 

Diese Personeng~~ppen sind mittelfristig durch demographische, 

technologische und regionale Gegebenheiten zu bestinunen. Die 

Veränderungen der konjunkturellen Entwicklung bedeuten in diesem 

Rahmen nur jeweils eine Verschiebung im Akzent der Aufgaben

steIlung, sie lassen in bestimmten Phasen die Probleme der 

einzelnen Gruppen stärker hervortreten und machen größere An

strengungen notwendig, um mit. ihnen fertig zu werden. Die 

grundsätzliche AufgabensteIlung wird dadurch aber nicht berührt. 

Mittelfristig stellen sich für die Arbeitsmarktpolitik folgende 

Probleme: 

1. In den nächsten Jahren treten aufgrund der demographischen 

Entwicklung Jugendliche in größerer Zahl in das Berufsleben 

ein. 

2. Die älteren Arbeitnehmer kommen infolge der demographischen 

Entwicklung in eine Position, in der sie leichter ihren 
Arbeitsplatz verlieren oder schwieriger' einen neuen finden. 

3. Die Frauen, die eine Beschäftigung aufnehmen. oder ihre be

rufliche Lage verbessern wollen, müssen in einer auf die 

Realisierung der Gleichheit der Geschlechter gerichteten 

Gesellschaft einen besonderen Schwerpunkt bilden. 

4. Die Behinderten im weitesten Sin..."'1 des Wortes sind in den 

Aufgaben der Arbeitsmarktverwaltung geradezu die klassische 

Gruppe, für die die Dienste der Arbeitsmarktverwaltung in 

besonderer Weise verfügbar gemacht werden müssen. Die Be

nachteiligung, die ihnen aus Gründen des körperlich-geis~igen 

Gebrechens bzw. sozialer und psychischer Fehlanpassung im 

Berufsleben erwachsen, mu[3 die Arbei tsmarktverwal tung aus

zugleichen trachten. Die hiefür vorgesehenen und künftig 

wei ter zu entwickelnden Instrumente werden mit dem Zi,e1 ein

zusetzen sein, diese Menschen in befriedigender Weise ins 
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Berufs- und Arbeitsleben einzugliedern. 

5. Schließlich bedarf es in besonderer Weise des Einsatzes der 

arbeitsmarktpolitischen Instrumente, j-ene nachteiligen Um

stände zu mildern und schrittweise zu beseitigen, die sich in 

bestimmtel Regionen ergeben. Die ungünstigen Wirtschafts

strukturen und die zu geringe Anzahl von Arbeitsplätzen in 

aussichtsreichen Branchen sowie die daraus resultierende Er

werbsquote, die die offensichtlich wesentlich ungünstigere 

Chance signalisiert, müssen Anlaß sein, auch in diesen Ge

bieten Österreichs 'der Bevölkerung entsprechende Erwerbsmög

lichkeiten zu geben. 

Diese Aussagen des Wirtschaftsberichtes der Bundesregierung, die 

tllitte 1977 veröffentlicht wurden, finden ihren Niederschlag 

auch im arbei tsmarktpoli tischen Schwerpunktprogramm, da,s be

stimmte Personengruppen als Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik 

besonders hervorhob. Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für 

Jugendliche bestehen darin, neben dem gezielten Einsatz des 

Arbeitsmarktservice die Möglichkeit von Lehrausbildung und Be

ru.fsvorschulung verstärkt anzubieten, um von seiten der Arbei ts

marktverwaltung einerseits auf den Ausgleich von Angebot und 

Nachfrage hinsichtlich einzelner Berufsarten und hinsichtlich der 

regionalen Verteilung hinzuwirken, andererseits bei eventuell 

auftretender Knappheit von Lehrstellen bzw. Arbeitsplätzen für 

Jugendliche durch die Bereitstellung von Ausbildungskapazitäten 

bzw. durch die Bereitstellung von Berufsvorbereitungskursen 

bzw. Vorpraxiskursen zur Bewältigung solcher Probleme beizutragen. 

Bezüglich der Förderung von Ausbildungskapazitäten für Lehr

linge wurden Beihilfen an Betriebe gewährt, die über ihren 

eigentlichen Bedarf hinaus zusätzliche Lehrlinge einstellen. 

Aufgrund der zunehmenden Beschäftigungsprobleme älterer Menschen 

hat sich die Arbeitsmarktverwaltung entsprechend dem gesetzlichen 

Auftrag dieser ßevölkerungsgruppe verstärkt zugewendet und sich 
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im Rahmen der zur Verfügung stehenden Betreuungs-·und Förderungs

möglichkeiten zur Lösung dieser besonderen Beschäftigungs

schwierigkeiten eingesetzt. 

Die Berufstätigkeit der Frauen hat in letzter Zeit immer deutlicher 

sozia~und wirtschaftspolitische Bedeutung erlangt. Die besonderen 

Probleme, denen sich vor allem verheiratete Frauen mit Familien

bzw. Kinderbetreuungspflichten gegenübersehen, wenn sie berufs

tätig sind bzw. eine Beschäftigung aufnehmen wollen, erfordern 

vielfältige Hilfen, die, sofern sie arbeitsmarktpolitisch zu 

rechtfertigen sind, auch von der Arbeitsmarktverwaltung ge-

leistet werden. Sowohl die Wünsche auf Wiedereingliederung von 

Frauen in das Berufsleben als auch t~~ weitgehende Gleichstellung 

hinsichtlich der Berufsqualifikation7der Aufstiegsmöglichkeiten 

mach:!n den Einsatz arbei tsmarktpoli tischer Instrumente notwendig. 

Im Rahmen der Inform'3.tion, Beratung und Vermittlung aber auch 

durch die Förderung von Schulungen sowie Bereitstellung von 

Kinderbetreuungsmöglichkeiten konnte die Arbeitsmarktverwaltung 

darauf hinwirken, die Situation der Frau auf dem Arbeitsmarkt 

zu verbessern, besonders in Richtung auf Beseitigung der Dis

kriminierung durch "getrennte" Arbeitsmärkte. 

Ein weiterer Schwerpunkt arbeitsmarktpolitischer Tätigkeit war 

auf die Gruppe der Behinderten bzw. deren Ansprüche auf Be

teiligung am Erwerbsleben gerichtet. Bereits 1969 wurden-durch 

die Verordnung zum § 16 des AMFG dem Personenkreis der Behinderten, 

dem von Seiten der Arbeitsämter besondere Betreuung bei der Lösung 

der Beschäftigungsprobleme ~ukornrnen soll, sowohl körperlich als 

auch psychisch Behinderte und auch sozial Fehlangepaßte zuge

schrieben. Die AIVlFG-Novelle aus dem Jahre 197 3 erweiterte die 
Einsatzmöglichkeit auf finanzielle Unterstützungen. Es entspricht 

den Zielrichtungen moderner Sozialarbeit und den Resoziali

sierungsbemühungen der Justizverwaltung, wenn die Dienststellen 

der Arbeitsmarktverwaltung für die Probleme solcher Minderheiten 

besondere Hilfestellung bieten können. 
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In diesem Sinn erhalten Behinderte durch den Einsatz geeigneter 

Förderungsmaßnahmen auf dem.Sektor der Berufsausbildung und 

der Arbeitsmarktausbildung eine angemessene berufliche Quali

fikation. Durch die Förd~rung der Anschaffung von Arbeitsplatz

ausrüstung wird ihnen die Berufsausübung erleichtert. Die be

günstigte Förderungsart bei Beihilfen zum Ausgleich kurzfristiger 

Beschäftigungsschwankungenbzw. zum Ausgleich des Minderertrages 

nicht vollproduktiver Arbeitskräfte trägt dazu bei, Personen 

im Sinne des § 16 eine Beschäftigung zu sichern. Mit dem Einsatz 

all;ihrer arbeitsmarktpolitischen Instrumente zum Zwecke der 

dauernden Eingliederung Behinderter in das Erwerbsleben wirkt 

die Arbeitsmarktverwaltung an der Verbesserung der sozialen Lage 

der Betroffenen mit. Mit der Förderung von Rehabilitationszentren 

wird auf lange Sicht die Möglichkeit der qualifizierten Berufs

ausbildung für eine Reihe von Behinderten eröffnet. 

Die ~rbeitsmarktverwaltung befaßt sich besonders im Zusammenhang 

mit der beru.flichen Rehabilitation auch mit dem Bereich der 

Ergonomie, um damit einen Beitrag zu leisten, durch eine möglichst 

menschengerechte Gestaltung der Arbeitsplätze auf die Bedürfnisse 

der Behinderten Bedacht zu nehmen, aber auch auf eine vorzeitige 

Veniinlerungvon Arbeitsschädigungen hinzuwirken. 

Schwerpunkt der Maßnahmen zur Anpassung des Angebots an die 

Nachfrage im Bereich der Berufsqualifikation sowie im Bereich 

der regionalen Verteilung liegt beim Instrument der Arbeits
marktausbildung. Die Heranführung von Arbeitskräften zu be,

ruflichen Qualifikationen, die dann entsprechend dem Struktur

wandel der Wirtschaft in den produl{tiven Wirtschaftsbereichen 

verwertet werden können, erfolgt im Rahmen der Einrichtungen 

der Erwachsenenbildung, in Betrieben, aber auch durch Gewährung 

von Einzelbeihilfen. Die Arbeitsmarktausbildung soll grund

sätzlich nicht nur nach dem augenblicklichen Bedarf der Wirt

schaft ausgerichtet sein, sondern in immer stärlcer-em Maß als 

sogenannte PräventivschulJ.ng künftiger Arbeitslosigkeit vorbeugen. 

111 
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Sie soll dem Einzelnen die Gewähr bieten, daß er bei einer 
eventuellen Freisetzung sobald wie möglich auf einem seinen 
Fähigkeiten entsprechenden neuen Arbeitsplatz unterkommen kann. 

Weiters stellt die Tatsache, daß es in österreich nach wie vor 
Regionen gibt, die durch industrielle Unterentwicklung gekenn

zeichnet sind, für eine Anz~~thl von Menschen Probleme bei der 
Suche nach Arbeitsplätzen <:iar • Da Beschäftigungsmöglichkeiten, 
die den Ansprüchen der Arbeitsuchenden in finanzieller Hinsicht 

genügen, oft nur in weiter entfernten Zentralräumen zur Verfügu~g 
stehen, ergeben sich häufig weite Pendelwege bzw. sogar IN 0 hn.,.. 
ortwechsel oder aber der erzwungene Verzicht auf einen adäquaten 

Arbeitsplatz. Um diese Schwierigkeiten zu bewältigen, bemüht 
sich die Arbeitsmarktverwaltung verstärkt um die regionale An
passung des Arbeitsangebotes und der Arbei tsnachfrage vor allem 

auch durch investive Förderung in Problemgebieten. 

Bis zur optimalen Angleichung von Beschäftigungsmöglichkeiten 
einerseits und dem regional vorhandenen Arbeitskräftepotential 
andererseits bleibt der Bedarf an geographischer Mobilität von 

Arbeitskräften bestehen. Durch den Einsatz von diesbezüglichen 
Förderungsmaßnahmen wird einer Anzahl von Arbeitskräften eine 

angemessene Beschäftigung auch weiterhin ermöglicht. 

Alle diese Schwerpunktbereiche bildeten auch 1977 die Basis für 
den Einsatz des arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums, d8s 

der Gesetzgeber im Wege des Arbeitsmarktförderungsgesetzes 
der Arbeitsmarktverwaltung zur Verfügung gestellt hat. Welche 
-Entwicklung die einzelnen Bereiche nahmen, wird in den folgenden 

Kapiteln dargestellt. 

r~ ,,, 
[' \ 
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Arbet tsmEirkti.nformation 

Die Arbeitsmarktpolitik versteht sich als Ergänzung der 

mit eenerell wirksamen wirtscha.ftspolitischen Instrumenten 

verfoletrP BeRchÄftigungspoli tik nurch konkrete Hilfen i.n . 

Einzelfällen, in denen die generellen Maßnahmen zur Er

r8ichnng nes beqchäftigu.ngspoli tischen Zieles nicht 8US-

rei chen. nie Arhei tsmarktve:rw~ü tune stellt diese Hilfe im 

}t~in'7,elf811 im R.!lhmen der Beratungs- und VermittlunescUenste· 

znr VerfUe;ll.ng. Die Funktionen, (lje dabei zu erfüllen sind, 

hr-!treffen Information, Arbeitsvermittlung und Beratune, 

8.uf rleren 0Itim<,üe ErfUlll.mg die Organisption eerichtet ist. 

D8'7.U lmrnmt oie Flmktion, die ReeJisierung einer auferund der. 

Inform8.tiol1 UTIc'i Beratung getroffenen "Entscheioung nötieen

:f~lls durch nen "Ftnsatz finAnzieller Mittel 7.uermöglichen. 

BPrl!Olrf nAch In8n'3pr1.1chn~lhme nieserFnnktionen kann sich bei 

Rj ntri tt in d88 Ber1.1fsl ehen, bei.. Wechsel oner GefHhrdlmg 

rl!"O.s Arhei. tspletzes oder bei Arbeitslosigkeit ergeben. 

Ufl1 rle1'1 gro8enKnnnen"kreis der Arbeitsmarktvervvrll tung e1"

rpichen 1111rJ Pl1sprecr1en zu können, ist diA leicht 7ouei:inel.irhe 

llY1rl 1 eicht verstÄnrl1iche schr; ftliche Information Uheroen 

~ Y'hei tsm8.rkt ;nseAs~imt, d:ie ei nzel nen TAiJ Arbei tsmHrkte und 

(';1" iihA·rsch.?lJhar,''n F.ntvli.cklungeYl sowi. p iiher di p VerhHJ tni RPP, 

f,nf'-'Y'r1prlll1.rren 1111n Entwi ckll.1rtp"pmö.o-li.chkei tell. i.!1 nen ei n7.elnen 
"' L...J'" ,- I..J ....... 

BeY'llf'en lJl1p.rUHni.ch. Auf (lippe Weise k!'iYll1 mit mirlimnlAm Ppr

:"'ioY1!'>lp;n:=-:ct7. p;ne m8xim81"" lf1irKUl1e; prre:i.cht wprnen. Di.ese 

Inform"t;oY1 vr ; rn nicht 1'111r hei. den 0Arvicpstpllel1 np:r Ar

hrdtsm'1.:r1-:tverwr-ll tllne; :~elb8t eehoten, sonnern soll (lpriiber 

}lj n 211S ?llcn An p'n r'1eren eee; gl1ptpll. Orten erh81tltch sein. 

l)r,!lPr 'Ni 1"'(1 Tnformati,onsmntprial tl.prA..rheitsmr' rktvPY"lvaltung 

~. 11. ::.>nch i.n nahnhöfpr" INE'.rte'7.immern von lrzten 118\'1. 81).f-

·111 
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Stand der Serviceeinrichtungen bei den irbeitsämtern 

1977 

---l[a'"""'h-:-l-,.:-d-:-e-:-r-· --Ar.;-..· -. _-:-r-
L
-e-. s-e-r-a-:um--"""-O-f-f-. e-n-e-r-' -~'--A-u--f-t-r-a-g-s----"r 

. j!beitsämter u. bzw.Xunden _ .i zentrale) 
,ihrer aus- . . leseeCke empfang! 

. .l0'1 ieA . f' 
r- .... ",,""-- " .. 4o.*-._ .. -~~.;r.utl.geJl "1~"'-'------"':"_~"-. - .. "'1--...-,.,-,--..---:-......,...-_._.;........;.......-
l Bgld.' 7 '; 7 5 i 

I Ktn. 8 16 ',1 4 

1 NO 32 32 I 20 

7 
8 

23 

4 00 17 10 I 8 
) Slbg 
Stmk 

6 

23 

9 
5 

11 

2 
22 

9 
4 

3 
14 

4 
3 
4 

2 

... '_ .. 

2 

11 u. 
I LAA Wien 

11 u. 
LAA VVien 

11 
, 

1 

'Si.n llmf8.ssend.E'R 1: rbei tsm8.rktservi~ e henntie;t aber mACh 

fCHübst ausrei~hende InfoTIn8tionen über die Vorgänge auf 
. . 

fl em Arhei tsmarkt, in 0 cn Berufen 1Jnd i.n der Arbei tsvlel t f 

V!eSh3J.b . die Grundlagenarbeit ei.ne unerläßliche Vorausset7.ung 

für Arbeitsmarktpolitik im 8,11gemeinen und das Arbei tsmarkt

Eervi~e im Qesorloeren ist. Die Grun<'i18gen werden 8.1Jfgrund 

i'\'ir:'8~n8~haftl j ~heT Untersuchungen ausgesrbei tet, wobei etne 

Reihe von Instituten wie nas Insti tlltfür Arhei tsmp,rkt~ 

T'l')litik an der ,JohEUl:1 eS Kp.plp.r-Universitti.t in Li.:nz, dRS 

Tn::titlJt für Emriris~he SoziC'lforschung, oas Österreir.hisr.he 

Instj. tut für ','.'i.rtschs.ftsforschung sowieoas Östp.rreir.hi,sche 

Institut fUr Ber1JfsbildungRforschung, das Östp.rreichisr.he 

In,~ti tut für Bi.lnunp- und WirtschRft uno das Institut für 
~ . . 

8ne;ewcmnte SozioJoe;ie laufend mit Forschnngs811fträgen be-

trp.llt werne~. Gemii.8 n.em e;eRet7.1iehen Auftreg ei.bt dip. Ar

heitsm8rktvervlf-ll t1mg sti:inn ie Publikatiol1c-m herRlJS, um die 

Öffentli chkei.t iiher nie Möe-li.chkei tin der Arbeits-uno Rerüfs

welt J iJber die Arhei tsmarktsi t,wtion und iiber offene Stellen 

uno Stellenangebote zu informierl=m. 
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Einp. her:~nnderp Funktion nimmt oer zentr81 e Stellen-uno Bp

';';(>Y'hp."I"8n7p.ize1'" "Der A"I"hr:dtRTnHrkt" BIs Vermittlpr vnnAne;p

r,ot 11nrl N,.rh·f-rc;.rr8 ein. In ni esem /\n:3p.i CTer wernpl1 l1p.hcm (lPTn 
", ~',-,"'" .~. - "'-' 

j\xcC','0h,'lt ::In of'f'pnpl1 StP.ll.Pl1 uno Stell pnhewerhllngen R1H~h :lktl1ell.p. 

rrrtp~,·('hprl iihpr rlpnArhfd.tsmsrkt, Sr.hlll1.JnCs- 1Hj.'i Kllrsl}rncremmp. J 

l~l<·t; "\ri.tiitpn rlPc:, Ä"I"hp; tF·~mprktsprvice, Bp.1"'nf'shPRchreib11Y\s"m 

n. r'lC;1. iTpröf"fpntl i r:ht. nie, Hekromüe,-ihp of'fent"r StellP1'\ (>"1"-

1()J-=t dr'"I"ilhpr hi.nal;s fll1r.h in rec;plmi"'8i.e V011' npn Artpl t,-'r;mt",Y'11 

llc-jl L~1rdlps:: •. "I"hett~';~·imtp.rn hprpllscpcehpnpYl reei on"" PY1 f'.rl,eits

r~l'C1rkt,," .. n?,pic3p.r11 1,1111"1 8tellp.nlisten.D:::;n.phPYJ vlirn lf-ll1fpnn r,~rtp."I"ial 

iib pr i'li. p ~3 i tn'l t ion 8uf (1 emA rhei t smR "l"kt Huf eP1 eet. B:i'1~"r. 11:>.1-

t;,n-'C8n in 0en r·~8SSAnmp.n:i An Arc8i17.r-m Oe":!8 I11for;nrition::-;cl1';:::;ehot. 

heLionel€' Arbei tsmerktanzeie:eI'UnC Stellenlisten 1977 

Zahl der Ar- regionale 
beitsämter Arbeitsmarkt~ Stellenlisten 
u.ihrer Aus- anzeiger 
gliederungen 

. Burgenland 7 1 6 

KärntHn 8 4 3 
Niederösterreich 32 4 32 
Oherösterreich 17 4 3 
Salzburg 6 1 

Steiermark ~;. 

c..,. *) u. 7 23 
Tirol 9 *)2 2 
Vorarlberg r . *)4 .." 

Wien 11 .*) 2 4 

*) Veröffentlichung der offenen Stellen in regelmäßig vom Landesarbeitsam"t 
aufgelegten Arbeitsmarktanzeigern und in Sonderanzeigern 

prrn(~crl i c'ht InfoT'Tn,qtionpn iibprr,l,l ?,1l o'E:>hpY1 1)]"\(1 ;=Jj P Zllr '.[P1"'-. ~ ..,. . ~. 

f'ii:l1mn- stphp11npn DiP11stP. nRr.h opm indi vir'll1P.ll en Ber1r-n:-f im 
'-' '-" . 
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sioniert zu bieten. Die NutZllYlP" technischer Verhreitun.Q"s-'-" - . ." - ....., -

möelichkeiten der Information im Rahmen der EDV eröffnet 

neue Möglichkeiten bei der Beschaffung und Verteilung der 

InfoT'J118tion. 

In Versuchstätigkeiten in Wiener und nied8rösterreichisr.hen 

Arheitsi:imtern wurden 1977 neue Weee der Arbeitsvermittll)ne 

durch EDV-Eins8t7, erprobt. Durch den maschinellen AusIlru.ck 

derVe!'!'1i ttlunesauftrRge vlUrr'len die bisher händisch er

stelltAn Äuftri=ige üher8ichtli:<'~her und korrekter lesber. Dip 

Amtslisten (offene Stellen), welche 811e Stellen des ee-

88.mten Arhei.ts8mtes heinhalten, lmd nie tiherregioneJenAmts

listen, nie elle offenen Stellpn der dem RDV-VerslAch 8n~e

schlo8senen Arbei. tpFimtpr 2US\VP;.sen, geben nem Verrni ttlAr' 

hei ihrer Ti:.i.tigkei t einrl,Yl weiten Üherhlick ;).ber das Stellen

angehot in a~len Berufen. Dip Berater, niehisher keine 

Detailinformetion üher die StellAn::me;ebote Jlatte:n, erhieLten 

nllrch nip 'RDV-T,j.strm erstmals (he tröe1 ichkeit, selbst Ar-

hpi tspüfi.tze; n.uch iiher d2S eiGPne .Amt hinf'llS, nen R8.tsl)chpY1(1~~(1 

::1 YI 7,lJhi et en .AllI:!h r:1 i e rr etl1:rpnt enheratunc konnt p anhnnn (ler 

BDV-Listen erstmAls bei ihren Berptln!Epn nie Stel1ennnee

hotee.l1 er in der R1W erfpJ?ten Arbei tsplEit7.p verwend~n. 

Fi)r (lie in npn (lffenen Yunrj,~nemI='f1inee1'). vrsIJrer.hpn(len Knnnp";l 

wllrrlen vom F.DV-SYStpT11 Kl1nr1enlistFm hr:r;3pptellt, (He 1."'-1 ,:'1eYl 

R~;l1me:n ner Knnnenem}ifiinge bei Of''m t\rhpi tSf~mtern 8ufliet3ell 

111:'111 den Kunnen nie r.~ö~l i.c:hkei.t bieten, si ch srjlbst orme Trj t

hi.Ife (ler Bedi.enO'teten cpeienet.::. Arheitsr18t7:p puszl~wäY11 (:m. 

A1)8erneT1 vdrn i.n nen T,isteYl nPr8.Hf hingpv.';.pspn, 02ß n~1Cr. 

einer VOrpl)~>w2hJ 1111rr:h (1.8n Kunden YJeitere .Äliski.infte U"O ,.'.,'1"'-

oopr des Vermittlers T(}(iglich sind. Diese j'\rt der Information 

ii.b8r' frc:>ie A'1"'beitspliitz.e h~,.t eroDen r~nk] ane beim Pllb] ikllm 

FOr F Arbei tsf,mter vn~rdpjl ; n pinem wöchentlichen Ph~rth]":lllP 

externe ~·tel1e[11 iste11 fHr dip .?n Per8mtli, ..... he VeY'lnendnnc; vom 

EnV-S--st Fml prf'etpllt. nip~ 0 Ste 1 Jen] j sten ",'era en n.n Interp's,,,pntfm 

tU 
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und ,""ln öffentliche Stellen (Gemeinden, Postämter, Kranken

k:'p::::en u:JVJ.) 7,ur Information ilber den Arbeitsmarkt vers2ndt. 

·Dip. hisheriee h[inni8~lle Statistikführune;wurde ebenfalls 

-,rom EnV-:'S~rf3tAm iibernommenj der ,At{snruck der~ mOYl.8tJ.ichen 

~t.f!t:istU:enin dpY' Vermittlung erfolgt, ebenfalls m9..schinell., 

':"r:;i t8r8 Anwenrl111)g8berei~he der. EDV liegen bei ,.1 r;·:c "Rrfps!"'ung 

r p:r vnn G8~1tc,rl")ei tern beset~ten Arbei. tsr,1H.t7:8 uno' o'er Lehr

,-'teIlen. 

Ti'i,ir eiE On-lin8Bilc1schirm~ystem wllrdpn i.11 0.0n Ber9i.chcn 
. ' 

r'L""r !:rhoi t'~ijmter I.inz uri.d Gra7: sowie nes Arbeitsamtes 

~,~et2JJ..;Chemieb~reits. Dpt8~:lpl mEmgen l.Hl.d An81ys8n ,"lllrcl,cC'

fT1-'l~to 1 (:)7.9 vri,r(1 Mit (lem Pr()behetrich h,"i. diesen Lrbei tsHmt8rn 

b"',go!:;"1r:)J' ,'i8rÜen mit 0.emZf~1., s.us rl,en Er1{pnntnisf'p'l'" dj esel'" 

?,,'I-!\i1'ii;"nd'1Y1E n(')~h vereinfa~ht imn r.,,~~(':l'er r'li p Ven1ittlunC;'J

t=~,ti .::::ri::j t t111rc1'1fiJhren zu, kC~nYlenl)'nd vor 8 1.1 ei1 fli(; Infi)rrni:.

ti0't'l':'n<;c1i ch1rrlten (~,?r ?\mdGl1 un(l 08r' nG'd:i.en~itnten weitl"lr 

niC': bi:"}lPri~;i?n, V8r;;lJ.cn:3tntic].rpiten hobpl1 .387-ciCt, rlp.ß :=:1.0h 
,. 

in) V,-~r":'11101~~,~tC'dilliT1 \','!,)hl etl(1a~~ I(ehrbe18stune; in ein1.e·'CY1 Teil

oe1:'(';r'hen bei ~l('n f.rheitsf.1mtern ere;nhpn h::\t, jPo0rh jrn <7p_ 

'CC''.::'..'tlt0Yl· ::::p~'ehi~'n ntcht nU.r beinen B8rptl1ngn- 1).110 Vermittl1mgs

eii.p1'1;';tr:'l'1 (Uf, PDV pin(·nic}"lt mp}'lr ""leC;71)ll;:-,nkpnrle Hilfe hei ,J8T 

Unt.r;Tt',rin2pn.:; V0Y} /rb,::i t<~\T.;iftpn(lrrst;>ll t, s011n.er(1 '.fl,r 8] 10m 

(Jen 'YnnrTen etnr: (;11e11 Pl)1'j:;~hiit'7,h8rer Tnfor:m;:tl Nl iX1.'1 eine 

vorh T'ni.p (l,·,c;pvre",enÄ rI':r8Yl~~rY'TerIZ rlPP. fre;pl1 A,rhp.itr'!r"2rktp:~· 

·hi. pt et. 

/\l.,~ ~.'c'.~'i.tr'rp.r 3rJn'it+. 711.1'" knnnt?nni'ihr:r(>n 13nt:rel1lP\::; vor. Ar-

11e~ t::;l;r~'f-:tc',n i2t flpr VRrSlllOh 7,1,1 seher\, ,.,:,,(,'\1 Prle1i·o,('hRrn 

~';:nf:-;t('~y. 'O'()~8ni!i""lnt(, ,Jnb-Cp..ntpr"; ei.Y-'?,11ricriteY1. D8rl i ntor .::~i."":c1 

G (' "'," 1,;'; fr. "': ~~t p lJ 9n (1. pr~, ~bp i t sm8rktvp.:r'.,!::=tl tunt:'; '7.11 ve·r,~t e t. Pl1 J rlj r~ 

i.n hpleh"t;r't'l Strr(i,en ihr'''l1 S:it7. hrlheYl'llnn i.rn vresFmtlicllpn rljp 

D:ip.n~t8 aps nf~p.npn ~lndp.nemrfdnßp.s bipten J Derzeit nina 

ÜhprlrHT1l11 "reri"7,l1r ~3cllcffllnrr dAr8rti.,7 er ::.:aellen in Gr::'"7: llnrl 
~. ~ ~ ~. 

L:i.1W: i:m G,~lneA. 

t.',r,~·L t;i:'re Djp1'j~ct;~ J' rli8 I'lTrirmatj o1'1pn üher rlen ;\rh0itsmorl\t 

.,bi etel1, ::il' (1 ni I"' I,ehr~::tpll envprmi'ttlln')~ und (he nprufshe-

111 
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ratung. Zu.r Verbesserung fle1' LeistungsfFihigkei t (lieGer Dif:m~~te 

vlllrnen ~ez:Lelte Schulungen auf flem Per8onalsekto"t' d1.l1'r.h~efii.hT't 

und auch flie Arbei.ten zur funktionsgerechteren Ausgestßltung 

der Kundenflienste fortgesetzt. 

All8er der Durchfijh:r'1ln.o- von Re:rptlln-""en in den ;~mter-(J Wll:rn 8-r 
"-' .' ~ 

r1nrch hestimmte VereYl.stcütungen, wie 7. B. berllfs81lfkl ::;1'ey\r1p 

Unterrichtune , SchulvortrÄep, Teilnf'hme 811 F.1 ternsprechtp.epYl 

lmfl sonstigen Verc;11st8J tnY1cen Inform8ti.onen 8.n besti.P.'_mte 

Ziel grllppen her8neptr,\::;en. Die Ze.hl fiel" von rler Rerllfsher2t1l"n~ 

Ber8_tenen e1ienert ~ir.h in nR.("!hstehenJle Gruppen: 

Beratene Fersonen 

Jugendliche 

Schüler aus der 'I .Kl .~t:.HS • , 
4 • <-T~~ • BRS, Ea turant en, 
Studenten, Akademiker 

Lrwachsene 

Beratene Insges2mt 

niinnlich 

42.608 

6.255 

22.640 

71.492 

weiblich 

)6.324 

7.116 

l;~ .202 

zusammen 

78.932 

13.360 

3L1- .842 

12'7.134 

cli.e Ze,h1 ner Lehrstell enSlJ("!herHlen 9. ???, ni.e· (ler offenp(l 

Ste1len 9.955. ~nfle Juni. 1977 waren 46.3?n (?8.?(? m~Ylnljr.he, 

18.058 vvei.bliche) , Enne Septemher 1977 4.311 (2.058 mi=irt-rll ir.l'",e, 

2.2~,3 v"pjh1i.che), "RnflF> Dp~ernher 1977 l..1?5 (448 Tn8;'.Y]lir'h,c:. i1Ylrl 

677 1;le;hlicho,) I,phr8teJlens1Jr.h8nfle hei. 0211 f·.rbeits::')"'1trr;'l ""T'_ 

CRmerkt. Deß (ler ceeeniJher 1976 versti:irkte Sr.hll1811tJ ~r2phl"

ce.ne 1977 nahezll 71)1' r,.~in7,e mit I,ehrstfülen uno r"\l.1::~hi_lii1)llCT

plH.tzpn" versorc;t werd!'m konnte ,i.st nicht 2"üet'7,t 81)f cl1F- Cf~

'0ie1 ten MeJhlehmen rlerA.rhF>i tS1'118l"ktvervV8ltwle 8iif rleD Gplyj ptJ'n 

Arhei tsm::;rktinfnrmetioY), Rerstnnc 11no \fermi tt11mc::; 8()\!';e i-1'

hei tnmi:lrktföroernng 711riirK-7nfiihren. 

,,, 
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48 
Mobilitätsfördernde Maßnahmen 
----------------------------------------------------------

Die Förderung der Mobilit1:j.t auf dem Arbeitsmarkt bildet neben 
IDlt 

dem Arbeitsmarktservice/Information, Beratung, Vermittlung und 

Rehabilitation einen weiteren Schwerpunkt der arbeitsmarkt

politischen Aktivitäten. Nach der im Jahre 1976 vom Öster

reichischen Institut für Wirtschaftsforschung veröffentlichten 

mittelfristigen·Arbeitsmarktvorschau werden in den nächsten 

Jahren wei tere Strukturänderungen auftreten. Diese Si tuatio,n 

stellt die Arbeitsmarktverwaltung vor die Aufgabe, rechtzeitig 

diesen Wandel zu erkennen, ihre Dienstleistungen darauf aus

zurichten und entsprechende Ausbildungen anzubieten. Außer 

für den Einsatz zur Höherqualifizierung.der einzelnen Arbeits

kräfte eignet sich das Instrument der Förderung der beruflichen 

Ausbildung in Krisensituationen zur Verhinderung von Arbeits

losigkeit durch Nutzung des Zeitraums der Minderbeschäftigung 

für die Verbesserung von inner- und außerbetrieblich 
baren Kenntnisseß 

einsetz-

Die Anpassung der Arbeitskräfte kann nicht nur an berufliche Er

fordernisse, sondern auch/~~gionale Gegebenheiten Q.es Arbeits

m:-trktes erfolgen. Mit Hilfe der Förderung der geographischen 

Mobilität sollen im Einklang mit regionalpolitischen Be

strebungen unerwünschte Abwanderungen und die Schaffung über

dimensionierter Ballungszentren vermieden 'Nerden. 

Förderung der beruflichen Mobilität (Arbeitsmarktausbildung) 
============================================================ 

Unter Arbeitsmarktausbildung ist die Ein-, Um- und Nachschulung 

oder die nicht in einem Lehrberuf erfolgende berufliche Aus

bildung, ferner eine Arbeitserprobung, eine Berufsvorbereitung 

oder ein Arbeitstraining sowie die Weiterentwicklung im Beruf 

zu verstehen. Im Rahmen der Arbeitsmarktausbildung werden den 
Schulungsteilnehmern Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt, 

I" 
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die sie zum Erwerb einer bisher fehlenden Qualifikation zur 

Verbesserung der bereits erreichten beruflichen Qualifikation 
brauchen. 

Di~ konkrete Handhabung des arbeitsmarktpolitischen Instruments 

der Arbeitsmarktausbildung gestaltet sich naturgemäß unter

schiedlich nach .der jeweiligen Konjunkturlage und den durch sie 

bedingten Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkt. In den Jahren 

der Hochkonjunktur waren die arbeitsmarktpolitischen Schwer

punkte vor allem auf die Gewinnung zusätzlicher Arbeitskräfte 

für den nichtlandwirtschaftlichen Bereich aus der stillen 

Arbeitskraftreserve und aus dem Agrarsektor sowie auf die 

Förderung der Umschichtung zu den produktivsten Beschäftigungen 

ausgerichtet. Daher standen Schulungen zur Vermittlung von 

Grundkenntnissen oder einfachen Fachkenntnissen für neu in den 

Beruf~eintretende Arbeitskräfte wie z.B.aus der Landwirtschaft 

Abwandernde, Frauen aus der Arbeitskräftereserve, Schulent

lassene, Studenten ,in den Programmen der Arbeitsmarktverwaltung. 

Berufliche Weiterbildung durch Nachschulung und höherqualifi

zierende Schulungen nahmen ebenfalls breiten Raum ein. Die 

Facharbeiterkurzausbildungen auf der Rechtsgrundlage des § 23 

Abs. 5 Berufsausbildungsgesetz, die die Ausbildung von er

wachsenen Arbeitskräftenim sogenannten zweiten Bildungsweg er

möglichen, wurden forciert, um den Bedarf der Wirtschaft nach 

qualifizierten Fachkräften und dem Aufstiegswillen der einzelnen 

Arbeitskräfte zugleich Rechnung zu tragen. 

Mit der Konjunkturabschwächung wurde eine Verlagerung der Pri

orität bei Schulungsmaßnahmen vorgenommen. Die Schwerpunkte der 

Arbeitsmarktpolitik lagen nunmehr bei Maßnahmen mit vorrangig 

beschäftigungssicherndem Charakter und betrieblichen Fort

bildungsmaßnahmen. In diesem Sinne war es erforderlich, in 

einer Reihe von exportorientierten Branchen derartige Maßnahmen 

als konstruktive Alternative zu Kurzarbeit oder zu Freisetzungen 

durchzuführen. 

o tU 
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In diesem Zusammenhang ist auch die neue Form der Förderung 

von Schulungen mittels Fernkursen zu sehen. Ein vom Berufs

förderungsinstitüt entwickelter dreiteiliger allgemeinbildender 

Fernkurs (Rechtschreiben, einfaches Rechnen, fachliches Rechnen, 

Materialkunde bzw. Sozialkunde) bietet von Arbeitslosigkeit 

bedrohten Arbeitskräften die Möglichkeit, ihre theoretischen 

Kenntnisse zu verbessern. Seit Winter 1976/77 wird auch ein 

dreiteiliger Grundkurs für Bauarbeiter angeboten, um die Zeit 
(I 

der saisonalbedingten Arbeitslosigkeit zurtheoretischen Weiter-

bildung zu nutzen. 1977 wurde ein dreimonatiger, sechsteiliger 

Fernlehrgang'für Sekretäre und Sekretärinnen entwickelt, der der 

Höherqualifizierung von arbeitslosen kaufmännischen Angestellten 

dient. 

Irn. Jahr 1977 erhielten 13. 516 Teilnehmer C7818märmlich, 5698 

1i'Jeiblich) Beihilfen zu den Teilnalme- und Beitragskosten, zu 

den Heise-, Unterkunfts- und Verpflegungskosten und zur Deckung' 

der erhöhten Kosten des Lebensunterhaltes bei einer allenfalls 

erforderlichen getrennten Haushnl t sführung. 7380 Teilnehmer 

(L;6/+L~ männlich, 2736 vJeiblich) erhielten auch eine Beihilfe zur 

Deckunf.:'; des LebensunterhaI tes. 

Durch die für das J-ahr 1977 eingeführte l\.nderung der Ar

b8it~3marktstatistik ist eln direkter Vergleich zu früheren 

Jahren nicht mÖßlich. 

Die BerufEobergruppen, in denen die geförderten Personen 

vorliegend ausc;ebildet vJUrden, sind aus folgender Tabelle 

8rsichtlich~ 

Mit Wirkung vom 1. Juli 1977 wurde die Einkommensgrenze für die 

Gewährung von Individualbeihilfen nach dem AMFG, das ist jene 

Einkommenshöhe, ab der einem Beihilfenwerber die Kostentragung 

im Zus8.mmenhang mit arbei tsmarktpoli tische·n Maßnahmen aus eigenen 

Mitteln zugemutet wird, mit 7.700,-- S gegenüber früher 7.200,-- S 

neu festgesetzt. Damit wurde für alle schulungswilligen Arbeit

nehmer eine weitere sozialpolitische Verbesserung vorgenommen. 

o 
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Berufs-
syste!r.&-
tische 
Kenn-
zirfe:-

18-24 

7&-78 

150
-

52 

I 
16/17 

80-81 

'" 

".:":2 'e= 

Berufe mit dcrhöchste~ Zc.hl en geförderten Personen 

ce:rörderte 
Berufsob~rgrupI'e Personen 

:"nf:gesattt 

flet all ärbei ter t 
Elektriker 3.139 .-
AllgeU!einefVe::--
w~ltungs- und 3.07.8 BJ.roberute 
"' .,---_:...-

Hctel-,Gaststätten~ 
1.665 K:ichenber\;fe 

B9uberute 1.18'ö 

Gesuncheitsbe~ret 
F1rsorge~, Sozirl- 1.013 a:-beiter 

eie Schulune der Geförderten erfolgte furch 

A~beitse~probung 
BerufEvo:-bE"rei- Einschulune tunE bzw. 
~rbeitstraining 

486 461 

288 354-
"---

156 496 

. 30 146-

38 I 354-

Uechschulung 

1.782 

1.968 

672-

881 
- ".-- . 

271 

Umschulung 

410 

468 
.. 

341 

123 I 

"----- .'- --_. --

350 

~ 
'-L • 
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Insgesa~t 
Jahr 

insg. rränr.l. weible 

1972 19 .. 937 10.1~9 9 .. 798 

1973. 23.469 1C.6;1 12.838 

1974 250997 110971 14.026 

1975 32.791 19.710 1~.O81 

1976 34 .. 304 21.882 12.422 

'1977 1-3.516 7.818 5.698 

Geförce=te F~rsonen 

!rtei7serprobuTI[ 
Ein- und r; F. ehs ehul tL."l[ 

iDEE:- ruännl. we,ibl. 

11.02;: 5.841 8.182 

12.87~ 6.263 6.612 

17.~,79 8.725 8.854 

24.335 15.858 8.477 

27.31L:. 18.395 8.919 

11~292 - 6.675 4.617 

Umschulunf: 

insg. ~ä.r.Dl. 

8 .. 914 4.298 

10.594 4.368 

8.418 3 .. 246 

8.456 3.852 

6.990 3.487 
2 .. 224 1.143 

weible 

4 .. 616 
c 

6.226 

50172 

4.604 

3.503 
1.081 

I 

cn 
~ 
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Förderung der geographischen Mobilität und des Arbeitsahtrittes 
=========:===================================================== 

Die Mitwirkung an der Lösung.von Problemen, die sich aus struk

turellen Mängeln oder regionalen Besonderheiten ergeben, gehört 
ebenfalls zu den At+fgaben der Arbeitsmarktverwaltung. Die 
Mobilitätsbeihilfen erleichtern es dem Arbeitsuchenden, 'oft an 
einem anderen Ort als seinen Wohnort eine Beschäftigung oder 
Ausbildung anzutreten oder aufrecht zu erhalten. Dadurch kann 
eine volkswirtschaftlich und arbeitsmarktpolitisch wünschens
werte Besetzung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen begünstigt 

"und eine unerwünschte Fluktuation hintangehaI ten werden. 

Diese, Beihilfen sirui ein wichtiges arbei tsmarktpoli tisches 
Instrument,um einen Ausgleich in geographischer Hinsicht 
zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt zU bewirken 
bzw. um Anreize zum Antritt oder zur Aufrechterhaltung arbeits
marktpolitisch interessanter Beschäftigungen und Ausbildungen 

zu bieten. Zur Mobilitäts- und Arbeitsantrittsförderung werden 
jene Beihilfen gezählt, die 'den Antritt eines Arbeits- oder Aus
bildungsplatzes oder notwendige Anschaffungen im Zusammenhang 
mit dem Auffinden, dem Beginn oder der Aufrechterhaltung einer 
Beschäftigung bzw. Ausbildung ausbeschäftigungspolitischen 

Gründen erleichtern. 

Auch bei dieser Beihilfenart wirkte sich die verbesserte Arbeits

marktlage im Jahre 1977 mit einem Rückgang jener Förderungs
fälle aus, die mit der Überbrückung von beschäftigungsloser Zeit 

bzw. mit dem Versuch, überhaupt eine Beschäftigung zu erlangen, 

zusammenhängen. 
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Gewährte Beihilfen 1976 

Vorstellungs- u. Bewerbungsbeihilfen 138.851
1

) 

Reisebeihilfen 2.185 

übersiedlungsbeihilfen 50 

Pendelbeihilfen' 1.076 

Trennungsbeihilfen 375 

Beihilfen zur Beschaffung von 

Arbeitskleidung 

und -ausrüstung 

Überbrückungsbeihilfen 

Niederlassungsbeihilfen 

Wohnplatzbeihilfen 

Kinderbetreuungsbeihilfen 

130 

752 

3 
77 

159 

1)inkl. straßenbahnfahrscheine des LAA Wien 

2)vorstellungs- u. Bewerbungsbeihilfen 

in Form von straßenbahnfahrscheinen in Wien 

1977 

143.6701 ) 

(136.240)2 

1.813 

37 
982 

333 

226 

763 
1 

525 
235 

I" 
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55 
Arbeitsbeschaffung 
================== 

Das Instrumentarium des Arbeitsmarktförderungsgesetzes 
enthält Möglichkeiten flir Maßnahmen zum Ausgleich sowohl 
kurzfristiger als auch längerfristiger Beschäftigungs
schwierigkeiten. Darüber hinaus kann mit Hilfe des B2u~ 
arbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetzes, die Winter~ 
arbeit ge!örJert werden. 

Was die finanzielle Seite betrifft, so können bei außer
gewöhnlichen lokalen oder regionalen Schwierigkeiten auf 
dem Arbeitsmarkt liber den budgetierten Rahmen hinaus 
zusätzliche Mittel aus dem Reservefonds der Arbeits
losenversicherung eingesetzt werden. 

Die Abstimmung der arbeitsmarktpolitischen Aktivitäten 
zur Schaffung, Sicherung und Erhaltung von Beschäfti
gungsmöglichkei ten mit den allgemeinen Intentionen 

der Regionalpolitik (Kooperation mit Gebietskörper
schaften oder Kredit- und Finanzierungsinstituten, 
die öffentliche Mittel erhaiten) war Voraussetzung 
dafür, daß auch im Berichtsjahr die Arbeitsmarktpolitik 
mit den Zielen der allgemeinen Wirtschaftspolitik in 
Einklang stand. 

Zum AusgJeich kurzfristiger Beschäftigungsschwankungen 
werden von der Arbeitsmarktverwaltung als produktive 

Arbeitsplatzförderung Beihilfen zur Sicherung von Ar
beitspläteen oder zur Schaffung zusätzlicher Arbeits
gelegenheiten gewährt, um Arbeiten zu fördern, die ge
eignet sind, Arbeitslosigkeit zu verhüten oder zu ver
ringern.Dies geschieht durch Beschaffung zusätzlicher 

Arbeitsgelegenheiten für Arbeitslose oder für Arbeits-

"f 
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56 
kräfte, die in nächster Zeit infolge einer Betriebs..,. 
einstellung, -einschränkung oder -umstellung von Ar
beitslosigkeit betroffen werden. 

Für diese Maßnahmen wurd~ ·ein Betrag von rd. 30 Mio.S 
aufgewendet. Insgesamt wurden auf diese Art 4.302 Ar
beitsplätze in 49 Betrieben gefBrdert. Dabei standen 
Betriebe der Wirtschaftsklassen Erzeugung von Texitlien 
und· Bekleidung, Be- und Verarbeitung von Holz sowie Er
zeugung vo~ Metallwaren und elektrotechnischen Einrichtun
gen im Vordergrund (si?he Tabelle nächste Seite). 

Die Beihilfen zur Abgeltung des Lohnausfalles bei Kurz-
8rbei t kBnnen bei empf indlichen StBrungen der Wirtschaft 
denArbeitgebern für die als Kurzarbeiterunterstützung 
geleistete Entschädigung gewährt werden, wenn diese 
StBrungen voraussichtlich längere Zeit andauern und 
zwischen den für den Wirtschafts zweig in Betracht kommenden 
kollektivvertragsfähigen KBrperschaften der Arbeitgeber 
und der Arbei tnehmer'Vereinbarungen über die Leistung einer 
Entschädigung während der.Kurzarbeit getroffen werden. 
Die Gewährung einer Beihilfe in all diesen Fällen ist 
mit der Atiflage verbunden daß auf gefBrderten Arbeits
plätzen Arbeitskräfte, die zwar noch in Beschäftigung 
stehen, aber in absehbarer Zeit infolge Betriebseinschrän
kung, -einstellung oder -umstellung von Arbeitslosigkeit 
betroffen werden, beschäftigt sind. 

Bezüglich Kurzarbeitsbeihilfe wurden im Berichtsjahr 5 Be

gehren von Betrieben für 394 gefBrderte Arbeitskräfte ge
stellt. Der finanzielle Aufwand betrug 0,75 Mio.S (1976 
16 Begehren mit 1.325 Arbeitskräften und einem finanziellen 
Aufwand von 2,29 Mio.S). Dieser Rückgang ist auf die Er
holung der Konjunktur und darauf zurückzuführen, daß dieses 
Instrument der Arbeitsmarktpolitik weniger geeignet er

scheint, um Arbeitslosigkeit zu verhindern, sodaß vi~lfach 
der Auffangschulung der Vorrang gegeben wurde. 

Durch diese betrieblichen Fortbildungsmaßnahmen konnte die 

'" 
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57 
übersic'ht 

Berichtsjahr 1977 

Be-
GesiCherte und neugesChaffen. 

Wlrtschaftsklasse willigte 
'Arbeitsplätze 

Begehren Insgesamt männliCh weIblich 

1 2 , " 5 
\ 25 Magnesitbergbau 150 150 1 

32 Erzeugung von Getränk.n, Tabakverarbeitung 2 83 67 ,6 
33 Erzeugung von Textilien und Textilwaren 3 970 271 699 
3" Erzeugung von 8ekleidung und Bett~aren 6 311 37 27" 
35' Erzeugung und Reparatur, von S'chuhen 1 ""6 95 351 
36 (rzeugung uno Verar~itung VQn Leder und Lederersatzstoffen l' 10 51 19 
,37 8earbeitung von Holz, Holzplattenerzeugung 6 "73 3"2 131 
38 Verarbeitung VOR Holz 5 25~ 197 57 
"1 Erzeugung und Verarbeitung von Papier und Pappe 1 "5 25 20 
~1 Erzeugung VOR Waren aus steinen und Erden 1 " " 52 Bearbeitung von Metallen, Stahl- und Leichtmetallbau 2 116 89 27 
53 Erzeugung von Metallwaren 2 923 733 190 

54/55 Erzeugung von MaSChinen 1 29 29 
56/57 Erzeugung von elektrotechnischen EinriChtungen 5 229 129 100 

61 Hoch- und Tiefbau 3 83 79 " 62 AUSbau- und 8auhU fsg •• erbe 1 7 1 
63 Bauinstallation ,3 66 62 " 71/72/73 GroB handel 1 22 19 3 

7"/7S/76'Einzelhand.l 1 10 It 6 
81 Straßenverkehr 1 6 6 
9" Körperpflege und Reinigung, Bestattungs_enn 2 5 5 

G E SAM T S U M M E 49 4.302 2.401 1.901 
.1. ___ -.. 

III 
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Ausbildung der Arbeitskräfte und damit ihr Status 
auf dem Arbeitßmarkt verbessert werden. Jedenfalls 
erwies sich diese Art der Beschäftigungssicherung auch 
gesamtwirtschaftlich nützlicher als die Kurzarbeit, die 
nur in letzter Linie eingesetzt wird. Ertragsminderung 
eines Betriebes, Einkommensverluste der Arbeitnehmer 
und volkswirtschaftliche Wertschöpfungsverluste min
dern die arbeitsmarktpolitische Effizienz der Kurz
srbeit. Im Jahre 1977 wurden im Rahmen des Einsatzes 
dieses arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums 36,5 
Mib.S verausgabt. 

Um Unternehmen der Bauwirtschaft und der Land- und 
Forstwirtschaft die Durchführung von Arbeiten in den 
Wintermonaten zu erleichtern und damit die Saisonar-
bei tslosigkei t in diesen wichtigen Beschäftigungsbereich€m 
zu mildern, verfügt die Arbeitsmarktverwaltung über ein 
eigenes Förderungssystem. Im Rahmen dieser sogeBnnten . 
Wintermehrkosten-PAF gelangten rund 142,6 Mio.S an Unter
ne~men der Bauwirtschaft sowie der Land- und Forstwirt
schaft zur Auszahlung. Diese Förderung kam 27.564 Ar-
bei tskräften direkt zu~te, w,odurch in wei terer Folge 
die Arbeitsplätze für rund 68.000 Arbeitskräfte gesichert 
bzw. neu geschaffen werden konnten. 

Aufgrund des Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungsge
setzes 1957 wurden im Laufe des Berichtsjahres 66.292 An
träge zahlb~r gestellt, mit denen die Arbeitgeber die Er~ 
stattung von an ihre Arbeiter ausbezahlten Schlechtwetter
entschädigungen für rund 6,35 Mio. ausgefallenen Arbeit
stunden beantragten. Diese Entschädigung beträgt 60 % 
des Lohnes, der unter Zugrundelegung der für die Arbeits
stelle geltenden betrieblichen Arbeitszeit ohne Arbeits
ausfall gebührt hätte. Bei Arbeiten im Akkord wird der 
tatsächliche Akkordverdienst auf Stundenlöhne umgerechnet. 
Für die 1977 ausgefallenen Arbeitsstunden wurde aufgrund 

. dieser Bestimmungen Schlechtwetterentschädigung in Höhe 
von rund 237,4 Mio.S gewährt. 

Zum Ausgleich längerfristiger Beschäftigungsschwierigkei tel'.1 
sind nach§ 35 Abs.1 ~it.a AMFG besondere Maßnahmen vorge- . 
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sehen. Sie geben die Möglichk~it,zur Schaffung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen in Gebieten, in denen nicht nur 
kurzfristie;e Unterbeschäftigung besteht odel:' die in-
folge ein~r Betriebseinsc.h;räkung. oder·-umstellung von 
Arbei tslosigkei tbedröh t werden oder die von einer 
regionalpolitisch unerwünschten Abwanderung betroffen 
sind, zum Zweck der Verhütung oder Verringerung von 
Arbeitsloigkeit Beihilfen zu gewähren. Falls es zur 
Erreichung dieser Ziele - nämlich der Schaffung, Er
haltung und der Sicherung gefährdeter Arbeitsplätze 
durch die Ermöglichung betrieblicher Umstellungsmaßnahmen -
unbedingt erforderlich ist, können auch Beihilfen an 

. Schlüsselkräfte als unverzinsliches Darlehen oder als 
Zinsenzuschuß gewährt werden, um die Übersiedlung und 
Niederlassung dieser Arbeitskräfte innerhalb eines 
Unternehmens sowie die nötige Führung eines getrennten 
Haushaltes zu erleichtern. 

1977 wurden in 35 Betrieben 2.963 Arbeitsplätze unter 
Einsatz derartiger Beihilfen gesichert bzw. neu ge
schaffen, wobei der größte Anteil auf die Metall-, Be
kleidungs-, Glas- und Holzindustrie entfiel (siehe Ta
belle nächste Seite). 

An Betriebe können auch für betriebliche Umstellungsmaß~ 
nahmen zum Ausgleich von Lohnausfällen Umstellungsbei
hilfen nach § 35 Abs 0 1 li t. b in Verbindung mit § 37 
Abs. 1 gewährt werden. Die Voraussetzung für die Ge
währung dieser Beihilfe ist, daß zwischen den für den 
Wirtschaftszweig in Betracht kommenden kollektivvertrags
fähigen Arbeitgeber- und Arbeitnehmervereinigungen Verein
barungen über die Leistung einer Entschädigung an die Ar
beitnehmer während der Zeit der Umstellung getroffen wer
den. Durch die Vereinbarung muß hinsichtlich des Beschäfti
gungsstandes und der Entschädigung sichergestellt sein, 
daß während der Umstellung der Beschäftigtenstand aufrecht 
bleibt und daß de.mArbeitnehmer vom Arbeitgeber über die 

111 
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60 
übersicht 

von Ar-
er-

Berichtsjahr 1977 

Be- Gesicherte und neugeschaffene 

wil li gto Arbeitsplätze 

VirtschaftsklBSS& Begehren Insgesamt männlich weiblich 

1 2 3 It 5 

'1 Erzeugung von Nahrungs- und GenuBmitteln 2 "3 18 25 
" Erzeugung von Textilien und Textilwaren 3 1"9 50 99 
,,, Erzeugung von Bekleidung und Bettwaren 2 "5 10 35 
'5 Erzeugung und Reparatur von Schuhen 1 25 5 20 
'7 Bearbeitung von 'Holz; Holzplattenerzeugung 1 6 6 
"8 verarbeitung yon Holz 6 79 66 H 
.... Erzeugung von Waren aus 'Gummi und Ku~ststoff8n 1 "2 "0 2 
45 Erzeugung yon Cheaikalien und chellis~hen Produkten 1 30 5 25 
~7Erzeugung von ,Waren aus Steinen und Erden 1 30 30 
48 Erzeugung und Bearbeitung yon Glas 1 "55 }16 139 
51 Erzeugung von Eisen und NE-Metallen 1 12 12 
52 Bearbeitung von Metallen; Stahl- und,Leicht.etallbau 2 2B 25 3 
~} Erzeugung yon ,Metall waren " 1.626 1."2" 202 

5"/55 Erzeugung von MaSChinen 5 1"8 1"5 3 
56/57 Erzeugung von elektroteChnischen EinriChtungen 1 100 25 75 

.58 (rzeugung VOft Transportei tteln 1 50 50 
61 Hoch- und 'Tiefbau 1 80 BO 
62 Ausbau- und 8auhilfsgewerbe 1 , 15 15 

I GE S'A M S U M M E 35 2.963 2.322 6"1 

,u 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)190 von 332

www.parlament.gv.at



61 

auf Grund der tatsächlich geleisteten Arbeit ge

bührende Entlohnung hinaus eine ~ntschädigung ge
leistet ,wird, ~urch welche die' infolge der Umstellung 
eintretenden Lohnausfälle so,weit ausgeglichen wer
den, .. daß der frühere Lohnstand aufrechterhaI ten wird. 
Im Berichtsjahr kam diese Förderungsvariante nicht zum 
Tragen. 

Schließlich besteht noch die Möglichkeit, Zuschüsse zur 
Abdeckung der Kosten ,für Arbeiten, die/~gn einer regional
politisch unerwünschten Abwanderung und von Unterbeschäftigung 
betroffenen Gebieten durchgeführt werden, zu gewähren. 
Diese Förderungsart wurde vor allem zur Unterstützung 
regionalpolitischer Maßnahmen in Gebieten an der "toten 
Grenze" zu den Oststaaten zur Revitalisierung durchge
führt. 

Im Jahre 1977 wurde für Maßnahmen zur Bekämpfung länger
fristiger Beschäftigungsschwierigkeiten rund 30,7 Mio.S 
aufgewendet- 1976 war~n es rund 19,2 Mio .• S. 

Bei der folgenden Tabelle der Zahl der Förderungen zur 
Sicherung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen im Jahre 
1976 und 1977 ist zu beachten, daß ,die im Jahre 1977 
berücksichtigten Umstellungsbeihilfen gem. § 27 Abs.(1)a 
in Verbindung mit § 28(4~mangels statistischer Erfassung 1976 
noch nicht miteinbezogen wurden. 

bewilligte geförderte davon Aufwand 
Begehrep. Arbeits- gesichert geschaffen in Mio.S 

plätze 

1976 107 8.028 5.988 1.040 47, 1 

1977 206 8.933 8. 180 753 60,0 

I" 
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62 
Ausbildung in einem Lehrberuf 
============================= 

In der Möglichkeit, Beihilfen zur Erleichterung der beruflichen 

Ausbildung in einem Lehrberuf zu gewähren, verfügt die Arbeits

marktverwaltung über ein Instrument, das ergänzend zu den Be

ratungs- und Vermittlungsdiensten die Erlangung eines Aus
bildungsplatzes oder die Sicherung einer berufiichen Ausbildung 

erleichtert. Nach den seit 1.Juli 1976 geltenden Richtlinien 

ist Voraussetzung für eine Förderung, daß eine Ausbildung ge

wählt wird, die auf dem Arbeitsmarkt umsetzbare Qualifikationen 
vermittelt, und der Beihilfenwerber für die Ausbildung geeignet 

ist. Außerdem kann die Ausbildung in einem Lehrberuf nur dann 

gefördert werden, wenn ohne Gewährung einer Beihilfe die Mög

lichkeit dieser Ausbildung in Frage gestellt wäre. Dies ist 
im ~~lgemeinen bei Lehrlingen aus niedrigen Einkommensschichten 
der Fall. Auf diesen Umstand wurde bei der Festsetzung der 
Einkommensgrenzen Rücksicht genommen. Als weitere Voraussetzung 

für die Förderung wurde festgelegt, daß der Beihilfenwerber vor 
Beginn einer LehrausbildungKontakt mit der Arbeitsmarktverwaltung 

nimmt,' um leichter eine zukunftsorientierte Berufswahl treffen 
zu können. Weiters sollte durch die Neuregelung die geographische 

Mobilität erhöht und damit der regionale Ausgleich gefördert 

werden. Beihilfenwerber, denen durch die Unterbringung außer

halb des Heimatortes oder durch tägliches .Fendeln beacht-

liche Kosten entstehen, können daher mit höheren Beihilfensätzen 
gefördert w~rden~ 

Im Jahre 1977 wurden 18.768 Lehrlinge mit einer' Ausbildungsbei

hilfe gefördert, u.zw. 2.242 mit einer einmaligen, 16.416 mit 
einer laufenden und 110 sowohl mit einer einmaligen als auch 

einer laufenden Beihilfe. Der finanzielle Aufwand dafür betrug rd. 
46,2I1io.S·1976wurden18.639 Lehrlinge mit einer Ausbildungs

beihilfe gefördert (1.664 mit einer einmaligen, 16.581 mit einer 
laufenden), wofür rd. 43,3 Mio.S aufgewendet wurden. 

n1 
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Da in den nächsten Jahren geburtenstärkere Jahrgänge auf dem 
Arbeitsmarkt auftreten werden, muß dafür vorgesorgt werden, daß 

".: .." 

ein ausreichendes Lehrstellenangebot vorliegt. Der Arbeitsmarkt-
verwaltungwurde daher durch die vierteJ\MFG-Novelle die Mög
lichkeit eingeräumt, auch die Errichtung und Ausstattung von 
Ausbildungsplätzen für Lehrlinge zu fördern. 

Fjir die Lehrstellensuchenden der Jahre 1976, 1977 und 1978 
wird im Einvernehmen mit dem geschäftsführenden Ausschuß des 
Beirates für· Arbei tsmarktpolitik ein Sonderprogramm durchge
führt, ~as die Förderung zusätzlich geschaffener Lehrstellen 
vorsieht. 1976 wurden 1.014 derartige Lehrstellen gefördert, 
der finanzielle Aufwand für das 1. Lehrjahr betrug 17,9 Mio.S. 
Bis November 1977 wurden neuerlich 732 zusätzliche Lehrstellen 
mit einem Gesamtbetrag von 15,3 Mio.S gefördert. Ferner wurden 
228 Lehrstellen im 2.Lehrjahr weiter gefördert, wofür 5,2 Mio.S 
aufgewe.ridet wurden. 

nl 
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Behinderte 

Der Kreis der' Behinderten umfaßt nach dem Am'G sowohl 
Personen mit körperlichen und psychischen Behinderungen 
als auch Personen, die es 
schwer haben, sich auf dem 
haupten. Die Dienststellen 
haben besondere Bemühungen 

aus anderen Gründen besonders 
freien Arbeitsmarkt zu be-

,-

der Arbeitsmarktverwaltung 
für diese Personen zu unter-

nehmen, wobei angestrebt wird, für diesen Personenkreis 
eine dauerhafte Lösung ihres Beschäftigungsproblems her
beizuführen. Erforderlichenfalls werden die aufgetretenen 
Probteme gemeinsam mit den Behinderten in der sogenannten 
Teamberatung,zu der z.B. Ärzte, Psychologen usw. zugezo
gen werden, besprochen. Es gibt Spezialisten für die Be
treuung Behinderter bei den Landesarbeitsämtern und bei 
einigen großen Arbeitsämtern 0 Ansonste,n wird der Bedarf 
der Behinderten an vertieftem Arbeitsmarktservice und ar
beitsmarktmäßiger Rehabilitation im Rahmen der normalen 
Tätigkeiten der Fachbediensteten des Arbeitsmarktservice 
befriedigt. 

Aufgrund der besonderen Bedürfnisse der Behinderten und 
deren steigender Zahl ist es auch wichti~ü. der Schulu~g 
der Reha-Berater besonderes Augenmerk ßuwenden. Aus 

diesem Grund wurde ein Institut beauftragt, eine Unter
suchung über die Rehabilitationsberatungdurchzuführen. 

( 
Die Ergebnisse der Untersuchung, die belveits vorliegen, 
dienen als Grundlage für die Personal schulung sowie die 
Feststellung der beruflichen Anforderungen der mit der 
Betreuung Behinderter befaßten Fachdienste. Das Rehabilitations-
konzept des Herrn Bundesminister~, welches im Herbst 1977 
der Öffentlichkeit vorgestellt wurde, schlägt unter Be
rücksichtigung der Untersuchungs ergebnisse den Einsatz 
von Sozialarbeitern für die Betreuung Behinderter vor., 

Der Gedanke der menschenwürdigen Gestaltung des Arbeits
platzes (Ergonomie) spielt in der heutigen Zeit nicht nur 
für alle im Erwerbsleben ßtehenden Personen eine immer 
größere Rolle, sondern ist im Zusammenhang mit der Rehabi-

111 
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litationBehinderter bzw. der Verhü~ung von Arbeitsschäden 
(Vorbeugemaßnahmen) von großer Bedeutung. Die Arbeitsplätze 
von bereits in Beschäftigung stehenden behinderten Personen 
sollen ·den individuellen Arbeitsanforderungen der Behinder
ten angepaßt werden. Nicht zuletzt sollte jener Personen
kreis nicht vergessen werden, der zwar zur Zeit. noch keine 
Schädigungen aufweist, bei dem aber ~olcheinfolge der Ar
beitsbedingungen zu erwarten sind. Durch zeitgerecht ein
setzende Präventivmaßnahmen, d.h. durch eine menschenge
rechtere Arbeitsplatzgestaltung wird sich eine sonst 
in Bälde e~gebende sehr kostspielige Rehabilitation der 
Arbeitskraft erübrigen. Diesem Zweck dient die Entwicklung 
·von abstrakten erg~omischen Leistungs- und Anforderungs-
profilen, sowie vpn positiven Leistungsprofilen, die bei 
der Analyse der Arbeitsplätze nach ergonomischen Gesichts
punkten in betrieblichen Einsatzgruppen verwendet werden 

. sollen. 

1ie Vielfalt der Stellen, die sicb mit ~ehindertenpro~lemen 
befassen, erfordern die Koordination der 3etreuune 3ebin
derter. Aus diesem Grund wurde bei allen Landesarbeitsämtern 
ein ständiger Hebabilitationsausschuß eingericbtet, in dem 
alle mit Rehabilitation befaßten Stellen vertreten sind. 
d)iesern Zweck dienen auch die jäbrlich durcbgeführten Kontakt
gespräche mit den Sozialversicherungsträgern und den Amtern 
der Landesregieruncen. Lie bisher bestehenden bilateralen 
Vereinbarungen wurden in ~ien durcb eine multilaterale Ver
einbarung zwischen der AMV, den Sozialversicherungstr~eern, 
dem ~and~ien und dem LIA wien ersetzt. Diese multilateralen 
Vereinbarungen sollen in allen lundesländern die bestehenden 
bilater.alen "'verein'1arungen a~)lösen, um eine einhei tlicbe 
1etreuung der ~ehinderten auf neaizinischen, beruflichen und 
sozialen Gebiet zu gewährleisten. 

Zur Eingliederung von Behinderten in den Arbeitsprozeß 
steh~n der Arbeitsmarktverwaltung das Instru~entarium der 
Beratung und Vermittlung, die Durchführung von Um- oder 

In· 
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Nachschulungen, Arbeitserprobung ,Berufsvorbereitung, 

Arbeitstraining, Förderung der Arbeitsplatzgestaltung, 
der Beschaffung von Kraftfahrzeugen und 'Lohnzuschüssen 

bei l"1inderleistung zur Verfügung. Die beruflichen Rehabilitations

maßnahmen können teils in Betrieben ,denen_hiefür Förderungs

maßnahmen zuteil werden, teil~ in eigenen Rehabilitations-

zentren erfolgen. Für die Rehabilitation Behinderter wur-

den 1977 insgesamt rund 62,6 1"1io.S verau~gabt, davon rund 

47,1 l"1io.S für Mobilitätsförderung, rund 8,1 l'lio.S für 

Arbeitsbeschaffung und rund 7,4 Mio.S für Lehrlings-

ausbildung und Berufsvorschulung. 1976 entfielen von den 

aUfgewendeten 57,~ 1"1io.8 rund 45,8 hio.S auf Mobilitäts
förderung, rund 5,3 1"1io.S für Arbeitsbeschaffung und rund 

6,5 Mio.S für Lehrlingsausbildung und Berufsvorschulung. 

Durch die Schaffung neuer überregionaler Rehabilitationsz-en-

tren zum Zwecke der Eingliederung Behinderter in das 

Erwerbsleben wird die An~ahl der Ausbildungsplätze in 
Zukunft wesentlich erhöht werden. Ein diesbezüglicher 

Anfang wurde mit dem derzeit in Bau befindlichen Bildungs-
, . 

und Rehabilitationszentrum 1inz gemacht, das derzeit über 

260 Ausbildungsplätze verfügt, für die weitere 112. Internats

plätze für die Durchführung der beruflichen Rehabilitation 

bereitstehen. 

Nach Fertigstellung de's 2. Bauabschni ttes des Rehabili ta tions~ 

zentrums 1inz, in dessen Rahmen die Geschützte Werkstätte 
neu errichtet wird, werden insgesamt 160 Arbeits- und Aus

bildungsplätze zur Verfügung stehen, wovon für die Arbeits

marktverwaltung 40 Ausbildungsplätze für die Qualifikation in 

manuellen Berufen verfügbar sein werden. 

Für das berufliche Bildungs- und Rehabilitationszentrum 1inz 

wul'den bisher rund 177 Mio.S verausgabt. 

Das im Herbst 1977 der Öffentlichkeit vorgestellte Konzept 
zur Eingliederung Behinderter (Rehabilitationskonzept) 

sieht neben der Intensivierung der bisherigen Aktivitäten 

In 
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den verstärkten Ausbau der geschützten Werkstätten unter 
lJahrung des Prinzips, primär die Beschäftigung Behinderter 
auf den offenen Arbeitsmarkt anzustreben, vor. AUfgrund von 
Erhebungen der Arbeitsmarktverwaltung ist die Schaffung 
von ca. 1.000 Arbeitsplätzen in geschützten 1Jerkstätten in 
der nächsten Zeit erforderlich. Um dieses Ziel finanzieren 
zu können, wurde der Bundesvoranschlag von 90 hio.S im 

Jahr 1977 auf 160 hio.S für 1978 erhöht. Gleichzeitig 
wur'oen Verhandlungen mit den Landesregierungeilüber die 
l"inanzierung/11i~· gemeinsame Vorgehen in dieser Frage 
aufgenommen. 

Zur UnterstUtzung des Bundeslliinisteriums fUr JUstiz 
wurde ein Konzept fUr die berufliche IntegrB!~~n bzw. 
Reintegration sowie Ausbildung Haftentlassenei/Straf
gefangener erstellt. 

Dieses Konzept sieht eine engere Zusammenarbeit zwischen 
Justiz und Arbeitsmarktverwaltung, die Erstellung mo
derner, auf den Arbeitsmarkt abgestimmter Ausbildungs
pläne sowie die Einbeziehung der Bewährungshilfe bei 
der Beratung und Vermittlung Strafgefangener und Haft
entlassener vor. 

Vorarbeiten fUr die Realisierung dieses Ziels wur~en 
bereits begonnen. 

111 
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Ausstattung 68 

Außer den investiven Förderongsmaßnahmen für Einrichtungen 

der Rehabilitatior,L, wie sie bereits behandelt wurden, hat 
die Arbeitsma~ktverwaltung die Möglichkeit, weitere Förderungs

maßnahmen einzusetzen. E.s handelt sich dabei um Förderungen 
der Ausstattung, Erweiterung und Errichtung von beruflichen 
Schulungsstätten. Diese Möglichkeiten, die vorerst nur für den 
Bereich der Erwachsenenbildung vorgesehen war

J 
bestehen seit 

. im ahre 1976 
dem Inkrafttreten der 4. Novelle zum AMFG/auch für Jugend-
liche, die einen Lehrberuf erlernen. 

Weiters ist auch eine Förderung .der Vorsorge für Wohnmöglich

keiten an Orten mit eingesch~ossen, an denen dies arbeits
marktpolitisch besonders interessant erscheint. Im AMFG ist 
ferner vorgesorgt, daß dem Mangel an geeigneten Kindergarten
plätzen.sowie sonstigen Kinderbetreuungsmöglichkeiten etwa 
in Problemgebieten,durch die Möglichkeit der finanziellen 
Förderung der Schaffung oder Ausstattung von Kindergarten
plätzen abgeholfen werden kann. 

Die "Ausstattung" umfaßt darüberhinaus die Verbesserung der 
Einrichtungen der Informationsdienste in den Dienststellen 
der Arbeitsmarktverwaltung, wie sie im Abschnitt Arbeits
marktinformation dargelegt wurden, sowie die Amtsausstattung 
und die Bereitstellungsmöglichkeit der erforderlichen technischen 
Geräte der Personalschulung. 

Insgesamt erreichten 1977 die für Ausstattungsprojekte ver
wendeten Geldmittel den Umfang von 70 Mio.S: Für die Bereit
stellung und Verbesserung von Schulungsstätten wurden 

69 Mio.S, für die Schaffung bzw. Ausstattung von Kindergärten
plätzen wurde 1 Mio. Saufgewendet. 

Auf die bisher geschaffenen Ausbildungsplätze wurden im 
Jahre J977 vor allem jene Personengrupp~n eingewiesen, deren 
Stellung auf dem Arbeitsmarkt als unzureichend gesichert 
angesehen werden mußte, wie z.B. Arbeitslose, Behinderte und 
Jugendliche. 

nl 
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Ausländerbeschäftigung 

Die Zu.lassung von ausländischen Arbei tskräften zum inlän
dischen ~rbeitsmarkt stellt ein wegen ihrer viel

fältigen Auswirkungen auf die verschiedensten Be-
reiche äußerst komplexes Problem dar; ~ie darf 

deshalb nur erfolgen, wenn eindeutig feststej~t, daß 
ihre Vorteile die unvermei d lieh dami t verbundenen 
Nachteile überwiegen. Bei den Nachteilen~die sich 

unter bestimmten Voraussetzungen durch die Beschäf
tigung von ausländischen Arbeitskräfteri einstellen, 
geht es darum, daß Inländer davor bewahrt werden müs
sen, Ihre Arbeitsplätze an Ausländer' zu verlieren. 
Dieser Gesichtspunkt muß selbstverständlich zu jedem 
zeitpunkt bei der Beurteilung der Frage der Zulassung 
von Ausländern maßgeblich berücksichtigt werden. 

Als mit der Beschäftigung von 250.775 Ausländern im 
November 1973 ein Höchststand erreicht wurde, der sich 
der 1.0 ~-Schwelle des Anteiles der Ausländer an den 
unselbständig Erwerbstätigen näherte, und mit dem die 
demoer~phischen und infrastrukturellen Nachteile im 
Zusa;~L.nenhang mi t der Ausländerbeschäftigung besonders 
deutlich hervorzutreten begannen, waren Handhaben erfor
derlich, UIn eine den öffentlichen und gesamtwirtschaft
lichen Interessen angepaßte selektive Politik hinsicht
lieh der Zulassung von Ausländern betreiben zu können. 

Die Grundage für diese Politik wurde durch das mit 

Wirkung vom 1. Jänner 1976 in Kraft getretene Aus
länderbeschäftigungsgesetz geschaffen, das' ein mo
dernes und z"eitgemäßes Instrument zur Regulierung der 
Ausländerbeschäftigung unter den verschiedenen wirt

schafts- und sozialpolitischen Ge:ri.chtspunkten darstellt. 

Nach dem Konjunkturrückgang im Jahre 1975 und der damit 
verbundenen Senkung der Zahl der beschäftigten Aus-

'" 
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länder war im Jahre 1977 infolge des sich in diesem 
Jahr ergebende wirtschaftlichen Wachstums wieder eine . 
geringe Zunahme der beschäftigten Ausländer zu 
reg~strieren. 

Im Jahre 1977 wurde der Höchststand der von den Arbeits
ämtern erteilten Bewilligung im September mit 198.055 
erreicht, wodurch sich gegenüber dem Höch'ststand Oktober 1976 
eine Erhöhung von 10.514 Ausländern oder 5,6 % ergibt. 
Der Großteil dieser Be~illigungen wurde im Rahmen der von 
den Sozialpartnern beschlossenen Kontingent-Vereinbarung 
erteilt. Der Höchststand der' nach diesem Verfahren erteilten 

Bewilligungen wurde im September 1977 mit 118.589 (d.i. für 
diesen Zeitpunkt ein Anteil von 59,9 % an den Gesarntbewilli

gungen) festgestellt. 

Unter Anwendung eines strengen Maßstabes und mit Zustimmung 
der Interessenvertretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
auf Landesebene wurden für den Kontingentbereich zusätzlich 
Bewilligungen im Einzelgenehmigungsverfahren erteilt. Die 

Summe dieser aufgrund eines regionalen Mehrbedarfes er
teilten Bewilligungen betrug im September 1977 19.621. 

Außerdem wurde von den Arbeitsämtern für die nicht in der 
Kontingent-Vereinbarung erfaßten Branchen, nach Prüfung der 
jeweiligen Arbeitsmarktsituation im Einvernehmen mit den 
zuständigen Interessenvertretungen, Beschäftigungsbewilligungen 
erteilt. Diese Bewilligungen betrugen im September 1977 59.845. 

Der im September 1977e~ichte Gesamtstand an erteilten Beschäfti
gungsbewilligungen mit 198.055 verteilt sich auf die größen-

HI 
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ordnungsgemäßig wichtigsten Staaten wie folgt: 

Jugoslawien 
Türkei 
BRD 

Italien 

138.673 
28.581 
11.714 

1.885 

Spanien 

Sonstige Länder 
222 

16.980 

Die A~fteilung der Beschäftigungsbewillieungen auf die 
Bundesländer ergibt fUr den Zeitpunkt des hBchsten Ge
samtstandes folgendes Bild: 

Wien 86.022 Tirol 15.603 
NiederBsterreich 22.944 Steiermark 10.881 
OberBsterreich 19.294 Kärnten ).695 
Vorarlberg 20.098 Burgenland 1.159 
Salzburg 16.359 

Ungeachtet des jeweiligen Effektivstandes an beschäftigten 
Ausländern hat sich die Gesamtzahl der im Kontingent und 
außerhalb der Köntingente im Laufe eines Jahres erteilten 
Beschäftigungsbewilligungen bzw. Verlängerungen von Be
schliftigungsbewilligungen in den letzten 5 Jahren wie 
folgt entwickelt: 

1°7 7 
..I ~> 1974 1975 1976 1977 

Beschäftigungs .... 263.4LJ6 189.841 115.738 97.147 116.861 
bewilligungen 

Verlängerungen 141.946 164.854 142.100 148.508 154.747 

zusammen 405.392 354.695 257·838 245·655 271.608 

In der Zahl der Beschäftigungsbewilligurtgen sind die Er
ledigungen aufgrund von Erstanträgen und Anträgen bei 
Wechsel des Arbeitgebers oder der ArbeitBstelle bzw. des 

Berufes enthalten. 

", 
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Bei der Gesamtzahl der erteilten Bewilligungenist 
überdies zu berücksichtigen, daß die Fluktuation in 
jeder Form jeweils die Ausstellung einer neuen Be
willigung bedingt. Wie aUs dieser Aufstellung zu 
ersehen ist, erhöhte ich die Zahl der erteilten Be
schäftigungsbewilligungen im Jahre'1977 um 2::'.953. 

InsBesamt war~n~im Bundesdurchschnitt 7,1 % aller un
selbständig Erwerbstätigen zum Höchststand im September 

1977 Ausländer. 

,f, Ir 
~. /l.' , 
'~:J '" •• J 
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Leistungen bei Arbei tslosigkei t und Mutterschaft 

Durch die Verordnung des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung vom 2. Jänner 1977, mit der die Lohnklassen
tabelle im Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958 ergänzt 
wird, BGBl.Nr. 29/1977, wurde mit Wirkung ab 1.1.1977 
die Lohnklassentabelle mit § .21 Abs. 3 AIVG 1958 auf 
33 Lohnklassen ergänzt (bisher 27 Lohnklassen). Diese 
Verordnung war gem. §21 Abs. 4 AIVG 1958 im· Hinblick 
auf die Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlage in der Kranken
und Arbeitslosenversicherung von S 8.400 auf 9.900,- monatlich 
zu erlassen. Der Grundbetrag des Arbeitslosengeldes in der 
höchsten Lohnklasse betrug daher im Jahre 1977 S 4.008 
monatlich. 

Mit der Verordnung des Bundesministeriums für soziale Ver
waltung vom 3. Jänner 1977, mit der die Verordnung über die 
Durchführung der Arbeitslosenversicherung im Zollaussc~ß-

. gebiet der Gemeinden Jungholz und Mittelberg geändert wird, 
BGBl.Nr. 30/1977, erfolgte die Anpassung des Leistungs
rechtes (Lohnklassenschema) im Zollausscooßgebiete an die 
mit Verordnung BGBl.Nr. 29/1977 auf 33 Lohnklassen ergänzte 
Lohnklassentabelle im Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958. 

Mit Erlaß vom 17.11.1976, Zl. 37;510/8-3/1976, wurde be
stimmt, daß mit Wirkung ab 1.1.1977 als Vorschußleistung 
nach § 23 Abs. 1 AIVG 1958 bis auf weiteres das Arbeits
losengeld (die Notstandshilfe) nach der in Betracht kommenden 

Lohnklasse jedoch in den Fällen 

a) des lit.a (VorschuBleistung auf Invaliditäts-, Berufs
unfähigkeits- oder Erwerbsunfähigkeitspension) höchstens 
mit dem Betrag von S 2.900,- monatlich, 

b) des lit.b (VorschuBleistung auf Alterspensionen) höchstens 
mit dem Betrag von S 4.065,- monatlich 

gewährt werden kann. 

,u 
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Mit Erlaß vom 17.11.1976, Zl. 37.003/23-3/1976, wurden 
die Karenzurlaubsgeldbeträge sowie die Freigrenzen bei 
der Anrechnung von Einkommen auf die Notstandshilfe ab 
1.1.1977 erhöht und damit den bezüglichen gesetzlichen 
Bestimmungen über die Dynamisierung dieser Beträge 
Rechnung getragen. 

Das Karenzurlaubsgeld betrug ab 1.1.1977 

a) für verheiratete Mütter S 2.659,- monatlich (bisher 
S 2.487,- monatlich), 

b) für alleinstehende Mütter S 3.974,- monatlich (bisher 

S 3.716,- monatlich), 

c) für verheiratete Mütter, deren Ehegatte jedoch kein 
oder nur ein Einkommen erzielt, das bei Anwendung des 
§ 6 Abs. 3 erster Satz und Abs. 5 erster Satz der Ver
ordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung 
vom 10. Juli 1973, BGBl.Nr. 352, betreffend Richtlinien 
für die Gewährung der Notstandshilfe (Notstandshilrever
ordnung)unberücksichtigt zu bleiben hätte (Freibetrag), 
oder deren Ehegatte erwiesenermaßen für den Unterhalt 

des Kindes riicht sorgt, S 3.974,- monatlich (bisher 
S 3.716,- monatlich). Ein den vorgenannten Freibetrag 
übersteigendes Einkommen des Ehegatten ist auf den Unter

sChiedsbetrag zwischen S 2.659 und S 3.974 monatlich 
(bisher zwischen S 2.487 und S 3.716 monatlich) anzu
rechnen. 

Die Freigrenzen bei der Anrechnung von Einkommen auf die 
Notstandshilfe betrugen ab 1.1.1977: 

a) für den das Einkommen beziehenden Angehörigen S 2.613 

monatlich (bisher S 2.442,- monatlich), 

b) für jede Persone, die der Angehörige auf Grund einer 
rechtlichen oder sittlichen Pflicht überwiegend erhält, 
wenn für sie Familienbeihilfe gewährt wird, S 698,
monatlich ° (bisher S 652,- monatlich), 
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c) für Personen, für die der Angehörige keine Familien

beihilfe erhält, S 1.1.25,- monatlich (bisher S 1.051,
monatlich) • 

Aufwand für Arbeitslosengeld- bzw. Notstandshilfebezieher 
in Mio. S 

1974 1975 1970 1C]77 

Arbeitslosengeld 930,5 1.241,5 1.434,2 1.496,6 
Krankenversicherung 

,für Arbeitslosen-
geldbezieher J40,5 176,] 221 , ~ 234,5 
Notstandshilfe 132,7 203,6 299,6 314,6 
Krankenversicherung 
für Notstandshilfe-
bezieher 19,2 28,7 47, 1 57,5 

insgesamt 1.222,9 1.650,1 2.002,3 ,2.103,2 

In Bezug von Arbeitslosengeld und Notstandshilfe aufgrund 

des Arbeitslosenversicherungsgesetzes standen 1977 im 
Durchschnitt 38.860 Personen, davon 21.325 weibliche, was 
gegenüber 1976 mit durchschnittlich 40.348 Leistungsbe
ziehern, darunter 21.217 weiblichen, eine weitere Ver
minderung bedeutet. Die Zahl der Notstandshilfebezieher fiel 

von 6.420 (davon 3.396 Frauen)irn Jahre 1976 auf 5.896 (da
von 3.257 Frauen) im Jahr 1977. 

Im Durchschnitt bezogen 1977 30.789 Frauen das Karenzurlaubs
geld. Das bedeutet gegenüber 1976 - damals waren es 31.318 
Frauen - eine leiq;hte Verminderung. Der finanzielle Aufwand 

stieg von 1,296,7 Mio'.S aufgrund der verbesserten Leistungen 
auf 1.352,3. Mio.S. 

Die nachstehende Tabelle zeigt die durchschnittliche Zahl 
der Leistungsbezieher einschließlichPensionsvorschußbe
zieher gern. § 23 Abs. 1 lit.a und b und Notstandshilfebe
zieherinnen gern. § 39 Abs. 1 A1VG sowie die durchschnittlichen 
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Kosten pro Bezieher in den Jahren 1974 bis 1977. 

Leistungsbezieher und monatlicher Pro-Kopf-Aufwand im 
Jahresdurchschnitt 

1974 1975 1976 1977 

Arbeitslosen- Be"zieher 33.080 18.267 36.560 35.557 
geld 

Aufwand inS 2.698 3.·087 3.774 4.057 

Notstands- Bezieher 6.796 9.152 11.2E;8 11.029 
hilfe 

~~ufwand in S 1.862 2. 115 2.564 2.811 

Karenzur- Bezieher 30.359 33.850 31.318 30.789 
laubsgeld 

Aufwand in S 2.742 2.967 3.451 3.660 

Am 21. Deiernber 1977 erfolgte im Bundes[esetzblett unter 

NR. 609/1977 die Wiederverlautbarun[ des Arbeitslosen

versicherungsgesetzes 19~8. Das Arbeitslosenve~sicherun[s

[~esetz ist ab 22. Dezember 1977 als Arbeitslosenversicherunfs~ 

~esetz 1977 (AIVG) zu zitieren. 

n\ 
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Sicherung von Arbeitnehmeransprüchen im Falle der Insolvenz 

des Arbeitgebers 

Das Bundesgesetz vom 2. Juni 1977 über die Sicherung von 
Arbeitnehmeransprüchen im Falle der Insolvenz des Arbeit ... 
gepers (Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz - IESG) wurde 
im Bundesgesetzblatt v-om 22. Juni 1977 unter Nr. 324 ver
lautbart. 

Durch das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz wird sicherge
stellt, daß in Konkurs- und Ausgleichsfällen sowie in den 
Fällen, in denen mangels hinreichenden Vermögens des Ar
beitgebers nicht einmal ein Konkurs eröffnet wurde, die den 
Arbeitsnehmern zustehenden, jedoch nicht erfüllten Forderungen 
(Entgeltansprüche, Abfertigungen usw.) durch die Gewährung 
des sogenannten Insolvenz-Ausfallgeldes sofort und in voller 
Höhe abgedeckt werden. 

Ein betroffener. Arbeitnehmer hat lediglich seine Forderungen 
wie bisher im Konkurs- oder Ausgleichsverfahren seines Ar
beitgebers geltend zu machen und sodann seinen Antrag auf 
Insolvenz-Ausfallgeld beim Arbeitsamt einzubringen. Das Ar
beitsamt erkennt über den Antrag mit Bescheid. Die Ansprüche 
des Arbei tnehmers aus dem Arbei tsverhäl tnis gehen auf den' 
Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds inder Höhe über, in der dem Ar
beitnehmer Insolvenz-Ausfallgeld zuerkannt wurde. 

Die Finanzierung des Insolvenz-Ausfallgeldes erfolgt insbe
sondere'aus den Mitteln,die dem Fonds aus der Erfüllung 
der übergegengenen Ansprüche zufließen sowie durch einen 
Zuschlag zum Arbeitgeberbeitrag zur Arbeitl3losenversicherung, 
soweit die übergegangenen und einbringlich gemachten Ansprüche 
zur Deckung'desAufwandes nicht ausreichen. Dieser Zuschlag 
wurde zunächst mit 0,1 v.H.festgesetzt. 

Das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz ist mit 1.1.1978 
in Kraft getreten. Es werden rückwirkend auch die Kon
kurs- und Ausgleichsverfahren erfaßt, .die nach dem 
31. 12.1975 eröffnet wurden und bis 31.12.1977 noch nicht 
abgeschlossen waren. In diesen Fällen konnten Anträge auf 
Insolvenz-Ausfallg~ld bereits ab 1.10.1977 eingebracht 
werden. UI 
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OrFEnisetion und Personal 

Mit Verordnung des Bundesm~nisteriums für soziale 

Verwaltung, BGBI.Nr. 508/76, wurde das überkommene 

reg~ion2le Netz der Dienststellen der AI-W festgelegt 

und verrechtlicht. In der Folge wurden die bereits 

im VorjBhr begonnenen Maßnahmen zur Rationalisierung 

der regionElen Organisation der AMV weitergeführt. 

Insbesondere wurdgjfktion, das Berechnu.D[s- und An

weisun[sverfahren benachbarter Arbeitsämter in der 

Arbeitslosenversicherung durch Konzentration bei gr5ßeren 

Dienststellen zu rationalisieren, fortgesetzt und die L5sung 

der ZweigstellenfraE;e verstärkt in Angriff fer::ommen. 

Diese besonders in Nieder5sterreich vereinzelt aber 

~uch in dei Bun6esländern, im wesentlichen erst nach 

194~ zum Zwecke der Du~chfilhrung der Arbeitslosen-
versicherun[ zuständige Außenstellen von AÄ errichteten 

Kleinstdienststellen sind durch die Entwicklung über-
holt und werd.en im Rahmen einer langfristigen Aktion 

durch flexibel zu beschickende Amtstagedienste ersetzt, 

um auf diese Weise Personalkapazitäten rationeller' 

einsetzen zu .können .• 

Nach Abschluß der Umgestaltung der inneren Organisation 

der Landeserbeitsämter und Arbeitsämter durch Schaffung 

neuer oder inhEltliche Anpassung bestEhender Organisations

einheiten im Sinne einer Ausrichtung der Aufbauorgani

sation nach den im arbeitsmarktpolitischen Konzept 

1971 festgelegten Zielsetzungen (Ausbau eines modernen 
Arbeitsffiarktservice mit Integration der bis dBher von 

den verschiedenen Organisationseinheiten gebotenen Dienste, 
Abschaffung der Differnzierung zwischen Geschlechtern 

und Altersgruppen in der Betreuung, organisatorische 

Konzentration der Förderun[:saufgaben nach dem AI"ilIG) 

gelten eie Bemühungen nunmehr der Beobachtung,der Bewährung' 

und der Weiterentwicklung der neuen OrgBnisationsform. 
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Einzelne den Dienststellen alsübergangsregelung ge

nehmigte, vom Grundschema abweichende DetBil16su~gen 
wurden im IntereSse einer m6gli~hsten Vereinheitlichung 
der inneren Organisation im Bundesgebiet abgebaut. 

Den BemühunEen zur H6herqualifizierung der in den 

integrierten Beratungs- und Vermittlungsdiensten der 
AÄ tätigen I'li tarbei ter wurde weiterhin inZuS8ffimenE:r
beit mit der für die Fersonalschulung zuständigen 
Sektion I das notwendige AUEenmerk zugewendet. 

U\ 
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Finanzgebarungder Arbeitsmarktverwaltung 

Die Ausgaben der Arbei tsmarktverwaltung beinhaI ten den Ver
waltungsaufwand.der Landesarbeitsämter und Arbeitsämter 
(Personal- und Sachaufwand)und den Leistungs- und Förde
rungsaufwand. Der Leistungsaufwand gliedert sich in die Aus
gaben der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld, Not
standshilf.e, Karenzurlaubsgeld , jewei ls einschli eßlich Kran
kenversicherung), die Ausgaben der Sonderunterstützung an 
Personen, die von bestimmten von Betriebseinschränlrung oder 
Betriebsstillegung betroffenen Betrieben beschäftigt waren und 

in di e Ausgaben der Bauarbeiter - Schlechtwettercntschtidigung •. 
Der Förderungsaufwand betrifft die ArbeitsmarktförderWlg. 

Diese Aufgaben werden durch die Einnahmen der Arbei.tsmarkt
verwaltung gedeckt. Diese Einnahmen sind: 

1. Der Arbei tslosenversi cherungsbei trag ,der :i e zur Hälfte 
von den Dienstgebern und Dienstnehmern gelei~3tet wird 

u.zw. zur Zeit 2 % der für die Krankenversicherung gel
tenden Beitragsgrundlage. 

2. Beitrag aUs Mitteln des Ausgleichsfonds fUr Familienbei
hilfen zum Karenzurlaubsgeld (einschließlieh Kranken .... 

versicherung) in der Höhe von 25 % des Aufm:llldes. (Vi ese 

Bestimmung trat am 1. April 1974 in Kraft. Vorher gab es 
einen Bundesbeitrag zum KarenzurlaubrJgeld). 
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3. Beitrag des Bundes zur Sonderunterstützung im Ausmaß 

von 1/3 dieses Aufwandes. 

4. Beitrag des Bundes zum Verwaltungsaufwand der Landes

arbeitsämter und Arbeitsämter in der Höhe von 50 % des 

Aufwandes. 

5. Schlechtwetterents.chädigungsbei trag, der je zur Hälfte 

von den Dienstgebernund Dienstnehmern geleistet wird 
u.zw. zur Zeit 1,4 %der für die Pensionsversicherung 

geltenden Beitragsgrundlage. 

6. Beitrag des Bundes zur Notstandshilfe (einschließlich 

KrankenversicherUng) u.zw. für den Fall und in dem 

Ausmaß, als die Ausgaben fUr die Arbeitslosenversicherung, 

die Sonderunterstützung und dem Beitrag der Arbeits

losenversicherung zu einem eventuellep Abgang der Schlecht

wetterentschädigung, die Einnahmen überschreiten. 

Alle Ausgaben der Arbeitsmarktverwaltungwerden gemäß § 60 

Al VG vom Bundwähr~nd dea Haushalts .iahres vorschußweise 

bestritten. Die Arbeitslosenversicherungsbeiträr;e werden 

von· den 'l'rägern der Krankenversicherwlg treuhändig einge

hoben und an das Bundesministerium für soziale Verwaltung 

abgeführt wld vorerst im Bundeshaushal t. vereinnahmt. 

Übersteigen nach Hechnungsabschluß in einem Kalcnder;jahr 

die Einnahmen die Ausgaben, so ist p,cmii.!3 § tJil A1VG dieser 

Überschuß nach Abdeckung allfä11ip,'~r l1..nb~~{';J.ichenp.r Vor

schüsse des Bundes einem Heservef01'dc3. ;:u~u.fii!inm. Err;i bt 

sich hingegen ein Gebarungsabgang l.1nd l.'CLcht (ü:r Betra~ des 

Bundes zur Notstandshilfe zur Der1c"lr \11 (;sc~) Alw;nlges· nicht 

aus, so sind die Mittel des Hesever.QIJc1~" hera1l7.uziehen. 

Di e GesamtaW'ogaben .... und Eimlahrnc:n,':'_ bal'11lL! i:J t ~jes tandtei 1 

des Bundeshaushal t es wld im Bund e::;riH~:~ '.:.(.;'28 et ~'. enthalten. 

Ergibt sich während des Haushaltsi:;Ju'c;:i ein i';1chraufwand 

p-egenüber 11em ßundesfinanzgesetz, ,:0 .,' i '1 LeD d1. 8 Haushal ts

vorschriften d.e[:, Bundes. Durch das .ie\'~'~~.i.lir:e Bundesfinanz-

\\1 
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82 
gesetz wird der ßundesminister .tür Pinanzen ermächtigt, ge

wissen Mehrausgaben zuzustimmen. Im Wesentlichen sind (hes 

nachstehende Mehraufwendungen: 

1. Mehrausgaben auf Grund von zweckgebundenen Mehreinnahmen 

(Mehreinnahmen an Arbeitslosenversicherungsbeiträgen und, 

SChlechtwetterentschädigungsbeiträgen). 

2. Mehrausgaben beim Sacbaufwand, wenn Deckung durch Ausga

benrucksteIlung im selben Paragraphen gegeben ist. 

3. Mehrausgaben bei gesetzli cben Verpfli chtullp:en (Arbej ts-

losengeld , Notstandshilfe , Karenzurlaubsgeld , Sonderun

terstützung und Schlechtwetterentschädigung ) bis 25 i{, 

der im ,jeweiligen Bundesfinanzge~3Cb; vorgesehenen P.U:';

gabennnsätzen. 

4. Mehraus{~aben b~i Anlag.en und Auf'\'ve!ld.ttngen "bis zu 300.()OO S. 

5. Mehrau8rr,aben aus Rücklagenauflösungen (Arbei tsJosenver-

sicherungsrücklage) bis max. 60 ',{' der :im ,jcwcilir(on BUIl

desfinanzgesetz enthaltenen AusgatJI:;l1Dn~;,it?,c]] und bis in:::;-· 

gesamt 2.500 Mio.3 für den ge3<un!;Cll BU!l(le:;h~)u:.~haLt. 

6. lVlehrausgaben aW.J Mittel des WintenTlehrkosten~n1s{~leü:h

fonds. 

7. Mehrauogaben für arbei tsmarktpoJ i. tin ehe: LhnnniJrncll. lii ur 

bestimmt ~) 51 Abs. 7 des Al'I1FG, daß ;~ur Behe t:l111,": ~JUDer"re

wöhnli eher lokaler oder regionaler ~3c:j'.'ncl·ir:kej tcn auf 

dem Arbei tsmarkt der Dundesmini ster ~t Ur [, (I /,i a1 f: V Cn!;lJ tur1/' 

nach Anhören des Bei rates für Arbci t:ilil,:ll'k t poli tik ,Fihr-

Li cl) nJ8.ximal 100 Mio .~) dem Reservefond::; im lcmfenden 
.' 

liaushal ts .jahr entnehmen kann und der lluJ1dc~:mj ni st c r für 

l"inanzen etner dadurch notwendi,gl:n Ubc:c!,cl'tr(;ituI1/'; oer 

Ausgabenails1itze des Heservefonds zu~~w; Limrncnbat. :ion~)t.i. ["13 

Mehraufwendungen bedürfen elne~, Über:;chrei Lt.l/i(,S[~esc t:::.e~3. 

l\ußf;rdem jst gemäß § 5 'I Abs. 6 des .<\fll1"G der n1Jt1d(;~Jrnlnist(:l' f;i: 
L' 

~;()'.·,I.al.() Verwalttmg ermächtigt, Mittt)l (k:,i Ucscr'vefoncL; ZU!11 

l~wL'\'I= von JlaumaßwüllIlOn und der AuusLattl1/H~ für lJ/en:jLstel!,' 

tU 
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83 
der Arbeitsmarktverwaltung jährlich im HBchstausmaß von 

1,~ % der im Bundesvorenschlrg flir das jeweilige Jahr 
veranschlagten Einnahmen an Arbeitslosenversicherungs
beit~ägen heranzuziehen, wenn es für die Durchführung 
des Kundendienstes der Arbeitsmarktverwaltung erforder
lich ist. 

Hinsichtlich der rechtlichen Stellung des Reservefonds 
wurden Überlegungen für eine gesetzliche Regelung zu 
seiner Verselbständigung angestellt (Arbeitsmarktver
weitungsfondsgesetz). 

Weitere Angabenliber die Budgetentwicklung 197~ - 1977 
sind nachstehenden Tabellen zu entnehmen. 

111 
~II 
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r-------------~-------------------I~ i 11 :.111 :'. ,0, C ~:: '.) tz .1 • 
_,,"_An!.:.tLt.7L--.-.-.-

B e t ra g 
AUGgaben 

l'ararrr. (hv. An:::; da.VO'1 I insgesrunt 
~~ . rO~l!....l_~_. _____ ,_. _._#0 ..... ____ .. ;~~tz..r~: ___ •• .,. __ ._, __ --

1550 

1551 

155~·7 

15557 

155<57 

15')00 
'1 1;'')03 
15507 

15508 

15';1J 
1)')1,) 
1:5516 
1 :))'I? 
1 1):11 ü 

7C:'. ,~ 
"( (. '2 ',i 
'/ tj ;-'(. 

'/::511 

Landesarbeitsämter 

rcY"sonalaufvmnd 
!mln!~cn 

AUrVJC;lc1"lml~cn( Gesetzliche 
Verpfli Ch·twlgen) 

AufwcndWlgen 

TJanc1csnrtJCi.tstimtcr; AMP
il[2.ßlI.CJluTIrm gcm. AJ.1FG 

J"nl8.r:~;n 
1·'i.5:.:'dcrUYl{;Snusgnbcn (D) 

I FU=dcrungsausgaben 
AufwendunGon (Gcs.Verpfl.) 
AuJ\:e !~rJun: ~c n 

~;I)nrl cru '- t.cr 8 tützung 

Unterstützung n.d.AIVG. 

Arbeitslosengeld 
.No~ standshilfe 
Knrcnzurlaubsgcld 

U P • 1)00 + 902 

I
, Dci.tr.f.ßcz.v.AIG. 
. j~(~~i. tr. r .11c~·. v'. 1'111. 

/
' B r~ i t r • f. !~ c 7, • v • I'~U G • 

U.P.900 .), ~D~~ 

I Ul·),,,·!·"" " 'I }I.u·;"-L l~ d PV'-T'r , .... " •• <... .. f1"'" .. LI. ..L. • 
K08tc~ero.n.d.Tr.d.KV •. 

15597 Bcit"r2<g der Arbeitslosen-

I __ -"" ___ , __ ,-,;~~~_,~~~:~,,,~~ .~~~ge-
:3llr:~rnc : 

410,422.621,26 
0,142.094,84 

10,53S.413,()O 

69,564.816,05 

3"5,278.668,\...'0 
679,488.444,81 

43,394.506,07 

756,161.618,88i 

82,635.819,9~ 
3.455,437.609,24 

1.496,584.531,'15 
314,:)54.759,60 

1.115,627.553,0(1 ) 

? 34 , 53"i • 4:J 5 , 97 
Cj 7 , :,04 • 9 9 8 , 92 

17 b , 6"34 • 2130 • l,O 1,) 

I. 

41,145.676,80 

-
.<.134,049.670,02 

In 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)214 von 332

www.parlament.gv.at



85 

finalliacrLc GCO;lJ."'lUl[; der Arbe.il;:~n:'lrlct, '.'n'{altunr~ 1 9 7 7 

rf~;,~~~~~7c~F;;_:;nG~-:-:-~-~'~-~~~~-". -L"i.f.~~~::-;'~:";%;;·:-~i 
.......... _V"A~"'!'''- rot::. ."T._ .• .r'.:11~~- .. ~.n=or- .... - .. ~~. ~ . __ • ""&:'1" .... n" .•. __ . .. ~ ." __ ... ~1lI'I:"... ~":'P'!'I'7~ ,~.~ ~", 

~ 1550 L3.l:!.clest .. rbcitshmter 8JO.206,38 

~ ),51 Landc:::"'".rb0:i"~;s;:;.mt0r; Al"1P-
~ ;-'Ia!3nahmen Gern. ANF'G 

i ;5580 I AIV-Deitr.(z;':cckG.Einn'.) 

I 'I AlV-Bei~r~~~ 
i l1~itri.~r:0. des B,md.es: 

! 
~ 
3 15590 

11-1"'; .':t' " ;' .. ;~ ~ I' '\'f'''d ,';':. 0-'.... ,. \ • _ ....... ,) •• '~ • 'r - .. -\. ,', . I t • 

I J:l?i ,,1'. ci. ;~':: :';.::;.' :~: 

Ueitr.d.~ittcl e.Ausgl. 
Fond::: :f.F2rr.bh.:~.KUG 

fibcr.".'~:i, "',"":.. ;r, !]r>~crTc fonds 
n. d. AJ. VG. ( z',":c ck~:;e b. EiT1 • ..r'.l. ) 

2· 8, ~3 9.:l • 3 6 ,'5. ~} 
7,545.27 ,32 

2 
Y:.iB,ÜG5.45ß,25 

11,937.265, 51 1 

4.33 1,880.035, 76 1 
r 
~ 

614 5 "'- 1('0 06 1 
, Uj. v ,./ , 

I 

,---- ._--- ---

ni 
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1innehmen ~m Al VG-Bei tragen in den Jahren 197;'-1977 

197~, ...................... s 
1974. . . . . .. . . . . . . . . . . . . .. S 

197~ ... f) •••••• ••••••••• S 

1976 •...... " ....•......•• S 

2.927,337.004,28 

3.320,~O~.090,18 

7 7ö~9 74 7 ~77 66 ..,;_ , ,....-·.c...J ......... , 

1(' r77 j • • • ~ • • ,- • • • • • • • • • • • • • S 4.3~1,880.035,76 

~==1~~~~~~~Z§~~~~!~~ 

Durchschnitt 1973-77 S - ~78 89 l 7 7 9 9~ ~.;~, ;. ~ , c 

bit t e1 c. es Hes CI'vefond s n[' eh dem Al VG 

Str'Ii(;: ~1. DeLjembcl' 1977 

Gelc.stnnd S 

VCTLB[enssta~d peT ~1.Dez.1977 S 

1 "-4 7 7 14 ~,L~, ~'7 ,-".-,./ .c:.·/c:.,L 

Gr:=r'lIlt('Iitwieklung der' 2rbei tsmarktpoli tischen l!'ördel'ungs

maßnahmen (1rfolg 1973 - 1977) 

, 

I 
Ah~-1rfolL 

VeränderunG gegen- Veränderunc: gecen-
! J~'lJI' . über dem Vorjahr über der:: VOTjahr 

in I'ho • S in l"'lio.S in 0/ 
tU 

197~: I: ~L "76 ./ c: >, C' + 221,898 + 73,14 
1971.; 7:'1,977 + 226,701 + 4;,16 

19'?~ 81 0777 :;,-- + 67,400 + 8,96 
19'?C 7L; ~ , Ll 76 - 73,901 - 9,02 

197'7 I 7:;(:',161 + 10,68:" + 1 ,4;, 
.-

lU 
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RESSORT 

; }_'~eItsmarktpolitische "'~Sn~~.-en I . 'I I 1-' '-"1 I R~t",,' I .ll 
i:~~ de~:~:~z~:,::~~1~, 15515, 15516 und 15513 _. ~J. Erfol~ 7.0 .1 Er.fOl~~ 71 . ErfO~~ 72 -!-~rf~~~~"C~3 ,J,~-,~,,~:~~-: 7.~_~g 75! E~:Olg 76 ,~ ,,' Erfolg, 77

1 
',\;~~I~~:R~~~~~MAIH:'~ ._~ 1~=~33~~~<2.'J:~;L~=.~_~"",l2!"~~~==,=-_."!:~!,,,89;,,"i .... ,.", ___ .,~!.,-"~1"1.f",!=3..~!-~~H""fl.~33' 976 (39,453, ?~, 
! ~1 Grundlagenarbolten ! ! I 4,204 ! 5,577 , 6,674 1 9,696 

:="='=l=nf=o;=~=ti=~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~1~~---'--1-- 33,241! 34~117 I 2~,302 ~ 29,757 

l_.~2~\IYÖU~l..~= ,-=-'~7~)6.~==~IJ141Lr='= ~q~.'.~7.~_)~"-,~;~7~. 3~~~,~ ~-~.3~,?~:,5~9.J"""T,,}~~~?",~J~~~] 294,871 

:.2<~~~~s.~::~~'StJ3U § 19(1)b u. § 26 I' 32.!46.2J 81 ,7~! __ ~~,9~2_L_~_~1 ,67~_L~!3091 280,2871 328,021 .287,208 

:~~ Gcoar"~: .. u_~d.Arba"tr. § lS(1)c - k I" ~~~9.!._ . 6, ~8~J ____ ~_~~!5_L __ .... 5.,6,!~._: ____ .... .!,28!...l _?.L907 i 8,977 ( 7,663 
~3~iisB[scli~iTiIHG I 78,763T 161,373l-'---;07~'798-'I-"'-1'5'1:631"-:--1'48~956l 183,60al 159923 ~.209,919 
;-;;-'KOnj.betr.eesch.Schw. § 27(1)a u. d-··l-0':34"l-<-O;[!·8-1-·"~'o'~200-!-·~-""5_'72~~' -, -"-9:'91Il·-64·:-2·421--'30'~~25-r'!.1 -:-3"0","0"08-'-+----

,'2 SaIson.Besch.Schw. § 27(1) bu. c 1_' 77,.§J-L---123J_52§! 104,841...L-1..Q.It27~_; . __ 95.,312.J~8,083 I 1.'10,503 ! 149,171 
:3;·Unger/r.e"Ch.sch\/.~35 0,962: 1,5161 2,7571 38,3321 44,324\ 31,283119,295 [".30,740" 

~~~~!'~~_ _ ___ 2.~.!.!.~.J~Ji'!~i_' !: .. 9.'.6 _ t.:... ~8:3 ;n:.:. .. ~7 .39 . .6-..1 7'..!2.l 6~.::!~,9 ~ 78,303 
;: AOJsbI1dung~.ih. (Leorlg.)§ 19(1). I 45,176 I 61 t 520 l 46,074 I 48!_61~ ~ __ ~~~1 55,565 43,317 L~._6"",,:....1_2_6_+_...;....; 
!':AuSU~1<:Ur.9SbCI~.(Sonst.~§19(1)a I 2,6461 2,975 i 2,235! 5~,,~~~_l_ 11,621 11,628[. 19,988! .27,196 

: \3 8~rufr.,orschulu(IQ § 19 (1) b ~'_ ,J 2 ~368 : 4 ~_6tl7 )_~~~_.~_. ____ ,;,:.~,~2cJ.:.:._}~!44! 4,780! 4,804.! ='",,4,;:; __ ==,9=8=1===t==========1 

.. 5~~~_.~.__ =_,,,,-=--=-J~;;;,:.~~,Y~~;~}::~~.;~::,t~,!!?,;~~,~_e.::~st ,~b,..)974 .••.• _! ~ .• ~_,J6.! ?t5.~ .. _;t9.,&...U~W~ ~'r . 6~, 614 

. ;.! ~·,billtatsfHrderung I - ! - ! - _! __ " -____ , . 10,833 I 17,403 l45,750'" 47,10.1 

, ,3 .\rbeilsDd5cl,affllll1J I! ' ,I - ! - ; 5,742 I 6,694 5,267 8,081 

;_,~ leh;J~s~lldun'J u.8erufsvorSChulung t _ "! _L=~_' C=~.-~~:~::·~--.J-.~ 0t14~ I 6!374., 6,530. 7,4::c3::;;2==t===== 

L~,- ... ~.::sLfflD[~"=-_rir=PFTlJ"FmTj'mj .. ·r=-g~~~;-epn~t~~:,X~I/:!!:'~~~:",{~~le;t;i",-~EP~-."~~--i-~~~:~l ~;.;=-r1.!-1~~ :,,"~~!J{~='~ ~ i ''; ,003 " 

: "2 l'~oblllt~tsförderung . 1I I 1~--,,-1. ___ 1 ~?4 3 I 1 ,584 , 788 I:' 904 I 

:',3 ~rbeItsbesch3ffung J I::. ... _! ___ .. _~~?5 I 0.,003 15 " " 

~" te~r.usbIl~9 u. Berufsyorschulung , ___ - ____ I ___ -=-__ J ___ :.. _____ ! ____ .... : __ J .. __ O~?~J ___ 0,131 I. 61 l. 91 
184uSIWIUHG--- 1-.--ö;io5"T----·o,38-2-i--. -O:7-33T··-120-:()Ehl--210~-5j5.-r---2·o5'7~9'·· ~8,069 i., 69,999 

f eo rre~de Schulungselnrichtungen § 26 . otIiin~,!rG-st-',?urt clicri-e---r:1IöveTIe---- 'I;--';~'~ .<;,'9-3' ·-r -;~~"··;-;,-·3-1'~'9·T7'-402 84 03~ ="" j..;·-6-8;.,;.:9..;99...;...-Io-..... -
I zum .... 'u' zu: ragen· I ;:;, • I t . ' 'r' .:;;J-=--+_--=-~...:.. 
i 52 HgeneSchulungsoinr. u. Ausstatt. I 0,105 -,-- 0 :382[ 0, 733 ..J=~~~'f?~~J.~-·--O-:4 ~ 2 1 0,491 I ~ . 
:5~ '.ohnphtzbm~affung§26a ! ! I - I-i 6,000 I 7,826 I. 3,31; .1 5,000 

i~ ~Indr.rbetreuulIgsbo!hilfe § 26 b I ! I - ~ ~'-"---i' ---- ... -----1L - I 70 r 1 ,000 2,000 

I S~r·~[: 1/1551" r 168,0~ 329,438 , 303,-;78 r-___ ~i;~~-~·~~!:·~·· 7j;_~:i?il8_~;'-3~7 T7:5M~[' 756,162 1.070,041 

,8 

BVA 78 
-

I;A.OOO -14,200 

43,800 

450,000 

435,000 

15,000 

480,041 

30,000 

120,000 

30,041 
= 1'1?,000 ' 

?"):OOO 

75,000 
2").000' ,I 00 

160.000 ...:} -115,000 

?t;:900 
;JO"OOO 

-
? 000 -1.700 

100 
~OO 

4'),000 -
~?·999 

1 
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Hauptprogramm 89 

Programme Teilprogramme BVA 1977 Erfolg 1977 - in Mio.S in Mio.S 

'p 1 Arbei tslosigkei trc 2,070.2b1 2,227.081 

~P 1 Arbeitslosengeld: 1,729.000 1,73 1 .116 
im Jahresdurchschnitt 35.000 Bezieher 
S 4.117,- mtl. S 49.400,- p.Jahr lt.BVA 1977 
im Jahresdurchschnitt 35.557 Bezieher, 
S 4.057, - mtl. S 46.6b6,- p.Jahr laut 
Erfolg 1977 

rrp 2 Notstandshilfe : im Jahresdurchschnitt 228.500 372.060 
7.000 Bezieher, S 2.720, - mtl. S 32.643,-
p.Jahr It.BVA 1977 
im Jahresdurchschnitt 11 .029 Bezieher 
S 2.811,- mt 1. S 33.735~- p.Jahr It. 
Erfolg 1977 

rrp 3 . SonderQnterstützung: im Jahresdurchschnitt 
600 Bezieher mit S 7.893, - mtl. inkl. 2SZ 66.300 o2.6~6 
It. 3VA 1977 
im Jahresdurchschnitt 760 Bezieher mit 
S 7.56.1 , - mtl. inkL 2 SZ lt.Erfolg1977 

rp 4 U'berbrückungshilfen: für 9 unterstützungs-
bezieher im Jahresdurchschnitt lt.BVA 1977; 455 124 
für <, Unterstützungsbezieher im Jahresdurch-
schnitt lt.Erfolg wie sie f.d.Alg angeno~nen 
werden 

TP 5 EinhebungsvergJtung Rd.1 % der mit 4,514 
rilio. S veranschlagten Einnahmen an .U V-Bei- 46.026 41.145 
trägen lt.BVA 1977; Rd.1 10 von S 4.332 Mio. 
tatsächlichen Einnahmen an AlV-Beiträgen 
It.Erfolg 1977 -

P 2 Mutterschaft 1,460.500 1 ,396.591 

TP 1 Karenzurl~ubsgeld, im Jahresdurchschnitt 
,2.000 Bezieherinnen S 3.682,- mtl. 1,414.000 1,352.262. 
S 44.187,- p.Jahr lt.BVA 1977; S 3.660,-
mt 1. S 43.920,- p.Jahr lt.Erfolg 1977 
bei 30.789 Bezieherinnen 

TP 2 Wochengeld: Minderaufwand gegenüber 
BVA 1977 infolge geringer Zahl von 46.000 44.054 
Al V-Leistungsbezieherinnen . 

TP 3 Sonderunterstützung/Mutterschutzgesetz: 
Für d.An2ahl d.Empfänger sind keine Schätz- 500 275 
unterlagen vorhanden. 

p 3 Wohnungs beihilfe 27.000 32.991 

'rp 1 Leistungen nach dem Wohnungsbeihilfengesetz, 
Mehraufwand gegenüber Voranschlag 1977 27.000 32.991 

I durch höhere Anzahl an Beziehern 
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90 
BESONDERE UND ALLGEMEINE SOZIALHILFE 

Im abgelaufenen Jahr ist die zweite Etappe der Novelle zum 
Kriegscipferversorgungsgesetz wirksam geworden (Erhöhung 
der Grundrenten für 105.141 Beschädigte und 85.422 Witwen). 

Durch weitere Novellen wird in der Kriegsopfer- und Heeres
versorgung das Leistungsrecht in wesentlichen Punkten ver
bessert. Insbesondere wurden als Maßnahme im Kampf gegen 
die ,Armut die Zusatzrenten für jene Beschädigten erhöht, die 
ihren Lebensunterhalt ausschließlich oder überwiegend aus 
den Bezügen nach dem KOVG und HVG bestreiten. Der Bereich 
der Rehabilitation wurde ähnlich wie auf dem Gebiete der 
Sozialversicherung der wirtschafltichen und sozialen Ent
wicklung angepaßt. 

Um den sozialpolitischen Anforderungen nach dem letzten 
Stand der Forschung und Entwicklung noch besser als bisher 
Rechnung tragen zu können, ist rur die GEbiete Heilfürsorge 
und orthopädische Versorgung eine Überarbeitung der bestehenden 
Bestimmungen vorgesehen. 

Die bereits im Vorjahr angekündigte Verbesserung der Ver
brechensopferversorgung wurde durch das Bundesgesetz vom 
17. 11. 1977, BGBI.Nr. 620 verwirklicht. Es konnte mit dieser 
Novelle nicht nur die Beschädigten- und Hinterbliebenenver~ 
sorgung der Opfer schwerer krimineller Hand'lungen verbessert 
werden, sondern es wurde der Anspruch auf'die Leistungen nach 
dem Ve~brechensopfergesetz auch jenen Personen eröffnet, die 
zwar nicht unmittelbar durch eine verbrecherische Handlung 
verletzt wurden, die aber z.B. bei der Verfolgung fliehender 
Täter einen Körperschaden bzw. eine Gesundheitsschädigung er
litten haben. 

UI 
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91 
Die in diesem Bereich der Sozialgesetzgebung ganz besonders 

wichtige Öffentlichkeitsarbeit wurde intensiviert. Es hat 

sich in der Praxis gezeigt, daß durch gezielte Öffent

lichkeitsarbeit bei den Medien größeres Verständnis er

reicht werden konnte. Dabei zeigt sich noch immer, daß 

eine beträchtliche Anzahl von Bürgern über die Entschä
digung von Opfern der Kriminalität nicht oder zuwenig 
Bescheid wissen. Soweit Fälle durch die Presse bekannt 
werden, ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
bemüht, die Betroffenen über ihre Ansprüche zu infor
mieren. Der bei den Landesinvalidenämtern eingerichtete 
Beratungsdienst steht auch diesen Personen mit Rat und 
Hilfe zur Verfügung. 
Erstmalig wurde aus den Mitteln des Ausgleichstaxfonds nach 
dem Invalideneinstellungsgesetz ein Fahrkostenzuschuß in der 
Höhe von S 2.500,---- für jene Behinderten geleistet, die 
dauernd oder überwiegend auf den Gebrauch eines Rollstuhles 
angewiesen sind. 

Die in Vorbereitung stehende Novelle zum Invalidenein
stellungsgesetz 1969 soll erweiterte Möglichkeiten zur 
Rehabilitation Behinderter schaffen. Insbesondere wird 

die Möglichkeit der Erweiterung des Kreises der begün
stigten Personen geprüft. Die Erfassung von Arbeits
plätzen, die für -Behinderte besonders in Betracht kommen, 
wird intensiviert werden. Zur Errichtung und zum Ausbau 
geschützter Werkstätten und zv ... r Einrichtung von geschützten 

Arbeitsplätzen sollen in Zukunft mehr Mittel aus dem Aus
gleichstaxfonds zur Verfügung gestellt werden. 

Dem Beratungsdienst in sozialen Angelegenheiten kommt 

immer größere Bedeutung zu. Seit 1975 hat sich die Zahl 
der ratsuchenden Behinderten um das Zweieinhalbfache erhöht. 

Die Arbeiten an einem neuen, den heutigen Anforderungen 
entsprechenden- Jugendwohlfahrtsgrundsatzgesetz werden im 

Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Justiz und Ver
tretern der Bundesländer fortgesetzt. 

Durch Novellierung des Kriegsopferversorgungsgesetzes konnte 
erreicht werden, daß Versorgungsberechtigte, die über kein 
ausreichendes sonstiges Einkommen verfügen, ein Mindest
einkommen in Höhe des Richtsatzes nach dem ASVG garantiert 

\'/ini. IU 
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BESONDERE UND ALLGEMEINE SOZIALHILFE 

Übersicht über die Tätigkeit 

Legistische Maßnahmen 

a) In Kraft getreten 

Bundesgesetz vom 17. 11. 1977, BGBl. Nr. 614, betreffend 
eine Novelle zum Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 

Bundesgesetz vom 17. 11. 1977, BGBl. Nr. 612, betreffend 
eine Novelle zum Heeresversorguhgsgesetz 

Bundesgesetz vom 17. 11. 1977, BGBl. Nr. 613, betreffend 
eine Novelle zum Opferfürsorgegesetz 

Bundesgesetz vom 17. 11. 1977, BGBl. Nr. 620, betreffend 
eine Novelle zum Bundesgesetz über die Gewährung von 
Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen 

b) In Vorbereitung 

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung über 

die Rentenanpassung in der Kriegsopferversorgung für das 
Kalenderjahr 1978. 

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung über 
die Anpassung von Versorgungsleistungen in der Opferfürsorge 

für das Kalenderjahr 1978. 

Ver:ordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung über 
die Feststellung der Aufwertungsfaktoren der Mindest- und 

Höchstbemessungsgrundlage und die Rentenanpassung in der 
Heeresversorgung für das Kalenderjahr 1978. 

Novelle zum Invalideneinstellungsgesetz 1969. 
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Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung über 

die Festsetzung der Ausgleichstaxe nach dem Invalidenein

stellungsgesetz für das Kalenderjahr 1978. 

Jugendwohlfahrtsgrundsatzgesetz. 

Kri egsopf erver,sorgung 

Im Zuge der etappenweisen Leistungsverbesserung€n auf Grund 

der Novelle zum KOVG vom 23. Jänner 1975 wurden mit Wirkung 
vom 1. Jänner 1977 die Grundrenten für Beschädigte und Witwen 
erhöht. Die Verbesserungen kamen 105.141 Beschädigten und 

85.422 Witwen zugute. 

'" 
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RENTENAUFWAND FUR KRIEGSBESCHÄDIGTE UND HINTERBLIEBENE 

... " . ,_. _ ....... - ... --.. - _ ..... _----
Beschädigte Hinterbliebene Insgesamt 

....•..... _-_.- .. _--_. --_ .. _.-
Jahr *) 

Kopfzahl 
I----ll------

1976 105·141 
1977 101.733 
Ver-
ände- -3,2 runr; 
in % 

Aufwan 
in Mil 

d 
1. 

...... )?._--._. 

1.795 ,7 
1.938 ,5 

+8 ,0 

. .. _. "r._ .. ___ .• __ . 

*) Aufwand *) . Aufwand 
Kopfzahl in Mill. Kopfzahl in Mill 

S s -

111.242 2.290,7 216.383 4.086,4 
105·724 2.470,7 207.457 4.409,2 

-

-5,0 +7,9 -4,1 +7,9 

------- --.' ... _ .. _ .. ~ --_. -_. -_ .. .._-- .. .. -.... _. 
• jeweils am Jahresende 

VERÄNDERUNGEN U1 STAND DER GRUNDRENTENBEZIEHER 

------------_._ .. __ .. --_._. __ .. _ .. ---_._ .. 

• jeweils am Jahresende 

GESAJolrllUfVJAND BLW'~ AUr.~AND PRO PlRSON AN lCfNTENGEBUbREN fÜR BlSCHi;UIGIE uND HINllR. 

BLIEB[llE NACH DEN I',OIJG 

Jahr .....~. 1970-'- J ... "'1'97""'--"" 
Personen: 271:485""~ 262.009 . 
(Stand 
1.7.) 

1972 -j---~9;~' 11 
1974 ! 1975 i ___ 19:~7._6~_4-_.J9n~1 

1,1.75', r -245. 195- öi .-89i- i 1ä• 9161- 219.462 210.990 

._ • __ - •• 00- r-'O'O" _+._ .. ___ .0 _____ ••• ___ ._ 

2.609,844 2.964,743 3.335,320 13.635.326 1 4•086,407 GesalDt- 2.20~lä8-- 2.'318,171 
aufwand 
in mll.S ; 
Steigerung' 
gegenüber 
~cm Vorjah~ 

.1n% ; ._._._. 
Auf .... and prQ 
Person in S 8.1Z 6 
Steigerung; 
gegenüber 'j 
dem Vorjah1, -
in % I 

'---------- ------:-:-- '; 

5,1 12,6 
~~--~-. __ . -- ._0',. ._ .... -, .... , . -.-

8.8 ~ 8 10.3 26 

8,9 16,7 

---:-:--.~ ..... -.- .. _---, ... _.-. 

13,6 12,5 i 
9;0 12,4 ! 

--_ ....... -.. L 
I 

12.09- 1 14.020 15.881 18.670 

17,1 16,0 13,3 17,2 

4.409,207 

7,9 

./ 
20.898 

i 111 12,2 
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Im Hinblick auf die mit 1. Jänner 1976 in Kraft getretene 

Neuordnung der persönlichen Rechtswirkungen der Ehe und 

den durch die 32. Novelle zum'ASVG erfolgten Ausbau der 

Rehabilitation im Bereiche der Sozialversicherung erwies 

sich auch eine Anpassung der analogen Regelungen des KOVG 

als erforderlich, die durch eine am 17. November 1977 vom 

Nationalrat beschlossene Novelle zum KOVG vorgenommen wurde. 

Hiebei hat insbesondere der Umstand Berücksichtigung ge

funden, daß von derz'ei t rund 108.000 versorgungsberechtigten 

Kriegsbeschädigten mehr als die Hälfte das 60. Lebensjahr 

noch nicht erreicht haben und etwa 27.000 Beschädigte noch 

zwischen dem 50. und 55. Lebensjahr stehen. Da sich er

fahrungsgemäß die Auswirkungen der Dienstbeschädigungsleiden 

mit zunehmendem Alter stärker bemerkbar machen, sind wirkungs

volle Maßnahmen einzusetzen, um ein Absinken der Leistungs

fähigkeit der Beschädigten im beruflichen und wirtschaftlichen 

Leben zu verhindern. Unter anderem sieht deshalb die ange

führte Novelle zum KOVG die Gewährung von Zuschüssen an Dienst

nehmer und Dienstgeber vor, um einen zusätzlichen Anreiz 

zu schaffen, auch solche Arbeitsplätze anzunehmen bzw. anzu

bieten, bei denen im Hinblick auf die Behinderung voraus
sichtlich mit einer längeren Anlernzeit zu rechnen ist als 

bei einem gesUnden Dienstnehmer. Hiedurch wird es ferner 

arbeitslosen, Beschädigten nicht nur ermöglicht werden, wieder 

einen Arbeitsplatz zu finden, sondern es wird auch eine 

bessere Alterspension sichergestellt. 

Daneben enthält die Novelle auch eine Reihe von wesentlichen 

Verbesserungen auf dem Gebiete der Rentenversorgung. Hievon 

sind insbesondere die Leistungsverbesserungen im Bereich der 

Zusatzrenten als Maßnahme im Kampf gegen die Armut. hervor-. 
zuheben, die ausschließlich jenen etwa 5.000 Beschädigten 
zugute kamen, die neben ihren Bezügen aus der Kriegsopfer
versorgung tiber kein oder nur ein geringes Einkommen ver

fügen. 
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Die in. der vergangenen Jahren erreichte reale Ein
kommenssteigerttng der Rentenbezieher hat sich auch im 
Berichtsjahr fortgesetzt. Hervorzuheben ist, daß die 
Leistungsverbesserung vor allem jenen Personener-hielten 

die nur auf das Einkommen aus dem KOVG angewiesen 
sind bzw. ihren Lebensunterhalt übe~viegend aus Bezügen. 
aus dem KOVG decken. 

, I .! ... T'·; .. !:,: :.:.:!.~ l .. ! .. ,; ... ; .i::j~ .. i,L.;I.,;_.:;} J xeQte Erh~I}~,-iq;d:~:~)(er-6:0~t}~I~~$.9~"'.I?~~~::~:~ >;; 

i··.···lq~: 8ef~4;;·~t~:f"~ ~'Nr+'i~~-7.ii=~~~G=~i ••• tH 
.. ; .... ;.{ In: Pro?:. en tc",r9~9e.n J:6·~/r· 7qr·O:;;'-7oor:T:·T::r~T~;~r:;1 

: .. :" .. · it~r:~ !-Fl i-I~ri-:!;Tl-t(!~"l 
i ::.,::. .~.t' .. ;L.:.:.; 
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--'--' __ _C.__. _. ~_.~ •. -'-'-,'-. ...:.1:..-: .. : __ .-.:.:.: ·--.:._--..:.. ___ ~.-:-_--..:........:...o. ___ ··_:··_~:7':I_~~_: ~ :_'·-~_:·....,L_·· 

Ferner wurden die Anspruchsvoraussetzungenfur die Zuerkennung 
von Wi tV'lenrenten, V/aisenrenten ,und das volle Sterbegeld. 

fV<h-.W-».h· v 
geloekcr·b. Während bishe:r die angeführten Leistungen un-
abhängig von der Todesursache lediglich dann gebührten, 

wenn d.er Beschädigte bis zum Tod Anspruch auf die Beschädigten-

In 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 227 von 332

www.parlament.gv.at



98 
rente für Erwebsunfähige oder auf eine Pfelegezulage hatte, 

wird in Hinkunft der Anspruch bereits nach Beschädigten 

mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 

70 v.H. gesichert sein. Durch diese Regelung wird dem 

Umstand Rechnung getragen, daß ein.Beschädigter mit einer 

Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 70 v.H. 
überlicherweise nicht in der Lage ist, einer solchen Er

werbstätigkeit nachzugehen, die seinen Hinterbliebenen 

einen angemessenen pensionsrechtlichen Anspruch sichert. 

Einen weiteren Schwerpunkt der Novelle zum KOVG vom 

17. November 1977 bildete die Neugestaltung der Kranken

versicherung der Kriegshinterbliebenen. Die bis dahin 

den Gebietskrankenkassen für jeden versicherten Kriegs

hinterbliebenen zu entrichtenden Beiträge reichten nicht 

aus, den Leistungsaufwand der Kassen in diesem Versicherungs-

zweig zu decken. Der Gebarungsabgang der Gebietskrankenkassen hatte 

sich vielmehr für diese Versicherungsgruppe in den letzten 

Jahren kontinuierlich vergrößert. Es erschien nicht mehr 

vertretbar, daß die Gebietskrankenkassen die Leistungen für 

die Krankenversicherung der Kriegshinterbliebenen in immer 
größerem Umfang aus den für die krankenversicherten Arbeiter 

und Angestellten erbrachten Beiträgen finanzieren. In Hinkunft 
wird deshalb den Gebietskrankenkassen vom Bund der gesamte 

Aufwand in der Krankenversicherung der Kriegshinterbliebenen 

ersetzt werden. Im System der Bei tragslEdstung durch die pflicht

versicherten Kriegshinterbliebenen selbst ist keine Änderung 

vorgenommen worden. Diese haben· nach wie vor 3 % ihrer Hinter

bliebenenrente an den Bund als Beitrag zu den Kosten der 

Krankenversicherung zu leisten. 

Die altesmäßige Zusammensetzung der Rentenempfänger ist der 

folgenden Darstellung zu entnehmen. 
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ALTERSSCHICHTUNG DER RENTENBEZIEHER NACH DEM KOVG 

(Stichtag 1.1.1977) 
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Bemerkungswert ist hier, daß 32 Jahre nach Kriegsende 
noch immer 67% der Beschädigten das Pensionsal.ter no cl .. 
nicht erreicht haben und aus diesem Grund den ~urch die 

letzte Novelle 'zum KOVG eingeführten Rehabilitationsmaßnahrnen 
erhöhte Bedeutung .zukommt. 
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Der Abfall gegenüber dem Vorjahr zeigt somit bei den Be
schädigten nur eine gringe Bandbreite. Auch bei den Hinter
bliebenen, abgesehen von 1971, zeigt sich ein ähnliches Bild. 

Mit 31. Dezember 1977 standen 207.457 Beschädigte und Hinter
bliebene im Bezug von Leistungen nach dem KOVG. Im Bereich des 
Landesinvalidenamtes für Wien, NiederösterreicL 'Und Burgen
land sind 51,8 Prozent der Versorgungsberechtigten. Auf die 
folgende Darstellung wird hingewiesen. 

VEHIIEILUNG DEH VEHSOHGUNGSBERECHTIGTEN LEISTUNGS
E1It1PFÄNGEH IM ÖS'l'ERR. BU:NDESGEBIET (ENDE 1977) 

in Prozent 

tn 
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STAND DER VERJß!GSBERECHTIGTEN KOVG 

Bundesland Stand zum 31. 12. 1977 

IBeschädigte Hinterbliebene insgesamt % 
I 

Wien (+ Aus-
land) 25.217 28.045 53.262 25,7 , 
Niederösterr. 19.721 23.329 43.050 20,7 
Burgenland 4.255 6.873 11 .128 5,4 
Oberösterr. t 16.654 15.515 32.169 15,5 
Salzburg 4.853 3.660 8.513 4, 1 
Steiermark 15.984 15.108 31.092 

1~ :~ Kärnten 5.985 6.159 12.144 
'Tirol 6.330 4.990 11.320 5,5 

I Vorarlberg 2.734 2.045 4.779 2,2 

I 
1 

su~nvIE 101.733 105.724 207.457 100,0, i , 
I 

Im Berichtsjahr sind 48 Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes 

ergangen, die in 26 Fällen (54,2 Prozent) eine Abweisung der ein

gebrachten Beschwerde beinhalteten. 

Heeresversorgung 

Entsprechend der Anpassung in der Kriegsopferversorgung er

höhten sich auch die Versorgungsleistungen nach dem Heeresver

sorgungsgesetz gegenüber dem Vor jahr (1976) um 7 ~~. 

Gleichzeitig mit der Novelle zum Kriegsopferversorgungsgesetz 

vom 17. No'rember 1977 hat der Nationalrat auch ein Bundesgesetz 

beschlossen, mit dem das Heeresversorgungsgesetz geändert wiru. 

Mit dieser 13. Novelle zum Heeresversorgungsgesetz WUrden im 

wesentlichen alle jene Verbesserungen in den Bereich der Heeres

versorgung übernommen, die in'der Novelle zum KOVG enthalten sind. 

Danbeben enthält das Gesetz auch Vorschriften zur Beseitigung 

von Härten bei der Feststellung der Bemessungsgrundlage sowie 

Regelungen, die der besseren amtswegigen Erfassung der Beschädigten 
dienen. 
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Der Rentenaufwand ist, bei einer Erhöhung der Zahl der Ver

sorgungsberechtigten um 3,7 Prozent, um 17,2 Prozent im Be

richtsjahr gestiegen. 

IJahr 

Rentenaufwand ·für Beschädigte und Hinterbliebene 

in der Heeresversorgung 

Beschädigte Hinterbliebene Insgesamt 

I Aufwand Aufwand Aufwand ! *) *) *) I 

in Mill. in Mill. in Mill. I 

I 
Kopfzahl S Kopfzahl S Kopfzahl S ! 

I 
11976 ! 582 16,3 88 1,7 670 18,0 
'1977 ! - 599 19,0 96 2,1 695 21,1 
) r 

I 
1+ 

\!er.·- I 
2,9 16,6 9, 1 23,5 3,7 17,2 anu. e rung 1+ + + + + 

in /' i 1 

! 
I ; 

I i 

1(.) ,j eweils am Jahresende 

1 

I 
I 
I 
! 

, 

; 

AUJ' Grund der Meldungen der lVIi li tärkomrnandos im Bericht jahr wurden 
1?18 Rehabilitationsberatungen durchgeführt. 

Im ,Jahre 197'1 waren 326 Neuzugänge an Dienstbeschädigungen und 
,10 Abgänge zu verzeichnen. lVIi t Jahresende waren 3141 Dienstbe
schädigungen anerkannt. 

Prozent;
unteiJ 

• 

chirqL:ieh-flr t!:. 
Gcsur:dhci tssch'j
, uigungcn 

DIENSTBESCHADIGUNGEN IN DER HEERESVERSORGUNG 
(Veränderungen zum Vorjahr) 

lahn- u. Kiefer-· I uberkulose schädigungen 

D 1976 

Sch~digungen der 
Sinnesorgane 

f?":E 1977 

Sonstige Gesund- hautsChädi-
hcitsschädigungen gungen 

Arten 
der 
DB. 
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Opferfürsorge 

Die am 17. November 1977 vom Nationalrat beschlossene und am 

21. Dezmber 1977 als 613. Bundesgesetz verlautbarte 25. Opfer
fürsorgegesetz-Novelle sieht eine Erweiterung des Kreises der 
zum Berzug von Hinterbliebenenrente berechtigten Witwen, Lebens

gefährtinnen und Waisen verstorbener Opfer vor. Diese Hinter-· 
bliebenen haben nunmehr Anspruch auf Hinterbliebenenrente (und 
gegebenenfalls auf die einkommensabhängige Unterhaltsrente) 
auch bei akausalem Tod, wenn das Opfer bis zum Tode im Bezug 
einer Opferrente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens 60 v.H. (nach der 24. OFG-Novelle: mindestens 70 v.H.) 
stand. 

Auch der zum Bezuge von Sterbegeld nach Opfern berechtigte Personen
kreis wurde erweitert, da Sterbegeld nunmehr auch im Falle des 
Ablebens eines Inhabers eines Opferausweises gewährt wird, wenn 
das Einkommen des Verstorbenen eine bestimmte Höhe nicht über
schritten hat. 

Schließlich wurden einige Bes'timmungen des Opferfürsorgegesetzes 
der durch das Bundesgesetz vom 1. Juli 1975 über die Neuorcinung 

der persönlichen Rechtswirkungen der Ehe, BGBI. Nr. 412, geänäerten 
Rechtslage insoweit angepaßt, als die unveränderte· Vollziehung des 
Opferfürsorgegesetzes gewährleistet ist. 

RENTENAUFWAND FÜR OPFER UND HINTERBLIEBENE 

j 0 p f e r Hinterbliebene Insgesamt 

iJahr k *) 
Aufwand in *) Aut'wand in *) Aufwand 
Mill. S Mill. S 

, 
Mill. :s I i 

I 
'opfzahl Kopfzahl Kopfzahl 

I 

i 
I 

i \1976 3.703 I 112,6 2.395· 56,1 6.098 168,1 I ! 
11977 3.541 I 120,6 2.352 61 ,2 5,893 ! 181 ,9 . 

I 1 
I I , 
I 

Iver- I i 
I 

!i:inderung - 4,4 ! + 7, 1 
I 

1 ,8 + 9,3 - 3,4 I + 7,3 
I i -: , % 'l.n 
! 

*) ,leweils am Jahresende 

'" t: .. 

inl 
; , 

I 
; 

I 

i 
1 
i 

. 
; 
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RENTENEU[PF ii.NGER 
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Hinterbbliebene 
Opfer 

---. 
... --.... 

76 77 

VERÄNDERUNGEN IM S'rAND DER RENTENEMPFÄNGER 

UND AUFWAJ:ID FÜR DIE OPFERFüRSORGE 

Jahr 

'" 
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Im Berichtszei traum wurde außerdem die Verordnung über die 

Anpassung von Versorgungsleistungen in der Opferfürsorge 

für das Kalenderjahr 1978 vorbereitet (BGBl.Nr. 5/1978). 

Im Berichtszeitraum wurden bei einem Stande von 41 offenen 

Berufungen im Dezember 1976 und einem Zugang von 178. Be
rufungen (davon 78 betreffend Anspruchsberechti~~g, 56 be

treffend Rente und 44 betreffend Entschädigung) 181 Berufungs
verfahren abgeschlossen (hievon 77 betreffend Anspruchsbe

rechtigung, 60 betreffend Rente unci 44 betreffend Ent

schEidigung) • 
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Sozialberatul1S 

Schon frUhzeitig wurde von den mit der Behindertenarbeit 
vertrauten Dienststellen des BUndesm1tJ1steriWns tur soziale 
Verwaltung und den nachgeordneten Landesinvalidenämtern die 
Notwendigkeit erkannt, eine Verbesserung der Lebenssituation 
der Kriegsopfer und der sonstigen Behinderten durch eine 
auf die besonderen Belange der Behinderten gezielte Beratungs
tätigkeit zu erreichen. 

Die gesetzliche Verankerung dieser Serviceleistung der Landes
invalidenämter erfolgte durch Art. 111 des Bundesgesetzes 
vom 23. Jänner 1975, BGB1. Nr. 94. Die Auskunfts- lL.'I't:.l..,neratUllßs
dienste der Landesinvalidenämter finden nicht nur sm Sitz 
der Landeeinvalidenämter in den Landeehauptstädten statt, 
sondern werden auch in Form von Beratungstagen auBerhalb 
des Sitzes der Landesinvalidenämter abgewickelt. 

Die Beratungsorgane sind auch bemüht mit den für den einzelnen 

Behinderten zuständigen S:tellen die erforderlichen Kontakte 

aufzunehmen und den Behinderten bei der Abfassung von Antragen 

behilflich zu sein. 

Für die qualifizierte Tätigkeit wurden geeignete Mitarbeiter 

der Landesinvalidenämter besonders geschult. 

Die sozialen Beratungsdienste der Landesi~validenämter werden 

von immer mehr Ratsuchenden in Anspruch genommen. Im Jahre 19TI 
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konnten an den 141 in verschiedenen Orten Österreichs abge
haltenen Amtstagen 2477 Personen in sozialen Angelegenheiten 
beraten werden. Außerdem nahmen im Jahr 1977 1905 Personen 
den bei den Landesinvalidenämtern eingerichteten permanenten 
Beratungsdienst in Anspruch. 

Seit der Einführung dieser Serviceleistung im Jahre 1975 mit 
annähernd 1700 Beratungsfallen wurden 1977 bereLts 4382 Fälle 
gezählt. 2471 Personen nahmen den Beratungsdienst in Ange
legenheiten, die nicht die Kriegs- und Heeresversorgung be
rühren, in Anspruch. 

a) Zuweisung zu diversen notwendigen fachärztlichen oder 
eine Klinik gebundene Durchuntersuohung in ambulanter 
oder stationärer Form. 

b) Allgemeine Erziehungsberatung, Fördez- und Lernprogramme, 
Anweisung zur Förderung der Motorik, der geistigen und 
spraohliohen Entwicklung; 

c) Hilfestellung in administrativen Belav~en; Ansuohen um 
KostenUbernahme bei den zuständigen Trägern. der Sozial
versioherung, (Landesregierung), Vermittlung von Zu
schUssel:'. diverser Fonds, Aufnahme von Kontakten zu den 
fUr den einzelnen Behinderten zuständigen .Stellen, Ab
fassung der erforderlichen Anträge, Hilfe bei Heimunter
bringungen. 

0) Aktivierung der Eltern der Behinderten zum Zusammenschluß 
in Gruppen und Vereine und Entfaltung einer auf die Ver
besserung der Behindertensituation gerichteten gesell
schaftlichen Tätigkeit. 
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1§rbrechensopferversorgurg 105 
Die Novelle zum Bundesgesetz über die Gewährung von Hilfe
leistungen an Opfer von Verbreohen (BGB1.Nr. 620/1977) hat 
flir die Opfer verbreoherisoher Handlungen und deren Hinter
bliebenen bedeutsame VerbesseI'Ullgen gebraoht. Insbesonder~ 
wurde duroh eine großzügige Anhebung der Einkommensgrenzen 
auf das Vierfache des Riohtaatzes nach § 293 ASVG eine be'seere 
Abgeltung des Verdienst- (Unerhalts-) entgangsanspruohes 
erreioht. Nach der bisherigen Regelung kam es zur Kürzung des 
Anspruches auf Verdienst- bzw. UnterhaI tsentgann;, wenn da's 

sonstige Einkommen des Verbrechensopfers zusammen mit dem 

Verdienst- bzwo Unterhaltsentgang das Eineinhalbfache des 

nach § 293 ASVG' jeweils in Betracht kommenden Richtsatzes 

überschritten hat. 

Daneben konnte für die Beschädigten durch Einbeziehung der 

medizinischen, beruflichen und sozialen Rehabilitation in 

den Leistungskatalog und Schaffung der gesetzlichen Deckung 

für die Übernahme der Reisekosten, d.ie Verbrechensopfern im 

Zusammenhang mi t der Beschaffung, 'vVieuerherstellung oder 

Erneuerung von Körperersatzstücken, orthopädischen oder anueren 

Hilfsmitteln erwachsen, eine wesentliche Besserstellung er

zielt werden. 

Aber auch bei elen Hinterbliebenen kam es überdies dadurch zu 

Verbesserungen, daß der schadenersatzrechtliche Grundsatz öer 
Kürzung der AnsprUche der Hinterbliebene im Ausmaß des WIi t

verschuldens des Getö.teten aus sozialpoli tischen Erwägungen mi t 

dieser Novelle durchbrochen wurde, sodurch in einer Reihe von , 

Fällen (z.Bo bei Tod des Ernährers infolge eines Raufhandels) 

den schuldlosen Hinterbliebenen ein Anspruch auf Hilfeleistung 

aus dem 'l'i tel der Verbrechensopferversorgung neu eröffnet werden 

konnte" 

Aber auch den Anspruch auf den Ersatz der Bestatturigskosten 

vvurde mit dieser Novelle besser gestaltet. Nach der bisherigen 

Hegelung konnten die Bestattungskosten nur jenen Hinterbliebenen 

ersetzt werden, die gegenüber dem Getöteten einen gesetzlichen 

Unterhaltsanspruch hatten. Nunmehr wurde der Anspruch auf Er

satz der Bestattungskosten aus dem Zusammenhang mit der Unter-

haI tsberechtigung gegenüber dem Getöteten gelöst und gleich- 11" 
zeitig die Leistungsgrenze auf das Vierfa.che des Richtsatzes 

nach § 293 ASVG angehoben. 
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Im Berichtszeitraum wurden weiteren 13 Personen Leistungen 
wegen Verdienst- bzw. Unterhaltsentgang zuerkannt. Der 

Gesamtstand an Leistungsempfänger hat sich damit seit 1972 
auf 81. Personen erhöht. Mit Rücksicht auf die beträchtlichen 
Leistungsverbesserungen durch die genannte Novelle ist in . 
den nächsten Jahren mit einem stärkeren Ansteigen der Zahl 
der Leistungsempfänger zu rechnen. 

Aufwand für Hilfeleistungen Qn Verbrechensopfer 

---- 1 

Opfer Hinterbliebene Insgesamt 
Jahr I 

-. - K~p{icihI--Äuf\:j·and.-
*) in Mill.S 

1--------· ________ L ______ ... ______ .... _ 

KOPfzahl Auf'vland Kopfzahl Au fll llilcl 
*) *) in rüll.S :ln Mill.S --_. ---- __ 0 __ --_- -_ .. -

19 rl.J~ 12 0,286 16 0,105 38 0,391 

1975 20 ° 'Jl) ') " '-
25 0,1:)3 '-I- C) 0, 72/~ 

19'70 31 0,693 37 I 0,256 
I 

,- '"' 0,954 00 

I 
197'/ 35 ° 8118 46 I 0, 3LI·~i , 

I , 
, 

81 1,191 

.~) jeweils am Jahrende 

Veränderungen im Stand der Leistungsempfänger und Aufwand 
für Verbrechensopfer. 
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Invalideneinstellungsgesetz 

Zufolge der Verstärkung der Aufklärungstätigkeit konnte der 
Schutz des Gesetzes auf eine steigende Zahl von Behinderten 

ausgedehnt werden. 

Die Veränderungen in den einzelnen Gruppen der erfaßten be

günstigten Behinderten in den beiden letzten Jahren sind der 
folgenden Tabelle zu entnehmen. 

Stichtag Begünstigte Personen 

KOVG L;l.VLl- Unt'all- .,... tiVli- o.J:t'G Insg. behind. geschäd. 

1.06.1975 30.090 9857 4979 108 126 45.160 
~11 .12. 1977 35.782 12606 5129 116 97 53.730 

*) nach Arbeitsunfällen 

Da.raus ergibt sich, daß der Anteil der Kriegsbeschädigten 2/3, der 
der Zivilbehinderten rund etwas mehr als 20 Prozent und der der 
Unfallgeschädigten rund 10 Prozent beträgt. 

Die Altersschichtung der begünstigten Per'"'onen zeigt deutlich eiie 
Wirksamkeit des Invalideneinstellungsgesetzes für ältere Arbeit
nehmer. 

ALTERSSCHICHTUNG DER BESCHÄFTIGTEN BEGÜNSTIGTEN PERSONEN 
(Stichtag 31.12.1977) 

Altersgruppen 
in Jahren 

70. S97 I 1v,f 

:: __ -:- .... -~.:~:~ ... ~~_~: .. '," .. =:~.--~j '2·?J??z, 5'5,9 
. . ... ·:-_.:· ... :::.c;:--",.,_ .•.... .:..;7:;.t..' ___ • _____ •• _. ____ ... _ 

YO-<t9 53Zt I . 10,0 ! 

lt6 1-3 I /.. ? . 

20-},,'1 1 so~1 -5.2 i 

tmtc./-20 J 2QZ 0,$ . 

I I 
70.000 20000 3DOOO : 
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Es sind. somit 53.730 Behinderte nach dem Invalideneinstcllung~
gesetz erfaßt. Das bedeutet gegenüber 1975 eine Steigerung um 
19 Prozent. 

FUr alle auf den Gebrauch eines Rollstuhles angewiesenen 
Behinderten wurdeeinFa~rtkostenzuschuß von S 2.500,-
(Jahresbetrag) aus den Mitteln des Ausgleichstaxfonds ge
wahrt. Der Jahresaufwand. b~~ruß rund. 800.000 S. 

Dlese Aktion Wird in den kommenden Jahren fortgesetzt 
werden. Gezielte Förderungsmaßnah.nen ermöglichten es auch, 
eine größere Gruppe von Schwerstversehrten auf ihrem Arbeits
platz zu halten. 

Die Dienstgeber, die ihrer gesetzliChen Verpflichtung zur 
Beschäftigung von Behinderten nicht oder nicht im vollen' 
Umfang entsprechen, haben durch Zahlung eines Geldbetrages 
einen Beitrag zur Hilfe für Behinderte zu leisten. 

Die Ausgleichstaxe, die ab 1.1.1977 jährlich mit der in der 
Sozialversicherung festgesetzten Hichtzahl vervielfacht wird, 

betr~gt im Jahre 1977 370.,-- S. 

AUFTEILUNG DER ERFASSTEN BEGÜNSTIGTEN 
PERSOI\IEN NACH DEM GRAD DER lVI.d.E. 

.j . ___ .J 
1 ' 

Prozentanteil 

30 . 

20 

10 .19.0 

unter 50 v.H. 

.l 
! 

36,8 

50 v.Ho' 

BI JAHRE 1977 
--... _ ... 

-.! 

.. 1 .. \ , 
1 i 

I I I 
.. \ ... .\ 

! .1 
I 

I i , 
1 i i : I I , 
I , i 

I .{ .. i -I -. 
13,s: 16t~ 

I 1 ! ., r . I 
I 

I , 

1,0 v.H. 70 v.H. 

I 

··1 _ ... -: 
I 

~----:-""C""r~- .- ~. _." .. ! 

··1· . 
! 
: 

! 
.. ~ ... \ 

I i .\._-_._; 
I ' 
I . 
I 
I 

. •. 1 

1-1 
i . 

.. \ - .. - 'l" -.- : 

I '. ! 
·····,..-i _. -... --]"- -I-"--~ 

.---1- :-
I ! 
i 5,6 

8t~ i 
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Ausgleichstaxfonds 

Aus den Mitteln des auf grund des Invalideneinstellungsgesetzes 
errichteten Ausgleichstaxfonds werden Zuschüsse für Erholungs
fürsorge, für die Arbeitsplatzausstattung, für Behinderten
behelfe und orthopädische Behelfe, für die AnschaliUng von 
Kraftfahrzeugen und für Notstandsfälle von Behinderten gege
ben'. 

ErheblicheMittel wurden für die Ausstattung von geschützten 
\Verkstätten mit Maschinen und sonstigen Arbeitsgeräten aufge
wendet. 

Den österreichischen Dienstgebern sind im Jahre 1977 für das 
Kalenderjahr 1976 Ausgleichstaxen im Betrag von rund 64,1 Mill. S 
von den Landesinvalidenämtern vorgeschrieben worden. Davon ent
fielen auf Ausgleichstaxen nach dem IEinstG rund 57,8 Mill. S 
und rund 6,3 Mill. Sauf Ausgleichstaxen nach dem Opferfürsorge
gesetz. 

Bei der Ausgabengebarung ist vor allem auch auf die künftigen 
geplanten Maßnahmen Bedacht zu nehmen. Für die Errichtung und 
den Ausbau geschützter Werkstätten und für die Einrichtung von 
geschützten Arbeitsplätzen war es notwendig entsprechend größere 
Reserven anzulegen. 

Im Berichtsjahr wurden für die vQrgenannten Zwecke rund" 
39,1 Mill. ·s ausgegeben. Die perzentuelle Auf teilung auf 
die wichtigsten Gruppen ist der folgenden Darstellung zu 

entnehmen. 

------------_ ... _, .. ,----,-,-.- ----
\ j' 

: ., :_:' '.' ··1 :::: : ... 

~t'.sq~6e1 eies /rT1/~/la~,-~tf':;f I~ ;z;roi!.f".jllj 
. 4 

! .... 
. l : IIIIIIIIIIIIIIIIT r 

~6; :: I. ., i ., S ! Q/o i 
i ',:;tj:: ,. I i:: "., 

'. .. ~. _ .... ;: :. i : .. -. . . -" .. -~ -. l-- . '. ..-

: Sub v:el1 f,··Qnlfil"" 4nd~4.s'-hJ$Se. !' 
: ;ii : .!/j·'I~ .. : :;~:~:.-f.: i... i;; L. 
, St,. ud. '.en-:- iC./~dlt. :4-.ei)rG.'.'".n.·j· a. s6,e.ih '.,"~., enl:: . . , .' I·'..'· ,... . ,J' . I 
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Kriegsopferfonds 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung gewährt aus den 

Mitteln des Kriegsopferfonds, BGBI. Nr. 217/1960, im Jahre 1977 
an Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene zinsenfreie Darlehen 
in Höhe von rund 12,1 Mill S für die Gründung oder Erhaltung 
einer beruflichen Existenz, zur BeschafTung von Wohnraum, zur 
Anschaffung von notwendigen Gebrauchs- und Einrichtungsgegen
ständen sowie zur Beseitigung eines bestehenden oder drohenden 
Notstandes. 

Einsatz der Elektronischen Datenverarbeitung 

Im Jahre 1977 wurde im Bereich der Kriegsopferversorgung, Opfer
fürsorge, Verbrechensopferversorgung und Heeresversorgung das 
System der Datenfernverarbeitung eingeführt. 

Neben der rascheren Anweisung von Nachzahlungen und der auto
matischen Verbuchung der Versorgungsbezüge, bringt dieses System 
im Bereich der Kriegsopferversorgung eine weitgehende Automation 
in der Leistungsberechnung mit sich und bietet überdies die 
Möglichkeit von maschinellen Bescheidausdrucken. Für einzelne 
Versorgungsleistungen wur,den bereits 1977 automatisch Bescheide 
erstellt, jedoch wird dieses Programm in der nächsten Zeit noch 
weitgehend ausgebaut werden. 

Das neue System der Datenverarbeitung gestattet eine umfang
reichere Erfassung und Verwertung von Statistischen Daten und 
ermöglicht überdies durch verschiedene Sonderausdrucke ein ge
zielteresParteienservice. So konnten erstmals im Dezember 1977 
an etwa 200.000 Rentenbezieher Benachrichtigungen über ihre ab 
Jänner 1978 gebührenden Versorgungsleistungen versandt werden. 

An der Perfektionierung in der Verwendung der Datenfernverarbeitung 
in den angeführten Versorgungsbereichen wird in der nächsten 
Zukunft noch weiter gearbeitet werden. 

Der Einsatz der EDV zur Ermittlung der einstellungspflichtigen 
Dienstgeber, zur Berechnung und Vorschreibung der Ausgleichs
taxen hat sich bewährt, sodaß ohne Vermehrung des Dienstpost
standes eine verstärkte individuelle Betreuung der Gehinderten 

einsetzen konnte. 
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HeilfUrsorge und orthopädische Versorgung 

In allen behördlich anerkannten Heil- und Kurorten Österreichs 
sind zur Durchführung der erweiterten HeilfUrsorge fUrKriegs
beschädigte Kurplätze sichergestellt. So wurden in das vom 
Bundesministerium für soziale Verwaltung geführte Kurhaus 
Ferdinand Hanusch in Bad Hofgastein 1.150 Kriegsbeschädigte 
(Vollbelag 1.170 Plätze) zur Kurbehandlung eingewiesen, wodurch 
die Anstalt zu 98,2 % ausgelastet wurde. Neben der Verabfolgung 
der Thermalbäder wurden bei den eingewiesenen Kriegsbeschädigten 
ents- rechend der medizinischen Indikation auch 2.798 Unterwasser
behandlungen und 2.574 Massagen durchgeführt. 

Die Entwicklung der Ausgaben für Heilfürsorge und orthopädische 
Versorgung zeigen die folgenden Darstellungen. 

I 
! 

, 

! 

1970 

ENTWICKLUNG DER AUSGABEN FÜR HEILFÜRSORGE 
in Mill. S 

1970 - 1977 
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Der Rückgang des Aufwandes im Jahre 1973 war auf die geringere 
Inanspruchnahme der Heilfürsorge insbesondere eine starke Ver
minderung der Heilstättenfälle zurückzuführen. 
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'ENTWICKLUNG DER AUSGABEN FÜR DIE ORTH. VERSORGUNG 
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Der Rückgang des Aufwandes im Jahre 1976 ist darauf zurück
zuführen, daß ab diesem Jahr die Verrechnung des Kleider- und 
Wäschepauschales bei den Versorgungsgebühren erfolgt. 

Die Bundesstaatliche Prothesenwerkstätten in Wien und Linz nehmen 

bei der Erprobung neuer Behelfe sowie bei der Weiterentwicklung 
von Prothesen und orthopädischen Behelfe? eine führende Stelle 
ein, die durch den engen Kontakt mit dem Forschungsinstitut für 
Orthopädie-Technik (FIOT) in Wien an dem die Republik Österreich 
maßgebelich beteiligt ist, immer weiter verbessert wird. 

Die von diesem Institut entwickelte "Wiener Volladaptivhand lt 

. und ein hydraulisches Sprunggelenk werden nach Abschluß der 
klinischen Erprobung in Kürze in Produktion gehen. 
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Förderung von Organisationen der freien Wohlfahrtpflege 

Im Jahre 1976 wurden die Organisationen der freien Wohlfahrts

pflege, die im gesamten Bundesgebiet wertvolle Fürsorgeeinrichtungen 

führen, mit namhaften Mitteln gefördert. 

Diese Organisationen leisten auf dem Gebiet der allgemeinen 

Sozialhilfe, der Behindertenhilfe und der Jugendwohlfahrt 

eine äußerst wertvolle, vielseitige und umfangreiche Arbeit· 

und sind eine unentbehrliche Ergänzung der öffentlichen Fürsorge

einrichtungen. Durch diese Tätigkeit wird in vielen Fällen die 

öffentliche Hand entlastet. 

Auch die Pensionistenorganisationen, die sich im verstärkten 

Umfange um die Bedürfnisse der älteren Mitbürger kümmern, er

hielten im Jahre 19'16 wieder namhafte Mittel. 

Den Maßnahmen der Pensionistenorganisationen, die der Bekämpfung 

der Einsamkeit älterer Mitbürger dienen, kommt immer größere Be

deutung zu. Die für die verbesserte Betreuung älterer Menschen 

zur Verfügung stehenden Mittel wurden beträchtlich erhöht. 

Die Organisationen der freien Wohlfahrtspflege erhielten 1977 

22,4~:~0.OOO S (im Vorjahr 19,400.000 S; Steigerung 15,6 Prozent). 

1ft 
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KLEINRENTNERENTSCHÄDIGUNG 

Das Ausmaß der Kleinrenten nach dem Kleinrentnergesetz BGB1. 

Nr. 251/1929, vlUrde mit 1. Jänner 1977 durch das Bundesge
setz vom 30. November 1976, BGBl. Nr. 672, um 15 Prozent er
höht und betrug somit im Jahre 1977 von S 1.290,- (I. Stufe) 
monatlich bis S 2.840,- (IX. Stufe) monatlich. Dieses Gesetz 
sieht auch für die Jahre 1978 und 1979 jeweils Erhöhungen um 
weitere 15 % vor. 

Rund' 40 % der Rentenempfänger - die nicht auf Grund eines 
anderen Tatbestandes in der Krankenversicherung pflichtver
sichert waren - gehörten der Krankenversicherung der Klein
rentner an. Die Beiträge dafür wurden zur Gänze vom Bund be
zahlt. 

Neben den gesetzlichen Pflichtleistungen wurden auf Grund 
einer gesetzlichen Ermächtigung im Jahresdurchschnitt 460 be
sonders bedürftigen Inflationsgeschädigten jeden zweiten 
Monat außergewöhnliche Hilfeleistungen gewährt. Diese Zuwen
dungen betrugen in den f10naten Februar, April, Juni, August 
und Oktober je S 400,- und im Dezember 1977 S 800,-. 

ANGELEGENHEITEN DER ALLGEI1EINEN SOZIALHILFE, DER BE
HINDERTENHILFE ill'fD DER JUGLl·;D\·/OHLFAHRTSPFLEGE 

Im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft für Sozialhilfe und Jugend

vlOhlfahrtspflege vlUrden gemeinsam mit Experten der Bundes
länder und anderer beteiligter Bundesministerien wichtige 

Fragenkomplexe geprüft und einer Lösung zugeführt. 

I'ht 1. Februar 1977 trat das Steiermärkische Sozialhilfege
setz in Kraft, wodurch nunmehr- in allen Bundesländern die 
landesgesetzlich rezipierten reichsrechtlichen Vorschriften 

111 
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über öffentliche Fürsorge durch moderne Sozialhilfegesetze 
abgelöst wurden, die weit über das Armenwesen hinausgehen. 
Sie sehen nicht nur die Sicherung des Lebensbedarfes vor, 
sondern zumeist auch Hilfe in besonderen Lagen und die Ge
währung von sozialen Diensten. Leider weichen diese Gesetze, 
obwohl sie auf einen Musterentwurf zurückgehen, 

voneinander ab. Eine wichtige Aufgabe des Bundesmini
steriums für soziale Verwaltung ist es daher, eine Harmoni
sierung dieser landesgesetzlichen Vorschriften zu bewirken. 

Bei der Rückführung hilfsbedürftiger Österreicher aus dem 
Ausland und Übernahme in die heimatliche Fürsorge wirkte das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung in zahlreichen 
Fällen mit. 

Auf dem Gebiet der Behindertenhilfe war das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung um eine Koordinierung der Maßnahmen 
des Bundes, der Länder und anderer Rehabilitationsträger be
müht und leistete den Selbsthilfeeinrichtungen der"Behinder
ten wertvolle Unterstützung. 

Auf dem Gebiet der Mutterschafts"--, Säuglings- und Jugendfür
sorge wurde im Sinne der Entschließung des Nationalrates vom 
30. Juni 1977, E 12 - NR/XIV.G~P., am Rohentwurf eines neuen 
Jugendwohlfahrts[jesetzes geaIbeitet, der zunächst im Rahmen 
der Arbeitsgemeinschaft für Sozialhilfe und Jugendwohlfahrt 
diskutiert werden wird. 

In 
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INTERNATIONALE ANGELEGENHEITEN 

Durch die Teilnahme Österreichs an den Aktivitäten des 
gemischten Ausschusses für Rehabilitation 1.IDd Einglie
derung Behinderter im Rahmen des EuroparatesC(Teilabkommen) 
hatte dasB1.IDdesministerium für soziale Verwalt1.IDg wichtige 
Tätigkeiten durchzuführen, die der schrittweisen Harmoni
sierung der einschlägigen Gesetzgebung und Verwaltung in 
den beteiligten Staaten dienen und den internationalen Er
fahrungsaustausch fördern. Dazu ßehörteauch die Teilnahme 
an der Tagung des Gemischten Ausschusses im Juni 1977 und 
an der Sitzung einer Arbeitsgruppe. 

Das ho. Ressort vlirkte im Rahmen des Europarates auch bei 
den Arbeiten eines Unterausschusses über die Entschädigung 
für Verbrechensopfer mit. 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung förderte und 
unterstützte das Europäische Zentrum für Ausbildung und 
Forschung auf dem Gebiet der sozialen Wohlfahrt, das seine 
Tätigkeit auf ganz.Europa erstreckt. Das gemeinsam mit den 
Vereinten Nationen in Wien errichtete Institut führte im 
Jahre 1977 zahlreiche internationale Projekte durch und 
organisierte mehrere Seminare und Studiengruppen im In
und Ausland. 

Gemeinsam mit dem Bundesministerium für Ausvlärtige Angelegen
heiten wurde auch der Entwurf eines neueriUbereinkommens mit 
den Vereinten Nationen über die Fortführung des Europäi
schen Zentrums ausgearbeitet. Das Bundesministerium für 
soziale Ver\valtung unterstützte· auch die Bestrebungen, 
internationale non-governmental organisations für eine Ver
legung ihres. Sitzes nach Österreich zu gewinnen. 
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Österreichischen Fachkräften wurde durch die Verleihung 
von Stipendien des Europarates bzw. nach dem Austauschpro
gramm für Studienbesuche der·Vereinten Nationen die Mög
lichkeit zu Studien auf dem Gebiet der Sozialarbeit im Aus
land gegeben. Ebenso war das ho. Ressort mit der Betreuung 
ausländischer Stipendiaten der Vereinten Nationen und des 
Europarates bei ihren Studienaufenthalten in Österreich be
faßt. 

Dem Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen wurde im Jahre 
1977 ein Betrag von si.eben l'1illionen Schilling zur Ver
fügung gestellt. l'1it diesen Geldmitteln wurden vorwiegend 
österreichische Waren angekauft, die im Rahmen der welt
weiten UNICEF-Programme Verwendung fanden. 

ur 
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A R BEI T S R E C H T 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat 
im Jahre 1977 eine Reihe legistischer Vorhaben auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechtes verwirklicht. Die Novelle zum 
land- und forstwirtschaftlichen Berufs8usbildungsgesetz 
erleichtert die Voraussetzungen für die Zulassung von 
Prüfungen und für den Zi',rei ten Bildungsweg • Die Novelle zum 
Arbeiterkammergesetz bringt U.8. eine Neuregelung des 
stimmzettels für \'lahlkartem·lähler. Die Novellen zum Ent
geltfortzahlungsgesetz und Wohnungsbeihilfengesetz stellen 
Übergangsregelungen für 1978 dar. 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat 
im Jahre 1977 weitere bedeutsame sozialpolitische Vorhaben 
vorbereitet, die jedoch im Berichtsj~lit7keinen Niederschlag 
in der Gesetzgebung finden konnten. So wurden unter anderem 
der Entwurf eines lITbei tsruhegesetzes, Novellen zum r.lutterschut.z
gesetz, zur.! Kinder- und Jugendlichen-Beschäftigungsgesetz und 
ein Gesetzenhrurf betreffend den arbeitsrechtlichen Schutz 
von freien Hitarbeitern bei Nedienunternehmen dem Begut
achtungsverfahren unterzogen. 

Der Entvrurf des Arbeitsruhegesetzes sieht,ohne einer 
künft~gen En"tl.;ricklung in Richtung einer größeren Flexibilität 
in der Verteilung der Arbeits,.... und Ruhezeiten den \'leg zu 

Hf 
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versperren,grundsätzlich verlängerte Freizeit am Wochen
ende vor. Mit der Novelle zum Kinder- und Jugendlichen
beschäftigungsgesetzsollen notwendig gewordene Ergänzungen 
der Schutzbestimmungen vorgenommen werden. Die Novelle zum 
r·lutterschutzgesetz verbessert den Schutz berufs
tätiger Ivlütter. De:~ Enhrurf 

U.,8. 

des Medienmitarbeitergesetzes soll/für die freien Mitarbeiter 
von Medienunternehmen ein 11indestmaß an arbeitsrechtlichen 
Schutzvorschriften schaffen. 

I', 
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Kodifikation des Arbeitsrechtes 

Die ~.(I.rbei ten der am 24.4.1967 eingesetzten Kommission 

. zur VOl~berei tung der Kodifikation des .t\rbei tsrechtes \'lUrden 

im Jahre 1977 mit der Beratung des Individualarbeitsrechtes 

fortgesetzt. 

Im Jahre 1977 hielt die Kommission 1 halbtägige ul1d 

15 ganztägige Sitzungen ab. Als lxbeitsunterlage dienten der 

1. Teilent,·ru.rf ein er Kodifika tion des Arbeitsrechtes, ein 

von Univ.Prof.Dr.Theo Nayer-Haly erstellter Enti'ro.rf über die 

Regelung des Arb6itsverhältnisses sowie ein von Univ.Prof. 

Dr. Rudolf Strasser erstellter Ent\'lUrf über die Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses. 

Bei diesen Sitzungen \vurden folgende Fragen beraten: 

Interessem'rahrul1Gspflichten des ArbeitGebers: 

Schutz von Leben,Gesundheit und Sittlichkeit des Arbeit

nehmers; 

Schutz des eingebrachten ArbeitneThüereigel1~ums; 

arbeitsvertragsrechtliche Ausi:!irl:unben der Arbei tnehmer-

schutznormen; 

Aufbcvrah:-unGspflicht für Personolunterlageu; 

Beschrtinl:ungcn der Ausl::unftspflicht des Irbei tn~hmers; 

Versch,.liegenhe i tspflicht des Arbeitgebers bezüglich der 

Person des Arbeitnehners; 

GleichbehandJ,uncspflicht des Arbeitgebers und die Rechts-

folgen ihrer VerletzunG; 

Ausgleichsanspruch diskripliniertcr Arbeitnehmer; 

Ben:whte ilieungsverbot für ältere Arbei tnchr.lCr; 

Bennchteiligungsverbot wegen Rechtsauslibung. 

Einsichts-, Besclli'Jcrde- \md Vorschlagsrechte des _!\.rbei tnehmers; 

InformatiollsrechtUber .dic Art der Tätigl::eit; 

Recht auf Gehör; 

'" 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 253 von 332

www.parlament.gv.at



124 

Anspruch auf tatsächlj,che Beschäftigung; 

Besondere Versicherungspflichten des Arbeitgebers 

Interessem'18hrungspfliehten des Arbei tnelunel's (auße~dienst

liehe und dienstliche Treuepflicht) 

Arbeitsrechtliche VerpflichtunG des !\l'bei tnchr.wrs 

zur Einhol tung öffentlicher Arbei tl1el1l1ler

sehutzvorsehriften; 

Verpflichtungen des Arbei tnehncrs zur Il1form3tion 

des Arbeitgebers liber Betriebsstörungen und 

Gefahren; 

Verseln'!icgenheitspflicht des Arbeitnehmors; 

l'Tebentätigkei t und 1'Jettbevrerb; 

Verbot oder Beschränkung von \·!ettbCi';erbs3breden. 

Im Hand des von Herrn Prof. Dr. strasser erstellten 

Gutnchtells "Die Beendicung des J1.rbei tsverh,?,l tnisscs" und 

des I. T.eilent'l;rurfes vrurdel1 folgende Themen beraten: 

Befristete und Qufl~Bend bedinGte Arbcitsverhliltnisse 

(Schriftlichkeit als 1'Iirksamkeitsvoraussetzung, 

befristete Verl~ngerung UGw) 

I'robezci t (1Jirks3mkei t der Vcnünbarung, Schrift

form, Dauer usw); 

Binvernehitiliche Auflösung (SchJ:i:.C'tfol'El, Behandlung 

besonders geschützter Arbei tnchmerlw tegorien; 

Tod dco Vertragspartners (Tod des Arbeitneluncrs, 

Tod des Arbeitgebers); 

Totalniehtigkeit und Anfechtbarkeit des Arbeitsvertrages; 

nl 
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Einseitigc Beendigung (Riicktritt vom Vertrag, 

vorzeitige AUflönung, Kündi~lng) und Einzel

fragen zur einseitigen Beendigung; 

Grundlose vorzeitige Auflösung des Arbeitsverhält

nisses; 

Rechtsfolgen von Beendigungserkläruncen, die gegen 

ein gesetzliches Verbot oder die guten Sitten 

verl3toßen; 

Anl3prüche nach Ablauf del' Anfechtungsfrist ; 

Kündigung (Änderungskündigung, TeilkündiQlng, 

Kündib'11ngstermine und -fristen, Folgen der 

frist- oder termim'lidrigen KUndigrng, Heomung 

der KUndigunßsfrü;t); 

Vorzei tigc fristlose Beendigul1g (Generallclausel und 

GriJnde) • 

Im Jahre 1977 \'1Urden dem BundcsniniGteriun für soziale 

Ver"rul tung ein Gutachten: "Die gc\·:erbsr.J.n.ßibc Überlassung 

VOl1 Arbei tst:räften intatne.chlichcr und rechtlicher Hin

sicht" von l:.T[ll ter Geppert und ein Ent· .. .rurf: "Die mit dem 

Arbei t::verh1.n tnis zusamr:wnhängenden urheberrechtlichen 

Fragen" von lUn. Ra t Prof. DDr. Ro bert Dittr ich zur Ver

fügunG gestellt. 

IU 
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IHDIVIDU ALARBEITSHECH1' 

Neben den 

Arbeiten an der Kodifikation des Individualarbeitsrechtes 

sind im Jahr 1977 folgende NaI3nahrnen in den ver
schiedenen Teilbereichen des Arbeitsrechtes durchgeführt 
beziehungsweise in Angriff genoI!11nen ,,!Orden. 

m~RUFSAUS]3ILDUlTG nr DER LAHD- UIID FOllSTHIHTSCIL\FT 

Das Bundesgesetz vom 2. Februar 1977, 13GB 1 Nr 144, 
mit dem das land- und forstwirtschaftliehe Berufsausbildungs
Gesetz gelindert wird, setzt die für die Zulassung zur Heister

prüfung in der Land- und Forstwirtschaft nachzuweisenden 
Praxiszeiten von vier auf drei Jahre herab. Die Anrechnung 

von Lehrzeiten in der Lindwirtschaft auf forst
wirtschaftliche Lehrzeiten wurde er\·;ei tert. Die AusfUhrungs
gesetzgebunG ist nunmehr berechtigt, eine in der Landwirtschaft 
oder in verwandten Berufen zurückgelegte Lehrzeit für eine 
Lehre in der J?orstVlirtschaft bis zu z\·;ei (bisher bis zu einem) 
Jnhr anzurechnen. Den Forstgartenfacharbeitern 'fird die beruf
liche Aufstiegsmöglichkeit zum Heister durch Ablegung der 
HeisterprUfung eröffnet. Für die Zulnssung zur Facharbeiter
bz\'l. Gehilfenprüfung im z\·mi ten Bildungsweg ist anotelle des 
lInch"leises einer fünf jährigen nunmehr der einer dreijährigen 
praktischen Tätigkeit erforderlich, sofern der Prüfungswerber 
das 21. Lebensjahr vollendet hat. Auch bei Hachsicht von den 
für die ZulassunG zur Meisterprüfung vorgesehenen Voraus
setzungen durch die Landesregierung wurde die erforderliche 
Praxiszeit von acht auf sieben Jahre herabgesetzt. 
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EU'rGELTFORTZAHLUHG 

Das Bundesgesetz vom 17. November 1977, BGBI Nr'621, 
mit dem das Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) geändert \'rird, 
sieht zur finanziellen Sicherung der Erstattungsregelung 

eine 
Übergangslösung für das Jahr 1978 vor. 

Flir die Entgeltfortzahlung und die sich daraus 
ergebende Erstattung von Arbeitgeberaufvrendungen waren in 
den östlichen Bundesländern mehr Ni ttel not\'lendig als in den' 
westlichen. Die Beseitigung der in diesem Zusammenhang auf
getretenen Liquiditätsengpässe bei einzelnen Kassen und die 
stark unterschiedliche Inanspruchnahme des Erstattungsfonds 
beim Hauptverband der Sozialversicherungsträger erforderte 
eine ausgleichende Haßnahrne. 

Die novelle verbessert die Liquidität der Erstattungs
fonds bei den Trbic;ern der Krankenversicherung durch eine Er
höhung der Rücklagen von einen Z"rölftel auf ein Sechstel der 
Aufwendungen für Erstattungsbeträge des vorangeGangenen Ge
schäftsjahres. Auf eine weitere Rücklc;cenbildul1fj beim Er
stattungsfonds des Hauptverbandes der Sozialversicherungs
tr1iger vlUrde verzichtet. 

Diese Haßnah.~e sichert ohne BeitragserhöhunG bis Ende 
1978 die Entgeltfortzahlung sowie die Erstattung der Arbeit
ge beraufwendungel1. Ab 1979 \'lird cine Grund,legende 
Xnderunc des Systcms der Entgeltfortzahlunß vorGeschr;n v18rden. 
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WOHNUNGS BEIHILFE 

Die Novelle zum \'lohnungsbeihllfengesetz vom 
17. November 1977, BGBI Ur 115 trifft für das Geschäfts
jahr 1978 eine Sonderregelung. Die für das Geschäftsjahr 
1978 eingehendem Beträge fließen nach Abzug der Ver-
gütungen für die Kranltenversicherungsträger und des die 
Arbeitslosenversicherung und dieSozialversicherungsträger 
belastenden Auf\'/andes an "Iohnungsbeihilfen nicht - wie in 
den vergangenenJahren -:- dem Bund zu, sondern werden 
zur teilweisen Finanzierung der Pensionsversicherung der 
Gewerbetreibenden und der Bauern 

verwendet. Der für die Auf teilung auf die 
beiden Selbständigen-Pensionsversicherungen vorgesehene 
Schlüssel wurde aus der durchschnittlichen Zahl d~r 
Leistungsempfänger im Jahre 1977 errechnet. Demnach fließen 
der Pensionsversicherung der gewerblichen Wirtschaft 43,5 v.H. 
und der Pensionsverslcherung der Bauern 56,5 v.H. des ver
ble~benden Ertrages zu. Der Anteil am Beitragsaufkommen, 
der der Belastung der Arbeitslos enversicherung mit \'lohnungs-
beihilfen entspricht, soll - den bisherigen 

Regelungen entsprechend-dem Bund verbleiben. 

HElliARBEIT 

Die Verordnung des Bundesministers für soziale Ver
waltung vom 15. Dezember 1977,BGBI Ur 7/1978, hat die 
Heimarbeitskommissions-Rahmengeschäftsordnung geändert. 

'" 
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Sie sieht . ver~chiedene/Organisations- und Verfahrensvorschriften vor 
und trägt sowohl den Erfordernissen der Praxis als auch 

neueren gesetzlichen Vorschriften Rechnung. 

FREIE HITARBEITER VON rlliDIENUNTERNEIDffiN 

In Entsprechung der Entschließung des Nationalrates 
vom 3. Juli 1975 hat das Bundesministerium für soziale Ver
wal tung den Ent ... ·rurf eines Bundesgesetzes betreffend den 
sozialrechtlichen Schutz von journalistischen und programm
gestal tenden Hi tarbei tern von :f.ledienunternehmen erstellt 
und am 26. Juli 1977 zur Begutachtung ausgesendet. 

Der Ent\'lUrf soll für jenen Kreis von Personen, vielehe 
zwar in keinem Arbeitsverhältnis ZUIll Nedienunternehmen stehen, 
aber in ihrer Tätigkeit für das Nedienunternehmen von diesem 
abhängig sind, ein Mindestmaß an arbeitsrechtlichen Schutz
vorschriften schaffen. Im einzelnen handelt es sich um Be
stimmungen über die Aufzeichnung des Vertragsinhaltes, 
Regelung der Entgeltzahlung und des Auslagenersatzes, urlaubs
rechtliche Ansprüche, sinngemäße Anwendung von Vorschriften 
des Arbeitnehmerschutzes, Beschränkungen der Vertragsfrei-
hei t zugunsten des .... rirtschaftlich sch111ächeren Hedienmi tarbei ters 
und um die Nöglichkeit, durch Gesamtverträge die Entlohnungs
und Beschäftigungsbedingungen der Hedienmitarbeiter branchen
spezifisch zu regeln. Weiters sollen für jene Gruppen von 
Arbeitnehmern bei Hedienunternehmen,· die bisher vom Geltungs
bereich des Angestelltengesetzes ausgenommen waren, künftig 
die wesentlichen Bestimmungen des Angestelltengesetzes - mit 
Ausnahme jener über die Kün·digungsfristen und -termine bz," . 
die Abfertigung - sinngemäß gelten. Damit wird ihre Rechts
stellung an jene der dem Angestelltengesetz unterliegenden 
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journalistischen und p;rogrammgestaltenden Arbeitnehmer 
angeglichen, gleichzeitig aber auch auf die Eigenart dieser 
Teilzei tschäftigungsverhäl tnisse im l'ledienbereich Bedacht 
genommen. 

Nach Abschluß des Begutachtungsverfahrens wird das 
Bundesministerium für soziale Verwal tung unter Berücl<:
sichtigung der Stellungnahmen eine Regierungsvorlage aus
arbei ten, die in Kürz~ dem Ninisterrat zur parlamentarischen 
Behandlung vorgelegt werden wird. 

ARBEIT.NEHHERSCHUTZRECHT 

NUTTERSCHUTZ 

Nach Abschluß des Begutachtungsverfahrens zum Entwurf 
einer Novelle zum Mutterschutzgesetz sind die Vorarbeiten ~ür 
die Regierungsvorlage im Gange. 

Die Novelle soll den Schutz berufs-
tätiger I·lütter . ergänzen, aufgetretene Unzulänglichkeiten 

beheben und die notwendigen Anpassungen an geänderte 
sozialrechtliche Vorschriften VOrnebll1en. 

Der Ent\'lUrf enthält die auf Grund· der 
B-VG-Novellen, BGBI Nr 444/1974 und 316/1975, erforderlich gm'lOrdenc 
Neuabgrenzung des Geltungsbereiches. Die Schutzfrist nach 
der Entbindung soll bei Kaiserschnittontbindungen von -acht auf 
zwölf Wochen verltlngcrt werden. Weiters ißt beabsichtigt, das 
AUSli18ß der Vlöchentlichcn Arbeitszeit an dns Arbei tszei tgesetzg!~fghe 

und die für die Einbeziehung in den Kündigungs- und Entlassungs-

"r 
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schutz maßgebende Arbeitszeitgrenze fUr Hausgehilfen von 

24 stunden auf 20 Stunden herabzusetzen. Weiters soll hin

oichtlich der Sonderunterstützung eine Anpansung an § 16~ 
Abl3 3 ASVGerfolgen. 

Über die: Zuständig1:ei t zur Vollziehung dce Hutterschutzes 

in den Betrieben der GebietskBrperschnftcnbcntchonunterschied

liehe Meinungen. Die Beratungen zur Kl~runG der damit 

zusannenhängenden Fragen sind nocl:. im Gange. 

KIlIDER- UND JUGEl'mBEscI-Ij~FTIGUITG 

DIe bereits bcgutachtete HovellezuI.1 KJBG soll not

'l;!endlto ErgUnzungen der SchutzbcstiJJ.Elungcn für Kinder und 

Jugendliche vornehmen. 

Der Enb·rurf sieht e.:Lnc gerinG:i:'li.gigc Locke~:,unc des 

Verbots der J:T:::ichtarbei t fUrKr'J.:ll;:enI,flege- und Hebanmen

s<.;nUler vor, die da:l Ausbildungserfolg ol:'11e Überforderu.nG 

der Juc;cndlichr:m GC"\'!2h:r:leistcl1 soll. Tm letzten JnhI' der 

.!\:uGbild'lng sollen auch N8cl1tdir::nstc: ill eInem bosch::än~:ten 

Ausmaß zulässig sein und z"\·.rar 30 Nachtdi_el1ste iM Jahr bz'l," 

5 ir.:l Hona t. IP.1 Zus2r.u:.lenhanc dar.ü t \'15. r (I. jedoch eine Aufein

anderfnlge von Nachtdiensten ausgeschlossen und nach jedem 

Nachtdienst eine Ruhezeit von mindesteno 12 Stunden vorge

schri(')ben. In Begutach"tungsverfahrell sind von den Inter

E'ssenvertretungen der ,,'\.rbei tnchuersci t'e B8denken gegen 

die Lockerung des Nachtarbeitsverbotes \'Tegen der B8fUrchtungen 

von Beispielsfolgerungen erhoben worden. 
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Gleichzeitig \'Iird eine· Rechtsbereinigung durch Aus
scheidung überholter Bestillllhungen und. not\'/endige Anpassungen 
an andere arbeitsrechtliche Vorschxiften vorgenommen. 

ARBE I TSRUHE 

Im Jahr 1977 wurde der Entwurf eines Arbeitsruhegesetzes 
zur Begutachtung ausgesendet. Der Entvrurf ist bemüht, die 
derzeitige Realität - grundsätzlich verlängerte Freizeit am 
Wochenende - einzufangen, ohne einer künftigen Entwicklung 
in Richtung einer größeren Flexibilität in der. Verteilung 
der Arbei ts- und Ruhezeiten im Vlochenablauf den \veg zu ver
sperren. Durch ein System von gesetzlichen und auf Ver
ordnungen beruhenden Ausnahmen soll den technischen, 
betrieblichen, gesamtwirtschaftlichen, öffentlichen und all
gemeinen Interessen nach r.lögl-ichkei t Rechnung getragen werden. 

Der Gesetzentvrurf sieht im wesentlichen die Festlegung 
einer sechsunddreißigstündigen \'lochenendruhe vor, in die der 
Sonntag zu fallen hat und die grundsätzlich für alle Arbeit
nehmer des Betriebes spätestens am Samstag um 13 Uhr beginnen 
soll. Ftir nicht vollkontinuierliche Schichtbetriebe wird -

vor allem im Interesse der ArbeitsplatzsicheruDg - die Mög

lichkeit ~eschaffen, Sp~tschichten a~ Samstag und Frtihschich

ten ~m Monta~ einzuteil.en. Durch Kollektjvvert~af soll eine 

nbweichende zeitLiche Laf:e der 36-stündip:en wöchentlichen 

Ruhezeit vereinhart werden können. Bei einer Arheitsleistunf 

von 4- stunden und mehr während der VTochenendruhe (\'!ochenruhe) 
~ebtihrt in der folgenden Arbeitswoche eine Ersatzr~he 

von .'>6 Stunden, sonst im doppel t en Ausmaß cl er e:e 1 ei steten 

Arbeitszeit. 
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Fällt zufolge eines Feiertages oder 
der gesetzlich vorgesehenen Ersatzruhe Arbeitszeit aus, so 
soll Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts bestehen. Wenn der 
Arbeitnehmer \orährend der \'lochenend- oder \'[ochenruhe zu Ar

beitsleistungen herangezogen wird, hat er Anspruch auf einen 
50%igen Zuschlag zu dem für die geleistete Arbeit gebührenden 
Entgel t • Der Entwurf sieht \-/ei ters ein modifiziertes System 
der not\·rendigen Ausnahmen von der vlochenend- und Feiertags
ruhe (gesetzliche Ausnahmen, Ausnahmen durch Verordnu"ngen, 
bescheidmäßige Ausnahmen) vor allem unter Bedachtnahme auf 
die Änderungen der gewerblichen und industriellen Betriebs
strukturen und die technische Ent\'ricklung ner letzten Jahr-

zehnte vor:. Die Belange des Fremdenvertclu.'s werden im Interes::;e der 
mit den Offenhalten von Betrieben verfolgten Zielsetzungen 
und unter Bedachtnahme auf örtliche oder regionale Verhält-
nisse und Zweckmäßigkeiten besonders berücksichtigt. 
Auf Grund der Ergebnisse des Begutachtungsverfahrens und 
weiterer klärender Gespräche mit den Interessenvertretungen 
wird im" Jahre 1978/ die Regierungsvorlage erstellt werden können. 

voraussichtlich I 

Die not\'lendigen Ausnahmen 
von der \Vochenend- und Feiertagsruhe, die in einer Durch
führungsve;:rordnung zu regeln sind, \vurden 1977 intensiv be
raten. Die Verhandlungen "!erden auch 1978 laufend Hci terc;c
fUhrt. Diese Verordnung soll gleichzeitig mit dem Arbeits
ruhegesetz in Y..raft treten. 

UI 
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ARBEITERKA1-R-IERGESETZ 

Die Novelle zum Arbeiterkammergesetz vom 17. 11. 1977, 
BGBl 622,schafft die gesetzlichen Grundlagen für die 
Änderung einer Reihe von Bestimmungen der Arbeiterkammer
Wahlordnung, die im Hinblick auf die nächsten \'la.hlen in die 
Vollversammlungen der Arbeiterka.mmern im Jahre 1979 erforder
lich sind. Hiezu zählt in erster Linie die Einführung eines 
leeren amtlichen ctimmzettels für. die Stimmabgabe jener Vlahl
kartenwähler, die ihr vlahlrecht im Bereich einer anderen 
Arbeiterkammer ausüben. Neben Wahlvorschriften wurden auch 
einige organisatorische Bestimmungen im Arbeiterkammergesetz 
geändert. 

KOLLEKTIVE RECHTSGESTALTUllG 

Die Regelung der Arbeits- und Entlohnungsbedingungen 
im l:lege der kollektiven Rechtsgestaltung wird in erster Linie 
durch Abscl'lluß von Kollektivverträgen durch die kollektiv
vertragsfähigeri Körperschaften der Arbeitnehmer und der 
Arbeitgeber vorgenommen •. 

Nach den Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes 
vlUrden im Jahre 1977 bei dem für die Hinterlegung zuständigen 
Einigungsamt \'lien 492 Kollektivverträge (gegenüber 423 im 

Jahre 1976) hinterlegt. Durch diese Kollektivverträge wird 

die kollektive Lohngestaltung in nahezu allen "lirtschaftsbe
reichen geregelt. Darüber hinaus werden durch Kollektivver
träge auch zahlreiche andere arbeitsrechtliche Regelungen 
getroffen. Diese arbeitsrechtlichen Bestimmungen in Kollektiv-

I" 
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verträgen stellen eine wichtige Quelle für die Fortbildung 
des Arbeitsrechtes dar. 

Im Jahre 1977 wurden beim Obereinigungsamt drei Anträge 
auf Erklärung von Kollektivverträgen zur Satzung gestellt. 
Zuei dieser Anträge, die Arbeitnehmer im graphischen Ge\'/erbe· 
betrafen, konnten positiv erledigt werden. Ein Antrag, der 
die Satzung des Kollektivvertrages für Rechtsanwaltsange
stellte in vlien, Niederösterreich und Burgenland für Tirol 
anstrebte ,wurde ,.,regen laufender Kollektivvertragsverhandlungen 
zurückgezogen. 

Hinsichtlich des bereits im, Jahre 1976 gestellten An
trages, den Kollektivvertrag für die Arbeitnehmer bei den 
Sozialversicherungsträgern für Arbeiter zu satzen, die bei 
privaten Versicherungsunternehmen beschäftigt sind, fand im 

Frühjahr 1977 eine Senatsverhandlung statt, in der die 
Parteien erl~lärten, Verhandlungen über den Abschluß eines 
Kollektivvertrages aufnehmen zu wollen. Das Obereinigungs
amt hat daher einen Vertagungsbeschluß gefaßt. 

Im Berichtsjahr hat das Obereinigungsamt·über Antrag 
des Arbeitsgerichtes \'lien ein Gutachten betreffend die Aus-· 
legung des persönlichen Geltungsbereiches des Kollel~tivver
trages für die Angestellten und sonstigen DienstnehI:ler der 
ausländischen Luftverkehrsgesellschaften in Österreich erstellt. 

Auf Antrag kollektivvertragsfähiger Körperschaften 
wurden im Berichtsjahr sechs r'Undestlohntarife von den 
Einigungsämtern erlassen. 

Die rechtsprechende Tätigkeit der Einigungsär.1te~' um
faßte 1977 588 Fälle nachdem Arbeitsverfassungsgesetz~ 

52 Fälle nach dem Hutterschutzgesetz und 19 Fälle nach den 
Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz. 

Im Berichtsjahr wurden bei den zuständigen Einigungs
ämtern 8 Anträge auf Errichtung einer Schlichtungs stelle ge-
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136 
stellt. 5 Antr«ge konnten einer Erledigung zugeführt werden, 
3 Anträge stehen noch in Bearbeitung. 

Die auf Grund des Heimarbeitsgesetzes 1960,BGBI 
Nr 105/1961, errichteten Heimarbeitskommissionen haben im 
Jahre 1977 36 Heimarbeitstarife für Heimarbeiter und Z ... lischen
meister erlassen. Im gleichen Zeitraum wurden bei den Heim
arbeitskommission drei Heimarbeitsgesamtverträge. hinterlegt 
und im "Amtsblatt zur "liener Zeitung" l:undgemacht. 

,Die Entgeltberechnungsausschüsse der Heimarbeits
kommissionen haben im Jahre 1977 in 14 Fällen das gebührende 
Entgelt für in Heimarbeit hergestellte Arbeitsstücke festgelegt. 
Gegen diese Feststellungen der Entgeltberechnungsausschüsse 
wurde bei der Berufungskommission für Heimarbeit beim Bundes
ministerium für soziale Ve r\'Ta 1 tung in z\'/eiFällen Berufung 
eingelegt. 

tn 
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-INTERNATIONALE SOZIALPOLITIK 

Die Gestaltung der innerstaatlichen Sozialpolitik wird 

weitgehend auch von sozialpolitischen Entwicklungen und Tendenzen 

auf international.er Ebene beeinflußt, weshalb ein kurzer Über

blick über die Tätigkeit des Bundesministeriums f.ür soziale Ver

"mltung auf diesem Gebiet geboten erscheint. 

IlTTEPJrAT.LONALE OHG.ANISATIOlillll 

ORGJünSATION DER VEREINTEN lTATIONEn 

Das Bundesr:linisterium für soziale Verwal tune hat auch im 

Berichtsjahr bei der Behandlung sozialer Fragen durch die uno, 
den Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC), in den Österreich an

läßlich der XXX~ Generalversammlung der UNO im Jahre 1976 für 

einen Zei traUI:l von 3 Jahren ge,..,ähl t worden ist, den Bevölkerungs

ausschuß , den Hinderhei tenausschuß so,..,io den Ausschuß fUr soziale 

Ent\'ricklunß des ECOSOC mi tgewirl::t. An der im Härz· 1977 abge

haltenen 2. Tagung der Ständigen Arbeitsgruppe für soziale Ent~ 

·...,icklung im Rahmen des Europäischen Programmes für soziale Ent

vriclclung der Vereinten Nationen, in der Österreich für die 

Zeit von 1975 biG 1977 Nitglied ist, nahm ein Vertreter des 

Bundesministel.'iums für soziale Ver\'Jal ttl11g te il. 
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IHTElliTATIOHALE ARBEITSORGAlJISATIOH 

Im Berichtsjahr konnten Z'Vlar trotz großer Bemühungen 
keine weiteren Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorgani
sation einer Ratifikation zugeführt werden, jedoch waren die 
Vorbereitungsarbeiten zur Schaffung der Ratifikationsvoraus
setzungen für die Übereinkommen (Nr 141) über die Verbände 
ländlicher Arbeitskräfte und ihre Rolle in der \virtschaftlichen 

und sozialen Entwicklung und (Nr 142) über die Berufsberatung 
und die Berufsbildung im Rahmen der Erschließung des Arbeits
kräftepotentialsso weit fortgeschritten, daß im Berichtsjahr 
entsprechende Hinisterratsvorträgeeingebracht werden konnten. 

Zu der im Jänner 1977 stattgefundenen 9. Tagung des Aus
schusses für Hoch- und Tiefbau und öffentliche Arbeiten der 
Internationalen Arbeitsorganisation, die sich mit Fragen der 
Beschäftigungssicherheit und ,des Verdienstes sowie der Aus
bildung von leitendem Personal und von Arbeitnehmern in der 
Bauindustrie befaßte, vrurde von Österreich eine dreigliedrig 

zusammengesetzte Delegation entsandt. 

Bei der iIa April des Berichtsjahres abgehaltenen 10: Tagung 
des Ausschusses für die metallverarbeitende Industrie der Inter
nationalen Arbeitsorganisation, die die Themen Neue Wege in 
bezug auf ,die Sicherheit, Gesundheit und Arbeitsum\'lelt sowie 
die Auswirkungen von wissenschaftlichen, techn ischen und strult""'" 
turellen Ent\ücl:lungen auf die Beschäftigung in der metallver
arbeitenden Industrie der Industricliinder und der Entwicklungs
lünder zum Gegenstand hatte, war Österreich ebenfalls durch 
eine dreigliedrige Delegation vertreten. 

An der iIn Juni 1977 stattgefundenen 63. TaGUng der Inter
nationalel? ,ll..rbei tskonferenz nahm eine österreichische Delegation 
teil, die sich aus Vertretern der Regierung, der Arbeitgeber und 

der Arbeitnehmer zusarrunensetzte. Von den Arbeiten dieser 
, , 

Konferenz sind insbesondere ein Übereinkommen und eine Empfehlung 
über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Berufsgefahren infolge 
von Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen an den Arbeits-
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plätzen sowie ein Übereinkommen und eine Empfehlung über 
die Beschäf~igung und die Arbeits- und Lebensbedingungen 
des Krankenpflegepersonals anzuführen. 

Im NOVCl:lber 1977 \'rurde über Einladung Österreichs von 
der Internationalen Arbeitsorganisation in \lien ein Sympositun 
über das Thema "Kollektivverhandlungen in Industriest~aten" 
veranstaltet, an dem rund 190 Vertreter aus 23 staaten sowie 
von 7 internationalen Organisationen teilnalmen~ Österreich 
war z:1i t einer umfangreichen, aus Kreisen· der Regierung, der 
Arbeitgeber, der Arbeitnehmer sovlie der \'lissenschaft zusammen
gesetzten Delegation vertreten. 

Schließlich Har Österreich, das ir.l Jahre 1975 für einen 
Zei trawn von 3 Jahren in den Ver\'lal tungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes als Ersatzmi tg~ied gm.,ählt wurde, auf dessen 202., 

203. und 294. Tagung vertreten~ 

ETJROPARAT UND ANDERE ORGAHISATIOHEH 

Im Rahmen des Leitungskomitees für soziale Angelegenheiten 
des Europarates vrurden Entschließungen betreffend den Schutz 
von Kindern gegen Hißhandlung, die UnterbringunG von Kindern, 
Heimhilfedienste und die Vorbereitung nuf den Ruhestand ange
nommen. Des \·,ei tcren beteiligten sich österreichische Delegierte 
aktiv an den Arbeiten der Arbeitsgruppe für Far;J.ilienurlaub und 
Erholungszentren für Hiitter, des Beraterkor.litees des Sonderbe
nuftragten.für Flüchtlinge und Überschußbevölkerung, des Sozial
.ausschusses des Teilabkornmens (einer VereiniGUng, die die 
7 Staaten der Westeuropliischen Union Gegründet haben) sowie 
dessen Unterausschüsse für Betriebssicherheit und Arbeitshygiene, 
mechanische und chemische Fragen. 

'" 
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TECHNISCHER UND ARBEITSHYGIENISCHER ARBEITNEHMERSCHUTZ 

Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes 

Mit diesem Berichtsteil wird ein Überblick über die 

soziale Lage im Bereich des Arbeitnehmerschutzes gege

ben, soweit dessen Wahrnehmung der Arbeitsinspektion 

obliegt. 

Die nachfolgenden Ausführungen stützen sich auf die 

Ergebnisse der Tätigkeit der Arbeitsinspektion in Ange

legenheiten des Arbeitnehmerschutzes im Berichtsjahr. 
Es handelt sich dabei sowohl um den technischen und arbeitshy

gienischen Arbeitnehmerschutz und hier vor allem um d~Verhütung 

von Unfällen und beruflichen Erkrankungen, sowie die ent

sprechende Gestaltung der·Arbeitsbedin~gen als .auch um die 

Einhaltung der Vorschriften auf dem Gebiete des Verwendungs

schutzes. Den Ausführungen liegen vor allem die Ergebnisse 

der Tätigkeit der Arbeitsinspektion im Jahre 1977 sowie 

entsprechende Berichte der Arbeitsinspektorate zugrlli~de. 

Es wird einleitend ein kurzer Überblick über die Tätigkeit 

der Arbeitsinspektion im Berichtsjahr gegeben; Vergleichs

werte des Vorjahres werden in Klammern ausgewiesen. 

Am Ende des Jahres 1977 waren bei den 19 Arbeitsinsoekto

raten insgesamt 151 411 Betriebe (148 420 im Jahre 1976) zur 

Inspektion vorgemerkt.Weiters wurden 70 723 (55 617) Betriebe, 
die derzeit keine Arbe i tnehmer beschäftigten, in Evidenz geflihrt. 

Die vorgemerkten Betriebe verteilen sich nach der Zahl 

der in ihnen beschäftigten Arbeitnehmer auf die sieben Be

triebsgrößengruppen wie folgt. 
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Jahr 

1976 
1977 

Zunahme 
Abnahme 

Jahr 

I 

1976 
1977 

1.976 
1977 

141 

Verteilung der vorgemerkten Betriebe 

Betriebe mit 

1-4 I 5-19 I 20-50 I 51-300 1301-500 1501-750 1751 u.m. 
Arbeitnehmern 

85 065 47 318 10 252 5 117 381 145 
85 827 49 194 10 517 5 214 371 142 

762 1 876 265 97 - -
- - - - 10 3 

Die Zahl der vorgemerkten Betriebe war mit Ende des 
Jahres 1977 um 2 991 größer als am Ende des Jahres 1976. 

~._. 

142 
146 

4 

-

Die Arbeitsinspektoren konnten im Berichtsjahr :in 110 224 

(111 698) Betrieben 111 050 (112 429) Inspektionen durch
führen. Damit wurden 72,8 % (75,3 %) der bei den Arbeits
inspektoraten zur Inspektion vorgemerkten Betriebe auf Ein
haltung der zum Schutz> .der Arbeitnehmer erlassenen gesetzlichen 
Vorschriften und behördlichen Verfügungen überprüft. Der nach
folgendmAufstellung ist die Zahl der in den einzelnen Be
triebsgrößen-Gruppen inspizierten Betriebe und der Prozent
satz derselben von den vorgemerkten Betrieben zu entnehmen. 

1-4 

58 398 
55 765 

68,7 
65,0 

Zahl der inspizierten Betriebe und 
Prozentsatz von den vorgemerkten Betrieben 

Betriebe mit 

I 5-19 I 20-50 I 51-300 I 301-500 I 501-7501 751 u.m. 
Arbeitnehmern 

Zahl der inspizierten Betriebe 
-----

38 230 9 580 4 839 371 142 138 
38 983 9 855 4 987 354 135 145 

in % von den vorgemerkten Betrieben ._-

80,8 93,4 94,6 97,4 97,9 97,2 
79,2 93,7 95,6 95,4 95,1 99,3 "r 
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Im Jahre 1977 wurden durch die Inspektionstätigkeit 
1 711 163 (1 670 340) Arbeitnehmer erfaßt, deren Verteilung 
nach Alter und Geschlecht der folgenden Tabelle zu ent

nehmen ist. 

Verteilung der Arbeitnehmer 

Arbeitnehmer 
Jahr Jugendliche Erwachsene 

männlich weiblich männlich weiblich 

1976 87 599 45 562 1 012 883 524 296 
1977 89 787 46 713 1 032 603 542 060 

~,--~ 

Zunahme 2 188 1 151 19 720 17 764 
Abnahme - - - -

Von den Arbeitsinspektoren werden die Angelegenheiten 

des Arbeitnehmerschutzes nicht nur bei Betriebsbesichti
gungen sondern auch bei weiteren Amtshandlungen in den 
Betrieben wahrgenommen. Dies insbesondere durch die Teil
nahme an kommissionellen Verhandlungen sowie bei Durch
führung von Erhebungen im Zuge des Verfahrens zur Geneh
migung von Betriebsanlagen und von Unfallerhebungen sowie 
bei Erhebungen in Angelegenheiten des Verwendungsschutzes. 
Die Zahl der von den Arbeitsinspektoren im Berichtsjahr 
zur Wahrnehmung des gesetzlichen Arbeitnehmerschutzes 
durchgeführten Amtshandlungen im Außendienst belief sich 
auf 191 072 (192 350). Von den insgesamt hiefür aufgewendeten 

30 373 (30 764) Reisetagen entfielen 13 394 (13 831) auf 
Amtshandlungen am Amtssitz und 16 979 (16 933) auf Amtshand
lungenaußerhalb desselben • 

.Am Ende des Jahres 1977 waren 213 Arbeitsinspektoren 
tätig, gegenüber 214 Ende 1976. Von diesen Arbeitsinspektoren 
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gehörten 80 dem höheren technischen Dienst an, fünf 

waren Arbeitsinspektionsärzte, 91 gehörten dem gehobenen 
Dienst und 37 dem Fachdienst an. An weiblichen Bediensteten 
waren zweiÄrzte~ drei Bedienstete im höheren technischen 
Dienst, 11 im gehobenen Dienst und 12 Bedienstete im 
Fachdienst tätig. 

Im Berichtsjahr entfielen auf einen Arbeitsinspektor 
897 (899) Amtshandlungen im Außendienst. 

Die Aufgaben der Arbeitsinspektion wurden im Berichtsjahr 
von 18 allgemeinen Arbeitsinspektoraten und dem Arbeits
inspektorat für Bauarbeiten in Wien wahrgenommen. 

Im Zentral-Arbeitsinspektorat waren Ende des Jahres 1977 
neun Bedienstete des höheren technischen Dienstes, von denen 

einer auch Jurist ist, ein Arzt, zwei Juristen, drei Bedienstete 

des gehobenen Dienstes, sechs Kanzleibedienstete und ein Be
diensteter des Hilfsdienstes tätig. 

Technischer und arbeitshygienischer Arbeit
nehmerschutz 

Zur Durchführtmg des mit 1. Jänner 1973 in Kraft ge
tretenen Arbeitnehmerschutzgesetzes, das die gesetzliChe 

Grundlage für Maßnahmen im Bereich des technischen und 
arbeitshygienischen Arbeitnehmerschutzes bildet, wurde im 
Zentral-Arbeitsinspektorat der Entwurf des allge~einen Teiles 

einer Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverordnung ausgearbeitet 
und einem von der Arbeitnehmerschutzkommission eingesetzten 
Fachausschuß zur Beratung und Begutachtung vorgelegt. Die 
Allgemeine Arbeitnehmerschutzverordnung soll die seit über 
25 Jahren in Geltung stehende Allgemeine Dienstnehmerschutz
verordnung ersetzen. Weiters wurde der Entwurf einer Flüssig
gas-Trull{stellenverordnung in einem Fachausschuß der Arbeit
nehmerschutzkomrnission begutachtet, der im Berichtsjahr 
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insgesarnt acht Sitzungen abhielt.. Dieser Verordnungsent
wurf-enthält Arbeitnehmerschutz- und.Nachbarschaftsschutz
vorschriften über Ausstattung und Betriebsweise von ge
werblichen Flüssiggas-Tankstellen. 

Im Bundesgesetzblatt wurden im Jahr 1977 das Bundes
bediensteten-Schutzgesetz unter Nr. 164 und die Allgemeine 
Bundesbediensteten-Schutzverordnung unter Nr. 680 kundge
macht; diese Vorschriften sind am 1. Jänner 1978 in Kraft 
eetreten Ul1d regeln vor allem den Schutz des Lebens und der 
Gesundheit der Bediensteten in Dienststellen des Bundes bei 
ihrer dienstlichen Tätigkeit ... Die Überprüfung der Einhaltung 
dieser gesetzlichen Vorschriften Obliegt der Arbeitsinspektion. 

Im Berichtsjahr wurden im Zentral-Arbeitsinspektorat 
zahlreiche Erlässe ausgearbeitet, wie über die Durchführung 
des Bundesbediensteten-Schutzgesetzes, über Sicherheits
teclmische Richtlinien für Dissousgas-Schweiß- und Schneide
anlagen und iiber ärztliche Untersuchungen bei Einwirkung 
durch Aluminiumstaub. 

Ebenso wie in den Vorjahren wurdmauch im Jahre 1977 
Ermächtigungen zur Durchführung ärztlicher Untersuchungen 
gemäß dem Arbeitnehmerschutzgesetz und dem Strahlenschutz
gesetz bzw. zur Ausstellung von Zeugnissen gemäß der Ver.ordnung 
über den Nachweis der Fachkenntnisse für bestimmte Arbeiten er
teilt. Weiters wurden Bauartzulassungen auf Grund des Strahlen
schutzgesetzes und Eignungserklärungen über Schleifkörper 
für erhöhte Umfangsgeschwindigkeit ausgesprochen. 

Die fachliche Mitarbeit von Vertretern der Arbeitsinspektion 
im Österreichischen Normungsinstitut bei der Ausarbeitung voh 
ÖNORrIlEN, "die sicherheitstechnische Regelungen enthalten, war 
ebenso wie in den vorangegangenen Jahren auch im Berichtsjahr 
sehr umfangreich; eine solche Mitarbeit ergab sich u.a. 
bei der Ausarbeitung von Normen über Krane, Aufzüge, Flurförder
zeuge, Luftreinhaltung und Ergonomie.Überdies wurde auch bei 
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der Ausarbeitung von elektrotechnischen Sicherheitsvor
schriften beim Österreichischen Verband für Elektro
technik mitgewirkt. 

Vertreter der Arbeitsinspektion nahmen weiters 
an Beratungen des Elektrotechnischen Beirates, des Kraft
fahrbeirates, des Interministeriellen Forschungskoordi
nationSkomitees, des Österreichischen Arbeitsringes für 
Lärmbekämpfung, der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft 
für Ergonomie und des Fachbeirates der Österreichischen 
Staub(Silikose)-Bekämpfungsstelle teil. 

Für die Weiterentwicklung des Arbeitnehmerschutzes 
kommt der Tätigkeit betriebsärztlicher Dienste große Be
deutung zu. Auf Grund von Erhebungen durch die Arbeits
inspektorate wurden Umfang und Struktur dieser Einrichtungen 
eingehend analysiert. Als Ergebnis dieser Analyse werden 
vom Zentral-Arbeitsinspektorat Richtlinien für die Tätig
keit dieser.Dienste ausgearbeitet werden, um eine dem 
Arbeitnehmerschutzgesetz entsprechende Wirksamkeit der
selben zu errei·chen. Auf arbe i tsmedizinischem Gebiet kommt 
auch der Beobachtung neuer berufsbedingter Erkrankungen 
und der Veranlassung entsprechender diesbezgülicher Schutz
maßnahmen große Bedeutung zu. Auf diesem Gebiet wurden 
insbesondere umfassende Erhebungen über das Vorkommen von 
Byssinose in der Textilindustrie veranIaßt und Untersu
chungen über die durch die Einwirkung ·von Vibrationen ver
ursachte sogenannte Weißfingerkrankheit in die Wege ge
leitet. Im Berichtsjahr wurden in der Schuhindustrie mehrere 
Fälle von Nervenschädigungen bei IG.ebearbeiten beobachtet, 
die auf bestimmte in den IG.ebern enthaltene Benzinfraktionen 
zurückgeführt werden mußten und Anlaß für umfangreiche ärzt
liche Untersuchungen sowie für entsprechende Verbesserungen 
der technischen Schutzmaßnahmen waren. 
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Unfälle 

Im Jahre 1977 erhielt die Arbeitsinspektion von 

115.502 (110 863) Unfällen Kenntnis, von denen 342 

(325) einen tödlichen Verlauf nahmen. Die Zahl der 

Unfälle, die in den Jahren 1973 bis 1975 eine fallende 
Tendenz aufwies, stieg leicht an; sie war im Berichtsjahr 

. um 4,18 % (6,0 %)größer, als im Jahre vorher. Bei den 

tödlichen Unfällen betrug die Zunahme gegenüber 1976 
5, 23 ~0. Die Rate der tödlichen Unfälle, das ist die Zahl 

der tödlichen Unfälle auf je 10.000 Unfälle, betrug 

29,61 (29,30). 

Die Verteilung der Unfälle auf Erwachsene und Jugendliche 
sowie männliChe und weibliche Arbeitnehmer ist aus der 

nachstehenden Aufstellung ersichtlich. 

Gesamtzahl der Unfälle 

Jahr männliche Arbeitnehmer weibliche Arbeitnehmer 
Erwachsene Jugendliche Erwachsene Jugendliche 

1976 89 963 6 630 13 183 1 087 
1977 94 208 6 742 13 288 1 264 

Tödliche Unfälle 

-,._~. __ . 
männliche Arbeitnehmer weibliche. Arbeitnehmer 

Jahr • 
Erwachsene Jugendliche Erwachsene Jugendliche 

1976 289 13 20 3 
1977 289 20 33 -

nl 
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In den Jahren 1973 bis 1975 war ein erheblicher 

Rückgang der Zahl der Unfälle festzustellen; in den 

letzten beiden Jahren stieg sie wieder an und erreichte 

irrt Berichtsj ahr den Wert von .115 502. Bei den tödlichen 

Unfällen ergab sich im selben Zeitraum eine gleichartige 
Tendenz. 

In unmittelbarem Zusammenhang mit dem Betrieb ereigneten 

sich 98 790 (94 900) Unfälle, von "denen 166 (171) tödlich 

verliefen; dies stellt gegenüber dem Jahr 1976 eine Zu

nahme von 4,1 % bzw. einen Rückgang um rund 3 % dar. 

Außerhalb des Betriebes oder der Arbeitsstelle ereigneten 

sich 16 712 (15 963) Unfälle, von denen 176 (154) tödlich 

verliefen. Damit entfielen 14,47 % (14,4 %) aller Unfälle 

und 51,46 ?~ (47,38 %) aller tödlichen Unfälle auf solche, 

die sich nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Betrieb 

ereigneten. Die Rate der tödlichen Unfälle war 105,3 (96,47). 
Bei "den nicht in unmi ttel barem Zusammenhang mit dem Betrieb 

stehenden Unfällen h8-11del t es sich zu 83 ~G um Unfälle auf 

dem Wege von und zur Arbeit; bei den tödlich verlaufenen 

Unfällen liegt dieser Prozentsatz bei 71. 

Die Verteilung der Unfälle in den Jahren 1976 und 1977 
auf die Gruppen von Unfallgegenständenbzw. Unfall vorgängen: 

Energieumwandlung und -verteilung, Kraftübertragung, hla

schinen für die Be- oder Verarbeitung von Stoffen, Förderein

richtungen, Transportmittel, andere mechanische Einrichtungen, 

Handwerk zeuge , Gefährliche Stoffe oder Einwirkungen, Sonstige 

Unfallvorgänge, Unfälle außerhalb des Betriebes oder der 

Arbeitsstelle ist den Tab~llen A und B zu entnehmen. 

111 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 277 von 332

www.parlament.gv.at



00 
~ 
.,.-j 

Gliederung der den Arbe i tsinspektoraten 1.1nB~~eA 1976 zur_ Kenntnis gekommenen Unfälle 
naCh Unfa1lgeg~nständen und Unfall vorgängen 

Unfälle Davon Todesfälle 

U nfallgegenställde, , 
in Prozenten der Summe 

C nfallvorgänge in 
Zahl Prozenten Zahl 

der 
Summe aJ1er 

TodesfAlle ' der UnfiUle 

Ene-rgieumwandlung 
und -\'erteilung 

406 0,366 16 4,923 0,014 

Kr.lftübertragun& 209 0,188 1 0,308 0,001 

\1aschinen für die _Be- 12 470 11,248 8 2,461 0,007 
öder Verarbeitung 

rordereinnchrungen, Transp(.rtmlael, 
andl!re mechanisdle Einrichtungen 3 668 3,309 49 15,077 ,0,044 

Handwerkzeuge 5 257 4,742 - - -
Gefährliche Stoffe oder 4 167 3,759 6 1,846 0,005 

' Einwirkungen 

Sonstige Unfallvorgänge 68 723 61,989 91 28,090 0,082 

Unfällr außrrhalb des Betrirbes 15 963 14,399 154 47,385 0,139 ()drr der Arbeitsstelle 

Summe" , , 110863 100,000 3"~ c,/ 100,000 0,293 

&"'~".:z<:jil 

der UnfAlle 
mit gleic:l1s 

Unache 

3,941 

0,478 

0,064 

1 ~ 336 

-
0,144 

0,132 

0,9,65 

-

III-124 der B
eilagen X

IV
. G

P - B
ericht - 01 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
278 von 332

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



~ 
~ 

~ 

TABELLE B 
Gliederung der .den Arbeitsinspektoraten im Jahre 1977 zur Kenntnis gekommenen Unfälle 

'nach Unfallgegensttb-:den und Unfall vorgängen 

Unfälle Davon ToQ.esfälle 

U nfallgegenställde, 
in Prozenten der Summe 

Cllfallvorgänge. in 
Zahl Prozenten Zahl 

der 
Summe aller 

TodesfAlle der Umalle 

Energieumwandlung 
und -verteilung 392 0,339 17 4,971 0,015 

Kr.lftübertragunG 197 0,171 - - -
~.faschinen für die .Be-

12 616 10,923 6 1,754 0,005 
oder Verarbeitung 

.. 

. h;rdereinnchn.ngen, Transpt.rrmlael, 
andl!rf' mechanisdle Einrichtungen 3 643 3,154 41 11,988 0,035 

Handwerk.zeuge 5 881 5,092 - - -

Gefährliche Stoffe oder 
Einwirkungen 4 276 3,702 17 4,971 0,015 

Sonstige Unfallvorgänge 71 785 62',11'29 85 24,854 0,074 

Unfälle außtrhalb des Betriebes 
16 712 14,469 176 51,462 0,152 oder der Arbeitsstelle 

Summe, .. 115.502 100,000 342 100,000 0,296 

derUnfIJ1e 
mit gleicher 

Ursache 

4,337 

-

0,047 

1,125 

-

0,397 

0,118 

1,053 

-
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Die Rate der tödlichen Unfälle betrug hinsichtlich 
aller Unfälle 29,61 und in bezug auf die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dem Betrieb" gestandenen Unfälle 16,8. 

Die folgende Aufstellung enthält Angaben über die 
Rate der tödlichen Unfälle in einigen Wirtschaftsklassen 
für die Jahre 1976 und 1977. 

Rate der tödlichen Unfälle in den Jahren 

1976 und 1977 

Insgesamt 
Wirtschaftsklasse 

in unmittelbarem 
Zusammenhang mit 

dem Betrieb 

1976 

Energie- i111.d Wasserversorgung 51, 12 
Bergbau; Steine ..... und Erden-
Gewinnung 167,36 
Erzeugung von Nahrungsmitteln 
und Getränken; Tabakverarbei-
tung 25,86 
Be- und Verarbeitung von Holz; 
lilusikinstrumenten- und Spiel-
warenerzeugung 16,64 
Erzeugung und Verarbeitung 
von Papier un.d l?appe 18,34 
Erzeugung und Verarbeitung 
von Chemikalien, Gummi und 
Erdöl 20J 55 
Erzeugung von Stein- und Glas-
waren 31,65 
Erzeut-":;ung und Verarbeitung von 
Wetallen 15,62 
Bauwe"sen 40,52 

Beherbergungs- und Gaststätten-
wesen 42,55 
Verkehr; Nachrichtenüber:1i tt-
lung 104,22 
Körperpflege und Reinigung; 
Be st attungswe sen 34,97 
Einrichtungen der Gebiets
körperschaften; Sozialver
sicherungsträger und Inter-
essenvertretungen 38,39 

1977 

69,41 

97,40 

24,82 

17,60 

7,70 

28,75 

34,89 

13,15 
45,13 

36,76 

95,56 

43,67 

35,75 

1976 

36,08 

139,75 

7,97 

9,27 

12,65 

12,51 

29,77 

9,10 
32,53 

7,80 

63,33 

12,57 

1977 

37,15 

11,34 

8,77 

4,47 

20,43 

18,38 

6,83 
33,00 

15,83 

36,61 

41,15 

-ni 
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Ebenso wie in den vorangegangenen Jahren stan
den auch im Berichtsjahr von den einzelnen Wirt
schaftsklassen nach der Zahl der Unfälle die 
Erzeugung und Verarbeitung von Metallen sowie das 
Bauwesen an erster und zweiter Stelle. Inder 
ersten dieser Wirtschaftsklassen ereigneten 
sich 38 769 (36 498) Unfälle, davon 51 (57) 
tödliche bzw. in der zweiten 27 916 (26652) 
Unfälle, davon 126 (108) tödliche. Auf diese Wirt
schaftsklassen entfielen 33,57 % (32,92 %) bzw. 
24,17 % (24,04 %) aller Unfälle; bei den tödlich 
verlaufenen Unfällen sind die Prozentsätze 14,91 
(17,54) bzw. 36,84 (33,23). 

In diesen Wirtschftsklassen betrug die Rate der 
tödlichen Unfälle, das ist die Zahl der tödlichen 
Unfälle bezogen auf je 10.000 Unfälle, 13,15 
(15,62) bzw. 45,13 (40,52). 

In den Wirtschaftsklassen Erzeugung und Verar
beitung von Metallen bzw. Bauwesen ergaben sich 
in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Betrieb 
33 689 (31 864) Unfälle, davon 23 (29) tödliche bzw. 
25 454 (24 -288) und davon 84 (79) tödliche Unfälle. 
Auf die genannten Wirtschaftsklassert entfielen 

34,10 % (33,58 7~) bzw. 25,77 % (25,59 %) der Unfälle 
dieser Art; bei den tödlichen Unfällen betrug der 
Prozentsatz 13,86 (16,96) bzw. 50,60 (46,20). Bei 
der Erzeugung und Verarbeitung von Metallen ereig
neten sich im Zusammenhang mit dem Betrieb 2~ töd
liche Unfälle, davon drei durch elektrischen Strom, 
fünf durch heiße Gegenstände oder Stoffe bzw. 
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Flammeneinwirkung und drei durch explosible 
Stoffe. Im Bauwesen ergaben sich im Zusammen
hang mit dem Betrieb 84 tödliche Unfälle; 

. davon wurden 22 durch Absturz oder Absprung, 
6 durch Zusammenbruch von Gerüsten, 14 durch 
Bagger, Ladegeräte, Erd- und Straßenbaugeräte 
sowie Krane, 10 durch Rutschen oder Abstürzen 
von Erdmassenoder·Gestein und 6 durch Herab
oder Umfallen von Gegenständen, Wegfliegen 
von Stücken verursacht. 40 % der tödlichen 
Unfälle durch elektrischen Strom entfielen auf 
das Bauwe s eri. • 

In den einzelnen der vorstehend angeführten 
Gruppen von Unfallgegenständen bzw. Unfall vor
gängen ereigneten sich die meisten Unfälle, 
durch elektrischen Strom, Kraftübertragungsein
richtungen, Flurförderzeuge, Handwerkzeuge, 
heite oder kalte Gegenstände und durch Aus
gleiten, Stolpern oder Hinfallen von Personen. 

Der Anteil ausländischer Arbeitskräfte am 
Unfallgeschehen betrug bei den tödlich verlaufenen 
342 (325) Unfällen 22 (26), das entspricht einem 
Prozentsatz von 6,43 (8,0). In unmittelbarem Zu-

I 

sammenhang mit dem Betrieb standen 18 (18) und 
in nicht unmittelbarem Zusammenhang 4 (8) tödlich 
verlaufene Unfälle ausländischer Arbeitskräfte; 
der Anteil der ausländischen Arbeitskräfte an diesen 
Unfällen betrug demnach 10,84 % (10,53 %) bzw. 
2,27 % (5,19 %). 
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Berufskrankheiten 

Im Jahr 1977 wurden der Arbeitsinspektion 1 172 
(936) Arbeitnehmer gemeldet, die an einer Berufskrank
heit im Sinne der sozialversicherungsrechtlichen Be
stimmungen erkrankten; wie 1976 verlief keiner dieser 
Fälle tödlich. Die Gesamtzahl stieg, nach Gleichbleiben 
in den letzten Jahren, an. Dies ist auf das besonders 
starke Anwachsen der Meldungen lärmbedingterHör
schäden zurückzuführen. Ebenso stieg die Zahl der Er
krankungen zufolge chemisch~toxischer Arbeitsstoffe. 
Bei den Infektionserkrankungen und bei den CO-Vergif-

.tungen konnte ein Absinken der Meldungen verzeichnet 
werden, während die Werte für Hauterkrankungen Und 
Lungenschäden durch Staubeinwirkungen etwa gl~ich 
blieben. 

Von den 1 172 (936) von einer Berufskrankheit be
troffenenArbeitnehmern waren 922 (698) männliche, 
216 (219) weibliche Erwachsene, 3 (11) männliche und 
31 (8) weibliche Jugendliche; der Anteil dieser Arbeit-. 
nehmergruppen an der Gesamtzahl beträgt jeweils 78,67% 
(74,.57%),18,43% (23,40%), 0,25% (1,18%) und 2,65% (0,85%). 

Nach den einzelnen Wirtschaftsklassen geordnet er
gibt sich für die Verteilung der gemeldeten Fälle von 
Berufskrankheiten folgendes Bild (Wirtschaftsklassen 
mit weniger als 10 Erkrankungsfällen blieben dabei unbe
rücksichtigt ) : 

Klasse XIII 

Klasse XXII 
Klasse XIV 
Klasse XII 
hrrasse VIII 

Erzeugung und Verarbeitung 
von Metallen .................... . 

Ge sundhe i ts- und Fürsorgewesen ••• 
BaUVlesen •• , •••••••••• ' ••••••••••••• 

Erzeugung von. Stein- und Glaswaren 
Be- und Verarbeitung von· Holz; 
Musikinstrumenten- und Spielwaren-
erzeugung ....................... . 

506 (353) 

175 (1'97) 
117 ( 96) 
70 ( 60) 

65 ( 23) 
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Klasse IV Erzeugung von Nahrungsmitteln 
und Ge tränken; .Tab akver arbe i tung •••• 59 ( 44) 

Klasse XI Erzeugung und Verarbeitung von 
Chemikalien, Gummi und Erdöl ....... 54 ( 60) 

Klasse XX Be-Körperpflege und Reinigung; 
stattungswesen ••••••••••• 0 •• ••••• ••• 41 ( 31) 

Klasse V Erzeugung von Textilien und 
Textilwaren (ausgenommen Be-
kleidung und Bettwaren) ••••••••••••• 28 ( 17) 

Klasse IX Erzeugung und Verarbeitung von 
Papier und Pappe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26 ( 26 ) 

Die Gehörschädigungen durch Lärmeinwirkung stehen mit 
einer Zahl von 367 (405), darunter 24 Arbe i tnehmerinnen, an 
der Spitze der gemeldeten Fälle. Ihr starkes Ansteigen 
beeinflußt das Bild der diesjährigen Statistik der Be
rufskrankheiten wesentlich. Die große Zahl der Meldungen 
ist bedingt durch eine zunehmende und gezielte. Unter
suchungstätigkeit; sie wird wie bisher in der Hauptsache 
von der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt: erbracht. 
Diese hatte Mitte 1976 drei weitere Audiometerwagen einge
stellt, sodaß nunmehr fünf solcher mobiler Untersuchungs
einheiten zur Verfügung stehen. 

Stieg die Zahl der gemeldeten Gehörschäden gegen 1976 
um 57,3 %, so wuchs die Zahl jener Fälle, in denen der 
Hörverlust zumindest eine mittelgradige Schwerhörigkeit, 
das heißt eine Minderung der Erwerbsfä~igkeit von 
wenigstens 20 % zur Folge hatte, um 93,9 %j 59 männliche 
und 5 weibliche Arbeitnehmer waren davon betroffen. 

Mit 402 Fällen hält die Wirtschaftsklasse XIII ihre 
dominierende Stellung sowohl was die Zahl der Gehörschäden 
als auch die Schwere des Hörverlustes betrifft. Die übrigen 
Fälle verteilen sich entsprechend ihrer Häufigkeit auf 
die Wirtschaftsklassen VIII, XIV, XI, IV, XII, V und IX. 

Den zweiten Platz in der Statistik hinsichtlich der 
Häufigkeit nehmen die beruflich verursachten Hauterkrankungen 
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ein. Mit 217 Fällen ist ihre Zahl gegenüber dem Vor-
jahr annähernd gleich geblieben. In dieser Gruppe 
nehmen die Ekzeme auf Grund von Allergienzufolge 
bestimmter Arbeitsstoffe breiten Raum ein. Nur in 
wenigen Fällen handelt es sich um toxisch-degenerative 
Ekzeme. Es sind zum großen Teil Hauterkrankungen ge-
ringen Grades; die Zahl jener schweren Fälle, in denen 
ein Arbeitsplatz- bzw. Berufswechsel erforderlich wurde, 
betrug 28. Es sank somit das Verhältnis dieser Fälle zur 
Gesamtzahl von ca. 20 % im Vorjahr auf 12,9 /~im Jahre 1977. 

Auffallend ist der besonders hohe Anteil Jugendlicher 
an den Hauterkrankungen im Vergleich zu anderen Berufs
kranl{heiten. Er betrug 41, das sind 18,9.% der Gesamt
zahl. Davon waren wiederum 35 weibliche Jugendliche; sie 
kamen fast ausschließlich aus dem Friseurgewerbe. Das be
weist nach wie vor die hohen allergisierenden Eigenschaften 
der hier verwendeten Materialien. Der Anteil der erkrank
ten Frauen ist mit 75 Arbeitnehmerinnen, das sind 34,6 %, 
zurückgegangen. Im Gesamten gesehen kamen die' betroffenen 
Arbeitnehmer größtenteils aus den Wirtschaft·sklassen VIII, 
XI, XII, XIII:, XIV, XX, XXII. 

Die Infektionserkrankungen liegen hinsichtlich der 
Häufigkeit an dritter Stelle der Statistik von 1977. Ihre 
Zahl ist mit 157 Fäll~n kleiner als die des Vorjahres. Bei 
sieben Erkrankungsfällen handelte es sieh um von Tieren auf 
Menschen übertragene Infektionen. 

Bei den Infektionskrankheiten überwogen, wie in den Jah
ren zuvor, Fälle von infektiöser Hepatitis bzw.Serumhepatitis; 
tuberkulöse oder andere Infektionen traten dagegen in den 
Hintergrund. In 29 Fällen, das sind 18,5 % der Gesamtzahl, 
war ein länger dauernder bzw. bleibender Gesundheitsschaden 
die Folge. Zu einem tödlichen Krankheitsausgang kam es in 
keinem der Fälle; es muß jedoch bei Erkrank1,lllgen mit 
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schwererem Verlauf eine Verkürzung der Lebenserwartung 
in Betracht gezogen werden. 

Die Erkrankten kamen fast ausschließlich aus dem 
medizinischen Arbeitsbereich. 25 vop ihnen waren , 
Ärztinnen und Ärzte, 98 kamen aus de.m Kreis des Krankenpflege-
dienstes, der medizinisch-technischen Assistenten, der Labo
ranten und Prosekturgehilfen, 8 waren Schülerinnen und 
19 Schreibkräfte t weiters Hausarbeiter und Angehörige des 
Reinigungspersonals. Aus dieser Verteilung ist das 
hohe Infektionsrisiko für Ärzte und Angehörige des 
Krankenpflegedienstes auf Grund des engen Kontaktes 
rnitPatienten sowie des Umgangs mit infektiösem Material 
ersichtlich. Wegen ihrer dominierenden Rolle im Kranken
pflegedienst waren die Erkrankten zum überwiegenden Teil 
Frauen; ihr Anteil an der Gesamtzahl der an Infektionen 
Erkrankten betrug 70,1 %, das sind 110 Arbeitnehmerinnen. 

Bei den von.Tieren auf Menschen übertragenen Infektionen 
waren vier ErkraYlkte Angehörige der fleischverarbeitenden 
Industrie, drei Arbeitnehmer kamen aus anderen Wirtschafts
klassen. 

Die Zahl der gemeldeten Fälle von Silikosen, Siliko
tuberkulosen, Asbestosen und Lungenfibrosen durch Hart
metallstaub ist mit 68 Erkrankungen etwas geringer als die 
des Vorjahres. Der Anteil an berenteten Fällen betrug 
38,2 %, das sind 26 Arbeitnehmer; darunter eine Arbeitnehmerin. 
Sie erlitt durch Asbeststaub-Einwirkung eine Asbestose im 
Rentenausmaß. Der hohe Anteil an berenteten Fällen zeigt 
einerseits die Schwere dieser Berufskrankheiten Und anderer
sei ts, daß die Meldungen der Erkrankungen erst zu einem 
ZeitpUnkt erfolgen, in dem die Lungenveränderungen schon 
weit fortgeschritten sind. 

Die Erkrankungen v~rteilen sich fast ausschließlich auf 
die Wirtschaftsklassen XII, XIII und XIV. Die Wirtschafts
klasse XII, Erzeugung von Stein- und Glaswaren, stellt mit 
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25 gemeldeten Fällen den größten Anteil, gefolgt von 
den Wirtschaftsklassen XIV mit 21 und XIII mit 20 Mel
dungen. 

Mit 29 Erkrankungsfällen auf Grund Einwirkungen chemisch
toxischer Arbeitsstoffe liegt die Zahl um 10 höher als 
die des Vorjahres. Unter den Gemeldeten waren zwei 
Arbeitnehmerinnen; Meldungen über Jugendliche lagen nicht 
vor. In 6 Fällen wurde vom Versicherungsträger eine 
Minderung der Erwerbsfähigkeit anerkannt. Als Ursache 

für die Erkrankungen überwiegt Blei, gefolgt von 
Schwefelkohlenstoff, Schwefelwasserstoff und verschie-
denen Halogen-Kohlenwasserstoffen. 

Die Bedeutung und die Anzahl von Arbeitsstoffen mit 
chemisch-toxischen Auswirkungen auf den menschlichen 
Organismus wächst ständig. So wird es weiterer großer 
Anstre~gungenbedürfeY', den Schutz der Arbeitnehmer zu 
verbessern, um die Zahl der Erkrankungen zu senken. Dazu 
trägt auch der Umstand bei, daß beginnende gesundheitliche 
Störungen infolge Einwirkungen solcher Stoffe durch die 
gesetzliCh festgelegten Vorsorgeuntersuchungen bei solchen, 
den Arbeitnehmer gefährdenden Tät.igkeiten, rechtzeitig 
festgestellt werden können. 

19 Fälle von CO-Vergiftungen wurden dem Zentral-Arbeits
inspektorat 1911 gemeldet. Ihre Zahl liegt damit wesentlich 
unter der des Vorjahres mit 28 Meldungen. Es handelt sich 
wie bisher durchwegs ~~ akute Vergiftungen auf Grund unfall
artiger Ereignisse. Vergiftungen leichterer Art überwiegen; 
keiner der Betroffenen erlitt einen bleibenden gesundheit
lichen Schaden und damit eine Minderung der Erwerbsfähigkeit. 

Entsprechend den Bestimmungen des Allgemeinen Sozial ver
sicherungsgesetzes wurden dem Zentral-Arbe i tsinspektorat weiters 
noch 72 Fälle von Berufskrankheiten von Beschäftigten in 
nicht der Aufsicht der Arbeitsinspektion unterliegender Unter
nehmen gemeldet. Es waren dies in der Land- und Forstwirtschaft 
5,im Bergbau 32,imVerkehr 14,im öffentlichen Dienst 19 und in 
anderen Unternehmen 2 Fälle. 111 
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Gesundheitliche Eignung von Arbeitnehmern 
·für bestimmte Tätigkeiten 

Eine wichtige Aufgabe der Arbeitsmedizin ist 
die Durchführung ärztlicher. Vorsorgeuntersuchungen. 
Durch sie erhält der Arzt die Möglichkeit, über 
die Eignung von Arbeitnehmern für bestimmte 
Tätigkeiten zu entscheiden, bei denen Einwirkungen 
oder Belastungen auftreten können, welche die Ge
sundheit in oft erheblichem Ausmaß zu schädigen 
vermögen. 

Auf Grund der Verordnung über die gesundheitliche 
Eignung von Arbeitnehmern für bestimmte Tätigkeiten 
bzw. der Strahlenschutzverordnung wurden im Berichts
jahr von den gemäß dem Arbeitnehmerschutzgesetz bzw. 
dem Strhlenschutzgesetz ermächtigten Ärzten in 
4 031 (3 325) Betrieben 73 914 (65 170) Arbeitnehmer 
auf ihre gesundheitliche Eignung für bestimmte, in 
diesen Verordnungen angeführte Tätlgkeiten untersucht. 
Die folgende Aufstellung zeigt die Anzahl der unter
suchten Arbeitnehmer, gegliedert nach Einwirkungs
bzw. Tätigkeitsbereichen, der Größe nach geordnet. 

Lärm . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 34 933 
Chemisch-toxische Arbeitsstoffe ••••• 20 064 
quarz-, asbest- oder sonstige sili-
kathaltige Staube, Thomasschlacken-
mehl, Aluminiumstaub, Metallstaub bei 

(26 130) 
(18 127) 

der Herstellung von Hartmetallen •••• 10 184 (13 054) 
ionisierende Strahlen bei medizi-
nischer Anwendung ••••••••••••••••••• 4 222 (·3 154) 
den Organismus besonders belastende 
Hitze, Tragen von Atemschutzgeräten; 
Tätigkei t in Gasrettungsdiensten •••• 
ionisierende Strahlen·bei nicht
medizinischer Anwendung ••••••••••••• 
Stoffe, die Hautkrebs verursachen 
können ......•.••...•.....•.......... 

2 

1 

482 (2 731) 

672 ( 1 400) 

357 ( 574) 
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Die Zah],. der untersuchten Arbei'tnehmer 
verteilt sich vor allem auf die nachstehend 
angeführten W~rtschaftsklassen; es wurden 
nur jene Klassen angefühit, in denen mehr als 
1000 Arbeitnehmer untersucht wurden: 

Klasse XIII Erzeugung und Verarbeitung von 
Metallen •••••••••••••.••••••• 35448 (29 872) 

Klasse 'XI 

Klasse XII 

Klasse XXII 

Klasse VIII 

Klasse V 

Klasse XIV 
Klasse IV 

Klasse X 

Klasse 11 

Klasse IX 

Klasse :xx 

Erzeugung und Verarbeitung 
von Chemik al ien, Gummi und 
Erdöl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Erzeugung von Stein- und Glas-
waren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Gesundheits- und Fürsorge-
wesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Be- und Verarbeitung von Holz, 
Musikinstrurnenten- und Spiel-
warenerzeugung ••••••••••••• ·e • 

Erzeugung von Textilien und 
Textilwaren (ausgen.Bekleidung 
und Bettwaren) •••••••••••••• 
Bauwesen • • • • • • • • • • • • • • • .e • • • • 

Erzeugung von Nahrungsmitteln 
und Getränken; Tabakverarbei-
tung . . . . . . . . . •. . . . . . . . . . . . . . . 
Druckerei und Vervielfälti-
gung; Verlagswesen . . . . . . . . . . 
Energie- und Wasserversorgung 

Erzeugung und Verarbeitung von 
Papier und Pappe . . . . . . . . . . . . . 
Körperpflege und l?einigung; 
Bestattungswesen 

8 825 ( 

4 199 ( 

4 091 ( 

4 020 ( 

2 833 ( 

2 506 ( 

2 240 ( 

1 952 ( 

1 703 ( 

1 496 ( 

1 051 ( 

564 (478) Arbeitnehmer aus 177 (155) Betrieben 
wurden auf Grund ärztlicher Einstellungsunter
suchungen für bestimmte Tätigkeiten als nicht ge
eignet beur.teilt; nur in einem Fall mußte das Verbot 
der Weiterbeschäftigung bescheidmäßig ausgesprochen 
werden. 

9 678 ) 

6 390) 

3 121 ) 

1 885) 

2 584) 
1 814) 

1 487) 

1 538) 
1 125) 

1 368) 
789 ) 
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Die Arbeitsinspektionsärzte, denen die Untersuchungs
ergebnisse mitzuteilen sind, haben unter anderem 

auch zu prüfen, ob die Untersuchungen den maßgebenden 
Grundsätzen entsprechen und ob gegen die Be~chäftigung 
des Arbeitnehmers auf Grund der vorliegenden Befunde 
nach dem Arbeitnehmerschutzgesetz Einspruch zu erheben 
ist. 12 (19) der Untersuchten wurden für eine Tätigkeit 
unter Einwirkung ionisierender Strahlen als nicht 
geeignet erklärt. 

Nach den bisher gesammel.ten Erfahrungen bewähren 
sich die in den vergangenen Jahren getroffenen 
administrativen Regelungen zur einheitlichen Durchführung 
der Untersuchungen und Beurteilung der Untersuchungsergeb
nisse; abgesehen davon werden alle neuen arbeitsmedizini
schen Erkenntnisse auf diesem Gebiet aufmerksam verfolgt, 
um sie gegebenenfalls praktisch zu verwerten. Hier ist auch 
die enge Zusammenarbeit vor allem mit Universitätsinstituten 
und ermächtigten Ärzten von wesentlicher Bedeutung. 

512 vom zuständigen Bundesminister ermächtigte Ärzte 
standen 1977 für die Durchführung der Untersuchungen 
zur Verfügung. Die Zahl der Ärzte, die somit auch arbeits~ 
medizinisch tätig sind, nimmt laufend zu; gegenüber dem . . 

Jahr 1976 erfolgte eine erhebliche Steigerung. Dessen 
ungeachtet werden die Bemühungen fortgesetzt, weitere 
Ärzte für solche Tätigkeiten zu gewinnen, insbesondere in 
jenen regionalen Bereichen, in welchen noch ein besonderer 
Bedarf besteht. 

Mit zunehmender Zahl von Ärzten und Krankenanstalten, 
die für die Durchführung von ärztlichen Untersuchungen 
nach den Strahlenschutzvorschriften ermächtigt wurden, 
haben auch diese Untersuchungen zahlenmäßig zugenommen. 
Notwendig sind zum Teil noch organisatorische Maßnahmen 
in den Betrieben, durch die eine Berücksichtigung der 
Ergebnisse der physikalischen Kontrolle bei der ärztlichen 
Untersuchung ermöglicht wird. Es ist zu erwarten, daß die 
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Tätigkei t der betriebsärztlichen Dienste in Kranlcen
anstalten sich auch in dieser Hinsicht unterstützend 

auswirken wird. 

Im Berichtsja~ wurden allein von der Allgemeinen 
Unfallversicherungsanstalt als Kostenersatz für die 
Durchführung der Untersuchung von Arbeitnehmern auf 
ihre gesundheitliche Eignung nach § 8 des Arbe i tnehraE::r

schutzgesetzes 18,765.834 S aufgewendet. Für die 
Honorierung der nach dem Strahlenschutzgesetz durch
zuführenden ärztlichen Untersuchungen wurden den er
mächtigten Ärzten und Einrichtungen von den Trägern 

der Unfall versichenmg rund 2,243.549 S und aus 
Mitteln des Bundes 1,1'73.216 S gezahlt. 

Gestaltung der Arbeitsbedingungen 

Die "'Jei terhin angespannte 'wirtschaftliche lage 
l.ürkte sich auf die sozialen Belange gleichartig oder 
ähnlich l·lie in den Vorjahren aus. \.[0 sich vereinzelt 

bei der Anzahl der kleineren Betriebe ein geringer 
Rückgang bemerkbar machte, wurde dies u. a. durc11 
Rücklegungen von Ge'werbescheinen, durch Erreichen 

des Pensionsalters des Gevlerbeinhabers und Eehlen von 
Nachfolgern, bei einigen Betrieben aber aucll durch Ull

genügende Konkurrenzfähigkeit verursacht. 

Von den erwähnten wirtschaftlichen SCl:l'wierig
keiten waren, regional in unterschiedlichem haBe, vor 
allem die Stahlindustrie, die Blecherzeugung, die 
Textilindustrie, die Papier- und Pappeerzeugung, die 
Leder- und die Schuherzeugung , die Steinegelünnung 
und -verarbeitung, die Nahrungsmittelherstellung 
und das Baugewerbe betroffen. Bei der Herstellung 
von Spezialerzeugnissen ze~gte sich jedoch eine zu
friedenstellende \.firtschaftsentVlicklung, vJe,S offenbar 
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eine gevüsseKrisenfestigkei t dieser Erzeugungszweige 
darstellt. 

Neue Technologien, Arbeitsverfahren oder Ar
beitsVleisen veränderten das Stellenangebot zum Teil 
wesentlich, wodurch bei manchen Berufen der bisherige 
Arbeitskräftemangel in ein Überangebot umschlug, wie 
beispiels\veise bei Schriftsetzern und Netteuren. 

Die Investitionsbereitschaft der Betriebe war 
g~ring. :Lm \oJesentlichen 'wurde nur dann investiert, 
VJerm dadurch rasch eine höhere \.Jirtscbaftlichkei t, ein 
Umsatzgewinn oder eine Produktionssteigerung zu er
warten war. Neue Batriebseinrichtungen, wie Maschinen 
und Geräte, wurden deshalb nur zögernd angeschafft 
oder ge'zwungenermaßen, wenn die alten l'Iaschinen dem 
J~oduktion.serfordernis oder dEm sicherheitstechnischen' 
~~nforderungen nicht mehr entsprachen und eine Anpassung 

einen nicht vertretbaren finanziellen Aufwand erfor
dert hätte. 

Die Belange des Umweltschutzes gev.Jinnen immer 
mehr an BedeutuIfg. Die Gestaltung der Arbeitsbedingun
gen wird hiedurch insof.ern beeinflußt, als die nur be
schränkt vorhandenen finanziellen Nittel jeweils für 
f'laßnahmen zum Schutze der, Arbei tnehmer und für solche 
zum allgemeinen Schutz der Umwelt aufgeteilt werden 
müssen. Da der Schutz vor Betriebseimvirl{ungen auf 
die Nachbarschaft und die Umwelt meist höhere Kosten 
verursacht, besteht die Gefahr, daß die Aufwendungen 
für l'laßnahmen zum Schutze der Arbeitnehmer eingeschränkt 
werden. Das immer engere Heranrücken von Wohngebieten 
an Betriebe verschärft diese Situation. 

Unter dem Druck der dichter werdenden Besiedelung 
sind wieder Betriebe an den Stadtrand oder den Rand der 
Siedlungsgebiete abgewandert. Andererseits wollen viele 

IU 
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Gemeinden aus wirtschaftlichen Erwägungen Betrieben 
durch Begünstigungen verschiedener Art einen Anreiz 
geben, sich anzusiedeln oder eine Z1,veigniederlassung 
zu errichten. 

Für den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer und 
für die Unfallverhütung wirkten sich die Tätigkeit 
der sicherheitstechnischen und der betriebsärztlichen 
Dienste günstig aus. Zunehmend 1,,,ird auch anerkannt, 
daß durch die Arbeit dieser Dienste ein Teil der dem 
Grunde nach vermeidbaren Aufwendungen, 1,vie solchen im 
Zusamme~~ang mit Unfällen und Krankheiten, erspart 
wurde. Erwähnenswert ist die erhöhte Bereitvülligkeit 
der Arbeitnehmer, die arbeitsschutztechniscüen Ein
richtungen und Hilfsmittel auch regelmäßig zu ver
Henden, was sicherlich auf die Aufklärungsarbeit der 
Sicherheitsvertrauenspersonen, der sicherheitstech
nischen Dienste, der Unfallverhütungsdienste und auf 
die Tätigkeit der Organe der Arbeitsinspektion zu. -
rückgeführt werden kann. Dies gilt u.a. auch für 
den persönlichen Lärmschutz. Zum Schutze vor schäd
lichen Einwirkungen auf die Arbeit~ehmer durch Staub, 
Gase oder Dämpfe 'tvurden 1,,,ei tere Absauganlagen oder 
geschlossene Apparaturen errichtet wodurch zum Teil 
persönliche Schutzmaßnahmen entbehrlich 'V'lurden. 

Wenngleich die aufgevvendeten Beträge für die Ge
sundhei tsübervJachung im Berichtszeitraum anstiegen, 
müßte die ärztliche Überwachung der,wegen der von 
ihnen zu verrichtenden Arbeiten hiefür in Betracht 
kommenden Arbeitnehmer intensiviert werden. Dem 
steht leider noch ein gewisser l"Iangel an entsprechenden 
Ärzten mit Erfahrungen und Kenntnissen auf den Gebieten 
der ~ß~rbei tsmedizin und der Ergonomie hindernd entgegen • 

. Die besondere Ausbildung von Arbeitnehmern im 
Sinne der Verordnung BGBI.Er. 441/1975 hat, in einzelnen 

'" 
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Bereichen zu einer Verringerung der Anzahl oder der 

Schwere der Hebezeugunfälle geführt und die Bedeutung 

dieser gesetzlichen Regelung bestätigt. 

-Die iirbei tsverhäl tnisse beim Betrieb von Strahlen

cinrichtuYlE,;en oder beim Umgang mit radioaktiven Stoffen 

1:WTen im allgemeinen zufriedenstellend. Der zunehmende 

L';ÜlS8tZ Qoderner hochgeschützter Geräte, die Ver

T;JendulJ,g von bild verstärker-Anlagen , der Einbau orts

fester Schutzmittel, "\flie Blenden oder Schutzschirme, 

trugcn Liezu ebenso bei vJie die laufende Über1,vachung 

und l:ontrolle der- Strahlenbel'astung der Arbeitnehmer. 

L'ür die Durchführung der nach dem Strahlenschutzgesetz 

vorgesehenen ärztlichen Untersuchungen wurden im Be

richtsjailr v.l ei tere ~?2 ß~rzte oder Krankenanst'al ten er

·,ll;jchtigt. In diesem Zeitraum wurden \'leiters 9 Bauartzu

ü_',ssungen nach dem Strahlenschutzgesetz für Geräte, die 

rudioaktivc ~toffe enthalten oder für ~trahleneinrich-

tUGGcn ausgesprochen. 

Dis zu einem gewissen Grad spiegelt di~ Anzahl der 

":';C'Ilstandungen durch die Arbeitsinspektoren das 2:-:'beits

scüutzteclmische [ü veau an den Arbeitsplätzen VJider , 

ins oesondere die ]~nderungstendenz dieses Ni veaU:3. Es 

SCiCL d8.Ler einige Zahlen mitgeteilt: 

Auf dem Gebiet des technischen und arbeitshygieniscLcn 

'. rlJcitiDchlllcrschutzes 1:JUrden bei Amtshandlungen von Ar-

uei tsinspektoren in 110224, Betrieber:: (im J-ahre 1976 

1~ 698 ~etrieb0,insgesamt 149 002 :im Jahre 1976 

': l)j~_ 609) hängel beanstandet. Gegenüber 1976 stellt dies 

einen Hückgang um etwa 3,& % dar. Die Gruppe iiBetriebs

r:,iu,llle 11 vJOT mit 20 461 (20 943), "Energieum\.vandlung und 

-verteilung'; mit 19 211 (20 573), i:Umgang mit Stoffen 

oder Gegenständen oder bestimmte Ein"\fJirkungen 11 mit 

Lj. (-;:5'7 (,50'16), 11 verschiedene Arbeitsvorgänge iI mit 

IJ ?'/5 ('10 0/1';), 1I allgemeine Anforderungen und Ilaßnahwen l1 
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mit 58 164 (60 203) und die Gruppe "Durchführung 
des Arbei tnehmerschutze-s 11 mit 489 (515) Beanstandun
gen vertreten. ~ei der letztgenannten Gruppe bezogen 
sich 467 (479) Beanstandungen auf die Heranziehung 
oder Einrichtung von Sicherheitsvertrauenspersonen 
bzw. sicherheitstechnischer- oder betriebsärztlicher 
Dienste. 

ur 
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Verwendungsschutz 

Unter dem Begriff Verwendungss-chutz werden alle 

Maßnahmen zum Schutz der Arbeitnehmer bei ihrer beruf

lichen Tätigkeit zusammengefaßt, die n~cht dentech

nischen und arbeitshygienischen Schutz betreffen. Auf 

diesem Gebiet besteht eine Reihe von gesetzlichen 
Regelungen; es sind hier vor allem solche zum Schutz 

der Kinder, jugendlicher und weiblicher Arbeitnehmer 

sowie werdender und stillender Mütter zu nennen.Weitere 

Regelungen betreffen insbesondere den Arbeitszeitschutz, 

die Sonn- und Feierta{r,sruhe, die Berufsausbildung sowie 

der: Schutz der in Heimarbeit Beschäftigten. 

Die Zahl der Beanstandungen der Arbeitsinspektoren 

im Bereich des Verwendungsschutzes bei Amtshandlungen 

in den Betrieben kann zur Beurteilung der sozialen Lage 

hera~gezogen werden. Im Jahre 1977 ergaben sich insgesamt 

19 193 (19 131) Beanstandungen. 

Im nachfole;enden wird ein Überblick über einzelne 

Gebiete des Verwendungsschutzes in den verschiedenen 

Bereichen gegeben. 

Beschäftigung von Kindern und jugendlichen 

Arbeitnehmern 

Die Zahl der festgestellten Beanst8np'ungen wegen Zu

vviderhaJ1dlung gegen die Vorschriften über die Beschäftigung 

von Kindern w1d J"ugendlichen betrug im Berichtsjahr 4 620 

(4 078). 

In 127 (104) Fällen wurde ungesetzliche Kinderarbeit 

festgestell t, davon 60 (5~,) im Beherbergungs-:- und Gast
stättemvesen, 13 (16) in Handel und Lagerung und 16 (14) 

bei der Erzeu{~G von Nahrungsmitteln und Getränken. Ins

Gesamt e!'gab sich gegenüber 1976 ein Anstieg um 23 Fälle. 
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Unzulässige Nachtarbeit Jugendlicher wurde in 
425 (410) Fällen festgestellt. 247 (216) dieser 
Beanstandungen entfielen auf das Beherbergungs- und 
Gaststättenwesen und 151 (168) auf die Betriebe zur 
Erzeugung vOn Nahr~gsmitteln und Getränken. Die 
Zahl der Beanstandungen hinsichtlich der täglichen 
bzw. wöchentlichen Arbeitszeit Jugendlicher ergab 
sich mit 2 041; davon entfielen 787 auf das Beher
bergungs- und Gaststättenwesen, 388 auf Handel und 
Lagerung sowie 177 auf die Erzeugung von Nahrungs
mitteln und Getränken. In bezug auf die Sonn- und 
Feiertagsruhe bzw. Ersatzruhe ergaben sich 448, 
hinsichtlich der Wochenfreizeit 437 und den Urlaub 
Jugendlicher 194 Beanstandungen; auf das Beherber
gungs- und Gaststättenwesen entfielen davon 362, 
286 und 47 Beanstandungen. 

Eine Konferenz über die Wahrnehmung des Kinder-, 
Jugend- und Lehrlingsschutzes wurde im Herbst des 
BerichtSjahres abgehalten; an dieser Konferenz nah
men auch Vertreter der Interessenorganisationen 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer teil. 

Bei Betriebsbesichtigungen durch Arbeitsinspektoren 
wurden im Jahre 1977 insgesamt 136 500 jugendliche Ar
beitnehmer erfaßt, davon 89 787 männliche und 46 713 
weibliche. Im Jahre 1976 waren es 133 161, davon 
87 599 männliche und 45 562 weibliche jugendliche 
Arbeitnehmer. 

Beschäftigung weiblicher 
Arbeitnehmer 

Von den im Berichtsjahr festgestellten 123 (72) Fällen 
verbotener Nachtarbeit von Frauen betrafen 35 (23) Betriebe 
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zur ErzeuguTIC; von Nahrungsmitteln und Getränken, 15(16) 

Handel und Lagerung und 23 (0) das Beherbergungs- und 

Gaststättenwesen. In der folgenden Tabelle wird die 

Zahl der Beanstandungen verbotener Nachtarbeit von über 

18 Jahre alten weiblichen Arbeitnehmern und von Jugend

licht.;:ll in den letzten Jahren ausgewiesen. 

1977 
19'/6 
1975 

Zahl der Beanstandtmgen betreffend Nachtarbeit 

Arbeitnehmerinnen über 
18 Jahre alt 

123 
72 

108 

Jugendliche 

42:i 
410 
334 

In den Betrieben des Beherbergungs- und Gaststättenwesens 

dürfen auf Grund der gesetzlichen Lage .Frauen auch während 

der Nachtzeit beschäftigt werden, wenn die tägliche ununter

brochene Ruhezeit mindestens 11 Stunden beträgt. Eine 

Beanstandung wird daher nur dann ausgesprochen, wenn fest

Gestellt wird, daß die Ruhezeit weniger als 11 Stunden 

beträgt. 

Ausnahmen vom Verbot der Nachtarbeit wurden in 12'4 (96) 

Fällen erteilt bzw. Anzeigen über zulässige Frauenarbeit zur 

Kenntnis genommen. Davon bezogen sich u.a. 41 (34) auf Be

triebe zur Erzeugung von Nahrungsmitteln unCl Getränken, 33 
auf Betriebe mit Handel und Lagerung, 12 (14) auf Betriebe 

zur Erzeugung und Verarbeitung von Metallen und. 5 (8) auf 

Betriebe zur Erzeugung una Verarbeitung von Chemikalien, 

Gummi und Erdöl. Der überwiegende Teil Cler Ausnahmen be

traf Cl as Reinigungspersonal 416 (44 L 
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Mutterschutz 

Im Jahre 1977 langten bei den Arbeitsinspektoraten 

insgesamt 15 863 (15 235) Meldungen über werdende 

Mütter ein, davon 15 459 (14 755) von Arbeitgebern 

und 224 (480) von anderen Stellen. Die Arbeitsinspektoren 

führten auf Grund dieser Meldungen sowie bei Betrie.bs

besichtigungen und anderen Amtshandlungen in 5 150 (5 411) 

Betrieben 9 584 (-9 724) beS0ndere Erhebungen in Tv1utter

schutzangelegenheiten durch, wobei 11 239 (11 550) Arbeits

plätze von Arbe i tnelunerinnen,die den Bestirnmungen des Mutter

schutzgesetzes·unterliegen, erfaßt wurden. Bei Betriebsbe

sichtigungen v"lurden 841 (820) werdende und stillende 

Mütter direkt erfaßt; die Belange des I'IIutterschutzes konnten 

somit insges8.int für 13 127 (12 779) werdende und stillende 
Mütter wahrgenommen werden. 

Auf dem Gebiet des Mutterschutzes ergaben sich bei 

Amtshandlungen der Arbeitsinspektoren insgesamt 1 982 
(2 131) Beanstandungen. Bei besonderen ErhebunGen wurden 

1 443 (1 357) Beanstandungen ausgesprochen, von we~chen 

533 (549) das Stehverbot nach § 4 Abs. 2 lit. b, 151 (202) 
das Bewegen von Lasten nach §4 Abs. 2 lit. a und 62 (13~) 

gesundheitsschädliche Einwirkungen-nach § 4 Abs. 2 lit. c 

und d des Hutterschutzgesetzes betrafen. 

In Angelegenheiten des Mutterschutzes führten die 

Arbeitsinspektionsärzte in 1 032 (964) Fällen ärztliche 

Untersuchungen oderBegu~achtungen durch und stellten 

für 992 (892) Arbeitnehmerinnen 1 026 (938) Zeugnisse 

nach§ 3 Abs. 3 des Iv1utterschutzgesetzes aus. Gegenüber 

dem Vorjahr hat sich sowohl die Zahl der Arbeitnehmerinnen 

für die ein solches .Zeugnis ausgestellt wl.lrde, als auch 

die Zahl der Zeugnisse erhöht. 

~·~.·J...I..I·' ~ 
: 1~ ... 
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Von Amtsärzten bei Bezirksverwaltungsbehörden 
wurden ferner 662.( 539) solcher Zeugnisse für 
651 (530) Arbeitnehmerinnen ausgestellt, die in der 
Aufsicht der Arbeitsinspektion unterliegenden Betrieben 
beschäftigt werden; außerdem wurden für 211 (112) Arbeit
nehrnerinnen in Betrieben,die nicht der Aufsicht der 
ArbeitsinGpektion unterliegen, 216 (115) derartige Zeug
nisse von Amtsärzten ausgestellt. 

Von den insgesamt 878· (654) Zeugnissen entfielen auf 

die westlichen Bundesländer: 363 (317), auf die Bundes
länder Steiermark und Kärnten. 135 (88) und auf Wien, 
Niederösterreich und das Burgenland 380 (249). Auch die 
hier verzeichnete Zlmahme der Tätigkeit der Amtsärzte auf 
d:j..esem Gebiet stellt in diesem Bereich des Mutterschutzes 
eine wesentliche Unterstützung der Arbeitsinspektionsärzte 
dar. 

Die stete Zunahme der Zahl der für berufstätige wer
dende Mütter ausgestellten Zeugnisse läßt auf eine 

zunehmende bessere Erfassung der Risikoschwangerschaf
ten sChließen, zumal die Geburtenzahlen bzw. die Zah-
len werdender Mütter zurückgehen. Hiebei ist auch zu be
rücksichtigen, daß zufolge der Verlängerung der ge
setzlichen Schutzfrist auf 8 Wochen vor der voraussicht
lichen Entbindung bereits bestimmte Risikofälle, wie ins
besondere die drohende Frühgeburt, für die Ausstellung 
eines Zeugnisses ausscheiden. In diesem Zusammenhang ist 
auch die Mutter-Kindpaß-Aktion wertvoll. 

1" 
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Arbeitszeit 

Im Berichtsjahr wurde von den Arbeitsinspektoren 
in 7 442 (7 381) Fällen die Übertretung der für Er
wachsene geltenden Arbeitszeitvorschriften beanstandet; 
von diesen Beans:tandungen entfielen 2 583 (2 810) auf 
die Arbeitszeit, 3 740 (3 281) auf die Sonderbe
stimmungen f~ Lenker und Beifahrer von Kraftfahrzeugen 
und 710 (821) auf Ruhepausen und Ruhezeiten. In der 
Wirtschaftsklasse Verkehr- und Nachrichtenübermittlung 
ergaben sich 3 050 (2 924) Beanstandungen, im Beherber
gungs- und Gaststättenwesen 1 050 ( 1 221), j.n Handel 
und Lagerung 999 (945) sowie 722 (686) im Bauwesen. 

Bei den von den Arbeitsinspektoren gemeinsam mit 
Organen der öffentlichen Sicherheit durchgeführten 
10 981 (12 052) Kontrollen von Fahrzeugen auf der Straße 
wurden erhebliche Übertretungen von Arbeitszeitvorschriften 
festgestellt. Bei diesen Kontrollen wurde dem grenzüber
schreitenden Verkehr besondere Aufmerksamkeit zugewendet, 

wobei mit der Arbeitsaufsicht anderer Staaten sehr eng 
zusammen gearbeitet wird. 

Ansuchen oder Anzeigen über Ausnahmen vom Arbeitszeit
gesetz wurden bei den Arbeitsinspektoraten und beim Zentral
Arbeitsinspektorat in 922 (997) Fällen eingebracht. Von den 
Ausnahmebewilligungen wurden 42 009 (4 1 827) der insgesrunt 

239 795 (210 568) in diesen Betrieben beschäftigten Arbe i t
nehmer betroffen. Auf die Betriebe zur Erzeugung und Ver
arbeitung von Metallen bezogen sich 327 (365) dieser Aus
nahmen. 

Sonn- und Feiertagsruhe 

Übertretungen der Vorschriften über die Sonn~ und Feiertags
ruhe für Arbeitnehmer, die keine Jugendlichen sind, wurden 
in 240 (216) Fällen ermittelt. Von diesen entfielen allein 
132 (144) auf das Beherbergungs- und Gaststättenwesen, das 
sind 55 % (67 %) aller Fälle. 
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Verwendungsschutz im Beherbergungs- und Gaststättenwesen 

Von den Arbeitsinspektoren wurden im Berichtsjahr 10761 
(10819) Betriebe der Wirtschaftsklasse Beherbergungs- und 
Gaststättenwesen überprüft; in ~iesen Betrieben waren 19 831 
(18 461) männliche und 40 244 (38 985) weibliche erwachsene 
sowie 4959 (4 518) männliche und 4 933 (4 188) weibliche 
jugendliche Arbeitnehmer, insgesamt 69 967 (66 152) Arbeit
nehmer beschäftigt. Die Zahl der Beanstandungen betrug 3 973. 
Demnach entfielen 9,76 % (9,68 %) der inspizierten Betriebe' 
und 4,1 % (3,96%)der bei Betriebsbesichtigungen insgesamt 
erfaßten Arbeitnehmer auf das Beherbergungs- und Gaststätten
wesen; der Anteil dieser WirtschaftSklasse an der Zahl der 
gesamten Beanstandungen im Bereich des Verwendungsschutzes 
betrug jedoch 23,56 % (25,74 %). Dies zeigt, daß in den Be
trieben der genannten Wirtschaftsklasse trotz einer leichten 
Besserung noch weitere Aktivitäten hinsichtlich der Einhal
tung der Vorschriften des Verwendungsschutzes zu setzen sind. 
Dazu bedarf es jedoch auch der Mitwirkung der Interessenver
tretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. 

Berufsausbildung 

Hinsichtlich, der Berufsausbildung ergaben sich 1772 (1557) 
Beanstandungen. Von diesen entfielen auf den Lehrvertrag 519 
(521), die Ausbildung der Lehrlinge 444 (345), die Lehrlings
haltung 137 (208) und auf den Besuch der Berufsschule 72 (69) 
Beanstandungen. 

Heimarbeit 

J 

Im Jahre 1977 waren bei den Arbeitsinspektoraten 1386 
(1455) Auftraggeber, 10 168 (10 558) Heimarbeiter und 297 
(323) Zwischenmeister vorgemerkt. 
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Gegenüber 1976 nahm die Zahl der Auftraggeber um 69, 

die Zahl der Heimarbeiter um 390 und die der Zwischenmei
ster um 26 ab. Die nachfolgende Aufstellung zeigt die Ent

~icklung in den letzten drei Jahren. 

Zahl der bei den Arbeitsinspektoraten vorgemerkten Auftrag
geber, Heimarbeiter undZwischenmeister. 

Jahr 

1977 

1976 

1975 

Auftr'aggeber 

1 386 

1 455 

1 551' 

Heimarbeiter 

10 168 

10 558 

11 635 

Zwischenmeister 

297 

323 

328 

Neben den Überprüfungen bei Auftraggebern, Heimar
beitern und Zwischenmeistern wurden von den Arbeitsin
spektoren nach 616 (824) weitere Amtshandlungen in Heim
arbeitsangelegenheiten durchgeführt. Der Umfang der Über
prüfungstätigkeitder Arbeitsinspektorate im Berichtsjahr 
mit den Vergleichszahlen der Jah~e 1975 und 1976 ist der 
folgenden Tabelle zu entnehmen. 

Übe rp rü tu ngstäti 9 kei t 

uberprulh~ Anzahl dHr bel den uberpruflen Auflraggebern 
beschaltigten 

Jahr -~-~-- .. - .-.- .. - ------.---- 0--.----.------
Heimarbeiter Zwischen meister 

Auflragqp.I1(~, HOlmalheltCH Z',vlscllf'!n rnl~lstp.r ._-------- f------- ~----_.- -----
IIldnnlich welbl!r;h mannhch weiblich 

977 .......... 709 2.938 69 173 6.808 36 70 
9760 ......... 729 2.955 111 117 6.658 45 76 
975 .......... 653 2.685 84 260 6.369 79 47 

'fr· 
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Im Berichtsjahr haben die Arbeitsinspektorate 189 
(237) Auftraggeber zur Nachzahlung von insgesamt 1 876 912 S 
(1 636 363 S) aufgefordert; dies ergibt einen durchschnitt
lichen Nachzahlungsbetrag von 9 930 S ( 6 904 S) je Auftrag
geber. Dem Entgeltschutz in der Heimarbeit muß, wie diese 
Zahlen zeigen, besonderes Augenmerk zugewendet werden. 

Im Berichtsjahr wurden insgesamt 2330 (3023) Übertre
tungen von Vorschriften zum Schutze der in Heim~rbeit Be
schäftigten festgestell~. Die Zahl der wesentlichen Über
tretungen ist mit den Vergleichszahlen der Vorjahre der 
anschließenden Tabelle zu entneh~en. 

Beanstandungen auf dem Gebiete der Heimarbeit 

1975 1976 1977 

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2119 2548 3100 

Li s t enführung ••••••••.••••••• o ••• 417 356 329 

Bekanntgabe der Arbeits- und 
Lieferung~bedingungen •••.••••• ~. 39 30 6.7 

Abrechnungsnachweise •••••••••••• 746 1209 756 

Entgeltschutz •..••.•.••.•••.•••• 787 1285 1056 

Sozialversicherung •••••••••••••• 7 16 8 

. 
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Finanzielle und personelle Angelegenheiten 

Die Ausgaben und Einnahmen des Bundesministeriums 

.für soziale Verwal tung in Jahre. 1977 bei 
Kapitel 15 "Soziales" sind der folgenden Aufstellung zu 

entnehmen. 

Kriegsopferversorgung, Heeresver~ 
sorguhg, Opferfürsorge und 
Kleinrentnerentschädigung ••••.• 

Arbeitsmarktverwaltung I ......... . 

Schlechtwetterentschädigung im 
Baugewerbe" ..... " ............. ' .. . 

Leistungen nach dem Wohnungsbei
hilfengesetz (Arbeitslosen-
versicherung) .•.. ~ ............ . 

Arbeitsinspektion ••. ~ ............ . 

Sonstiges ........................ . 

insgesamt . 

Sozialversicherung ......••...•.• 

Ausgaben Einnahmen 

in Millionen S 

5.052'934 

4.544'622 

237'408 

32'991 

75'286 

186'815 

10.130' 056 

27.543'803 

37.673'859 

40' 421 

4.219'545 

244'581 

70'148 

2' 626 

208'671 

4.785'992 

1.076'493 

5.862'485 

Die Ausgaben des Bundes im sozialen Bereich betrugen 

im Jahre 1977 37.674 Millionen S; das sind rund 16 % der 
gesamten Ausgaben des Bundes. Der Zuwachs gegenüber dem Jahr 

1970 bet.rug rund 143 10' 

Dem Bundesministerium für soziale Verwaltung standen für 

die Erfüllung seiner Aufgaben im Jahre 1977 insgesamt 4.275 
Dienstposteri zur Verfügung, die sich "auf die einzelnen Ver
waltungszweige wie fOlgt verteilen: 

'" 
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Persona1stiin.de der Sozialen Vervval tung 1 t .Dienstpostenp1an 1) 

Verwa1tW1gszweige 1975 1976 

Zentra11eitW1g 424 424 
Landesarbeitsämter 2.723 2.731 
Landesinvalidenämter 807 812 
Arbeitsinspektion 296 296 
Prothesenwerkstätten 42 41 
Heimarbeitskommissionen 8 9 

Summe 4.300 4.313 

1) Ohne '11ei1 beschäftigte und Saisonbedienstete 
(z.B. Heizer, Bedienerinnen u. dg1.). 

1977 

419 
2.698 

814 
295 

41 
8 

4.275 

111 
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Kapitel 15 "Soziales" und Kapitßl 16 "Sozialversicherung" 

~ rio l g 1977 

A u s g a b 

Gesetzl.Verpflichtungen1 ) Ermessensausgaben 
Kill.S % Mill.S. % 

Sozialversicherung 27.543'80} 

Kriegsopferversorgung, 
Heeresversorgung, 
Opferfürsorge und 
Kleinrentnerent-

5.027'750 2a) schää.igung 

Arbeitsmarkt-
3.710'754 2b) verwaltung (I) 

3) 2c) 
Sonstiges 445'159 

Insgesamt 36.727'466 2d) 

1) einschließlich Personalaufwa'Yld 
2) Hievon Personalaufwand: 

a) " ..... 
b) •• • ••• 
c) 
d) 

. . . . . . . . . . . . . . .............. 

Mill. S 
145'688 
410'423 
152'140 
708'251 

__ 3 .. ). _o.ufc;liederilllG siehe 3eilaGe 3 

73' 11 

13'35 25' 184 0'07 

9'85 833'868 2' 21 

1 ' 1 ß 87'341 0'23 

97'49 946' 3S3 2'51 

e n 

Zusammen 
Tüll. S ~f ;0 

27.543'803 . 73'11 

5.052'934 13'42 

4.544'622 12'06 

532'500 1 '41 

37.673'859 100'00 

Ein nah m e n 

1till. S 

1.076'493 

40' 421 

4.2~9'545 

526' 026 

5.862'485 

% 

18'36 

0'69 

71'g8 

8'97 

100'00 

,.... 
-.} 
.;..J 
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Aufgliederung der "Sonstigen .!.:.usgaben" "lL."'1d "Sonstigen Einnahmen" 

~ r ; :: 

Bl.u'1desministerium für soziale Verwal tung 

Vlintermehrkostenausgleichsfonds •.••..•• 
Reservefonds nach dem lü VG .•......•.•.. 
Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen 

All~emeine Fürsorge 
(ohne Kleinrentnerentschädigung) ••.. 

Schlechtwett~rentschädigung im Baugewerbe 

Überbrückungshilfen an ehemalige öffent-
lich Bedienstete •••.•.••••••••••••..• 

Ersatz der Sonderunterstützung nach dem 
Mutterschutzgesetz •.•••....•••...•... 

Leistungen nach dem Wohnungsbeihilfen
gesetz (Arbeitslosenversicherung) •..•• 

Einigungsämter, Schlichtungsstellen, 
Heimarbeitskommissionen •..•.••••.•..• 

Arbeitsinspektion ••....•..•...•.••••••.. 

l 'I (' '7,/ 
- u l ..... I I 

Sonstige 
Gesetzliche 

Verpflichtungen 

108'696 

1'303 

237'408 

0' 124-

0'275 

32'991 

1 '622 
62'740 

445'159 

kusgaben 
Ermessens- zusam~en 

ausgaben ~ 

29'969 

-16' 2S3 

27 r /:-25 

1'102 

12' 546 

87'341 

lüll.u 

,"- -I'"""'l 1---"-
I >~oö::' 

16'293 
1 ' 303 

27'425 
237'408 

0' 124 

0'275 

32'991 

2'730 
75'286 

532'500 

Sonstige 
Eir..nahmen 

15'968 

192'701 
0'002 

244'581 

70' 148 

2'626 

526' 026 

~ 
-...J 
00 
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Im Folgenden werden soziale Aktivit~ten behandelt, die 

von den Interessenvertretungen erg~zend zu den im Be

richt enthaltenen T~tigkeiten in ihrem Eigenbereich durch

geführt vJUrden. Die BeiträGe stellen inhaltlich die l"iei

nung der entsprechenden Verbände dar. 

Von der Pr~sid8ntenkonferenz der Landvürtschaftskammern 

Österreichs und der Vereinigung Österreichischer Indu

strieller liegen keine Bei träge im oben ervJähnten Sinn 
vor. 

BUHDESKAl"mER DER GE\-JERBLICHEN vlIRTSCHAFT 

LOHNPOLITIK: 

Die sich bereits i. Jahre 1975 abzeichnende rückl~ufige 
Tendenz bezüglich des Ausmaßes der Kollektivvertragsabschlüs
se setzte sich im Jahre 1976 fort. So betrug bei Abschluß
intervallen von 12 bis 14 Monaten die durchschnittliche 
Lohnerhöhung in den bedeutenderen Branchen rund 10 % bei 
den Kollektivvertrags- sowie 7,5 % bei den Istlöhnen und 
lag damit unter den Kollektivvertragsabsctlüssen des Jahres 
1975. Sie näherte sich somit jenen Prozentsätzen, die einer 
Teuerungsabgeltung entsprechen. Die Bun"deskammer hat wieder
holt darauf hingewiesen, daß jede über die zu erwartende 
Inflationsrate hinausgehende Lohnerhöhung die gewerbliche 
Wirtschaft schwer trifft und die primären wirtschaftspoliti
schen Zielsetzungen, wie Bek~mpfung der Inflation, Belebung 
der Investitionstätigkeit und Stärkung der Eigenkapitalbasis, 
gefährdet. 

Dieser Trend zu etwas niedrigeren Abschlüssen setzte sich 
1977 trotz sinkender Inflationsrate nicht mehr fort. Die 
Kollektivvertragslöhne der wichtigsten Branchen wurden ana
log zum Vorjahr zwischen 9 und 10 % erhöht und die Ist-Löhne 
um ca. 7,5 %. 

Als sich Mitte des Jahres 1977 eine Verflachung der Konjunk
tur für österreich im Jahre"1978 abzuzeichnen begann, wurde 
immer deutlicher, daß angesichts der zu erwartenden wirt
schaftlichen Schwierigkeiten der Lohnpolitik eine ganz be
sondere Bedeutung zukommt. Dem hat auch die Paritätische 
Kommission in ihrer Sitzung vom 16. November 1977 Rechnung 
getragen, indem sie an die Kollektivvertragspartner appel-
lierte, bei den kommenden Lohn- und Gehaltsverhandlungen IV 
besondere Rücksicht auf die wirtschaftliche Situation und 
vor allem auf die Erhaltung der Vollbeschäftigung zu nehmen. 
Damit ist die Notwendigkeit einer beschäftigungsorientierten 
Lohnpolitik allgemein anerkannt worden. " 
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BERUFSAUSBILDUNG: 

Trotz der starken Schulabgängerzahlen der Jahre 1976 und 
1q77 ist es< der Wirtschaft im wesentlichen gelungen, auf 
dem Lehrstellenmarkt die meisten Wünsche zu berücksichti-
gen und alle Jugendlichen auf Lehrplätzen unterzubringen. 
So wurden Ende 1976 in österreich 176.519 Lehrlinge ausge
bildet, d.s. um 6.347 oder 3,7 % mehr als 1975. Nach einer 
vorläufigen Zählung betrug Ende 1977 in österreich die Ge
sa~tlehrlingszahl 1fl4.261; d.i. der bisher höchste Lehrlings
stand, der je in österreich erreicht wurde. Der Zuwachs 
gegenUber 1976 beträgt 7.742 oder 4,4 %. Vor allem in den 
Bereichen des Gewerbes, des Handels und Fremdenverkehrs 
konnte der Lehrlingsstand beträchtlich erhöht werden. 

Im Jahre 1976 begann unter Vorsitz des Bundesministeriums 
fUr Handel, Gewerbe und Industrie eine erste Gesprächsrunde 
zwischen den Sozialpartnern zur Erarbeitung von Grundlagen 
fUr eine Reform des Berufsausbildungsrechtes. Die Bundes
wirtschaftskammer hat sich 1977 in ihrer Stellungnahme zur 
Berufsausbildungsgesetznovelle gegen eine Aushöhlung des 
dualen Ausbildungssystems und für die Erhaltung und Förde
rung der Kapazität dieses Systems der betrieblichen Ausbil
dung in qualitativer und quantitativer Hinsicht ausgesprochen. 
Gleichzeitig wurde aber auch vor Experimenten auf dem Gebiete 
der Berufsausbildung gewarnt. 

Die Bundeswirtschaftskammer entsandte. im Jahre 1977 10 junge 
Facharbeiter zum internationalen Berufswettbewerb nach Utrecht 
in Holland. An diesem Wettbewerb nahmen 300 Facharbeiter 
aus 17 Ländern Europas, Asiens tind den USA teil, wobei von 
den 10 österreichern 7 mit Medaillen und Ehrendiplomen aus
gezeichnet wurden. 

IV 
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OSTERREICBISCHER ARBEITERKAMMERTAG 

Beratung kammerzugehöriger Arbeitnehmer 

Rechtsberatung erhalten kammerzugehörige Arbeitnehmer in 

allen neun Länderka~ern vor allem in folgenden Angelegen

heiten: Arbeitsrecht, Sozialversicherungsrecht unter Ein

schluß des Opferfürsorgewesens, der Kriegsopferversorgung, 

der Unfallverhütung und der Rehabilitation, Lehrlings- und 

Jugendschutz, Schutz der berufstätigen Frau, Konsumenten

recht, Lohnsteuerrecht. 

Dieses Angebot an Beratung wird von den Arbeitnehmern in 

zunehmendem Ausmaß in Anspruch genommen. 'Damit wird seitens 

der Arbeiterkammernein wesentlicher Beitrag zum verbesserten 

Zugang des einzelnen zum Recht geleistet. 

In der Arbeiterkammer Wien sprachen beispielsweise im Jahre 1977 

allein in sozialrechtlichen Angelegenheiten 25.753 Personen 

vor, um Auskunft zu erhalten. Dazu kommen noch rund 2.000 

weitere Auskunftssuchende in Lohnsteuerfragen. FÜr den 

sozialrechtlichen Bereich bedeutet diese Zahl im·Vergleich 

zu 1976 eine steigerung um 18 %. Die Zahl der telefonischen 

Auskünfte ist nicht exakt feststellbar, übersteigt jedoch 
erfahrungsgemäß die persönlichen Vorsprachen um ein Vielfaches. 

Auch in den Länderkammern nimmt die Beratungstätigkeit einen 

großen umfang ein. Z.B. wurden in der Arbeiterkammer Ober

österreich im.Jahre 1977 im Rahmen von persönlichen Vorsprachen 

allein im Bereich Arbeitsrecht 14.365 Rechtsauskünfte erteilt 

(das bedeutete gegenüber 1976 eine Steigerung von rund 10 %). 

In der Arbeiterkarnrner Salzburg sprachen 1977 über 9.000 Personen 

persönlich in Rechtsangelegenheiten vor. 

Auch die Beratung in Angelegenheiten des Konsumentenrechts und 

Konsumentenschutzes hat in den letzten Jahren in fast allen 

Länderkammern eine erheblich~ Ausweitung erfahren. Beispiels

weise wurde die Konsumentenberatung der Arbeiterkammer für 

Kärnten in den Jahren 1976 und 1977 von 14.149 Personen 

mündlich, schriftlich oder telefonisch in Anspruch genommen. 
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Die Beratung kammerzugehöriger Arbeitnehmer erfolgte nicht nur 

in den Amtsgebäuden der Arbeiterkammern. Die Lehrlingsberatung 

beispielsweise wird auch in Lehrlingsstellen in den Bezirken 

durchge·führt. Die Beratung werdender Mütter über diesbezügliche 

rechtliche Ansprüche findet u.a. in eigenen Kursveranstaltungen 

(sog."Mütterschu1en") statt, die in einzelnen Bezirksämtern 

abgehalten werden. Damit soll erreicht werden, daß ein noch 

größerer Personenkreis die Hilfe der gesetzlichen Interessen

vertretung in Anspruch nehmen ·kann. 

Intervention und Vertretung 

Die Arbeiterkammern vertreten die Interessen der Arbeitnehmer 

nicht nur durch Beratung, sondern vielfach auch im Interventions

weg. Vor allem auf dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes, in 

erster Linie des Jugendschutzes wird bei Beschwerdefällen in 

Betrieben interveniert. Falls Anzeigen notwendig sind, 

um Mißstände abstellen zu können, werden diese bei den zu

ständigen Behörden vorgenommen. 

Große Bedeutung nimmt nach wie vor die Vertretung von kammer

zugehörigen Arbeitnehmern vor den Schiedsgerichten in Sozial

versicherungsstreitigkeiten ein. Vertreter der Arbeiterkammer 

für Wien nahmen z.B. in den Jahren 1976 und 1977 an insge

samt 1.247 Verhandlungen vor dem Schiedsgericht der Sozial

versicherung teil. 

Die Rechtsvertretung vor den Arbeitsgerichten und Einigungs

ämtern wird nur von einem Teil der Arbeiterkammern und 

nur in besonders gelagerten Fällen, insbesondere bei Rechts

fragen von grundsätzlicher Bedeutung, wahrgenommen. 
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Unterstützung von kamrnerzugehörigen Arbeitnehmern 
in finanzieller Hinsicht bzw. durch Aktionen 

Unmittelbar finanzielle Hilfen für kamrnerzugehörige Arbeit
nehmer werden vor allem durch Stipendien, Lehrausbildungs

beihilfen, Wohnungs- bzw. Wohnbaudarlehen sowie durch 

außerordentliche Unterstützung in Einzelfällen geleistet. 

Dazu kommen noch verschiedene Aktionen für kammerzugehörige 

Arbeitnehmer, die ebenfalls deren soziale Situation unmittelbar 

verbessern sollen, wie z.B. die Bereitstellung von verbilligten 

Plätzen in Urlaubsheimen oder in Lehrlingsheimen. 

Für Zwecke der Studienförderung wurden z.B. von der Arbeiter

kammer wien im Jahre 1977 insgesamt S 1,106.850,-- für 

1.227 Stipendien bzw. Kursgeldbeihilfen aufgewendet. Die 

Arbeiterkammer Salzburg gewährte z.a. im Jahre 1977 Stipendien 

in der Höhe von S 320.800,-- für 127 Personen. 

Im Rahmen der Wohnbaudarlehensaktionen gewährtenz.B. 1977 

folgende Kammern folgende Darlehenssummen: 

Wien •• 

Tirol 

Salzburg 

Kärnten 

Burgenland 

Niederösterreich 

S 
11 

11 

11 

63,975.000,--

13,245.000,--

7,000.000,--

31,751.000,-- (einschließlich 

der Ziffern des Jahre 1976) 

• S 5,050.000,--

11 19,415.000,--

In Zusammenarbeit mit dem Wiener Zuwanderer fonds erfolgten im 

Berichtszeitraum spezielle Initiativen zur Beratung und Be

treuung von ausländischen Arbeitnehmern, vor allem auf dem 

Wohn- und Freizeitsektor. 
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Bildunqsarbeit 

Sehr breiten Raum nimmt die Tätigkeit der Arbeiterkammern 

für kammerzugehörige Arbeitnehmer in Form der Eröffnung 

von Bildungsmöglichkeiten und Förderung der Ausbildungs-

und Informationsmöglichkeiten ein. Von allen Länderkammern 

werden zahlreiche Kursveranstaltungen entweder selbst durch

geführt oder in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen 

(z.B. Berufsförderungsinstitut oder dem Volkshochschulverband) 

organisiert, bei denen Kenntnisse für den Beruf oder für 

die Interessenvertretung erworben werden können. Die Schulung 

von Betriebsräten und sonstigen gewerkschaftlich interessierten 

Arbeitnehmern wird in Zusammenarbeit mit den Bildungsreferaten 

des österreichischen Gewerkschaftsbundes und der einzelnen 

Gewerkschaften ständig ausgeweitet. Referenten der Arbeiter

kammern tragen wesentlich zur Wissens- und Informationsver

mittlung bei. 

Weitere spezifische'Adressaten von Schulungsveranstaltungen 

sind beispielsweise die Arbeitnehmer-Beisitzer bei den 

Schiedsgerichten und Arbeitsgerichten. 

Neben der Veranstaltung von Kursen stellt die Arbeiterkammern 

auch ein umfangreiches Angebot zum Selbststudium bzw. zur 

Information zur Verfügung: An erster Stelle sind hiebei die 

gut ausgestatteten Bibliotheken, die einem breiten Publikum 

zugänglich sind, weiters Publikationen über verschiedene 

Sachgebiete (z.B. in Form der "Sozialrechtlichen Mitteilungen" 

über Entscheidungen im Arbeits- und Sozialrecht, in Form 

von Informationsblättern und Informationsbroschüren über 
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Angelegenheiten, welche die soziale Stellung der Arbeitnehmer 

berühren) zu nennen. Die DOkumentationsabteilung der Arbeiter

kammer für Wien wurde im Berichtszeitraum beispielsweise in 

5.272 Fällen über Einzelthemen befragt, wobei den Anfragenden 

Auskunft über die gewünschten VerÖffentlichungen gegeben werden 

konnte. 

Auch die Förderungsmaßnahmen auf dem Gebiete der Schulung und 

Umschulung haben große Bedeutung. Es wurden, wie auch in den 

vergangenen Jahren, Berufswettbewerbe durchgeführt und UID

schulungskurse gefördert. 

Die kulturellen Initiativen der Arbeiterkammern h~ EinflUß 

auf das soziale Leben der vertretenen Arbeitnehmer: Als Beispiel 

sei hier nur eine Veranstaltungsreihe erwähnt, in deren Rahmen 

die Emsembles von Burgtheater und Oper in verschiedenen 

kleineren Orten in ganz Österreich gastierten. 

Forschung 

Die Forschungstätigkeit der Arbeiterkammern war wie bereits 

in den vergangenen Berichtszeiträumen sehr umfangreich. In 

einem knappen Bericht wie dem vorliegenden kann nur ein kleiner 

Teil dieser Aktivitäten erwähnt werden. 

Die Arbeiterkammer für Wien führte vor allem folgende sozial

wissenschaftliche Studien durch: 

§!~g!~_~Q~g~g!~~!!2g~E~2E!~ID~_g~~_§2~!~!y~~~!sh~~~gg~ 

Ausgehend vom Status der österreichischen Sozialversicherungs

träger als Selbstverwaltungskörper zwischen Staat und Interessen

organisationen, versucht die angeführte Studie folgende kurz 

umrissene Thematik zu beleuchten: das Spannungsverhältnis 

zwischen ursprünglicher Organisationsstruktur und der Aufgaben

verschiebung im geschichtlichen Ablauf; die sich aus der Praxis 

der Selbstverwaltung ergebenden sozio-ökonomischen und sozio

politischen Probleme im modernen Wohlfahrtsstaat, und zwar vor 

allem hinsichtlich des Kräftedreiecks Sozialversicherung - Staat -

Verbände, dann aber auch bezüglich der Versicherten selbst; die 

gesellschaftspolitische Effizienz der Selbstverwaltung in der 
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Sozialversicherung einschließlich des in ihr angelegten 

Innovationspotentials: und schließlich die Position der 

österreichischen Variante in ·der r.ealen Verschränkung von 

Sozial- und Wirtschaftspolitik. Zu diesem Zweck wurde neben 

einer eingehenden historischen Analyse der Motive des 

jeweiligen Gesetzgebers und der Auswirkungen der positiven 

Rechtslage auf Struktur und Funktion des Sozialversicherungs

apparates namentlich auch versucht, die in die Selbstver

waltung hineinragenden bzw. sie konditionierenden gesellschaft

lichen Kräfte in ihrem Mit- und Gegeneinander einflußmäßig 

zu orten und daraus erste·Effizienzbeurteilungen abzuleiten. 

Nicht zuletzt wurden im Zuge der Bemühungen, die Analyse 

in den Hauptpunkten auch empirisch abzusichern, so gut wie 

alle leitenden Funktionäre und Angestellten der österreichischen 

Sozialversicherungsträger in ausführlichen Interviews anhand 

eines detaillierten Gesprächsleitfadens zu den angeschnittenen 

ThemensteIlungen befragt. Durchgeführt wurde das Projekt 

von den Politikwissenschaftlichen Abteilung des Wiener 

Instituts für Höhere Studien im Auftrag der Arbeiterkammer 

Wien. Die Arbeit fand Anfang des Berichtsjahres ihren 

Abschluß. 

~~E~~~~~9~EE~i~~E_:~~~!~=9~~~~~!~~~~_~!~E~E9E~~~~_~~E 
~~E!9~~~9_Y~~_Q!~~~EY~E~~!E~!~~~~: 

Das im Herbst 1977 abgeschlossene Projekt gliederte sich in 

zwei ~tufen, deren erste die allgemeinen Aspekte des Problem

bereichs betraf, während die zweite den spezifischen Aspekten 

bei älteren, insbesondere weiblichen, Arbeitnehmern gewidmet 

war. Durchgeführt wurde die Untersuchung vom Institut für 

empirische Sozialforschung im Auftrag des Österreichischen 

Arbeiterkammertages. Vom Untersuchungskonzept her wurde in 

Stufe 1 ein repräsentativer Querschnitt jener österrefchischen 

Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft z~ischen 16 und 65 Jahren, 

bei denen in den letzten drei Jahren eine Lösung des Dienst

verhältnisses eingetreten ist, über Verbreitung, Formen, Gründe 

und auflösende Seite befragt. Grundlage hiefür lieferte eine 
) 

etwa 3.000 Personen umfassende Stichprobe aller in Österreich 
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beschäftigten Arbeiter und Angestellten. In Stufe 2 wurden 

dann neben einer Stichprobe von rd. 1.100 unselbständig 

Beschäftigten ab 50 Jahren, die ergänzend zum genannten 

Personenkreis auch 80 "Dauerarbeitslose" und eine ent

sprechende Anzahl von Arbeitnehmern ohne solche aufgelösten 

Dienstverhältnisse umfaßte, zusätzlich noch 100 repräsentativ 

ausgewählte Privatfirmen hinsichtlich des - hier besonders 

wichtigen - Standpunktes der Arbeitgeberseite erfaßt. Mußten 

doch bei älteren Bediensteten nicht nur die Aspekte des 

Ausscheidens aus einem Arbeitsverhältnis, sondern vor allem 

auch der (Wieder-)Einstellung berücksichtigt werden, und 

zwar aus dem Blickwinkel der Arbeitnehmer wie der Unternehmer. 

Eine AUfarbeitung der ersten der drei Teilerhebungen im 

Rahmen der AK-Schriftenreihe "Arbeit, Recht und Gesellschaft" 

ist in Vorbereitung. 

Die Arbeiterkammer Salzburg hat z.B. im Berichtszeitraum 

Untersuchungen über Arbeitsplatzbedingungen, Einkommens

situation, räumliche und berufliche Mobilität, Freizeit

bedingungen und die allgemeine Gesundheitssituation durch

geführt. Im Jahre 1976 wurde von dieser Kammer die Studie 

"Die Familienrechtsreform und sozialpolitische Begleit

maßnahmen im BeWUßtsein der österreichischen Bevölkerung" 

durchgeführt. Studien über "Salzburgs Wirtschaft in der 

Rezession" sowie die "wasserqualität der Salzburger Seen 

und Bäder" wurden ebenfalls veröffentlicht. Die Arbeiter

kammer für Wien gab z.B. auch im Jahre 1977 wieder einen 

umfassenden Bericht zur Lehrlingsstatistik heraus. Diese 

Untersuchung geht weit über eine reine Zahlenstatistik 

hinaus und soll den Interessenvertretungen ein Hilfsmittel 

für die Bewältigung der schwierigen Probleme auf dem Lehr

stellensektor an die Hand geben. Von der Arbeiterkammer für 
wien wurden überdies Untersuchungen auf dem Gebiet des 

umweltschutzes durchgeführt bzw. angeregt. Gerade dieses 

Gebiet hat im Berichtszeitraum verstärkte Bedeutung ge-

. wonnen. 
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Die Arbeiterkammer für Wien hat u.a. auch eine Enquete 

zum Thema "Mädchen in Metallberufen" durchgeführt, in denen 

Ralunen Probleme der Frauenbeschäftigung näher untersucht 

und diskutiert wurden. 

Auch"Probleme der Raumordnung haben u.a. einen Gegenstand 

von Forschungen der Arbeiterkammern gebildet. Die Arbeiter

kammer für Kärnten hat z.B. auf diesem Gebiet umfangreiche 

vorschläge zu verschiedenen ko~kreten Maßnahmen erstattet. 

Hiebei wurde besonders auf den Landschaftsschutz und den 

Umweltschutz sowie auf Notwendigkeiten der Strukturver

besserung Bedacht genommen. 
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OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund hat auch in derJ Jahren 1976 und 

1977 auf verschiedenen Ebenen die Interessen seiner Mitglieder vertreten. 

Dies zeigt nicht nur die Zahl der abgeschlossenen Kollektivverträge, son

dern auch die Zahlen des' Rechtsschutzberichtes über die Rechtsschutz-

tätigkeit des ÖGB und seiner 16 Gewerkschaften. 

Im Jahre 1976 wurdeninsgesamt 490 Kollektivverträge abgeschlossen, 

die sich aus 181 Bundeskollektivverträgen, 272 Länderkollektivverträgen, 

2 Betriebsvereinbarungen, 5 Heimarbeitsverträgen und 31 Mindestlohntarifen 

oder Entgeltverordnungen zusammensetzen. 

Im Jahre 1977 waren es 459 Kollektivverträge, die aus 174 Bundeskol-

lektivverträgen, 263 Länderkollektivverträgen, 8 Betriebsvereinbarungen 

und 14 Mindestlohntarifen oder Entgeltverordnungen bestehen. 

~ie Rechtsschutztätigkeit der Gewerkschaft ist nicht in Fällen, sondern 

nur in Beträgen angegeben, die innerhal b eines Jahres durch-Vergleich 

oder Urteil bei Gericht erstritten oder durch Interventionen erzielt 

wurden. 

Die untenstehende Tabelle zeigt auf welche Weise und von welcher Ge

werkschaft die Beträge für die Gewerkschaftsmitglieder erzielt wurden: 

Gewerkschaft für 1976 für 1977 für 1976 für 1977 
durch Vergleich oder Ur- durch Interventionen er-
teil erstrittene Beträge zielte Betrdge 

Schilling Schilling -

Pri vatange-
stellte 14,439.963 14,955.597 40,727.180 45,122.720 

öffentlich Be-
dienstete 480. 150 773.506 5,444.406 5,863.716 

Gemeindebed. 438.000 230.000 405.000 589.000 

Kunst,Medien, 
freie Berufe 856.428 ·1,084.526 590.823 748.849 

Bau...,u.Holzarb. 3,416.299 7,591.024 10,340.642 15,830.929 
Chemiearbeiter 1 ,541.006 104.980 948.848 504.530 IV 
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H'ortsetzung.der Tabelle 

Ge\'Jerkschaft für 1976 für 1977 für 1976 für 1977 
durch Vergleich oder Ur- durch Interventionen er-
teil erstrittene Beträge zielte Beträge 

Schilling Schilling 

Druck und Papier 3,355.091 223.598 831.124 394.599 

Handel ,Transport 
Verkehr 597.705 699.559 2,314.615 2,801.380 

gastgevlerbliche 
Arbeitnehmer 1,969.753 619.663 2,786.166 3,705.351 

Arbeiter i.d. 
L~nd-u.}i'orstw. 69.000 25.000 1,453.461 2,363.487 

Lebens-u.Genuß-
mittelarbeiter 661.751 839.464 664.265 554.860 

Hetall,Bergbau, 
Energie 7,496.098 1,782.239 4,441.128 4,047.661 

Textil,Beklei-
dung, Leder 4,761.683 662.320 9,572.002 6,538.591 

Persönlicher 
Dienst 789.043 726,071 1,638.665 1,651.495 

Insgesamt 41,100.633 30,090.249 82,158.325 90,717.168 
============================================================ 

Bei den von den Gewerkschaften vertretenen Streitfällen vor Gericht 

und bei den Interventionen handelt es sich hauptsächlich um Lohn-

oder Gehaltsdifferenzen, Überstundenbezahlungen~ Abfertigungsansprüche, 

Remunerationenzahlungenund Urlaubsabfindungen. 

Die Rechtshilfe der Gewerkschaften der Eisenbahner und der Post-

und Telegraphenbediensteten ist 'infolge der Besonderheit des öffent

lichen Dienstes in Zahlen kaum faßbar und deshalb in der Aufstellung 

nicht enthalten. 

streikstatistik ~ 
ran· 

1m Jahre 1976 wurden insgesamt 4.711 Stunden gestreikt, da waren 

2.352 Arbeiter und Angestellte beteiligt. 1976 gab es keinen 

einzigen Streik, der eine ganze Branche oder mehrere Betriebe betraf. 
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Der Großteil de~ Streiks entfiel auf den Bereich der Gewerkschaft 

Metall, Bergbau, Energie (1808 Streikende und 2972 Streikstunden). 

Geringe Streikzahlen weisen die Gewerkschaft der Privatangestellten, 

die Gewerkschaft ~extil, Bekleidung, Leder, die Gewerkschaft Kunst, 

Medien, freie Berufe, die Gewerkschaft Handel, Transport, Verkehr 

und die Gewerkschaft der Bau-und Holzarbeiter auf. 

Wegen Lohnforderungen wurden 65,9% der Streiks geführt. 54,7% aller 

Streiks erhielten die Unterstützung der zuständigen Ge'l;Jerkschaft. 

94,3% der Streiks endeten mit einem Erfolg oder mit einem Teilerfolg .• 

1977 konnten ·in Österreich jeltleils in letzter Minute Streiks abgevJendet 

werden, die bei Durchführung nicht unbeträchtliche Auswirkungen auf 

die österreichische Wirtschaft gehabt hätten. Knapp an einem Streik 

vorbei ging es vor allem bei den Kollektivvertragsverhandlungen für 

220.000 Arbeiter in der metallerzeugenden und -verarbeitenden Industrie 

im März 1977 und für die 290.000 Handelsangestellten im Dezember 1977~ 

Im August 1977 fand ein zweistündiger Proteststreik statt, an dem 

43 Angestellte beteiligt waren. Dieser Streik war ohne Einvernehmen 

mit der Gewerkschaft begonnen worden. Nach Einschaltung der zuständigen 

Gewerkschaft der Privatangestellten wurden Kündigungen von drei viel

jährigen Mitarbeiterinnen, die der Streikgrund waren, zurückgenommen 

und der Streik konnte abgebrochen werden. 

Arbeitsmarktpolitik 

Besondere Bedeutung hatte in diesen beiden Jahren auch die Mitwirkung 

der Vertreter des Österreichischen Gewerkschaftsbundes im Beirat für 

Arbeitsmarktpolitik und in den verschiedenen Ausschüssen bei den 

einzelnen Arbeitsämtern und Landesarbeitsämtern, wobei auf die Er

haltung der Vollbeschäftigung großes Gewicht gelegt wurde. 

Ausländerbeschäftigung 

So tüe in den vergangenen .Jahren wurden auch im Jahre 1976 und 1977 

Vereinbarungen zwischen der Bundeskammer der gewerblichen 1:lirtschaft 

und demÖsterreichischen Gewerkschaftsbund über die Beschäftigung IV 
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ausländischer Arbeitskräfte getroffen. 

Im September 1976 waren in der österreichischen \Jirtschaft auf Grund 

von Kontingentvereinbarungenzwischen den 1Jirtschaftspartnern 113.166 

Ausländer beschäftigt. Im Jahre 1977 waren es 118.589 beschäftigte 

Allsländer. 

Im Rahmen des Ös~erreichischen Gewerkschaftsbundes is~ auch die Tätig

keit der Versichertenvertreter in den diversen Organen der Selbstver

waltnng der Sozialversicherung zu erwähnen. 

Internationale Arbeitskonferenz 

Vom 2. bis 23.Juni 1976 fand die 61.Tagung der Internationalen Arbeits

konferenz in Genf statt. Von der Arbeitnehmerseite wurde als ordentli

cher Delegierter Präsident Anton Benya und Dr.Gerhard tJeißenberg als 

stellvertretender Delegierter nominiert. Technische Berater "taren 

Karl l~edenig, Elfriede Hofbauer und Dr. Ferdinand l'1aly. Die Konferenz, die 

eine acht 'IAgesordnungspunkte umfassende Tagesordnung hatte, nahm 

das tloereinkommen und die Empfehlung zur Schaffung dreigliedriger 

.Einrichtungen und Verfahren zur Förderung der Durchführung internationa

ler Arbeitsnormen an. 

Vom 13. bis 29.0ktober fand in Genf die 62.Tagung d'er Internationalen 

Arbeitslwnferenz betreffend die Seeschiffahrt statt. Bei dieser' Konferenz 

1;Jar die Gewerkschaft Handel, Transport, Verkehr durch ihre Delegierten 

IJalter Darmstätter und Gerhard Gesek vertreten. Die Konferenz beschäf

tigte sich mit der Neufassung der Übereinkommen (NI'. 91) Üb'3:Y.' den be

zah:L t0!l Jf,hresurlaub der Schiffsleute (Neufassung) , 1949, im Sinne 

des t~ereinkommens (Nr.132) - jedoch nicht beschränkt auf dasselbe -

über den bezahlten Jahresurlaub (Neufassung) 1970, den Schutz junger See

leute,die Kontinuität der Beschäftigung von Seeleuten und über 

nicht normengemäße Seefahrzeuge, insbesondere soweit sie unter Gefäl

ligkeitsflaggen eingetragen sind. 

Bei dieser Tagunfj wurde das Übereinkommen und die Empfehlung betref

'J'.end die Kontinuität der Beschäftigung von Seeleuten angenommen. IV 

III-124 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 323 von 332

www.parlament.gv.at



15 

Auch das Übereinkommen über den bezahlten Jahresurlaub der Seeleute 

fand die Zustimmung der Konferenz. 

Vom 4. bis 17.Juni 1976 fand parallel zur Internationalen Arbeits-
Welt 

konferenz in Genf die Dreigliedrige/Beschäftigungskonferenz statt, 

an der Präsident Benya als Delegierter und Dr.Gerhard \leißenberg 

als stellvertretender Delegierter sowieDr. FerdinandMaly als technischer 
• 

Berater teilnahmen. 
An der 63.Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz vom 1. bis 22.6.19?7 
in Genf nahmen als Delegierte der österreichischen Arbeitnehmer 
Präsident Anton Benya, Karl Wedenig, Dr.Ferdinand Maly teil. Als 
technische Berater waren Elfriede Hofbauer, Heribert Maier, Tibor 
Karny umDr.Alfred Stifter genannt. 
Bei dieser Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation wurden 
folgende Übereinkommen und Empfehlungen angenommen: 
Das Übereinkommen über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Berufsgefahren 
infolge von Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen an den Arbeits
plätzen und die Empfehlung dazu. I·leiters das Übereinkommen über die 

Beschäftigung und die Arbeits-und Lebensbedingungen des Krankenpflege~ 
personals und die Empfehlung betreffend das gleiche Thema. 

Studienförderung 

Unter bestimmten Voraussetzungen 'Illerden durch den Johann-Böhm-Fonds 
Stipendien an Mittel-und Hochschüler gewährt. Im Bericht jahr 1976/77 
wurden 6,275.000 S aufgewendet. Davon entfielen auf Mittelschüler 

2,552.000 S und auf Hochschüler 3,723.000 S. Insgesamt sind 
2.734 Kolleginnen und Kollegen in den Genuß eines Stipendiums gekommen, 
davon 20,54% von der Gevlerkschaft der Privatangestellten, 20,5% von 
der Gewerkschaft, Metall,Bergbau und Energie, 17,5% der Gewerkschaft 
der Eisenbahner, 11,89% der Gewerkschaft der Bau-und Holzarbeiter und 

der Rest teilte sich auf verschiedene andere Gewerkschaften auf. 

Kurse des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 

In den Jahren 1976 1977 
fanden folgende Kurse statt: 
Internatskurse 537 604 

Tages-und Wochenendkurse 628 578 
Vorträge 3.493 3.263. 

Die Kurse befaßten sich mit Themen des Arbeitsrechtes, Themen 
schaftlicher Art und ge\·lerkschaftlicher J\.rt. 
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Berufsförderungsinstitut 

Das Berufsförderungsinstitut ist· bemüht mitzuhelfen, jedem bildungs

oewußten Österreicher durch Ausbildung einen qualifizierten Platz im Be
rufsleben zu sichern. Das Berufsförderungsinstitut, das sich als Vor

feldorganisation des ÖGB betr:-chtet, umfaßt in seiner Tätigkeit nicht nur 

Gewerkschaftsmitglieder, sondern darüber hinaus auch Kreise von Arbeits

nehmern, die nicht gewerkschaftlich organisiert sind. 
Bei der T:itigkeit des BFI kann insbesondere auf die Fernkurse hinge

wiesen werden, die jene Bildungswilligen erfassen, die durch ihre beruf

liche T:itigkeit oder weil in manchen Gebieten noch keine Weiterbildungsein

richtungen vorhanden sind, gehindert sind, sich persönlich weiterzubilden. 

Außerdem gibt es eine Führungskräfteabteilung des BFI, die sich in 

se iner Tii tigkei t auf das mittlere Management konzentriert ,md gute 

Kontakte zu Banken, Sparkassen und verstaatlichte Betriebe aufweist. 

Weitere Ausbildungsmöglichkeiten gibt es durch eine Handelsschule 

und eine Handelsakademie, deren Schulbesuch sowohl tagsüber als auch 

in den Abendstunden möglich ist. 

]ja die Spezialisierung in Industrie und Gewerbe immer mehr F'achkrdfte 

erfordert, hat das 13FI ein Zentrum für Bauberufe im Villach errichtet. 

Dane ben wdre noch das Bildungs-und Rehabili tationszentrum in Linz zu 

erwJ.hnen, in dem behinderte Menschen durch Spezialausbildungen wieder 

in das Berufsleben zurückgeführt werden können und das Schulungsprojekt, 

das mitHilfe der Salzburger Arbei terksmmer und mit Unterstützung der 

Landesregierung sowie des Sozialministeriums errichtet wurde. Neben der 

Tätigkeit des ßerufsförderungsinstituts wurde das Institut für Berufs

bildungsforschung gegründet. Dieses Institut hat in Zusammenarbeit 
mi t den jeweiligen Stellen gewisse Gru.ndlagenforschungsarbei ten auf dem 

Gebiet der Berufsbildung getätigt, so daß Schritt für Schritt die For

schungsbereiche erweitert und ausgebaut werden konnten. Da.Berufsbil

dungsforschung auf den österreichischen Universitäten, aber auch an

sonsten kaum entwickelt war, kam dem ÖIFB steigende Bedeutung zu und 

die Zahl der Projekte stieg ständig, immer mehr öffentliche Stellen 

nahmen die Forschungskapazitat des ÖIF'B in Anspruch. 

Jugendbeschaftigung 

Im Frühj[;hr 1976 waren nach Angaben der EG-Kommission in Westeuropa IT,ehr als 

1,5 Millionen Jugendliche unter 25 Jahren arbeitslos. Nach Angaben der 

EG-Kommission wird sich diese Zahl bis zum Jahre 19<30 kaum verringern, IV 
weil sowohl geburtenstarke JahrgJ.nge auf den Arbei tsrp.arkt drdngen, als •• 
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auch die erste Generation \.Janderarbeitnehmer-Kinder in steigendem Ha.ße 

als SChulabgänger nach Ausbildungsplätzen suchen werden. 

Ausgehend von dieser Tatsache beschäftigte sich die Üsterreichisch8 

Gewerkschaftsjugend 1976 und 1977 schwerpunktmäßig mit dem Problem 

ner Beschäftigung Jugendlicher. Die Gewerkschaftsjugend bemühte sich daher 
besonders um d" J db h""f" d d" L hr t 11 "t t" Idie Diskussion,um le ugen esc atlgung un le e s e enSl ua lon, 

Im März 1976 fand gemeinsam mit dem österrei
chischen Arbeiterkammertag eine Enquete"Jugend am Arbeitsmarkt" statt. 

Bei dieser Enquete wurden Maßnahmen beraten, die geeignet sind der 
Jugendarbeitslosigkeit auf Sicht zu begegnen. Dabei wurden folgende 
Themen beraten: 
Allgemeines Angebot an Beschäftigungs-und Ausbildungsmöglichkeiten und 

die zu erwartende Nachfrage 1976. 
Analyse und Prognose der F'achkräftestruktur bis 1981. 
Kapazität und Effektivität der beruflichen Ausbildung. 

Beim Bundesministerium für Handel, Ge\'Jerbe und Industrie \"lUrde eine 
Kommission zur Reform der Berufsausbildung eingerichtet. Z1tleck dieser 

Kommission ist es, eine Neuordnung der Berufsausbildung herbeizuführen. 

AusgangspBIlkt der Beratungen der Kommission ist der Ent1:lUrf des Öster
reichischen Gewerkschaftsju~end, der auf den Ereignissen der Aktion 75 
bnsiert. Die Verhandlungen gestalten sich äußerst scbüerig und ':ruI'd en 

sOillohl 1976 als auch 1977 geführt. 
Die Österreichische Gewerkschaftsjugend war auch im [ahre 1976 uhd 1977 
im Berufsausbildungsbeirat vertreten und hat dort die Interes

sen der arbeitenden Jugend im Auge behalten. 

IV 
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Jugendfürsorge 

Im Jahre 1976 und 1977 wurden vom Österreichischen Gewerkschaftsbund 

c. Jugendsrholungsheime geführt. 

In:3c'€samt 1:'11U'den im Laufe der z\~ei Berichtsjahre 15.701 Kinder und 

,Jul',endliche in die Heime. entsendet. Für die Entsendung 

rter Jugendlichen in dia bGB-~Ieime war - ebenso wie in den vergangenen 

.JHl1ren - das Ergebnis der Reihenuntersuchungen der zuständigen Gebiets

krankenkasse maßgebend. 

1976 
Gesamtverschickungen 

Burschen ....•.•• 4391 

Mädchen •..•.•.. 1766 

Kinder .•••••••.. 1720 

zusammen .••••••• 7877 

1977 

4030 

1860 

1934 

'7824. 
================================~ 

'inrband für Gozialtourismus 

Der Österreichische Verband für Sozialtourismus konnte auch 1976 

und 1977 in den li'eriendörfern am Hafnersee und am I1altschachersee 

den Familien mjt Kindern einen preisgünstigen Urlaubsaufenthalt bieten . 

. Es 

baben sich im Jahre 1976 3625 Familien für einen 14 tägjgen r:r~lOlunrc;surlau' 

nn!\emeldet. Davon konnten 2183 Anträge positiv erledigt \'Jerden. 

Im Jahre 19'77 'tiaren es 3.683 Pamilien, davon konnten 2.363 ber\.lcksicllLip; 

vJel'den. 1976 vwren 4508 Er\vachsene und 3454 Kinder und 1977 'ilaren 

es 4998 Erwachsene und 3451 Kinder die einen 14tägigen Erholungsurlaub 

Ln einem derbeiden Ferienzentren in Kärnten verbrachten .. 

IY 
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OSTERREICHISCHER LANDARBEITERKAMMERTAG 

Arbeitsmarkt 

War schon von 1975 auf 1976 die Abwanderungsrate der unselbständig 
Erwerbstätigen in der Land- und Forstwirtschaft auf 2 % zurückge
gangen, konnte man 1977 bei einem Rückgang von lediglich 0,2 % 
bereits von einem praktisch gleichbleibenden Beschäftigtenstand 
sprechen. Laut einer vom Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger erstellten Statistik waren Ende Juli 
1976 39.439 Arbeiter und 7.226 Angestellte in der Land- und 
Forstwirtschaft beschäftigt. Ende Juli 1977 waren es 39.215 
Arbeiter und 7.342 Angestellte. Eine Aufgliederung nach der 
Art der BeschäftigUng weist als zahlenmäßig stärkste Gruppe 
die Landarbeiter mit 14.393 (1976: 15.117) auf. Es folgen 
die Forst- und Sägearbeiter mit 12.445 (1976: 12.505), die 
Genossenschaftsarbeiter mit 5.549 (1976: 5.401) und die 
Gartenarbeiter und Winzer .mit 4.164 (1976: 4.184). 

Von der Winterarbeitslosigkeit waren 1975/76 mehr Personen be
troffen als im relativ milden Winter 1976/77. Ende Jänner 1976 
betrug die Zahl der Arbeitsuchenden in der Land- und Forstwirt

schaft 8.875, Ende Februar 1976 waren es 9.110 und Ende März 
1976 6.715. 1977 lag die Spitze der Arbeitslosigkeit bei 
9.258 Ende Jänner, wogegen Ende Februar 1977 mit 4.506 und 
Ende März 1977 mit 2.653 bereits ein deutlicher Rückgang der 
Arbeitslosenzahl registriert werden konnte. 

Löhnentwicklung 

Die Landarbeiterkammern wirken in den meisten Bundesländern 
an den Kollektivvertragsverhandlungen mit und sind zum Teil 

IV 
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ausschließliche Kollektivvertragspartner auf Arbeitnehmerseite. 

Im Zeitraum von Jänner 1976 bis Dezember 1977 wurden in sämt
lichen Kollektivverträgen die Lohn- und Gehaltsansätze minde

stens einmal erhöht. Bei den Landarbeitern in bäuerlichen 

Betrieben betrug das Ausmaß sowohl 1976 als auch 1977 durch
schnittlich zwischen 8 und 12,5 %. In Vorarlberg gab es 1976 
keine Lohnerhöhung, die Lohnerhöhung in Salzburg im Jahre 
1977 lag deutlich über dem oben genannten Durchschnitt. 

Die Landarbeiterlöhne in Gutsbetrieben wurden 1976 wie auch 
1977 um 8 bis 10 % erhöht. In Tirol lag die Erhöhung um 11 % 
und in Vorarlberg, wo es 1976 keine Lohnerhöhung gab, lag 
sie 1977 bei 1"3 %. Bei einem Vergleich des Lohnn:neaus mit 

Stichtag 1.12.1977 liegt bei den bäuerlichen Betrieben Tirol 
an erster Stelle, gefolgt von Kärnten, Salzburg und Vorarlberg. 

Bei den Gutsbetrieben liegt ebenfalls Tirol an der Spitze, 

gefolgt von den Bundesländern Burgenland, Niederösterreich 
und Wien, für die ein gemeinsamer Kollektivvertrag gilt. 

Für die Forst- und Sägearbeiter gab es in den Berichtsjahren 
zwei Erhöhungen der Kollektivvertragslöhne, die zusammen

genommen rund 17 bis 21 % betragen haben. 

Der Wert der freien Station wurde in allen Bundesländern 
von den Finanzlandesdirektionen für 1976 mit 1.080.- S und 

für 1977 mit 1.245.- S festgesetzt. 

Berufsausbildung 

Die Zahl der Lehrlinge in der Land- und Forstwirtschaft 
geht über mehrere Jahre hindurch betrachtet bei den Burschen 
um ca. 6 % und bei den Mädchen um ca. 7 % pro Jahr zurück. 

Im Jahre 1976 betrug die Gesamtzahl 7.016 (1975: 7. 492), 
wobei der Anteil der männlichen. Lehrlinge 4.705 (1975: 5.013) 
und der weiblichen Lehrlinge 2.311 (1975: 2.479) betragen 
hat. Wie schon in den vergangenen Jahren kam es auch 1976 
wieder zu einer weiteren Verschiebung im Verhältnis von 
Heimlehrlingen und Fremdlehrlingen. Die Zahl der Heimlehrlinge 

betrug im Jahre 1976 5.959 (1975: 6.505), die Zahl der Fremd

lehrlinge ist von 987 im Jahre 1975 auf 1.057 im Jahre 1976 
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gestiegen. Einen besonders starken Prozentsatz an Fremdlehr
lingen, nämlich mehr als 90 %, finden wir im Gartenbau, wo
gegen in der allgemeinen Landwirtschaft die Ausbildung fast 
ausnahmslos im elterlichen Betrieb erfolgt. 

Bei den Facharbeiter- und Gehilfenprüfungen war gegenüber 1975 
ein leichter Rückgang festzustellen, von dem nur die Gebiete 
Garten- und Weinbau ausgenommen waren. Insgesamt wurden in 
der Landwirtschaft 1.184 (1975: 1.286), in den Sondergebieten 
der Landwirtschaft 839 (1975: 733) und in der Forstwirtschaft 
155 (1975: 186) Facharbeiter- bzw. Gehilfenprüfungen abgelegt. 

Im Gegensatz zu den vergangenen Jahren war 1976 auch die Zahl 
der erfolgreich abgelegten Meisterprüfungen mit 617 gegenüber 
665 im Jahre 1975 leicht rückläufig. Von diesem Rückgang 
nicht betroffen war nur die Landwirtschaft, wo mit 395 Mei
sterprüfungen um 21 mehr als im Jahr zuvor absolviert worden 
sind. 

Förderungswesen 

Eine wichtige Aufgabe im Rahmen der Tätigkeit der Landarbei
terkammern stellt die Mitwirkung bei der Förderung des Land
arbeitereigenheim- und -wohnungsbaues dar. Infolge der ge
stiegenen Baukosten wurden die Beihilfensätze aus Bundes
mitteln mit 1.4.1976 beachtlich erhöht und darüber hinaus 
die Beihilfengewährung für weibliche Dienstnehmer erheblich 

ausgeweitet. Im Jahre 1977 wurde seitens des Bundesministeriums 
für Land- und Forstwirtschaft der Höchstsatz für zinsverbilligte 
Darlehen für den Landarbeitereigenheimbau (AlK) von 
150.000.- Sauf 200.000.- S angehoben und damit einer 
Forderung des Österreichischen Landarbeiterkammertages ent
sprochen. 

Insgesamt wurden im Jahre 1976 574 und im Jahre 1977 612 
Eigenheime mit einem Gesamtvolumen von rund 46 Mill.S (1977: 
54,5 Mill.S) an Zuschüssen und rund 99 Mill.S an Darlehen 
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und Krediten (1977: 103 Mill.S) gefördert. Im Rahmen der 
Agrarinvestitionskreditaktion wurde 294 Bewerbern (1977: 237) 
zinsverbilligte Darlehen in der Höhe von 36,2 Mill.S 
(1977: 33,7 Mill.S) gewährt. Dazu kommen noch erhebliche 
Beträge aus Kammermitteln. Insgesamt war zur Finanzierung 
der 1186 Eigenheime ein Betrag von rund 770 Mill.S er
forderlich. 

Für qie Berufsausbildung wurden durch Gewährung von Bei
hilfen zur Erleichterung des Besuches von Kursen und Lehr
gängen 1976 insgesamt rund 2,4 Mill.S (1977: 2,5 Mill.S) 
an Bundesmitteln und rund 2 Mill.S (1977: 2,3 Mill.S) an 
Landes~ und Kammermittel aufgewendet. 

Im Rahmen der Treueprämienaktion zur Ehrung langjähriger 
Dienstnehmer standen den Landarbeiterkammern im Jahre 1976 
rund 1,8 Mill.S (1977: 2 Mill.S) an Bundesmittelund 1,15 Mill.S 
(1977: 1,05 Mill.S) an Landes- und Kammermittel zur Verfügung. 
Damit konnten im Jahre 1976 1.670 und im Jahre 1977 1.333 
Dienstnehmer für ihre langjährige Berufstreue geehrt werden. 
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